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VOBWOBT. 



handelt sich in der vorliegenden Arbeit zunilchst 
darum, denjeiiiiren Zustand der Verwaltun^s-( )rganisation 
festzustellen, der in den Jahren 1806— IBOs in Preussen 
bestanden hat. Denn um ein wissenschaftliches Verständniss 
der Refonngesetzgebung zu gewinnen, ist es nothwendig, ihre 
Ausgangspunkte zu kennen. £s war dabei nicht zu ver- 
meiden, weiter zurückzugreifen, doch bat eine Geschichte der 
VerwaltangSrOiganisation wfthrend des achtzehnten Jahr- 
hunderts nicht im Plane gelegen. Nur hie und da ist etwas 
mehr mitgetheOt worden, als fftr den nächsten Zweck un- 
bedingt eilbrderlich gewesen wäre, da es zweifelhaft war, 
ob sobald wieder Jemand denselben Weg zurflcklegen würde. 
Der gänzliche Mangel rechtsgeschichtlicher Voraiteiten und 
der unvollkomTnene Zustand der Quellenwerke hat die Lösung 
dieses Theil> der Aufgabe erheblich ei-schwert. In der That 
sind die heutigen Franzosen von den Zustunden vor der 
Revolution sehr viel besser unterrichtet, als wü* von denen 
vor der Refoi-m. 

Es war dann weiter erforderlich, im Anschluss an die 
maassgeb enden Persönlichkeiten die leitenden Ideen der 
Reformgesetzgebung übersichtlich darzulegen, und die Gegen- 
sätze au&uweisen, die sich damals bekämpft haben; Ausfüh- 
rungen, welche allerdings ihre volle Bestimmtheit erst im 
Zusammenhange mit den gesetzgeberischen Arbeiten selbst 
gewinnen werden. 

Hinsichtlich der Reorganisation der Central- und Provimdal- 
Behdrden ist Vieles bereits durch Pertz aus dem Steinschen 
Nachlasse mitgetheilt worden; indessen war dieses Material 
einerseits zu verarbeiten, woran es bisher g^Uizlich gefehlt 
bat, anderersdts zu ergänzen, was namentlich hinsichtlich der 
Ober-Piiisidenten und der Regierungen in ziemlich umfiing- 
reichem Maasse möglich gewesen ist. 
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Die Abschnitte Uber die Stadteordnang und Ober die 
Kreis-, Polizei- nnd Gemeinde-VeilAssiuig des platten Landes 
enthalten einen vollstilndigen Neubau mit bisher gänzlich 

unbekannten) Material. 

Die behufs dieser Arbeit im Geheimen Staats-Archiv 
und im Ministerium des Innern, vereinzelt auch im Justiz- 
Ministerium, angestellten Untersuchungen haben mit mehreren 
Unterbrechungen eine längere Keihe von Jahren in Anspruch 
genommen, sind aber zuletzt zu einem gewissen Abschlüsse 
gelangt. Die wichtigsten Aktenstücke haben bei der Aus- 
arbeitung in Abschiift vorgelegen; sie wOi'den bei einer et- 
waigen Veröffentlichung einen stattliehen Band ausmachen. 
Im Ganzen ist das Bestreben auf eine möglichst intensive 
Verarbeitung gerichtet gewesen, die wörtliche Mittheilung 
längerer Auszüge hat sich aber nicht immer vermeiden lassen. 

Wenn dann im Verlaufe der Arbeit Immer entschiedener 
die Ueberzeusrung sich aufdrängte, dass die damalige Gesetz- 
gebung mit Einscliluss der damaligen Geset/ontwüife die 
Grundlage für alle organisatorischen Gestaltungen bildet, 
welche sich im Laute dieses Jahrimnderts in Preussen und in 
Deutschland If^heiisfäliig erwiesen haben, so musste doch der 
Versuchung widerstanden werden, die spätere Entwicklung 
selbst unmittelbar anzuknüpfen und einen Vorblick zu ge- 
währen, wie ein Kückblick gegeben worden ist. £s erwies 
sich das bei der versuchten AusfiEüirung deshalb als unthun- 
lichy weil dafür wieder archivalische Forschungen nothwendig 
gewesen waren, insbesondere in Bezug auf die revidirte 
Städteordnung und die rheinische Gemeinde-Ordnung, wäh- 
rend die unmittelbar an die Bewegung von 1848 anknüpfende 
Gesetzgebung, deren Motive in den Landtags- Verhandlungen 
offen liegen, eine sehr eingehende rechtspolitische Betrachtung 
erfordert haben würde. Es ist das eine Aufgabe für sich. 
Hier war eine Beschränkung auf einige ganz äusserliche An- 
knüpfungen geboten. 

Halle, im September 1880. 
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1. DEE GEHEIME STAATSßATH') . 

Der durch den KorfÜFBten Joachim Friedrich errichtete 
Geheime Staatsrath, der zu An&ng des Jahres 1805 das zweite 
Säcnlarfest seines Bestehens feierte, hatte einst seine grosse 
Zeit f?ehabt. Insbesondere während des siebzehnten Jahr- 
hunderts var die Wirksamkeit desselben auf alle damals be- 
reits vorhandenen Zweige der Landesverwaltung ausgedehnt 
gewesen, auf die Administration der KammergQter, ,,daraus 
wir," wie es in der Stiftunpsurkunde lieisst, „den nervus 
rerum gerendarum nehmen müssen/' auf die Polizei, das 



1 ) Klaproth und Cosmar, Der königlich proussische und kurfürstlich 
brandenliiirgische Wirkliche Geheime Staats-K;itli. P>('rlin 1S05, Kuhns, 
I)ie Ressortvf'ihältnisse dos preussisclien Geheimen Staatsraths bis in 
das 18. Jahrhundert (Zeitschrift fiir preuss. (!esrh. und Landeskunde. 
Jahrg. VIII (1871) S. 141 ff ), v. Bassewitz, Hie Kurmark Urandoiihurg, 
ihr Zustand und ihre \ erwaltuug unmittelbar vor dem Ausbruch des 
fransöBischeo Krieges im Oktober 1806. Leipzig, 1847 S. 35 ff. Fr. Kapp, 
Aktenstikcke rar Geschidite der preusaisdien Censur- und Pressverliftlt- 
idsie unter dem Minister Wdllner tAxchb fXtt Gesdiiclite des deatsehen 
Bnchlumdels. Bd. IV. S. 149 ff., Bd. V. S 21)1 ff.) Im Uebrigen ist fikr 
diesen und die folgenden Abschnitte das Handbuch fiir d(Mi kOnicHch 
prenscicchen Hof und Staat, aus dem Endo des vorigen und .\nfang des 
f^egtiiwartigen Jahrhunderts, insbesondere für das Jahr 1806 zu ver- 
gleichen. 

1* 
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Koimnerzien- und Manufoktarwesra, auf die Rechtspflege, 

das Heerwesen und die auswärtigen Angeleirenheiten. Bei 
ausserordentlichen Veranlassungen, namentlich bei Abwesen- 
heit des Landeshenm in Kriegsseiten, waren diese Befugnisse 
durch Specialvollmachten, auch noch in späterer Z^t, mehr^ 
mals beträchtlich erweitert worden. Die Leittinp der Ge- 
schäfte war wiederholt einem besonderen Präsidenten, der 
den Titel Obeipräsident fahrte, übertragen gewesen. Die 
Kurfürsten und die beiden ersten Ktaige hatten meist persön- 
lich lebhaften Aritheil an den Verhandlungen f^enommen. 
Der grosse Kurfürst war noch zwei Tage vor seinem Tode 
in einer Sitzung erschienen, um förmlich Abschied zu neh- 
men, dem Kurprinzen Regierungsvorschriften einzuschärfen, 
den Rftthen fdr ihre Dienste zu danken. 

Aber diese Zeit war li\ncst dahin. Die Zunahme der 
Staatsthätigkeit und die Ausdehnung des Staatsgebiets hatten 
es mit sich gebracht, dass die Gentralverwaltung in der 
Hauptsache nicht mehr von der Plenarversamrolung des Staats- 
raths besorgt wurde. Es ist zwar nicbt richtig, dass es dem 
Gebeimen Staats-Ministerium, wie die Behörde zuletzt meist 
genannt wurde, an jeder gesetzlieh festgestellten Kompetenz 
gefehlt haba Eine solche bestand insbesondere hinsichtlich 
der Disciplinarsachen der Verwaltungsbeamten, namentlich 
hinsichtlich der Versetzungen und Entlassungen derselben, 
indem diese nach der ausdrücklichen Vorschrift des Allge- 
meinen Landrechts nicht durch die Vorgesetzten und De- 
partementschefB einseitig, sondern nur dann erfol^iren durften, 
wenn die Saclien nach ordnungsmässiger Instruktion zum Vor- 
trage im vei*sammelten Staatsrathe gebracht waren, der nach 
Stimmenmehriieit darQber beschloss, unter Vorbehalt der Be- 
stötigung eines verurtheilenden Beschlusses durch den König 
in denjenigen Fällen, wo es sich um einen Beamten handelte. 



■ 
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der eine vom König vollzogene Bestallung erhalten hatte (§§ 99, 

101, Th. IL Tit. IV, A. L.-R.). Indessen waren doch diese dem 
Staatsrathe gesetzlich zugewiesenen Gegenstiiiide allerdings 
Ton ziemlich geringer Zahl und Bedeutung. Insbesondere fand 
aneh keine gesetzliehe Mitwirkung desselben b« der Gesetz- 
gebung statt; die i^ij 7 und 9 der Einl. A. L.-R. enthielten 
nnr die Bestimmung, dass Gesetzentwürfe der Gesetz-Kom- 
mission zur Prüfung vorgelegt werden sollten, und dass die 
Vorgesetzten eines jeden Departements im Staatsrathe dafür 
zu haften hätten, dass dieser Anordnung in keinem Falle 
entgegengehandelt werde. Dieselbe Bestimmung hatte auch 
• schon der § 14 des Patents über die Errichtung der Gesetz- 
Eonunission vom 29. Mai 1781 enthalten*). Der Geheime 
Staatsrath als solcher hatte demnach mit der Gesetzgebung 
formell gar nichts zu thun, sondern nur die Departements 
desselben, die indessen auch nur als Organe der Gesetz- 
Kommission fungirten; im Vordergrande stand dabei das 
Justiz-Departement, welches sich jedoch für das zu erstat- 
tende Gutachten nach der Beschaffenheit des Gegenstandes 
mit dem Finanz- oder mit dem auswüitigeu Departement in 
Verbindung* setzten sollte. 

Vor den Staatsrath gehörten sodann alle diejenigen Ge- 
genstände, welche demselben vom Könige ausdrOcklich über- 
wiesen wurden. Darauf bezieht sich die unterm 4. Febiiiar 
1792 an den Grafen Finkenstein als ältesten Staats-Minister 
erlassene Kabinets- Ordre, welche behufe Verschärfung der 
Censnr-Maassregeln die unverzfigliche Bemfung eines allge- 
meinen Staatsraths anordnete, der denn auch am 6. und 

2! Patent, wodurch eine Gppptz-Kommission errichtet und mit der 
nOtUigen Instruktion wegen der ihr obliegenden Geschäfte versehen wird, 
Tom 29. Mai 1781 (N. C. C. VU 837). 
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10. Febniar znaammentrat, und nadi erfolgtem Eingänge 

der von den Departements erforderten Gutachten, auf Grund- 
lage des Gutachtens des General-Direktoriums unterm 17. Fe- 
bruar einen Generalbericht an den König erstattete, worauf 
die Kabinets-Ordre vom 21. Februar die Angelegenheit zum 
vorläuüiren Al»sc]iluss l)rachte. 

Endlich hatte sich der Staatsrath auch noch mit den- 
jenigen Gegenständen zu beschäftigen, hinsichtlich deren die 
einzelnen Minister, insbesondere aber die einzelnen Departe- 
ments eine jzemoinsame Beratluin? und Bericlitcrstattung 
fUr nothwendi^ hielten. Das Schreiben des General-Direk- 
toriums vom 27. Februar 1798 mit dem Antrage auf Zurück- 
nahme des Verbots der Allgemeinen Deutschen Bibliothek 
bietet dafür ein Beispiel dar. 

Der Schwerpunkt der Geschäfte lag schon längst bei 
den Departements; deren es drei gab: das auswärtige De- 
partement oder Kabinets-Ministerinm, das Departement für 
Finanzen und Inneres oder General-Direktorium, und das 
Justiz-Departement oder Justiz-Ministenum. 

Die auswärtigen Angelegenheiten waren am frühesten, 
sehen zur Zeit des {grossen Kurfürsten, der kollegialischen 
Berathunj; im vei-samnielten Staatsrathe entzogen, und zur 
Erledigung an Konferenzen verwiesen worden, welche aus 
den für solche Geschäfte besonders brauchbaren Mitgliedern 
des Staatsraths gebildet und im Kabinet des Königs abge- 
halten wurden. Daraus hatte sich allm'ahlifr das Kal)inets- 
Ministerium ionmit, dessen Organisation sich im Laufe der 
Zeit immer mehr vereinfachte, und welches namentlich von 
Friedrieh dem Grossen niemals mit mehr als zwei Mitgliedern 
besetzt wurde; eine Kinriclitunu , von der zwar Friedrich 
Wilhelm IL mehrfach abgewichen war, zu der aber Friedrich 
Wilhelm HI. wieder zurückkehrte. ' 
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Die jjesiinimte innere Landesverwaltung, insbesondere 
die Verwaltung des Finanzwesens und der Polizei in oberster 
Instanz, lag bei dem Eweiten grossen Departement des 
Staata-Mimsteriiims, dem General-Direktorium, welches 1806 
ans acht Ministem Bestand , deren Ressorts theils auf sach- 
licher, theils auf provinzieller Grundlage beruhten. 

Das Justiz-Depaitement endlich hatte nicht bloss die 
Justizsachen, sondern auch die geistlichen Angelegenheiten 
der drei christliehen Konfessionen, die Unterrichtssachen mit 
Einächluss der Universitäten, die Koloniesachen, sowie die 
Landeshoheits- und Lehnssachen zu bearbeiten. ' Die Gre- 
schäite theilten sich unter vier Justiz-Minister. Von diesen 
hatte der eine als Grosskanzler und Chef der Justiz die 
allgemeine Leitung des Justizwesens und der Gesetzgebung, 
den Vorsitz in der Gesetz- Kommission , den Vorschlag und 
die Bestallung der Justizbeamten, die Visitation der Justiz- 
Kollegien, das Kriminal-Departement, die Mitaufsicht Uber 
die Justiz- Verwaltung bei dem General- Audi toriat und den 
Kammer-Justiz- Deputationen, sowie gemeinschaltlich mit 
einem anderen Justiz-Minister das Pfälzer Kolonie-Departe- 
ment; der zweite war Chef des Hoheits- und Lehns-Departe- 
ments, welches nrsprttnglich zum ausw&rtigen Departement 
gehört luUte ; der dritte war Chef des geistlichen Departements 
in reformirten Kirchen- und Schulsachen, auch des franzö- 
sisehen Kolonie-Departements und gemeinschaftlich mit dem 
Grosskanzler des Pfälzer Kolonie-Departements; der vierte 
endlich war Chef der geistlichen Departements in evangelisch- 
lutherischen Kirchen- und Schulsachen, und in Stifter- und 
Klöster-, auch die katholische Geistlichkeit betreffenden An- 
gelegenheiten, sowie Ober-Gnrator der Universitäten, und 
Chef- Präsident des Kammergerichts. Jeder dieser Justiz- 
Minister, mit Ausschluss'des Chefs des geistlichen Departements 
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ffBat die refonnirten Eirehen» und Sdralsaehen hatte tkbrigens 

auch ein nach den Provinzen f:esondeites Special-Departe- 
ment. Die Einrichtung eines besonderen Justiz-Ministeriums 
&a SehleBien war wieder aafgeiiobeiL 

Mitglieder des Geheiinen Staatsraths waren zunAebst die 
sämmtlichen Minister an der Spitze der selbstständijzeu Ver- 
waltiin^rszwei^ie der einzelnen Departements; die beiden Ka- 
binets-Minister (Freiherr von Hardenberg und Graf Haag- 
witz), die acht Minister des Generd-Direktoriams (Graf von 
der 8c]iulenburg, von Voss, Freilierr von Hardenberg, Frei- 
herr von Schrötter, Graf von Reden, von Angern, von Diet- 
herdty Freiherr von Stein), und die vier Justiz-Minister (Frei- 
herr von der Reck, von Goldbeck, von Thulemeier und von 
Massow). Diesen schloss sich Graf Hoym als dirigirender 
Staats- und Kriegsminister für Schlesien, welches in Bezug 
auf Finanz- und Polizei-Verwaltung seine Selbstständigkeit 
bewahrt hatte, sowie, gleichsam als Minister ohne Portefeuille, 
der in Regensburg als Keiclistagsgesandter abwesende Graf 
von Schlitz gen. von Görtz an. Die Gesammtzald der Mit- 
glieder belief sich also, da Hardenberg zweimal vorkommt, 
auf fOnfeehn. Es gab daneben noch drei wirkliche Geheime 
Staats-Minister, welche in den Staatsrath nicht introducirt 
waren, unter ihnen der Marquis von Lucchesini, ausseror- 
dentlicher Gesandter in Paris. 

Die eigentliche Entscheidungsgewält lag nun aber weder 
beim Plenum, noch bei den Departenieuti des Geheimen 
Staatsraths, sondern beim Kabinet, welches ursprünglich na- 
mentlidi unter Friedrich dem Grossen, eine bloss ezpedirende 
Behörde gewesen war, immer mehr jedoch zu einer Ober- 
Instanz über den Ministern sich entwickelt liatte. Den daraus 
hervorgegangenen Zustand schilderte der Minister von Stein 
noch vor der Katastrophe von 1806 treffend mit folgenden 
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Worten : „Der Vereiuigunf^spunkt sämmtlicher Ilauptdepar- 
tements und des schlesischen Ministeriums ist der Staats- 
lath, der gegenwärtig aus f&nfeehii MitgUedem besteht. Er 
ist aber jetzt auf wenige und unbedeutende Geschäfte ein- 
geschränkt, verbaiiiiiielt sich nur bei einzelnen Veranlassun- 
gen, und kann in Hinsieht auf Wirksamkeit und Ansehen als 
nicht ezistirend betrachtet werden. — £s habe sich, heisst es 
weiter, unter dem Namen des Kabinets während der letzten bei- 
den Regierungen eine neue Staatsltehörde gebildet, ohne gesetz- 
liches und üti'eutlich anerkanntes Dasein; „sie verhandelt, 
besehliesst, fertigt aus in Gegenwart des Königs und im 
Kamen des Königs. Sie hat alle Gewalt, die endliehe Ent- 
scheidung aller Angelegenheiten, die Besetzung aller Stellen, 
aber keine Verantwortlichkeit, da die Person des Königs 
ihre Handlungen sanctioniit. Denen oberaten Staatsbeamten 
bleibt die Verantwortlichkeit der Anträge, der Ausftthrung, 
die Unterwerfung unter die Öffentliche Meinung, während 
dem, dass die Mitglieder des Kabinets aller Gefahr entrUekt 
sind. Alle Einheit im Handeln unter den Ministern ist auf- 
gelöst, da sie unnütz ist, da die Resultate aller ihrer ge- 
meinschaftlichen üeberlegungen, die Giltigkeit ihrer gemein- 
schaftlichen Beschlüsse von der Zustimmung des Kabinets 
abhangt und es auf deren Erhaltung allein ankommt. Diese 
Abhängigkeit von Subalternen, die das Gefühl ihrer Selbst- 
ständigkeit zu euiem«fibermnthigen Betragen reizt, kiünkt 
das Ehrgefühl der obersten Staatsbeamten, und man schämt 
sich einer Stelle, deren Schatten man nur besitzt, da die 
Gewalt der Baub einer untergeordneten Influenz gewoi^en 
ist Wird der Unwille des beleidigten Ehrgefühls unterdrückt, 
so wird mit ihm das Pflichtgefühl abgestumpft, und diese 
beiden kräftigen Triebfedern der Thätigkeit des Staatsbe- 
amten gelähmt — Der König selbst lebt in einer gänzlichen 
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Abgeschiedenheit von seinen Ministern, er steht sn ihnen 

weder in Geschäftsverbindung, noch in der des Umgangs, 
noch in der der eigenen Konespondenz; eine Folge dieser 
Lage ist Einseitigkeit in den Eindrücken, die er erhält, in 
den Beechlflssen, die er fasst, und gftnzliche Abhängigkeit 
von seinen Umgebungen. — Man vemiisst bei der neuen 
Kabinetsbehörde, gesetzliclie Verfassung, Verantwortlichkeit, 
genaue Verbindung mit der Verwaltungsbehörde und Theil- 
nähme an der Ausführung.^ 

In üeber^nstimmung damit heisst es in der bisher nn- 
gedruckten Altenstein'schen Denkschrift vom September 
1807, von der später genauer die Rede sein wird: „Die 
oberste Leitung der Geschäfte hatte der König mit den 
KabinetsHiihen. Es war da(^i, jedoch eigentlich nur dem 
NanicH nacli , eine Vereinigung sämmtlicher Staatsminister, 
getrennt vom König, unter dem Namen eines Staatsraths 
vorhanden.*^ 
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i/as General-DircktoriuTii, nucli seiner vollen Bezeichniinp: 
das General-, Ober-, Fiuanz-, Kriegs- und Domainen- Di- 
rektorium, war einst von Friedrich Wilhelm L durch die 
Vereinigung des General-Kriegs-Komroissariats und des 6e- 



8) Massgebend sind hauptsächlich die Instruktionen tür das General- 
Direktorium. Von diesen ist die bei der Gründung desselben von Fried- 
rich Wilhelm I. mitenn 20. December 1722 eriassene weitans die wich- 
tigste; sie sollte „höchstens sekretiret, imd Niemand, dem dieselbe nicht 
m sehen gebfkhret, Torgesdgt werden**, sie ist aach erst von FOister, 
Friedrich Wilhelm L Bd. U (1835) S. 173 flf. mitgetheilt worden. Die 
Kabinets-Ordre an Ilgen vom 14. Januar 1723 findet sieb bei Roedenbeck, 
licitrage, Bd. I ( 188(5) S 2:^ If., neuerdings in einer mehrfach abweichen- 
den, oflenl>nr korrekteren l 'assiuitr hei Reuter, König Friedrich Wilhelm I. 
und das General-Direktorium (Zeitschrift für preussische Geschichte und 
Landeskunde. IUI. 12 (1875) S. 724 ff.), der dieselbe vom lö. Januar 
datirt; das Notifikations-Patent vom 24. Januar 172;) in C. C. M. YL 2. 
S. 242; aber dit Entstefaang der Instruktion Torzogswelse Beater a. a. 0.; 
nnd T. Ranke, ZwOlf BQcher preoss. Geseh, II. 168; die Instraktion ist 
bekanntlicb das eigenste Werk Friedrich Wilhelms I., „vaaem grOssten 
inneren EOnigs*'; dieser dem Ober-Präsidenten von 8ehön gehörige, von 
mir vor etwa zehn Jahren in einem Vortrage gebrauchte Ausdruck, der 
seitdem mehrfache Verwendung in der Literatur gefimden hat, findet 
sich übrigens in einem Berichte Schöns vom 6. März 1816, wo es in der 
ihm eigenen, etwas schwülstigen Schrrihweisc heisst: „Das Königreich 
Preussen ist unabwendbar der kultivirten Welt verloren, und sie kommt 
selbst in Gefahr, wenn wir hier nicht den Unterschied der Kultur und 
Barbarei so grell darstellen, dass Jedermann ihn sieht nnd eikennt 



Digitized by Google 



12 



SB8TBB AB8C0H1TT. DSB fiSSTEBEHDB ZüBTiMD, 



neral-Finanz-Direktoriums gebildet, und damit ein Dnalismiis 

beseitigt worden, der iu die Auiänge moderner Staatsbilduog 



ünaer grösater innerer EOnIg, FHedrieh Wilhelm L, ergriff diesen Punkt 
in Beiner Weisheit" n. s. w. (Acta betr. die Organisation der Kommonal- 

nnd KreiBverwaltuDg in der Neumark. R. 74. J. 3. Nr. 8); die Ine 
struktlon gehört zu den wichtigsten Aktenstücken für die Geschiclite der 
preussischen Verwaltung, sie liat es jedoch weniger mit der Organisation, 
als mit den Funktionen der Verwaltung zu thun. — Kine blosse Ueber- 
arbeitung dieser Instruktion ist die Instruktion Friedrichs des Grossen 
▼om 20. Kai 1748; ein kurzer Auszug aus derselben war bereiti von 
Fkwan, Friedrieh der Grosse, Bd. IV (1884) & 467 ff., in einer Zeit 
TeröfEnitlicht, wo die Instruktion Fridrich Wilhehns L noeh ganz unbe- 
kannt war. dieser Auszog konnte jedoch seiner UnvoUstftndi^dt wegen 
keine riclitigc Vorstellung von der Beschaffenheit des Ganzen gewähren; 
sehr viel belehrender war die Abhandlung Friedrichs v. Raumer. Das 
königlich preussische (Jeheime Ober-, l'innnz-, Kriegs- und Domänen-Di- 
rektorium (histor. Tascbenbucli. Jahrg. 1^8G. S, 412— 42;-{), die sich übri- 
gens gleichzeitig auch auf die Instruktion l'riedrich Wilhelms I. und 
Friedrich Wilhehns II. besieht; einen siemlich vollständigen Einblick in 
den Inhalt der Friederidanischen Instruktion gewahrt endlich (Caner) 
Ein Regierungs-Frogranun Friedrichs des Grossen (preoss. Jahrb. Bd. X 
(18t)2) S. 835 ff.), es ergiebt sich aus der hier vorgenommenen genauen 
Vergleichung der beiden Instruktionen, dass die Reihenfolge der Artikel 
beide Male genau dieselbe ist, indem nur die beiden letzten Artikel in 
der Instruktion Friedrit hs des (t rossen, von denen sich der eine auf die 
Rekrutenkasse, der andere auf die Justizsachen beziebt| neu hinzugefügt 
sind, es ergiebt sich weiter, dass auch der Inhalt nidit sehr eriiebUch 
▼OB einander abweicht» indem die Aendemngen, Streichungen und Zu- 
sttse in der Hehrsahl von geringer Bedeutung sind; das von FViedrieh 
dem Grossen durchgearbeitete Exemplar der ursprünglicben Instruktion 
soll demniichst, aber keineswegs im Facsimile, wie Cauer angiebt, heraus- 
gegeben werden; vgl. noch Ranke, Zwölf Bücher III. 2r).S und Riedel, 
l)er brandcnb. -preuss. Staatshaushalt der beiden letzten Jahrhunderte 
(Berlin Ibtiö) S. 97 ff. — Die von den beiden folgenden Königen erlassenen 
Instruktionen vom 28. September 1786 und vom 19. März 1798 sind 
l^eiehfidls bisher nidift TerOiiiBntlidit; die durch dieselben und durch 
sonstige Eabinet84)rdre8 herbeigeftthrten Aenderungen in der Organisa- 
tioD ergeben sich aber sehr genau aus der Darstellung bd Riedel a. a. 0. 
S. 137 ff, 200 ff., auf welche für die hier nicht interessirenden Einzel- 
heiten zu verweisen ist. — v. Bassewitz, a. a. 0. gewährt in dieser Be- 
ziehung, sowie auch hinsichtlich der Organisation der Provinzialbebörden 
geringe Ausbeute. 
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zurückreicht Denn nach ihrem Ursprünge und nach der da* 
mit im Zusammenhange stehenden Art ihrer Verwendung 

waren einst die Staatseinkünfte und die sich (iaran anschlies- 
sende Verwaltung streng von einander gesondert gewesen. 
Die Erträge der Domänen und Forsten, sowie der Regalien 
und Zölle hatten sich von jeher in der Hand landesherr- 
licher Behörden befunden, um ohne ständische Konkur- 
renz zu der Bestreitung der Hofhaltung und des Civil- 
dienstes verwendet zu werden, während dagegen die Steuern, 
insbesondere die Kontribution, die voi-zugsweise zur Unter- 
haltung des Heerwesens hestininit waren, Jalirhunderte hin- 
durch der Verwaltung landständischer Organe belassen waren. 
Der Kampf zwischen Eönigthum und Ständethum, der auf 
die Behördenorganisation anderer deutscher Länder bis in die 
Gegenwart hinein nachgewirkt hat, war jedoch auf dem 
Boden des preussischen Staats fUr die Stufen der Central - 
und ProTinzial* Verwaltung schon vor dieser Zeit mit einem 
vollen Siege des Königthums beendet; das urspiUnglich 
ständische Kommissariat war bereits zu einer ausschliesslich 
landesherrlichen Behörde geworden. Aber wenn auch dem- 
gemäss diese Reform Friedrieh Wilhelms L, die alsbald auch 
auf der mittleren Stufe durchgeführt wurde, keine ein- 
schneidende Bedeutung für die Entwicklung der Verfassung 
gehabt hat, so ist sie fur das Gebiet der Verwaltung eine 
organisatorische Massregel ersten Ranges gewesen, auf der 
die Leistungen des Staatsdienstes während des achtzehnten 
Jahrhunderts grosstentheils beruhen. 

In Folge der zu jener Zeit nur unvollkommen ent- 
wickelten Staatseinheit, Insbesondere in Folge des Mangels 
einer auf die vei-schiedenen Landestheile gleichmässig sich 
ei-streck enden Gesetzgebung waren damals die Geschäfte 
dieser obersten Finanz- und Polizei- Verwaltung nicht sowohl 
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nach saehlichen als nach geographischen Gesichtsponkten 

gesondert, und unter vier Proviuzial-Departements vertheilt 
worden, von denen das erste die Provinzen Preussen, Pom- 
mern und die Neomark, das zweite Minden, Kavensberg, 
Tecklenburg and Lingen, das dritte die Kunnark, Magde- 
burg und Halberstadt, das vierte Geldern, Cleve, Moei-s, 
Neufchätel und die Orangische Succession unifasste, und in 
denen die verschiedenartigsten Angelegenheiten der Provinzen, 
insbesondere die Domainen-, Forst-, Steuer-, Regali^-, Po- 
lizd-, Militair- und Städtesachen unter dem Vorsitze eines 
Ministers von einer Anzahl von Ifäthen bearbeitet wurden. 
Diese Departements waren jedoch keineswegs selbst- 
stftndige Behörden, sie hatten vielmehr nur die Entscheidun* 
gen vorzubei'eiten, während diese selbst in dem Plenum des 
General - Direktoriums getrolVen wurden, welches für jeden 
einzelnen Fall aus sämmtlichen Ministern desselben und aus 
den dem betreffenden Depaitement zugehörigen Rathen 
bestand, indem den vier Departements vier wöchent- 
liche Sitzungstage entsprachen. In dem Masse wurde die 
Einheit des General - Direktoriums , trotz der Eintheilung 
desselben in Departements, festgehalten, dass die Ausfer- 
tigungen niemals im Namen der Departements, sondern stets 
nur im Namen des General-Direktoriums unter der Kontra- 
signatur der beiden ältesten Minister erfolgten, während für 
die Kontrasignatur der Koncepte sogar die Unterschiiit sämmt- 
licher Minister erfordert wurde; dass ferner jeder Hinister 
für Alles, was bei dem General-Direktorium vorging, respon- 
sabel gemacht wurde, wogegen sich die Verantwoitlichkeit 
der Käthe allerdings nur auf Dasjenige beziehen sollte, was 
zu dem Departement, bei dem ein jeglicher bestellt war, ge- 
hörte; dass endlich auch die Vorschläge für die Wiederbe- 
setzuug von Euthsstelleu in den einzelnen Departements 
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durch die dirigireDdeii Minister des General -Direktoriums 
g^DCinsebaftlieb einzureichen waren. 

Neben dem Provinzial- war doch auch dem Kealsysteme 
Ton Tomherein eine gewisse Wirksamkeit insofern einge- 
räumt, als jedem einzelnen ProTinzial-I>e]Murtement einige 
auf das Ganze des Staats bezügliche Geschäftszweige bei- 
f.'ele«:t wurden, dem ei-sten Depaitement die (irenzsachen 
und was die Ausrodung imd Bäumunir der Brücher betrifft, 
dem zweiten die Beebenkammer- und Proviantsaehen, dem 
dritten die Marschsachen und was die Verpflegung der Ar- 
mee betrifft dem vierten das Post- und Miuizwesen, indem man 
hinsichtlich dieser Angelegenheiten schon damals annatun, 
dasB sie für den ganzen Staat auch schon im Vorberatbungs- 
stadium einbeitlicb bearbeitet werden könnten und müssten. 

Es frab endlich noch ein fünftes Departement für die 
zur Verwaltung gehörijxen Justizsachen, welches indessen 
keine besonderen Bäthe und auch keinen besonderen wöcbent- 
liehen Dq»artementstag hatte. Vielmehr sollten diese 
Saehen anf Veranlassung des dem Justiz -Departement 
vorgesetzten Ministers von den Mitgliedern desjenigen 
Departements, wohin die Provinz gehörte, aus welcher die 
Sache gekommen war, bearbeitet und an dem Versammlungs- 
tage dieses Departements nebenher zum Vortrage gebracht 
werden. Die Revision und Koiiirasiirnatur dieser Sachen 
hatte der Minister des Justiz-Depailements allein. Die 
Qbrigen Minister wurden auch von der Theilnahme an den 
Beratbungen der Justizsachen schon durch die Kabinets-Ordre 
vom 7. September 1723 entbunden. 

Das Präsidium über das General - Direktorium hatte 
sieb der König ausdrücklich vorbehalten, num demselben 
desto mehr Lustre, Autorität und Nachdruck beizulegen, zu- 
gleich auch die besondere und ganz neue Attention zu zei- 
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gen, 80 Wir auf die zu enneltes Direktem Ressort gehö- 
rende Affairen, ihrer äussersten Wichtigkeit nach best&ndig 

und unveimindert zu nehmen uns angelegen sein lasm." 

Diese ui"sprüügliche Yeriassung des General-Direktoriums 
hat aber unter der Regierung Friedrichs des Grossen tief- 
greÜende Vei^ndemngen erfahren. 

Zunächst erfolgte die Aufhebung des Justiz-Departements, 
indem die gerade beim Thronwechsel erledigte Stelle des 
Ministers für dieses Departement nicht wieder besetzt und 
die Geschäftsführung hinfort einem einfachen Justitiar über- 
tragen wurde. Das Ressort-Reglement vom 19. Juni 1749 
verwies das General -DirekUjriuni für derartige Entscheidungen 
auf den vorher erforderten Bericht der Kammer und auf die 
Gutachten gewisser zu den Kamerai -Justizsachen besonders 
vei-pflichteter Revisoren. Durch die Konstitution vom 
12. August 1772, welche übrigens bei Mylius fehlt, ist dann 
ein eigenes Ober-Revisions-KoUegium errichtet worden, wel- 
ches jedoch gleichfiüls nur die Entsdieidungen des General- 
Direktoriums vorzubereiten hatte, indem die von ihm er- 
statteten Gutachten im Kollegium des General- Direktoriums 
vorgetragen, und von den Staatsministem unterschrieben 
wurden. Zeitweise wurden auch dergleichen Sachen an die 
Hallesche Juristen -Fakultät, wie ein Mitglied derselben 
ausdrücklich bezeugt, zum Spruche versandt; es sind jedoch 
die Akten, auf welche dieserhalb verwiesen wird, nicht mehr 
aufenfinden gewesen*). Die schliessliche Gestaltung ist im 
Gefolge der zweiten Justizreforni herbeigofiilnt worden. 
Nach dem Kegulativ vom 12. Febmar 1782 bestand das 



4) HBcher (Prof. dea Staute* und Lehnnchte sa HalleX Lehrbegriff 
simmtiicher Kamerai- und Poliseirechte, sowohl von Teatschland über- 
hanpt, als insbesondre von den prenssischen Staaten. Bd. II (1785) 
S. 133 L 
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Ober -Revisions- Kollegium — denn von der im Regulativ 
selbst gebrauchten Bezeichnunf? ^Ober-Appellatioiis-Kolle- 
gium'' wur^e, wie sicli aus dem Keskhpte vom 28. Juui 1782 
ergiebt, Abstand genommen — aus einem Präsidenten oder 
Direktor, der gemeinschaftlich vom General-Direktorium und 
vom Chef der Justiz dem König vorgeschlafen wurde, und 
aus Mitgliedern, die theils Rechtsverständige, theils in Kam- 
mer^ und Finanzsachen geübt waren; wegen Benennung der 
erstem wurde zwischen dem General -Direktorium und dem 
Chef der Justiz concertirt , während die Bestallung der 
letzteren durch das General -Direktorium allein, und zwar 
nach Beschaffenheit eines jeden vorkommenden Falls, wie 
solcher in dieses oder jenes Fach einschlägt, erfolgte. Das 
Ober-Pievisions-Kollegium stand zwar unter der Aufsicht des 
Chefs der Justiz, der befugt war, mandata justitiae in An- 
sehung der Form und des modus procedendi der schweben- 
den Sachen an dasselbe zu erlassen , auch Berichte zu er* 
fordern, Justiz-Visitationen zu verfügen, und überhaupt dahin 
ZU sehen, dass den Parteien bei diesem wie bei allen übri- 
gen Gerichten solide und promte Justiz adnunistrirt würde, 
verblieb aber übrigens in dem bisherigen Subordinations- 
Nexus zu dem General-Direktorium. Bei Abfassung der Ur- 
theile kam es darauf an, ob der Prozess entweder bloss jura 
privatorom inter se betrat — oder ob die königlichen Gerecht- 
same oder Interessen dabei subversirten, resp. die Entschei- 
dung des Prozesses auf die allgemeine Landes- oder Polizei- 
Verfassung, oder auf den Zustand des Manufaktur- und Fa- 
brikwesens Einfluss habe. In den Fällen der erstem Art wurden 
zwar die Urtheile im Namen des Königs vom Ober-Revisions- 
Kollegium selbst gefüllt, jedoch mussten auch hinsiclitlich dieser 
Prozesse diejenigen Streitfragen, welche bloss nach den Grund- 

Brsst M»i«T, Bafona. 2 
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Sätzen des Finanz-, Kamerai- und Polzeiwesens zu erörtern waren, 
und über welche sich die Mitglieder des Kollegiums nicht 
einigen konnten, vom General-Direktorium nach erfolgtem 
Vortrag entschieden werden, während wegen derjenigen dieser 
Streitfragen, die bloss Gegenstände nnd Principien des Pri- 
vatrechts betrafen, oder die dergestalt vermischter Qualität 
waren, dass es dabei auf Rechtswissenschaft und Finanz- 
principien zugleich ankam, die nothigen Anfragen an die Ge- 
setz-Kommission zu richten waren. Handelte es sich dagegen 
um einen Fall der zweiten Art, so musste zwar das Ober- 
Kevisions-KoUegium die Sache zuerst unter sich zum Vor- 
trage bringen, und ein Konklusum darüber abfassen, dieses 
Eonklusum aber nebst den Relationen und Akten an das 
General-Direktui ium einsenden ; dieses konnte dann entweder 
das Konklusum approbireu oder seine Bedenken dem Uber- 
Revisions-KoUeginm mittheilen, denen sich dasselbe schliess- 
lich fügen musste, nachdem das General-Direktorium, was 
tlbrigens bei blossen Finanzfragen gar nicht einmal noth- 
wendig war, eine Verhandlung mit dem Che! der Justiz ge- 
pflogen hatte. Das Rechtsmittel der Revision, sofern solches 
gegen die zweitinstanzlichen Urtheile des Ober-Revisions- 
Kollegiums nach den bestehenden Prozessyorschriften Ober- 
haupt zulässig war. sollte nach dem Regulativ vom 12. Fe- 
bruar 1782, und zwar nach Massgabe der für die zweite 
Instanz geltenden Vorschriften, gleichfalls beim Ober-Re- 
visions-Kollegium angebracht, die Aburtheilung jedoch andern 
Urthelsfassern, welche in dem Ober-Uevisions-KoUegium nicht 
Sitz und Stimme hatten, übertragen werden; den Grund- 
sätzen der verbesserten Justiz -Einrichtung gemäss wurde 
aber bereits durch die Deklaration vom 10. August 1788 eine 
aus zwei Geheimen Finanzräthen des General-Direktoriums und 
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* ans vier Geheimen Tribuiialsrfttheii, ui^^nals der andern 
das 'älteste Mitglied des 6eneraI*Direktoriam.n(ie der Kom- 
führen sollte, bestehende eigene Revisions-DeputatioiHasjenifre 
bei deren Besetzung wiederum das General-Direkte i^g- 
ftnd der Chef der Justiz konkurrirten, und fOr deren Ver- 
fahren genau dieselben Grundsätze massgebend waren, 
welche das Ober-Revisions-Kollegium zu befolgen hatte, so 
das» auch hier wieder die letzte materielle £nt8cheidung 
in allen die Verwaltung selbst irgendwie berührenden Pro- 
zessen im ^Wesentlichen beim General-Direktorium lag "*). 

Zur Entscheidung der zwischen Justiz- und Verwaltungs- 
behörden vorkommenden Juiisdiktionsstreitigkeiten war be- 
reits unterm 10. Februar 1756 die sog. Immediat-Jurisdiktions- 
Kommission, welche damals aus zwei Käthen des General- 
Direktoriums, dem Präsidenten des Kammergericlits, dem 
Generalfiskal und einem Geheimen Tribunalsrathe bestand, 
errichtet worden. Sie sollte bei ihren Entscheidungen das 
Ressort-Reglement von 1749 zu Grunde legen, ohne Rück- 
frage beim General-Direktoiium oder Justiz-Departement, 
und völlig unabhängig Ton denselben nach eigener Einsicht 
erkennen. Die Justiz-Kollegien und Kammern hatten daher 
ferner nicht mehr an die beiden Oberbehörden, sondern un- 
mittelbar an die Kommission zu berichteo, welche auch befugt 
war, Akten und Erläuterungen zu erfordern. Die Kommis- 
sarien votirten Aber die eingegangenen Sachen zunächst 
Rchriftlich, nüthigenfalls traten sie jedoch darüber in mündliche 



5) Regulativ vom 12. l'obniar 1782 in (Fischbach) Reiträfje Th. III 
Bd. 2 (17b5) S. 580 flt,; das Nähere darüber bei Gelegenheit der Kammer- 
Jiiitis-DeiMrtalioiiai in Kote 11; Dekhntion aber die Ab&ssaog der 
ErkeimtoisBe dritter iDStans durch eine besondere Deputation vom 
10. Angost 1788 (K. C. C. YII, 2159); Instruktion ftr die Berisioni^De- 
pvtation vom 12. Aqgnst 1788 (N. C. C VII, 2162). 

2* 
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Sätzen des Finai>^^6D} welche der erste Kommissariiis anza- 
und Uber^*^ fJ^s Konklusum wurde nach der Mehrheit der 
einigej^^^g^^ASstf wenn aber beide Konimissarien aus dem 
Ypderal- Direktorium von den abrigen dissentirten und das 
bnklusum nicht mit unterschreiben wollten^ so sollte der 
VorfiiU zu des Königs unmittelbarer P'ntscheidun!? einberichtet 
werdeu. Ebenso musste die Kommission in zweifelhaften 
Fällen immittelbar anfragen. Die Kommission liess das ab- 
gefasste Konklusum an die in Streit begriffenen Kollegien 
unmittelbar unter ihrer eigenen Unterschrift ab<rehn. Die 
Kommissarien aus dem General - Direktorium hatten eine 
Abschrift nachrichtlich an das Archiv desselben gelangen zu 
lassen. Die sehr geringen Ansfertigangskosten sollte das- 
jenige Kollegium ex propriis tragen, welchem die Deeisfon 
zuwider ausgefallen war, wenn aber beide Theile es ver- 
sehn hatten, jedes zur Hälfte, was in dem Konklusum genau 
bestimmt werden mnsste. Es sollte die Kommission endlich 
auch befiigt und verpflichtet sein, die Kollegien, welche wider 
das Ressort-Reglement Streitigkeiten erregten und solches 
durch gezwungene Auslegungen zu verwickeln suchten, nach 
Beschaffenheit der Umstände in zehn bis hundert Thaler 
fiskalische Strafe zu verurtheilen , welche der Generalfis- 
kal zur Gt'ueralstrafkasse unverzüglich beizutreiben hatte, 
und welche kein Departement zu erlassen berechtigt war. 
Diese in der ursprünglichen Instruktion Yon 1756 ent- 
haltenen Bestimmungen wurden dann durch drei im Jahre 
1768 ergangene Rescripte weiter entwickelt. Es wurde zu- 
nilchst vorgeschrieben, dass diejenige Behörde, welche die 
Entscheidung bei der Kommission nachsuchen wollte, der 
gegenseitigen Behdrde davon vorher Mittheilung zu machen, 
und die erhaltene Antwort dem Anschreiben an die Kom- 
mission abschriftlich beizulegen, sowie auch die wirklich er- 
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folirte Naehsuchung der Entseheidun^ noehmals der andern 

Behörde anzuzeigen habe, damit diese ihre Gründe der Koni- 
missioo gleichfalls mittheilen könne; widrigenfalls dasjenige 
was die nacbsachende Behörde zur Behaaptuog ihrer Juris- 
diktioii in fiicto angeführt habe, als eingerftnmt zu be- 
trachten sei. Es wurde ferner an^^eordnet, dass auch in 
denjenigen Fällen, in denen die Kollegien nicht ex temerario 
pnirita litigandi sondern aus ganz berechtigten Ursachen 
die Entscheidung der * Jurisdiktions-Eommisson anriefen, 
für das Konklusuni zehn Thaler entrichtet werden sollten, 
welche das unterlie<rende Kollegium aus seinen amtlichen 
Fonds zu entrichten hatte^ und dass diese sowie auch die 
sonstigen für die Konklusa eingehenden Gebühren unter die 
Mitjilieder der Jurisdiktions- Kommission zu vertheilen seien. 
Endlich wurden diejenigen Fälle, in denen während des 
schwebenden Jurisdiktionsstreits die Verwaltungsbehörden 
ansnahmswelse zu weitem Massregeln berechtigt sein sollten, 
genau angegeben*). 

"Wenn demgemäss die Auflicbung des Justiz-Departements, 
in Folge der an die Stelle desselben getretenen Einiichtungen, 



6) Initmlrtion vor die sor Entseheidaiig der JurisdiklionBBtreitig- 
keiten swischeo den Jutis^KoUefieii und Kriegs* und Domteen-Kaomiem 

Terordnete Kommission vom 10. Februar 1756 (N. (\ C. II, rA9). CSr^ 
colare an sämmtliche Justiz-Kollegien, dio vorfallenden JurisdiktioDS- 
Streitigkeiten betr., und dass ehe und bevor solche an die Komniission 
zur Entscheidung gelangen, dem gegenseitigen KoUegio voriiero llenioii- 
straüon zu thun^ und desselben Antwort dem Anschreiben an die Kommis- 
sion beigelegt werden solle vom 7. April 17G8 (N. C. C. IV, 3035). Re- 
sort an sammlliche Krieg»- und Donflnen-Kainmeni , wie es mit den 
GebOhreo fitar die Dedsa der Immediet-JnrisdÜrtions-KooniisBion ge- 
halten werden soll vom 8. Hei 1768 (N. G. G. lY, 8067X Gircolare an 
alle Jostiz-Koll^en and Kriegs- und Domänen-Kammern, wodurch einige 
Kollisionsfälle wegen der Jurisdiktions-Streitigketten bestinunt werden vom 
2&. Mai 176d (N. (J. G.IV, 3079). 
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fikr die Struktur des eentralen Bdiörden-OigBiiuniiis obne 

^osse Bedeutung: crewesen war, so wui le danecren der panze 
Grundeharakter de> General-Direktoriums durch die Art und 
Weise umgestaltet» wie bereits in der Instroktioa tod 1748 
neben dem bisher herrschenden Provinzialsystem das Real- 
System sich etablirte. Zwei neue Keal-L^epartements wurden da- 
mals errichtet, das eine für die Post-, Kommerzien und Manu- 
faktUTsachen, das andere für die Magazin-, Proviant-, Marsch-, 
Einqaartinings-, Salpeter- und Senissachen. Die Bedeutunng 
dieser Massre^iel liejrt nicht etwa vorzugsweise d.irin. dass 
jene Gegenstände nunmehr aus der provinziellen Behandlung 
in die gesammtstaatliche abergegangen wären, denn das 
war hinsichtlich der Mehrzahl derselben auch schon vorher 
der Fall jrewesen, indem gerade „die Postsachen, die Pro- 
viantsachen, die Marschsachen und was die Verptiegung 
unserer Armee betrifit^^ zu demjenigen Annexen der Provin- 
zial-Departements gehört hatten, welche von ihnen in einer 
für den ganzen Staat gleichmässigen Weise schon immer be- 
arbeitet waren; nur die Kommerzien und Manufaktursachen, 
traten jetzt hinzu, hinsichtlich deren bereits in der Einleitung 
der Fridericianisehen Instruktion gesagt war, „der Punkt 
des Commercii ist ])islier niclit mit der zu einer so wichtigen 
Sache nöthigen Altention tracUret worden/' Das Wesent- 
liche war vielmehr, dass diesen neuen Sach-Departements 
eine Selbstständigkeit gegeben wurde, welche die Provinzial- 
Departements entbehrten, und welche sich aucli in der That 
mit der auf engster kollegialischer Verbindung der ver- 
schiedenen Ressorts beruhenden Grundidee des General-Direk- 
toriums nicht vertrug; die beiden neuen Minister erhielten 
eine nur auf ihre Departements beschränkte, für diese aber 
ausschliessliche Verantwortlichkeit und Entscheidungsgewalt, 
so dass auch die Vorschlage zu den BathssteUen in ihren De- 



Digitized by Google 



n. DAS OENEIUL-DIBBKTOIUCIL 



23 



paitements von ibnea allein ausgingen. Der Zusanunenbang 
dieeer neuen Departements mit dem Ganzen wurde nur noch 

in äusserlicher Weise aufrecht erhalten. 

Schon war auch, noch in der Inslrnktion von 1748 selbst, 
dem Fachsysteme eine weitere Aussicht durch die Vorschrift 
erOffiiet, da» der ObeijSgenneister bei allen Departements 
in den yorkommenden Jagd- und Forstsaehen konlrarriren 
^oWe. Und in der That ^^in^r man auf dem eingeschlagenen 
Wege weiter, als 1768 ein Bergwerks- und Hutten-Depar- 
tement und 1770 ein Forst-Departement, wenn auch aller- 
dings nicht mit derselben Selbstständigkeit wie die beiden 
andern Departements errichtet wui den. Den vier Provinzial- 
Depai'tenients standen nunmehr vier Keal- Departements gegen- 
fiber, ein Zahlenverhältniss, welches sich bis zuletzt erhalten 
hat, während die Ressortgrenzen * sowohl hinsichtlich der 
Provinzial- als auch hinsichtlich der Keal -Departements sich 
im Laufe der Zeit mehrfach veränderten; insbesondere wurde 
das Forst-Departement, mit dem fortwährend experimentirt 
worden ist, später wieder au^ehoben, wogegen die Kassen-, 
llflnz-, und Bankangelegenheiten, sowie die indirekten Steuern 
hinzutraten. 

Die meisten dieser Aenderungen lassen sich im Einzel- 
nen rechtfertigen. Es unterliegt insbesondere gar keinem 
Zweifel, dass die Handels- und Verkehrs- sowie die Militär- 

sathen seit ihrer Zusammenfassuni? zu isolirter (ioschäfts- 
behandlung mit grösserer Energie als früher betrieben wurden, 
dass das bei den einzehoien Provinzial-Departements ver- 
settelte Hottenwesen erst seit der Errichtung einer eignen 
Ceiitralbehörde zu einem wahrhaften Aufschwunfr gelangte, 
dass auch eine Abtrennung der Forstverwaltung von der 
Domanialverwaltnng der einzelnen Provinzen schon deshalb 
geboten war, wal bisher eine Übertriebene Verwendung der 
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Waldprodokte zu GunsteD der Amtsantertbanen stattge- 

fiinden hatte, wogegen man freiHcli seit der Absonderung 
der Forstverwaltung Gefahr lief, in ein System ilbeimässiger 
Fiskalität zu gerathen. 

In der That entsprach die Organisation Friedrich Wil- 
helms I., wie vorzüglich sie einst den nächsten Zwecken 
gedient hatte, der inzwischen eingetretenen Zunahme der 
Staatsthätigkeit j<owie der erfolgten Ausdcluiuug des Staats- 
gebiets nicht mehr in vollem Masse. Und nicht das ist 
Fiiedrich dem Grossen vorzuwerfen, dass er an dem Werke 
seines Vaters änderte, wohl aber, dass er in diesen Aendc- 
ruugen nicht weit genug ging, dsins er auf halbem Wege stehen 
blieb und eben deswegen mehr zerstörte als schuf. Wenn 
jemals so war in den letzten Jahrzehnten seiner Regierung 
eine nicht durch die nächsten Bedürfnisse des Augenblicks be- 
stimmte und begrenzte, sondern eine im Grossen concipiite, 
umfassende liefoim des centralen Behörden-Organismus noth- 
wendig. Und wenn es nun auch allerdings selbst dem Ge- 
nius nicht gegeben ist, sich nach allen Seiten hin schöpferisch 
zu bethäti?en und Friedrichs des Grossen weltgeschichtliche 
Bedeutung in der That mehr auf dem Gebiet der Aktion 
liegt, als auf dem der Organisation — der Aktion allerdings 
nicht bloss nach Aussen sondern auch in der innem Ver- 
waltung des Staats, denn er wusste im Kinzehien ^auz vor- 
trefflich zu verwalten, wie schon die Geschichte der Post 
zeigt — so Iftsst sich doch bei einiger Gewissenhaftigkeit 
des Urtheils nicht leugnen» dass an Stelle der frahefen Or- 
ganisation eine vollständige Desorganisation getreten war. 

Und davon war Niemand mehr überzeugt, als der König 
selbst, der die Wirksamkeit des General-Direktoriums zwar als- 
bald auf . Ostfriesland und nach einer längem Uebeigangs- 
periode auch auf Westprenssen, niemals aber auf Schlesien 
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aiLBgedehnt hat, so dass dasselbe seitdem nleht einmal mehr 

äusserlich einen Einheitspunkt bildete, und der ausserdem, 
insbesondere zur energischen Durchfühiung der seit Been- 
diguDg des siebenjährigen Krieges befolgten FinansEpolitik, 
eine grosse Anzahl von Immediatbehörden für Zoll- nnd Acdse- 
Bachen. für einzelne neue Steuern, für iMünzsachen . für die 
Verwaltung der Bank und Seehandlung in s Leben rief, die 
▼OD Greneral-Direktorium yollst&ndig unabhängig waren; was 
freflieh den bestehenden Zustand noch verschlimmerte. 

Die beiden Nachfolger haben das Bedürfniss einer Re- 
organisation um so tiefer gefühlt, je mehr in Beiden das 
Bewusstsein lebte, dass sie nicht im Stande seien, die Per- 
sönlichkeiten ihrer Voigänger voll zu ersetzen. Es war 
eine Folge dieser Emfifindung, wenn seit dem Regierungs- 
antritte r riotliicli AVilhelnis II. die pei*sönliche Theilnahme 
des Monarchen an der Arbeit der Staatsverwaltung stark 
beschränkt, und der Kreis der den Ministem zur selbstständigen 
Erledigong fiberlassenen Geschäfte erheblich erweitert wurde. 
Die Minister sollten hinfort alles Dasjenige selbständig ent- 
• scheiden, was nach festgestellten Verwaltungsgiiiudsätzen ent- 
schieden werden konnte, und die persönliche That des 
KMgs nicht mehr für die Vollziehung jeder Bestallung, 
jedes Pachtkontrakts und für alle die zahllosen Anordnungen, 
bei denen sie bisher stattbnden musste, sondern nur noch für 
die Sanktion und Genehmigung grundsätzlicher und gesetz- 
licher Bestimmungen sowie neuer Verwaltungspläne, für die 
Festsetzung der Etats und für Geldbewilligungen, für die Ent- 
scheidung von abweichenden Ansichten unter den Ministern, 
und für die Verleihung von Aemtem und Titeln, welche 
den Rathscharakter mit sich brachten, in Anspruch genommen 
werden. Es war das an sich ohne Zweifel, eine den verän- 
derten Zeitverhältnisse durchaus entsprechende Maassregel, 
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die im Grubben und Ganzen bis auf den heuti/zen Tag mass- 
gebend geblieben ist; sie passte aber nicht in das damalige 
System für welches die Staatskanzlerscliaft des KOnigs im 
Interesse der Staatseinbdt eine Nothwendif?keit war. Friedrich 
Wilhelm III. suchte durch die Einsetzung eines General-Kon- 
troleurs der Finanzen, der das Ganze abersehn und auf 
eine üebereinstimmung der Organisation und der Verwal- 
tunpsgrundsätze hinwirken sollte, zu helfen; indessen die mit 
dieser Stelle verbundenen Attribute woliteu wenig bedeuten; 
durch jährliche Generalberichte und Vorschläge war der 
fehlende Einheitspunkt nicht zu ersetzen. 

Beide Könige haben sich dann auch mit der Reform 
des General-Direktoriums redlich bemüht; jeder von beiden 
hat eine Instruktion fUr dasselbe erlassen, wie jeder der 
beiden Vorgänger. Beide aber haben darin geirrt, dass 
sie das Ziel der Reform in der Vergangenheit suchten, 
iu dem Zurückgehen aul' die ui'sprünglichen Einrichtungen 
Friedrich Wilhehns 1. Es. war das angesichts der hi- 
storischen Bewährung dieser Institutionen sehr natOrlich. 
Es gelang auch auf diesem Wege, die Unterordnung der 
selbststandigen Immediatverwaltungen unter das General- 
Direktorium wiederum herbeizuftthi-en, die Unterordnung der 
Zoll und Accisesachen, sowie auch des Monzwesras durch 
Friedrich Wilhelm II,, die Unterordnung der Bank und 
Lotterie sowie des Postwesens durch Friedrich Wilhelm IIL 
Es gelang femer die Verfassung des General-Direktoriums 
selbst •insofern zu reformiren, als die koUegialische Geschäfts- 
führung desselben einerseits dahin ermiissigt wurde, dass 
die Minister mit ihren Rathen die ausschliesslich zu ihren De- 
partements gehörigen Angelegenheiten selbstständig erledigen 
sollten, während andererseits die urspiüngliche Gemeinsam- 
keit in der Bearbeitung und Verantwortlichkeit hinsichtlich 
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derjenigen Sachen, die entweder mehrere Departements gleich- 
zeitig oder den Staat im Ganzen berührten, um so energischer 
eingeschärft wurde; und es ist gar nicht zu leugnen, dass 
sieh diese Reform in beiden Richtungen durchaus bewährt, 
und ebensowohl eine Ersparung von Zeit durch Beschrän- 
kung des Schreibwesens als auch eine materielle Förderung 
der Geschäfte zur Folge gehabt hat Iiis gelang endlich, 
auch die während der Regierung Friedrich 'Wilhelms IL 
entstandene Anomalie, wonach beinahe die Hälfte des Staats- 
gebiets der Einwirkung des General-Direktonums entzogen 
gewesen war, zu beseitigen, indem 1798 die fränkischen 
Foratenthümer, 1799 Sodpreussen und Neuostpreussen, 1803 
die Entschädigungslande demselben unterstellt wurden, 
während Schlesien aus einer Art von Pietät gegen Fnedrich 
den Grossen bis zuletzt unter einem Tom General-Direk- 
torium unabhängigen, in Breslau residirenden Ifinister Terblieb. 

Dagegen hatten die Decentralisations-Tendenzen, von 
denen namentlich unter Friedrich M ülheim II. viel die Bede 
gewesen war, keinen irgendwie durchgreifenden Eriblg ge- 
habt; die Centraibehörde blieb bis zuletzt mit emer er- 
drückenden Masse des geringfügigsten Details belastet, 
während in demselben Masse den Provinzialbehördeu jede 
selbstständige Initiative fehlte. 

Es war endlich nicht einmal der Versuch gemacht 
worden, die Kompetenzen zwischen dem General - Direk- 
torium und dem Justiz- Depaitement rationell zu reguliren, 
obgleich das fbr die Mittel-Instanzen in einem grossen Theile 
des Staats bereits durchgeführt war. 

Die Verfassung des General-Direktoriums war demge- 
mäss im Jahre 1806 folgende. Von den vier Pravinzial- 
Departements erstreckte sich das erste unter dem Minister 
von Voss auf die Eurmark, Neumark, Pommern und Sttd- 
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pieiisseni das zweite unter Hardenberg auf Ansbach und 

Ba} reutli ; das dritte unter Freiherr von Schr5tter auf Ost- 
preussen, Neuost prcussen und Westpreussen ; das vierte 
unter v. Angern auf die niedersächsischen und west- 
phälischen Provinzen. Von den vier Real-D^artements 
umfiisste das erste unter dem Minister Grafen von der 
Schulenburg-Kelmert , der zugleich General-Kontroleur der 
Finanzen war, das Kassen-, Stempel-, Münz-, Bank-, Medi- 
zinal- und Lotteriewesen , sowie die Postsachen; das zweite 
unter Graf von Reden das Bergwerks- und Hüttenwesen; 
(las dritte unter dein General-Major von Dietherdt die Mili- 
t&rsachen; das vierte unter dem Freiherm von Stein das 
Accise-, Zoll-, Fabriken-, Manufaktur- und Kommerzwesen. 

Der Minister von Stein hatte die Nachtheile der Pro- 
viuzial-Depaitenients klar erkannt. Die Provinzial-Minister, 
heisst es in der Nassauer Denkschrift vom Juni 1807, 
hätten leicht den örtlichen, einseitigen Gdst einer Pro- 
vinzialbehörde bei sich ausgebildet; es sei auch ganz un- 
möglich, dass ein Minister die Verwaltungsgrundsätze aller 
ihm anvertrauten Geschäftszweige, Domänen, Forsten, Kon- 
tribution, Polizei, Bauwesen, Unterrieht, geistliche Sachen 
etc., kenne und mit gleichem Interesse umfasse; ausserdem 
sei die Kinheit der Vei-waltung geschwunden, indem ganz 
entgegengesetzte Grundsätze zu derselben Zeit, in demselben 
Geschäftszweig und in derselben Sache an verschiedenen 
Orten angewendet worden, sodass es wegen dieser felilenden 
Einheit unmöglich gewesen sei, allgemeine Massregeln zu 
ergreifen und auszuführen. „Je grosser der Staat, um so 
nöthiger ist es aber, solche Einrichtungen zu treffen', dass 
Einheit in seiner Bewegung erhalten, und die zerstückelten 
Geschäftszweige endlich an einem Punkt zu einem Ganzen 
verbunden werden. «»Der preussische Staat'''^, sagte mir 
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einstens der einsichtsvolle und erfahrene General von der 
Schulenburg, „„macht einen föderativen Staat aus'*", und 
bezeichnete hiennit das Unzusammenhängende seiner Yer- 
scbiedenen Departements/' 

Altenstein in seiner bereits erwähnten Denkschnft 
sprach sich folgendermasseu darüber aus: „Das General- 
Direktorium hat in der letzten Zeit durchaus nichts mehr 
genutzt, wohl aber sehr geschadet, indem es einzelne De- 
partements in der freien Entwiel\lun*i hinderte. Die Schwer- 
fälligkeit der Zusammensetzung und die grosse Zahl der zu 
einer obersten Gesch&ftsleitung nicht qualificirten Bäthe, 
hat alles Gute durchaus bei einer maDgelhailen Leitung 
verhindert." 
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Im Anachluss an die Errichtung des General-Direktoriums 
durch die Vereinigung der beiden bisherigen Oberbehdrden, 

hatte einst 1 nedrich Willieliu 1. die Kriegs- und Douiiinen- 



7) Schon in dar Inatroktion flkr das General-Direktoriora Tom 
20. Dec. 1722, Art. I § 18 war Tozgescfarieben, dass dasselbe aach die 
Provinzial-Kommissariate und Kaaimem mit nöthiger Instruktion versehn 
solle, und dass solche mit der für das General-Direktorium erlassenen 
in denjenigen l'unkten, da dieselbe auf der Provinzial-Kommissariate 
und Kammern Verrichtungen und -Functionen applicable sei. d'accord 
sein müsse; sowie auch diiss die Entwürfe zur küuiglichen ApproliatioQ 
etnimenden seien. Demgcmäss wurde insbesondere die Instruktion ftr 
die kunnirldsehe Kammer vom 26. Januar 1723 eriassen; lie sollte 
wiedemm nach den Schlufsworten, wie die Instruktion f&r das General- 
IMreiktorinm, nhOchatens aecretint und Niemand, dem dieselbe m sehen 
nkht gebühret, vorgezeiget , am wenigsten aber ganz oder zum Theil 
communiciret werden": sie ist auch erst von Roedenbeck, Beiträge Bd. I, 
(Berlin IKW)) S. .Uff., also unmittelbar nach der Publikation der In- 
stniktion für das (leneriil-I »irektoriuni durcli l-orst^-r, veröffentlicht: sie 
ist in der Hauptsache von Artikel zu Artikel eine wörtliche Ileprodak- 
tion der Instruktion tur das General-Direktorium, nur dass die aui die 
Pablikatton der Edikte, aof die Post, das Manzwesen und die DomiDfltt- 
Kommissionen besOglichen Artikel gans weggefallen, und die meisten 
andern stark gekOrst sind. Dasn noch das Notifikations-Rescript lom 
26. Januar 1723, ebenftlls bei Roedenbeck a. a. 0. S. 82 ff. — Nach der 
Instruktion Fiiediiehs des Grossen f&r das General-DireklofiBm vom 
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Kammern aus den Kriegskommissariaten und Amtsksmmem 
gebildet, von denen jene für Kontribution und Accise, für 
Städte wesen, für Gewerbeaugelegeoheiten und für Militär- 
Bachen kompetent gewesen waren, während diesen die Ver- 
waltnng der Domänen und Forsten und der Polizei, insbe- 
sondere auf dem Lande obgelegen hatte. Die Bezirke waren 
die alten durch die allmähliche Entstehung des Staats von 
selbst gegebenen geblieben, deren Grösse daher eine sehr 
venehiedene war, so dass z. B. das ganze Magdebuiger und 

20. Mii 1748 sollten die iDstrnktioiieii ftkr die Kammem nmgeaibdtet 

werden, und zwar nicht nach einer einförmigen Schablone, toildini 80, 
dass dabei auf die Hauptinteressen in jeder Provinz das Aupenraerk zu 
richten, z. 1'. in Poinnicru und Preiissen auf die Kominerzien , in der 
Kurmark auf die Manufakturen und Fabriken, im Majrdoburfrischen und 
Häiberstädtischen auf die Bergwerke, die Steiubruclie und das balpeter- 
wesen (Geschichte ond Organismus der preussischen Behörden. Arnsberg 
1840 8. 51X FQr die kormSrlnsche Kanuner erging demgemftas onterm 
22. JnU 1748 eine neoe Inetnüction, die aber nicht verOlhnlUcht ist, und 
nach T. Bassewitz I, 85, sich auch nicht mehr im Pottdamer-Re- 
gienings- Archiv befindet; v. Bassewitz a. a. 0. nennt ausserdem als die 
für die Zeit unmittelbar vor 1806 massgebenden Vorschriften, die Instruktion 
vom 21*. Mai 1763, die Kab. Ord. vom 12. i 'eb. 1770, und das Geschiifts- 
Eeglement vom 10. Mai 1772. — In Hezug auf die Ausdehnung der pro- 
vinziellen Behördenorganisation auf die neu erworbenen Landestheile 
koDBien beMmden in Belmdits För SeUetieas Xnb. Ord. vom 16. Okt 
1742, Patent vom 25. Not. 1745 (Koro 1, 164* t. Ranke, swOlf Bacher 
n, 549, GrOnhagen, IKe Einriehtnng der prenas. Hensebaft in Schlesien ; 
Preass. Jahrb. Bd. 46. 1880. S. 3). Für Westpreussen : Patent tom 13. Nov. 
1772 wegen Anordnung einer Kriefrs- und Domänen-Kammer zu Marien- 
werdor CS. C. C. Y. 1, S. 591) Für Südpreusfcen: Patent vom 7. April 1793 
wegen Anordnung der Kammem in Südpreussen (N. C. ('. TX, S. 1485). Für 
Neuostpreussen : Patent vom 1. Juni 1797 wegen Eiuibeilung der Pro- 
▼inx Kenos^reossen in zwei Kammer^Departements (N. G. C. X, 1239). 
FQr AiiaW> und Bajrenfh: Patent vom 8. Juli 1795 wegen OrganiM> 
lion der Landea-Kollegien etc. (N. G. G. IX, 2565X modifidrt durch daa 
Begleinent vom la December 1798 (N. C. C. X, 1806). Für die Entsch&dig- 
nngslande : Reglement über die Vertheilong der Geschäfte zwischen den 
Landes -Kollegien in den preussischen Entschädigungs - Ländern fom 
2. Aprü 1803 (N. G. G. XI, 1573, Rabe, Sammlung \H, 348). 
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Halberstädter Kammer -Departement den Kreis Instetburg 

an Umfan^r niclit übertraf. Die Errichtung neuer Krieps- 
und Domänen-Kammero hat dann während des ganzen 
aehtzehnten and während der ersten Jahre des neunzehnten 
Jahrhunderts mit der Ausdehnung des Staatsgebiets stets 

gleichen Schritt gehalten, wobei wiederum die bisherige staat- 
liche Zusammengehöngkeit möglichst bei-ttcksichtigt wurde. 

1. DI£ OBGAl^ISATION. 

Die Kriegs- und Doniilnen- Kammern bestanden aus 
einem Präsidenten, der auch wohl gleichzeitig der Präsident 
mehrerer Kammern war, und dann den Titel Ober-Präsident 
führte, aus einem oder mehreren Direktoren, aus einer An- 
zahl von Käthen und Assessoren, und aus Auscultatoren oder 
wie sie später genannt wurden Referendarien. 

Schon in der Instruktion für das General-Direktorium, 
also noch vor der Bildung der Kriegs- und Domänen-Kammemf 
war bestimmt worden, dass die Konimissariats- und die 
Kammer-Präsidenten dieselben Eigenschaften besitzen sollten, 
wie die Mitglieder des General -Direktoriums selbst; sie 
mussten demgemäss „so geschickte Leute sein, als weit und 
breit zu finden, und zwar von evangelisch-refonnirter oder 
lutheriischer Beligion, die treu und redlich sind, die offne 
Köpfe haben, welche die Wirthschaft verstehen und sie selber 
getrieben, die von Kommerzien, Manufaktur und andern da- 
hin geliörigen Saclien gute Information besitzen, dabei auch 
der Feder mächtig, vor allen Diogen aber unsere angeborene 
Unterthanen sein, es müsse denn, was diesen letzten Punkt 
betrifft, sich fCkgen, dass uns zwar ein Fremder, jedoch sehr 
habiler Mensch vorgeschlagen würde; es müssen Leute sein, 
die zu allem capables, wozu man sie gebrauchen will.'* 
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Bie B&the sollten in den ProTinzial-KomnitBBariaten 
^gute tttehtige Leute sein, die einen gesunden natürlichen 

Verstand haben und von Jugend auf bei Kommercien, Manu- 
fiactur, Accise und andern in das Kommissariats-Departement 
einschlagenden Sachen hefgekommen/^ Bei den Provinzial- 
Kammem „mftesen gute Wirthe bestellt werden, die selbst 
Wirthe und Beamte gewesen, und selbst in hohem Pacht ge- 
standen, auch der Sache gewachsen und Rechnungsver- 
ständige, vigilante und gesunde Leute sind.'' Zur Wieder- 
besettnng der bei den Kommissariaten und Kammern vakant 
werdenden Bedienungen sollten übrigens vom General-Direk- 
torium keine Leute in Vorschlag gebracht werden, „die aus 
der Provinz gebOrtig, woselbst die vacante Bedienung weiter 
za besetzen, also zu devisehen Kommissariat- und Kammer- 
bedienungen Preussen, Märker und Magdeburger, aber keine 
Clever, zu den pommerschen Preussen, Clever und Alagde- 
boiger, aber keine Pommern'' u. s. w. 

Diese Vorschriften waren in der Instruktion für die 
knnnftrkische Kriegs- und Domftnen-Kammer, wenn auch in 
kürzerer Fassung, im Wesentlichen wiederholt worden, „weil" 
wie es heisst, „das General-Direktorium sich danmtei* auf 
Eure dieserhalb abzustellende Relationes verlassen muss.** 

In der Kammer-Instruktion war dann zugleich auf die 
Anstellung von Auskultatoren hingewiesen. „Und damit es 
an dergleichen Subjectis niemals fehlen möge: so sind Wir 
allergniUligst zuMeden, dass bei Euren neuen CoUegio dnige 
junge Leute, bei welchen die oben beschriebene Kapazität 
sich entweder schon findet, oder doch zu hoffen, angezogen, 
und als Auskultatores, unter der HoÖnung künftiger Be- 
förderung bei ihrem Wohlverhalten, mit angenommen 
werden mdgen; jedoch sollen selbige Uns vorher von Euch 
benennet und zu Unsefer allognädigsten Approbation vor- 
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gesdüa^ werden, welche AuBkaltatora dann im Anfange 
und so lange ebne Traktament dienen mflssen, bis sie bei 

vorfallenden Vacanzen wirklich employiret, auch mit Gehalt 
versehen werden können.'^ Das an die kurmärkische Kammer 
ergangene Eabineta-Bescript von 12. April 1723 verfügte 
dann weiter, „dass bei dem Ck>llegio vier junge Leute, so 
hurtige und offne Köpfe haben, zu den Geschäften mit zu- 
gezogen und zu dem Ende an einen besonderen Tisch bloss 
znm Zuhöi^ gesetset, jedoch hiem&ehst ihnen auch ein and 
andere Konunissiones gegeben werden sollen, die Kammer 
aber dabei zwei adlii^e und zwei bür.i:erliche mit sothanen 
Eigenschaften begabte Subjekte fordersamst zur königlichen 
Genehmigung in Vorsehlag bringen müssen*' Durch eine Anzahl 
si^terer Reskripte ist die BesehSfügongBwdse im Einzehien 
näher geregelt. Ein Kabinets-Reskript von 1743 hat sodann 
angeordnet, dass die bei der kurmärkischen Kammer be- 
schäftigten Auakultatoren, wenn sie ein Jahr lang im CoUegio 
gesessen, in Gegenwart sSmmtficher dirigirender Minister des 
Genend-Direktoriums und des Cbefe der Kammer genau 
zu examiniren seien, und die Kammer-Instruktion vom 
22. Juli 1748 zuerst die Eigenschaften und Kenntnisse Der- 
jenigen, welche Auskultatoren werden woUen, genau be- 
stimmt; Solche sollten sich wenigstens ein Jahr auf einem 
solchen Amte aufgehalten haben müssen, wo sie Gelegenheit 
gehabt, von dem Ackerbau, der Vielizucht, dem Brauwesen 
und Brantweinbrennen, nicht minder von den Wirthschafts- 
registem und Extrakten, sowie auch von den Prilstandis der 
Unterthanen die nöthige Kenntniss zu sammeln; des Winters 
aber sollten sie sich in den benachbarten Städten von dem 
Polizeiwesen einige Wissenschaft erwerben, und endlich sich 
tlber alles daijenige, was sie solchergestalt erleilit, Annota- 
tiones machen. Ein im Jahre 1756 gemachter Yorsehlag 
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hätte folgenrach werden kitamen; ee war nämlieh in An- 

regung gebracht, dass es zum Öffentlichen Besten gereichen 
würde, wenn die Keferendarien des Hof- und Kammerge* 
richte, weldie kllnftig za Bftthen beeteUt werden sollten, 
Bich yorher dne Kemutniss von Landes- und Landwirth- 
schaftlichen Sachen erwerben könnten, indem öfters bei dem 
Kammergerichte, sonderlich zwischen denen vom Adel und 
ihren^ auch wohl kCniglichen Unterthanen solche Prozesse 
vorfielen, welche ohne eine Kenntniss von Landsaehen nicht 
gillndlich entschieden werden könnten. Der Grosskanzler 
von Jarriges hatte sich damals mit einer solchen Beschäf- 
tigung der Justis-Referendarien bei den Yerwaltungsbehörden 
ausdrücklich einverstanden erklärt, indem er eine ent- 
sprechende Beschäftigung der Kammer-Referendarien bei den 
Gerichten anheim gab, auch die kurmärkische Kammer in 
dem Berichte an das General -Direktorium in demselben 
Sinne sich ausgesprochen, „weil alsdann von Seiner Maje- 
stät dem Könige die Kammern und Justiz-CoUegia mit er- 
fahrenen Räthen in Justiz- und Landessachen, und zwar 
nach deren Application zum Kamerai» oder Justizwesen 
besetzt, dadurch aber die mancherlei sonst erhobenen Be- 
schwerden mit der Zeit erhoben werden könnten." 

Die definitive Einrichtung des FrOfongswesens ist durch 
die Instruktion des KOniga an das General-Direktorium, 
welche nirgends veriSffentlicht ist, und durch das in Folge 
dei'selben ergangene Circular an sämmtliche Kammern vom 
28. Februar 1770, in Verbindung mit dem höchsten Orts 
genehmigten vom Hagen'schen Plane zur Verbesserung des 
Finanzwesens in folgender Weise erfolgt. 

Das erste Examen fand bei den Kammcm selbst statt, 
für Dicjjenigen, welche bei denselben als Referendarien zu- 
gelassen werden sollten. Die Voraussetzung zur Meldung 

8* 
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bestand nur ganz allgemein darin, dass die Referendarien 

gute Studia haV)en müssten. Das Examen selbst zerfiel in 
eine auf der Kammer anzufertigende Probei-elation und in 
eine mfindlicbe PrOfiing Tor der Kammer-£xaminationa- 
KonunissioD. Die Kommission bericbtete darQber an die 
Kammer, diese ^vieder an das General-Direktorium und zwar 
unter Beifügung der Examinations- Protokolle, damit das 
General-Direktorium yon der. Kapazität des Kandidaten inlor^ 
miret nnd überzeugt sein kOnne. 

Diesen Vorschriften gemäss meldete sich z. B. der spätere 
Ober-Präsident von Schön, nachdem er sieben Semester auf 
der Universität Königsberg studirt batte, unterm 28. März 1792 
bei der Kriegs- und DornSnen-Kammer zu Königsbeig und 
bat um Zulassung als Referendarius; er ftberreiefate dabei 
ein Zeugniss des Professors Schmalz über die Absolvirung der 
juristischen Studien, ein ähnliches Zeugniss des Dekans der 
juristiscbCT Fakultät und ein Zeugniss des Professors Kraus 
fbr dessen Vorlesungen Ober National - Oekonomie. Die 
Kammer resolvirte jedoch am 11. April 1792, dass es nach 
den festgesetzten Voi'schriften erforderlich sei, dass er sich 
zuvor die nötbigen ökonomischen Kenntnisse praktisch in 
einem Domänen-Amte erwerbe, und über die erfolgte Aus- 
bildun-^ in diesem Fache durch Beibringung eines guten 
Zeugnisses von einem Domänen-Beamten sich ausweise. Die 
Vorschrift der Instruktion von 1748 bestand also bis zuletzt 
in Kraft und soll in Os^reussen noch bis in die dreissiger 
Jahre dieses Jahrhundei-ts hinein beobachtet worden sein. 
Dagegen scheint die Vorschrift des „Plans wonach das 
Finanz- und Kameralwesen mehr in Ordnung gebracht 
werden sollte** Tom 12. Februar 1770 § 2, welche die 
Kammer-Referendarien vor der Beschäftigung bei der Kammer 
QYSi ein halbes Jahr, die adlichen bei den geschicktesten 
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Landräthen, die bürgerlichen bei den erfahrensten Steuer- 
räthen beschäftigt wissen wollte, nicht zur Ausführung 
getaicht za Bein; wenigstens hatte sieh die kurmär- 
Idsdie KamBier in dem Jahresbericht an das General- 
Direktorinm Tom 13. Juli 1771 entschieden dagegen ausge- 
sprochen, indem die Keferendarien auch noch vorher bei den 
Land- und Steuerrftthen zu arbeiten, Gelegenheit finden 
wflideD, sieh in allen Theilen der FlnanswlsBenschaft zu 
lOntiniTen, und zn Bekleidung der Rathsposten zu quaMfi- 
ciren; jedenfalls waren in danuilij^er Zeit die auf den DomRnen- 
ämtern zu erlernenden Details der Landwirthschaft und der 
OrtspolizeiTerwaltnng wichtiger, als die Beschäftigung bei 
den damaligen Landrftthen. Schön hat sich demgemftss 
nenn Monate auf dem Amte Tapiau aufgehalten, und unterm 
12. Februar 1793 seine Meldung unter Beilegung eines Zeug- 
nisses des dortigen Beamten erneuert Die Kriegs- und Do- 
rnSnen-Eammer berichtete nunmehr am 21. Februar 1793 
sehr ausführlich an das General-Direktorium mit dem Schluss- 
antrage, „es buldi'eichst zu erlauben, dass wir denselben Uber 
seine juristische und dkonomische Kenntnisse prüfen, und 
ihn sodann als Beferendarius bei unsem Collegio in Vorschlag 
bringen dürfen.*' Das General -Direktorium sprach am 
19. Mäi-z 1793 die Genehmigung aus, die Kriegs- und Do- 
mänen-Kammer benachrichtigte den Kandidaten am 4. April, 
dass zwei namentlich bezeichneten Kriegs- und Domftnen- 
Rftthen aufgetragen worden, ihm Akten zur Anfertigung 
einer Pi*oberelation zuzustellen, und demnächst zu examiniren, 
und theilte Solches den beiden Examinatoren an demselben 
Tage mit Von der Proberelation wird demnächst noch die 
Rede sein. Das mttndlidie Examen fand am 27. April 1793 
statt; der erste Examinator prüfte aus den Materien de 
pecolüs, Kontrakten, l'rivilegien, Präscriptionen, Kautionen, 
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theoretisch und praktisch, der Eweite Exanunttor aber ging 

die Lehre, wie der Staat verbessert werden könnte durch alle 
Branchen ganz umständlich durch, und verband dieselbe zu- 
gleich mit den ökonomischen Wisaensehaften, dem Eommer- 
denwesen und andern dahin einscMagenden Materien. Da- 
rüber liegt ^n ansfhhrliches Protokoll vor, welches sich anch 
über die Proberelation ausspricht. Am 30. April ist dann 
von den beiden examimreuden Käthen an die Kammer, am 
2. Mai von der Kammer an das General-Direktorium berichtet, 
von letzterer unter Beilegung einer Abschrift des Exandnations- 
Protokolls und des Originals der Proberelation. Das General- 
Direktorium hatte darauf unterm 23. Mai nicht das geringste 
Bedenken den Candidatus juris von Schön als Beferendarius 
zu agreiren, der dann mittelst Schreibens der Kriegs- und 
Domänen-Kammer vom 11. Juni zur Vereidigung auf den 
18. Juni vorgeladen wurde. 

Für das zweite Examen war durch das Circular vom 
28. Februar 1770 dne bestandige unter dem General-Di- 
rektorium stehende Ober - Examinations - Kommission nieder- 
gesetzt, welche im Jahre 1806 aus fünf Geheimen Finanz- 
räthen des General-Direktoriums bestand, und Diejenigen zu 
prüfen hatte, welche als Kriegs- und Domftneur, auch Land- 
und Steuerräthe und Bau-Direktoren pladrt werden wollten. 
Zu diesem Examen sollten aber die Referendarien nur auf 
Grund eines Testimoniums der Kammer zugelassen werden; 
ein bestimmter Z^tablauf war dabei nicht voigesdirieben, 
doch wurde das Testimonium bei einigen Kammern, z. B. 
bei den ostpreussischen. nur auf Gnind eines Tentamen er- 
theilt, welches von drei Käthen in Gegenwart des Präsiden- 
ten abzuhalten war« Das Examen sähst bestand in zwei Re- 
lationen, einer juristischen und einer poluseilichen und in der 
Veranschlagung einer Domäne, sowie in einer mündlichen 
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PrOfung, welehe sieh auf alle Theile des Finanzwesens, des 

Rechts der Natur und der sonst in das Finanzwesen ein- 
schiagenden Wissenschaften beziehen sollte. Die mündliche 
Prüfung des spätem Ober-Präsidenten von Vincke im Jahre 
1797 erstreckte sieh z. B. über die Knltor der Aecker und 
Befördeiiing des Wohlstandes der Unterfhanen, Ober den 
Gerichtssprengel der Kammera und über die Personen und 
Sachen, welche zu demselben gehören, über die Veran- 
sdilagung der Vorwerke und das dabei zu beobachtende 
Vei&hren, hiemäcbst über die Grundsätze und die Arten 
fies Handels, des Kassen- iiiul riecliimngswesens . die 
Geschäfte und Obliegenheiten eines Keudauten, und endlich 
Über die Pflichten und Geschälte eines Steuerraths in An- 
sehung der seiner Inspektion anvertrauten Städte, war also 
wie der Biograph mit Recht hervorhebt, sehr nücliterii und 
auf praktische Dinge beschränkt. Ks fanden auch bei dieser 
zwdtea Prüfung wieder endlose Schreibereien statt, indem 
z. 6. die Kammern nicht befugt waren, Jemanden nach er- 
langtem Attest ohne Weiteres zur Ablegung des Kxamens 
nach Berlin zu schicken, sondern ei*st die Genehmigung 
des Greneral-Direktorinms dazu einholen mussten, welches 
dann in einen Schriftwechsel mit der Ober-Examinatlons- 
Kommission, diese wieder mit einer Kammer über die Zu- 
stellung von Akten zur Anfertigung der Piobeielation ein- 
trat. Nach bestandenem Examen erfolgte sehr bald die Ver- 
lefliung des Prädikats Assessor cum voto et sessione, sowie- 
die Ernennung zum Kriegs- und Domänen-Hath mit Gehalt; 
wie z. B. Schön, nachdem er am 8. März das Examen bestanden 
hatte, am 28. März 1796 als Assessor, am 14. August 1797 mit 
800 Thln als Kriegs- und Domänen-Bath angestellt wurde 

8) Circulare an sämmtliche Kamraern, betr. eine beständige Ober- 
Examinations-Koinimssion etc., vom 28. Februar 1770 (N. C. C. I\V6681). 
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Die Geschäftsbehandlung Seitens der Kriegs- und Do- 
mänen-Kammera erfolgte in der Regel durch Plenarbeschlüsse 
des Kollegiums^ indem gewöhnlich alle Sachen, wie der Mi- 
nister SchrStter in dem Bericht vom 15. Augnst 1808 
tadelnd henrorhob, znm Vertrag gelangten, ohne dass eine 
Gliedei-ung in Abtheilungen stattgefunden hätte, und ohne 
dass dem Präsidenten eine formelle Präponderanz beigelegt 
gewesen wäre; Schdn behauptet freilieh in einigen aphoris- 
tischen Bemerlrangen zu einem Berichte des Ministers Grafen 
Dohna vom 23. Juli 1810, die früheren Kammer-Präsidenten 
seien stets Prüfekten gewesen, und Friedrich der Grosse 
wOrde denjenigen Kammer-Präsidenten, der ihm gesagt hätte, 
dass er abgestimmt sei, wahrscheinlich kasdrt haben. 

2. DIE KOMPETENZ, INSBESONDERE DAS KAMMER- 

JUSTIZWESEK. 

Der Wirkungskreis der Kammern erstreckte sich analog 
dem Wirkungskreise des General-Direktoriums auf die Ver- 
waltung des Innern und der Finanzen. Die Kammern waren 

Frb. vom Hagen, Plan, wie das Finanz- und Kaincralwesen mehr in 
Ordnung zu bringen, und recht geschickte und brauchbare Subjekte l»e- 
Bt&ndig formiret und zugezogen werden können, mit welchen allein die 
Yacanien Stdten kOnftig zu besetsen, vom 18. Febnuur 1770; abgedrndt 
in iFbchbachO Beitrige I (1781) 8. 42 £ it. in Lamotte^ Bdtrftge m (1785) 
S. 82 IE — Lamottet von den konnirkiscben Kammer- Befierendarien, 
welche sonst Auskultatores genannt worden sind (Praktisehe Beiträge 
Bd. 1 (1782) S. 92 flf.). Derselbe , von dem im Jahro 1770 genehmigten 
Plane der Verbesserung de? Kameral- und Finanzwesens (Bd. III (1785) 
S. 32 ff.). — Studienreisen eines jungen Staatswirths in l'eutschland am 
Schluss des vorigen Jahrhunderts. Beiträge und Nachtrage zu den Pa- 
pieren des Ministers von SchOn. Von einem Oetprenssen, Leipzig, 
1879. 8. 6-87. 889. 844. 595 ff; Die Instroktion vom 5. Mttn 1798 Ar 
die Befierendaiien bei den oetprenariBdien, lithaoisdien und westpreos- 
Bieehoi Ekriegs- und Domlnen-Kammem, auch für die Kammer-Deputation 
in Bromberg 8. 606 ff. v. Bodelschwingh, Leben des Ober-Präsiden- 
ten Freiherrn von Vincke, Berlin 1853. S. 86. 97. Fr. v. Baumer, 
Lebenserinnerungen. Berlin 1800. 46. 64. 
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von vornherein Provinzial-, Polizei- und Finanzbehörden; es 
stand jedoch in Folge der UDVollkommenen Entwickelung der 
Staatsthätigkeit die Finansverwältiiiig und innerhalb dieser 
die Bomänenverwaltnng weitaus im Vordergninde; die Eam- 

mem machten daher in ihrer Geschäftsführung oft mehr den 
Eindi-uck von Landgüter-Inspeküouen, als von Landes-Polizei- 
bebdrden. 

Die Grenzen dieses Kammer-Ressorts wurden jedoch zu- 
nächst, wenigstens seit den letzten Regierungsjahren Frie- 
drichs des Grossen, dadurch beeinträchtigt, dass die Accise- 
und ZoUsachen abgesondert von den Kammern durch eigene 
Aedse- und Zoll-Direktionen verwaltet wurden; diese waren 
nun freilich bereits mehrfach mit den Kammern wieder ver- 
einigt worden, und die mit Stein's Untei'schrift erlassene In- 
struktion vom 5. Mai 1806 wollte das allgemeiner durch- 
führen, indem der Plan dahin ging, besondere Kammer- 
Accise - Deputationen zu errichten, die ^eichsam als Abthei- 
lungen der Kammern fungiren sollten; zu einem Abschlüsse 
ist die Angelegenheit jedoch während des Bestehens des alten 
Staatswesens nicht mehr gelangt 

Ausserdem waren von dem Kammer -Ressort einei^scits 
die Landeshoheitssachen, zu denen damals die Landesgienz-, 
Huldigungs-, Inkolat-, Auswanderungs*, Abschoss- und Ab- 
fahrtsachen gerechnet wurden, andrerseits die Kirchen- und 
Schulsachen ausgenommen, indem für diese Zweige der 
LandesverwaltuDg die Justiz- Kollegien (Regierungen) kom- 
petent waren, so dass sie auch in der Ober -Instanz 
nicht vor das General-Direktorium , sondern vo» das Justiz- 
Departement gehörten. Im Sinne dieser älteni Geschäfts- 
vertheiluDg waren insbesondere noch die Anordnungen des 
i^tpreussischen Patents von 1772 und des südpreussischen 
Kotifikations-Patents vom 8. Mai 1793 getroffen. Jedoch 



Digitized by Google 



42 



EBSTEA ABSCHNITT. D£K BESTEHENDE ZUSTAND. 



waren schon früher in Schlesien sowohl die Landeshoheits- 
ais auch die Kirchen- und Schulsachen mit den Kaniuiem 
verbimden worden. Und dasselbe geschah demnächst in 
Sftdpfenssen, nur dass hier die protestantischen Kirchen- 
sachen den Repieiningen verblieben, sowie in Neuostpreusseii, 
wo den Kammern das gesammte kirchliche Kessort, mit 
Anssehluss der griechischen Kirchensachen, zogewiesen wurde. 
In Ansbach und Bayreuth waren zwar anfangs die Lehns- 
und geistlichen Sachen, einschliesslich der Schulsachen, 
den Justiz-Kollegien belassen worden, mit der Modifi- 
kation, dass sie in besonderen Senaten bearbeitet werden 
sollten, aber schon wenige Jahre sp&ter wurden sie den 
Kammern übertragen, in der Weise jedoch, dass sie für 
beide Fürstenthilmer ausschliesslich in der Ansbachischen 
Kammer bearbeitet wurden ^ welche demgemäss, einzig in 
ihrer Art, in zwei Kammersenate zerfiel, yon denen 
der ei*ste für die Finanz-, Kamerai-, Polizei-, Militär- und 
. Servissachen des Fürstenthums Ansbach, der zweite für die 
Landeshoheits-, Lohns-, geistlichen und Schulsachen der 
beiden Fttrstenthfimer kompetent war. Wiederum etwas 
abweichend wurden in den Fntschadigungskinden „alle zum 
Finanz-Departement gehörigen Angelegenheiten", nament- 
lich die Landeshoheits-, geistlichen und Schulsachen der 
Kammer Oberwiesen, w&hrend die Lehnssaeben, gegen Steinas 
Vorschlag der Justiz verblieben. Stein hatte übrigens auch 
die Bildung eines eigenen (zweiten) Senats iüx Landeshoheits-, 
und Konsistorialsachen verlangt, wozu es gleichÜAlls nicht 
kam. Endlich ist diese Reform noch yor 1806 auf Ost- 
preussen und Litthauen ausgedehnt, indem alle Landesho- 
heitssachen im weitläufigsten Verstände, alle Armen-, Sti- 
pendien- und Stiftungssachen, die Oberau&icht über aSle 
öffentlichen Anstalten, Gesdlsehaften und Korporationen, die 
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DirektioD und Anfticht Ober sämmtliehe Schal- und Endehungs- 

anstalten, feiner alle geistlichen Angelegenheiten den Kriegs- 
aod Domänen-Kammern übei-wiesen wurden, weil schon seit- 
her ohne deren Tieliache Konkurrenz diese Gescbftfte Ton den 
Landea-Justiz-Kollegien nicht hfttten besorgt werden können % 

Während nun die Justizbehörden, und zwar im grössten 
Tbeile des Staatsgebiets bis zui* Reform, o^ne Verwaltungs- 

9) Für Westpreussen: Notifikations-Patent betr. die Einrichtung 
dM joithEwesens vom 28. Bept 1772 (K 0.0.7,2. 451. Babe 1, 4, 335); 
FateBt wegen Anordnung einer Krieg»- und DomSnen-Kammer in Marien- 
«erdflr vom 13. Kovember 1772 (N. C. C. Y, 2. 589). Instruktion für die 
westpreuBsische Regierung vom 21. September 1773 (N. C. C, V, 3. 2152, 
Rate. T, S. *m3). — Für Södprenssen: Notifikations-Patent betr. die Ein- 
richTui}_' des geistlichen und weltlichen Justizwesens vom 8. .Mai 1793. 
Reglement über die Vertheilung der Geschäfte zwischen den Südpreus- 
siscben Laudes-Kollegien vom 15. Dec. 1795. § 2. 54 (N. C. C. IX, 2704). ~ 
FUr Nenoi^niusen: Begtemeut aber die YerttieiQiiiig der GeecbAfte 
nriaehen den neaoe^nreosdaehesi Laades-KoUe^en vom 8. Httn 1797 
•§45. (N. a C.X, 949)i — FOr Arnbach und Bayreoth: Patent wogen der 
Oqpukiaation der Landes-KoUegien und Yerbesserang des Jostisweieiia 
vom 3. Juli 1795 (N. C. C. IX, 2565). Reglement wegen einer neaen Yer- 
theilung der Geschäfte zwischen den Ansbach-Hayreuthischen Landes- 
Kollegien vom 10. Decctnber 1798 fN. C. C. X, 1H0.5). — Für die Entschä- 
digungs-Lande: Reglement über die Vertheilung der Geschäfte zwischen 
den Landes-KoUegien in den preussischen Entschädigungs-Ländern vom 
2. Apifl 1803 (N.aC.XI, 1573, Rabe, YII, 348); dieses Reglement be- 
ndit anf einer Denkselirift Steins fiber die Bfldong der Landes-Eolle- 
gien im Fttntenthnm Münster vom 2. Mira 1808; dieselbe ist nngedmekt, 
liegt mir jedoch in Abschrift vor; ich war darauf aufmerksam geworden 
durch Wilmans . Der Freiherr von Stein und die Organisation der 
Erbfurstenthümer Münster und I'iiderbom 1802 — 1804 (Zeitschr. für 
prenss. Gesch. und Landeskunde. Jahrg. X (1S73) S. G59flf.); eine Ver- 
öffentlichung derselben würde sich kaum rechtfertigen, da es sich dabei, 
warn man von einer Beschreibung des yorgeftmdenen Znstandes, von 
«iaigea Bemertnugen Uber das Yeriiflltnisa von Staat und Kiiebe and 
von Peraonalien absieht, lediglich um die bereits ftststshende Anwen- 
dung des ostpreussischen und fränkischen Ressort-Reglemcnls handelte; 
in einzelnen Beziehungen komme ich jedoch darauf zurück. — Für Ost- 
preussen: Reglement über die Vertheilung der Geschäfte zwischen den 
Landes-KoUegien in Ostpreussen und Litthauen vom 21. Juni 1804 (N. 
C.aXI,2603; Rabe, VIII, 102). 
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Kompetenz besassen, so erstreekte rieh dagegen das Reesort 

der Verwaltungsbehörden in das eip:enste Gebiet der Justiz. 
Es handelt sich bei dieser sog. Kammer-Justiz nicht im Min- 
desten um eine fieehtspiechmig Uber OffentiieheB Recht Eine 
solche stand zwar den Verwaltungsbehörden im weitesten 
Umfange zu, indem dieselbe gerade ebensoweit reichte, wie 
die Verwaltung selbst; diese Verwaltungsrechtsprechung 
unterschied sich aber hinsichtlich der Qiganisation und des 
Verfahrens durch Nichts von der sonstigen Verwaltung; es 
galt eben als vollkommen selbstverständlich, dass die An- 
wendung der bestehenden Verwaltungsgesetze durch die 
Verwaltungsbehörden in denselben Formen, in freichen sich 
die. Verwaltung sonst bewegte, auch dann erfolgte,* wenn 
dabei Kollisionen mit angeblieh entgegenstehenden Indivi- 
dualrechten stattfanden; es heisst den Geist der Re- 
gierung Friedrichs des Grossen vollständig verkennen, wenn 
man derselben die Tendenz unterlegt, als ob es ihr auch den 
Geboten der Staatsgewalt gegenüber um den Schutz des 
Privatrechts zu thun gewesen wäre. Die sog. Kanuner- 
Justiz bedeutet vielmehr eine Erweiterung der Verwaltungs- 
Jurisdiktion auf die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen 
Privatpersonen, oder zwischen Privatpersonen und dem Fiskus 
resp. einer Korporation, oder zwischen dem Fiseus und einer 
Korporation, resp. zwischen Korporationen unter einander, 
die lediglich nach den Normen des Privatrechts zu beur- 
theilen waren, sowie endlich auf die Entschddung gewisser 
Straffalle. Es wird doch im Eingange des Ressort-Departements 
mit deutlichen Worten gesagt, dass nur in der Regel die Pro- 
zesse, welche das interesse privatum oder jura partium inter 
se betreffen, vor die Gerichte gehören, vor die Kriegs- und 
Domftnen-Kammer aber alle diejenigen, bei denen es sich um 
königliche Interessen und Domänen handelt, welche den 



Digitized by Google 



UL i. DIE KOHFSTESZ, IBBBEBONDSBB DiS ¥AinfRB-JlHl!!l8WMMai. 45 



Status oeconomicus und politiciis betreffen und in das interesse 

publicum einschlagen. Die Kammern bildeten für diese 
Sachen wegen ihrer Konnexität mit der Verwaltung, insbe- 
sondere mit der Finanaverwaltung ein forum speciale causae, 
weil sie, wie es wiedenun im Ressort-R^glenient heisst, 
einestheils von dergleichen Sachen am besten instruirt seien, 
und andrei-seits ohne Administrirung der Justiz dabei nicht 
wohl bestehn, noch ihrem Of&cio ein Genüge leisten könnten. 

Zu diesen Eameral- nnd Fmanzprosessen gehMen demge- 
mäss zunächst die aus den Verpachtungen der königlichen Do- 
mänen-Aemter entstehenden Streitigkeiten, insbesondere zwi- 
schen dem Fiskus und dem Generalp&chter wegen rttckst&ndiger 
Pachtgdder, wegen ETiktionsmftngel, wegen Remission, wegen 
des Pachtobjects z. B. ob eine Fischerei mitverpachtet sei ; — 
zwischen dem Generalpächter und dem Unterpächter, wieder- 
um wegen der Pachtgelder und der Gew&hrsmangel, aber 
auch wegen aller sonstigen bei Gekgnibeit des Kontrakts ent- 
stehenden Differenzen; — zwischen dem Generalpächter und 
dessen Caventen, — zwischen dem abtretenden und neu an- 
ti-etenden Pächter, wenn etwa der abtretende Pachter bereits 
bestellt hatte, die Bestellung aber kurz vor der Uebergabe 
durch Hagelschlag vernichtet war, wegen der Entschädigung ; — 
zwischen dem Pächter, dem sog. Beamten und den Amtsunter- 
thanen wegen deren Praestationen, namentlich auch dann, 
wenn etwa gewisse Dienste auf Grund yon Exemtionen und 
Privilegien ver^veigert wurden, sowie wegen Exmission von 
den bäuerlichen Stellen, wegen des Kanon, der von den in 
den Amtsdörfem belegenen Freig&tem zu entrichten war; — 
zwischen den Amtsunterthanen unter sich wegen der Be- 
setzung: der Höfe, wegen der Hütung, der Trift, der 
Grenzen, wegen Kataster und Kontribution, selbst wegen In- 
jurien, die übrigens kurz und ohne prozessualische WeiUäufig- 
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keitoii und Kosten Ton den JnstüihAemtem a]>genuudit werden 

sollten und gar nicht an die Kammeni gelangten ; — endlich 
zwischen den Aemtem unter sich wegen ihi'er Einkünfte, 
Grenzverh&ltmsse nnd dergleichen; duzn kamen noch ZoU- 
defiwndationen und Holzdiebstahle in den k5ni^chen Forsten. 
Zn dem KameralreBSort gehörten dann femer die analogen 
Streitigkeiten, wenn sie Städte oder städtische Kämmereien, 
die den königlichen Aemtem in dieser Hinsicht ganz gleich 
gesteUt waren, betrafen; cnnftchst im weitesten Umfange 
alle Strdtigkeiten, welche das rathhänsliche Oekonomie-Käm- 
merei- und Kreditwesen betrafen; sodann diejenigen zwischen 
dem Magistrat und den Bürgern über Kämmereipraestationen; 
zwischen den Bürgern unter einander, soweit der Status 
oeconomicus in Frage kam, wenn z. B. die alte Bürgerschaft 
den neuen Vorstadtbür^;eni die Theilnahme an der Weide 
und Holzung verweigerte, oder wenn es sich um Innungs- 
privilegien, exklusive Gewerbeberechtigungen, insbesondere 
Braugerechtigkeiten handelte, o^er die Ebiquartierangsfreiheit 
in Frage stand; endlich zwischen den Städten unter einander 
und zwischen den Städten und königlichen Aenitern über 
die Grenzen, die Einkünfte, insbesondere Abzug und Ab- 
schoss. Dag^n wurden dieselben Streitigkeiten , wenn 
dabei statt eines Üomftnen-Amtes oder einer Stadt ein Ritter- 
gut in Betracht kam, zur Kaiiieral - Justiz niclit gerechnet, 
so dass namentlich auch die zwischen einem Rittergutsbe- 
sitzer oder einem adligen Unterthanen auf der einen, dem 
Fiskus auf der andern Seite entstehenden Processe lediglich 
vor die Justiz gehörten, nur dass die Kammern berechtigt 
waren, auch in solchen Prozessen den interessiiten Aemtem 
und Städten auf deren Ansuchen Assistenz zu leisten, 
indem sie binnen Frist ihr Votum zu den Akten bringen 
konnten. Ein eigentliches Privilegium fori des Fiskus vor 
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der Kammer bestand mithiii nicht; so sahireich aach die 

EiBielfälle waren, in denen, wie z. 6. wegen eines über eine 
Getreidelieferung in Vollmacht der Kammer geschlossenen Ver- 
trages» die Kammer*Kompetenz begründet war. Eine letzte 
HsQpCkategorie der rar Kammeijastiz gehörigen Prosesse 
tOdeCen dann die gegen Yerwaltongsbeamte ans Amtshand- 
lungen dei-selben erhobenen Klagen, ganz einerlei, ob der 
Auspnich im Wege des Civil- oder des Strai^rozesses er- 
hoben wurde, die Bestrafung leicht oder schwer war. 

Es sollte nnn zwar In solchen Kamenilprozessen im All- 
gemeinen nach dein in Kürze festzusetzenden Codex Fride- 
ricianus verfahren und der Kammer- Justitiar auf solchen 
^edeU mit verpflichtet werden; in geringen Sachen aber, 
md besonders hinächüich der Baaemprozesse, waren die 
Kammern ausdrücklich angewiesen, alle Prozessweitläufig- 
keiten zu vermeiden, zu solchem Ende auch die Nothdurft 
der Unterthanen, ohne Admission eines Advokaten, nur ad 
protocoDum zu nehmen, und darauf kurz nach Recht und 
Billigkeit zn entscheiden. 

Mit wie grosser Sorgfalt übrigens das Ressort-Reglement 
von 1749 ausgearbeitet war» so wurde doch bereits 1756 die 
damals erriditete Jnrisdiktions-EommissioB beauftragt, damit 
alle Gelegenheit zu dergleichen schädlichen Streitigkeiten 
benommen werde, das Reglement durchzugehen, die Stellen, 
welche dunkel schienen und Erklärung bedürften, anzumerken, 
«ad ein Beglement so klar und deutlich als mfiglich sei, 
anzufertigen und zur Appi-obation einzusenden. Es war das 
one unlösbare Aufgabe, die denn auch ungelOst peblielien 
ist. Die Schwierigkeiten, welche die Jurisdiktions - Ivom- 
minion zu überwinden hatte, waren der Natur der Sache 
nach sehr beträchtlich 



10) Den AtugngBpimkt bilden zwei £dik(e Friedrich Wilhelms L; 



48 XB8EBB IBflCBBlTT. DBB BBSKBBEHDB ZIUTlia). 

Eine Verbessening dieses Kameral-JustizweseiiB und in 
Folge dessen eine Umgestaltung der Kammer- Organisation 

zunächst die Allgemeine Ordnung betr. die Verbesserung des Justizwesens 
vom 21. Juni 1713 (C. C. M. II, 1. S. 518X besonders § IV, welcher unter 
zehn Nummern die Jurisdiktionsgrenzen zwischen den Amtskammem und 
Justiz-Kollegien genau bestimmt, sowie Y, welcher dieselhen Jurisdik- 
tionsgrenieii anf das YerhUtniss zwischen den Kommissariaten und Ju- 
8tii-Ko]kgiai ftr anwoidbar erklärt; (daia B«icr. dod. dee § IV, der 
AOg» Joftu-Oidonog vooi 7. Dee. 1734, G. G. M. II, 1. S. 81ß); sodann 
die Konstitution, wie es mit Expedinmg der Jostiz-Sachen bei den Ge- • 
neral- und denen Provinzial-Kommiftgariaten m halten Tom 25. April 1715 
(C. CM. II, 1. S. 563), indem Dasjenige, was im V der Allgemeinen 
Justiz-Ordnung wegen Verhütung der Kollisionen zwischen den Kommis- 
sariaten und Justiz-Kollegiis angeordnet war, doch als nicht hinlänglich 
zur Erreichung des Zweckes sicli erwiesen hatte. Auf demselben Standpunkte 
Stellt dann nadi der Yeränigung der Kanunem and Kommissariate das 
ifBq^flment; waa ftr Sachen tot die neomlrkische Begiemng oder an 
dasigem Kriegs- and Domftnen- Kammer -Departement gdxOrig* vom 
10. Dec. 1725 (C. C. M. II, 1. 8. 761), sowie anch die Verordnung an 
alle Kriegs- und Domänen-Kammern, dass es bei der Justiz-Ordnong 
verbleiben, ^und sie keine Sachen, so vor ihnen nicht gehören, sich an- 
massen sollen'' vom 17. Oktober 1780 (CO. M. VI, 415). In allen diesen 
Erlassen Friedrich AVilhelms I. wird übrigens die Absicht, den Ein- 
griffen der Verwaltungsbehörden in die Justizpflege entgegen zu arbeiten, 
mit anadmddidiett Worten ausgesprochen. ~ Die Tendenien Eriediidia 
des Grossen zu Gunsten einer Erweiternng des Rechtswegs gingen aller- 
dings sehr Tiel weiter; die Torsehrift im aweiten Znsalaaitikel der In- 
struktion fiir das General-Direktorium vom 20. Mai 174$ (Preuss. Jahrb. 
a. a. 0, S. 360X wonach weder das Goieral'Direktorium, noch die Kriegs- 
und Domiinen-Kammem sich weiter in einigen Klag- und Prozesssachen 
melireii, sondern solche insgesammt, sie mögen bei Immediat- oder Me- 
diatuntcrthanen. unter einander selbst oder zwischen jener und dieser 
gegen einander, oder auch mit dem Fisko selbst entstehen, bei denen da- 
sa bestellten erdeBtUdien Geridili- ond Joatia-Kolleglia angebracht und 
expediiet werden sollen", sdieint sogar eine glnsliche Abschaifimg der 
bisherigen Kameral-Jnstiz zu enthalten; es ergiebt sich jedoch aus den 
EinzelbestinimuDgcn sofort, dass es sich nur um eine Einschränkung der* 
selben handelte. Darauf beschränkt sich auch die Bedeutung des Regle- 
ments „was für Justiz-Sachen denen Kriegs- und Domänen-Kammern 
verbleiben und welche vor die Jnstiz-Kollogiis oder Regierung gehören" 
vom 19. Juni 1749 (C. C. M. Cont IV, 163 ff. Hoffmann, Repertoriam 
der preuss. Landesgesetze. Zweite Fortsetzung (1803) S. 162 fif. [mit Er- 
Halterungen]). Für Schlesien war swar unteim 1. August 1750 ein beson- 
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ist dann aus Veranlassung der zweiten Justizxeform durch die 
' Errichtung besonderer Kammer-Justlz-Deputationen auf Grund 

des Regulativs vom 12. Februar 1782 herbeigeführt worden. 

Hinsichtlich des Umfangs der Kammer-Justiz wurde 
dadurch Nichts g^dert, Tiebnehr der bestehende Zustand, 
insbesondere das Fridericianische Ressort-Reglement vom 
19. Juni 1749, das sog. Fundamental-Gesetz, ausdrücklich 
^bestätigt £s können demgemäss auch diese Kammer- 
Justiz-Deputationen nicht fbglich mit Yerwaltungsgerichten, 
sondern höchstens mit den General-Kommissionen verglichen 
werden. Mit der Garantie einer unabhüiif^igen Recht- 
sprechung war es ohnehin schwach genug bestellt 

Was nämlich zuni&chst die Organisation der Kammer- 
Justiz-Deputationen betrifft, so bestanden dieselben aus dem 
Kammer -Präsidenten oder Direktor als Yorsitzeudeu, auä 
einem oder mehreren Justitiarien und aus zwei Assistenz- 
rilthen; diesen beständigen Mitgliedern traten jedoch für 
jede einzelne Sache noch der Departementsrath oder dessen 
KoiTeferent resp. Substitut hinzu. Die sämmtlichen Kammer- 
Mitglieder wurden mit Rttdcsicht auf diese Betheiligung an 
der Kammer-Justiz-Deputation unter Verweisung auf den 



deres Ressort-Reglement erlassen worden (Lipius, Sainmlung schle- 
sischer Gesetze 1741 — 1755. 4. S. 304 flf.), welches indessen nur eine 
besser geordnete, viel&ch aasführlicbere, im Einzelnen abweichende, sbet 
meist gleiehlaiitaide Beutieitaiig dee Beflementa von 1749 enthllt FQr 
WflttpronsBen hatte das Notifikations-FMent vom 28. Sept 1772 (vgL 
oben) anadraddich auf das Fundamentalgesets Yom 19. Jörn 1749 verwiesen. 
Ebenso verhält es sich hinsichtlich SüdpreoBsens; Reglement vom 15. Dec 
1795. § 44 (X. C. TX. 270 !i. [dagegen wurde hei den Organisationen 
Neuostpreussens , der fränkischen 1 urstenthümer , der Entschadigungs- 
lande die Grundlage des Ressort-Reglements von 1749 verlassen; und diese 
neue Ordnung noch vor 1S06 in Ostpreussen eingeführt, worüher weiter 
unten das Nähere. — Die Entscheidungen der Jurisdiktions-Kouimission 
finden sidi in grösater Zahl bei Stengel, Beiträge I (1795; S. 9 ff; 
anssectei s. K N.C.C. Tl, 905; 1519, ym, 2098, 240a IX, 1678. 
Ernst VeUr, Befonn. 4 



Digitized by Google 



50 



EB8TEK AliäCUNlTT. ÜEU BESTEHEKDE ZUSTAND, 



geleisteten Amtseid auf unparteiisches und gewissenhaftes Vo- 
tiren in Justizsachen mit verpflichtet. Dessenungeachtet sprach 
jedoch das General-Direktorium dem Chef der Justiz gegenüber 
aus, dasB man ihm auch in Zukunft keine sichere Hofinung 
auf rechtserfahrene Kammer -Präsidenten, Direktoren und 
Riithe machen könne, auf rechtseifahrene Präsideuten und Direk- 
toren deshalb nicht, weil bei ihnen nach ihrer Hauptbestimmung 
nicht auf Rechtswissenschaft, sondeni auf natürliche Fähig- 
keiten, Betriebsamkeit und Eenntniss des Landes zu sehen 
sei, auf rechtsverständige Räthe nicht, weil blosse theore- 
tische Studien nicht hinreichten, und zur praktischen Anwen- 
dung ihrer Rechtskenntnisse die jungen Kameralisten gewöhn- 
lich keine Gelegenhdt hätten. Demgemäss sollten auch der 
Präsident oder Direktor, ingleichen der de casu in casum 
T)eizuordnende Depailements-Rath, insofem dieselben nicht 
Rechtsgelehrte von Profession und zur Justiz förmlich ver- 
eidet waren, in FSO«!, wo es auf eigentliche Rechtstheorie 
und gründliche Kenntniss der positiven Gesetze ankam, sich 
ihres Votums enthalten, und ein volles Stimmrecht nur dann 
geltend machen, wenn der vorli^nde Rechtsstreit entweder 
aus Landespdizei- und Finanzgesetzen zu entschddra war, 
oder wenn es sich bloss de applieatione legis ad factum und 
um Beurtheilung des Wahren und Unwaliren bei einem in 
der Instiniktion vorgekommenen Factum handelte. Die Justi- 
tiarien soUten künftig nur aus Solchen genommen werden, 
welche sich zu Rathsstellen bd den Ober-Gerichten geliöiig 
qualificirt hatten, mit besonderer Berücksichtigung Dei jenigen, 
die, nachdem sie bei einem Justiz-Kollegium die Qualifikation 
erlangt, auch eine Zeitlang bei der Kammer gearbeitet hatten ; 
der Vorschlag geschah vom General -Direktorium, nachdem 
vorher mit dem Chef der Justiz rvückspraclie genommen war. 
Auch zu Assistenzrätheu, die iu dieser Stellung eben nicht 
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Assistenten der Parteien , sondern Dezernenten, Instmenten 
und Referenten wai*en, sollten nur Solche bestellt werden, 
die sich die nöthige Qualification erworben hatten, im Ue- 
brigen zwischen dem General -Direktorium nnd dem Chef 
der Jnstiz über die Auswahl concertirt werden; sie sollten 
bis zur Aussetzung fixiiter Salarien aus den für die Kammer- 
Justiz ehigeheoden Sportein besoldet und bei vorkommenden 
Gelegenheiten fbr sonstige AnsteUungen voizngsweise beraek^ 
sichtigt werden; in den wenigen Fällen, wo die Deputation 
die Prozesse nicht unmittelbar mit den Parteien, sei es durch 
einen Deputirten aus ihrer Mitte, sei es durch dnen aus- 
wärtigen Gommissarius instruiren liess, wo also bestimmte 
Assistenten für die Pai"teien nothwendig waren, wurde den 
Deputationen anheimgestellt, sich der bei den Justiz-Kolle- 
güs besteUten extraordinären Assistenz-Bäthe und Justiz- 
Kommissarien mit zu bedienen. Endlich wurde den Kam- 
mern noch aufgegeben, bei ihren Justiz - Deputationen eine 
proportionirliche Anzahl von Auskultatoren und Referenda- 
rien anzunehmen, damit einerseits die Geschäfte desto regel- 
mässiger und prompter besorgt, andererseits aber Diejenigen, 
welche sich zu künftigen Kammer- Justiz-Bedienungen, als 
Justitiaiien oder als Aktuarien bei den Domänenämtem, 
vorbereiten wollten, desto besser gefördert wttrden; und zwar 
sollten dieselben gleichzeitig auch bei dem am Grte befind- 
lichen Justizcollegiuiu beschäftigt werden, weil sie sonst nicht 
hinlänglich Gelegenheit haben würden, sich insbesondere fUr 
die Wahrnehmung' der Kammer-Justiz-Geschäfte in unterer 
Instanz gehörig auszubilden, da bei den Kammer-Depu- 
tationen selbst keine Hypotheken-, Deposital- und Pupillen- 
sachen vorkamen. 

Die Zusammensetzung der Kammer^Justiz-Deputationen 
vrich übrigens von diesen Vorschriften im Jahre 1806 inso- 
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fern ab, als bei den meisten Deputationen neben den Assi- 
stenz-Bäthen noch Käthe aus den Landes-Justiz-KoUegien, 
Kammergerichts -Bäthe, Regierungs-Rftthe, Hof^chts- 
rftthe, Hof- und Kriminal-Räthe, Oberamts -Rftthe als Mit- 
glieder aufgeführt werden, und dass sogar bei einigen, ins- 
besondere bei den sUdpreussischen, die Assistenz-Räthe ganz 
fehlen. Im Uebrigen war die Zahl der Mitglieder nach der 
OrOsse der Departements sehr yersehieden. Den Vorslt^ 
führte bei der Mehrheit der Deputationen der Direktor, bei 
den andern der Präsident; Stein als Oberpräsident der drei 
westphälischen Kammern, war im Jahre 1800 auch der Vor- 
sitzende der drei Justiz-Depntationai. 

Vor die Kammer- Justiz-Deputationen konnten nun aber 
die Sachen erst dann gelangen, wenn sie von der Kammer 
ad viam juris verwiesen waren» Es war zwar bei einer 
etwaigen Verweigerung des rechtlichen Gehörs dem Chef der 
Justiz auf Beschwerde der Parteien die Befugniss, Erkundi- 
gungen einzuziehen und mit dem General-Direktorium über 
die Zurechtweisung der die Justiz denegirenden Kammer zu 
korrespondiren, eingerilumt; die definitive Entscheidung blieb 
aber dem alleinigen Ermessen und der Verantwortlichkeit 
lies General-Direktoriums überlassen. 

Die an sie gelangenden Sachen instruirten die Justiz- 
Deputationen nach den Vorschriften der Prozessordnung und 
standen dabei unter der Aufeicht des Ghefe der Justiz, wel- 
eher befugt war, hinsichtlich der bei ihnen schwebenden 
Sachen mandata justitiae in Ansehung der Form und des 
modus procedendi an sie zu erlassen, Berichte zu eifordem, 
Jttstiz-Visitationea zu verfingen, und überhaupt dahin zu 
sehen, dass den Parteien bei diesem wie bei allen übrigen 
Gerichten solide und prompte Justiz administrirt werde. Die 
Justiz -Deputationen waren daher insbesondere auch ver- 
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pflichtet, am Ende jeden Jahres die Pi-ozess- und beim Ablauf 
jedes Quartals die liefereuten- und liestanteu-Listen an den 
Chef der Justiz einzusenden. 

Bei der Abfiissnng der Erkenntnisse war, wie auch in der 
höheren Instafiz, und zwar nach der Ansicht des Voi'sitzenden, 
zu untei-scheiden , ob entweder bloss Jura privatorum inter 
se in Ute seien, — oder ob die Entscheidung des Prozesses 
auf die königlichen Gerechtsame und Interessen, resp. auf die 
allgemeine Landes- und Polizei-Verfassung, sowie auf den 
Zustand des Manufaktur- und Fabrikwesens im Lande uu- 
mittelbaren Einfluss habe. Nur in dem erstem Falle, wenn 
es sich also lediglich um jura privatorum inter Behandelte, durfte 
das Urtheil von der Justiz-Deputiition abgefasst und den 
Parteien publicirt werden; doch galt selbst in diesem Falle 
die Einschränkung, dass wenn bei Gelegenheit eines solchen 
Prozesses Zweifel entstanden, welche bloss nach den Grund- 
sfttzen des Finanz-, Kamerai- und Tcilizeiwesens zu erörtern 
waren, und über welche sich die Mitglieder der Deputation 
nicht einigen konnten, solche streitige Fragen im Plenum des 
Kammer-Kollegiums vorgetragen werden mussten, welches 
dann nach den l insUinden die Vorbescheidung des General- 
Direktoriums daiHber einholte; bezogen sich da-reijen in 
solchen Prozessen über jura privatorum inter se die Zweifel 
bloss auf Gegenstände des Privatrechts oder kam es dabei 
*:lri('lizeiti,i: auf Kechtswissenschaft und Finanzprinzipien an, so 
war darüber eine Anfrage an die Gesetz-Kommission zu richten, 
die aus einer Justiz- und Finanz-Deputation bestand. 

In allen Prozessen aber, bei denen entweder der 
Staat als Fiskus hetheiligt war, oder welche, ob gleich 
sie lediglich zwischen Privatpersonen über Privatrechts- 
streitigkeiten gefühitwurden, dennoch irgendwie die königlichen • 
Gerechtsamen und Intei'essen, oder den Zustand des Manu- 
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fiftktur- und des Fabrikwesens berQhrten, wurden zwar die Rela- 
tionen in der Justiz-Deputation verlesen und ein Konklusuni 
darüber abgefasst; dieses Konkluinim musste jedoch im Plenum 
des Kammer-Kollegiums zun Vortrage gebracht und durfte 
dann, sofern hier Nichts dagegen erinnert wnrfte, durch die 
Justiz-Deputation den Parteien publicirt werden; wenn aber 
zwei Drittheüe des Kollegiums mit dem Konklusum nicht 
abereinstimmten und die Justiz-Deputation durch die pro 
dissensu yoigebrachten Gründe zu einer Aenderung des 
Konklusum sich nicht bewogen fand, so gelanp:te eine solche 
Sache YorderUrtheils-Publikationan das Genei*al-Direktorium, 
welches dann entweder ganz selbständig, oder nach vor- 
heriger Kommunikation mit dem Chef der Justiz die streitige 
Frage entschied; kamen endlich streitige Rechtsfragen vor, 
so war auch in dieser zweiten Art von Prozessen eine An- 
frage bei der Gesetz-Kommission erforderlich. 

Die Vollstreckung der in Kanuner-Justiz-Sachen ergan- 
genen rechtskraftigen Erkenntnisse wurde zwar in der Hegel 
von der Justiz-Deputation verfügt und dirigirt; die Kammer 
war jedoch berechtigt, wenn sie in Sachen, die den könig- 
liehen Dienst oder das königliche Interesse betrafen, eine 
Suspension oder Modifieirung der Exekution für nothwendig 
hielt, von dem gewöhiilicheu und vorgesclniebenen Train ab- 
zugehen, und musste in solchen Fällen nur die Justiz- 
Deputation von den GrOnden solcher Abweichung informiren, 
damit diese dem Chef der Justiz, wenn sich die Parteien 
bei ilim beschwerten, auf sein Verlangen Auskunft darüber 
ertheilen konnte ^^). 



11) Das BegnlAtiT vom 12. Febmar 1782 soll sich in Gsmlsiheit 
^der meisten VerwdBQngen in N. C. C. VII, 888 abgedruckt finden ; hier 

finden sich aber nur die ersten 11 Paragraphen, ohne jede Andeutung, 
diiss dies nur ein kleiner Brachtheil des Ganxen sei; diese Para- 
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Diese Eimriehtung des Kammer-Jnstlz-Weseiis wurde noch 

1795 auf Südpreussen auspfedolint , indem es wegen der 
YeriiEussuDg, Organisatioii und Besetzung der Kammer-Justiz- 
Deputationen bei den Voroehriften des fkkr das Eammer-Justiz- 

graphen enthalten mm Aber die KammerJostis-Depiitationen rein gar 
Nichte, sie handeln lediglich von den Domänen-Justiz- Aemtern. Ein 
zweiter viel vollständigerer Abdruck findet sich in (Fischbach) Histor. 
Beiträge Tb. II, Bd. 2 (1783) S. 581 ff.; das Regulativ besteht liier aus 
:'»0 Paragraphen, und enthalt die den Krieirs- und Domänen- Kammern 
damals mitgetheilte auszugsweise Fassung, Der dritte volistiintlige Ab- 
druck findet sich ebenfalls in (Fischbacb) Beiträge Th. III, iid. 2 (1785) 
S. 580 ff; das Regulativ besteht hier aus 39 Paragraphen und enthält einiges 
Weitere hindehtlich der Qualifikation nnd Anstellang der Jostitiarien und 
Aaaistenirftthe (|S 12, IS, MX hinaiditlich der ünsolftBeigkdt Ton fto- 
zessen (§ 20, rf^ anch Zinatz zu § 27), haopts&chlich aber hinsichtlieh 
iles Systems der Rechtsmittel (§§ 31—38). Gegenüber der Thatsache, 
dass der vollständige Abdruck schon 1785, der minder vollständige schon 
1783 erfolgt war, erscheint es in hohem Masse auffallend, wenn Mylius 
noch 1786 sich mit dem ganz kurzen Ausznge begnügte, und Stengel, 
Beitra^'e Bd. 14. sogar im Jahre 1802 nur die Ausgabe in 30 Paragraphen 
zum Alldruck brachte. Zugleich erklärt es sich durch die massgebende 
Bedeutung von Mylius einerseits nnd die Terhaitnissmüssige ünbdcannt- 
schalt der Fisehbach'Bdien Beitr&ge andererseits, dass die Literatur 
sich mit den ISanunei^Justis-Depntatiotteo entweder gar nicht, oder doch 
nur höchst unvollkommen beschftftigt hat, insbesondere sind auch die 
kurzen Bemerlcungen bei v. Basse?ritz I, 79 ganz ungenügend; 
die Abhandhing: Prenssische Kamerai- Justiz- Verfassung (Stengel, 
Beitrage Bd. 1 (1795) S. 3 ff.), ist gleichfalls sehr dürftig; dieser 
Mangel einer eingehenden wissenschaftlichen Beschäftigung hat dann 
wieder zur Folge gehabt, dass zu einer Zeit, in welcher Niemand 
mehr die Bedeutung der Einrichtung aus dem täglichen Leben kannte, 
die abenteuerlichsten Yorstellungen Ober daa Wesen der KanunerJnsliai- 
Deputation sieh gebildet haben. — Zur Erläuterung des B^lati?s vom 
12. Februar 1782 dienen das Rescrlpt des Genersl-Direktoriums und des 
Justiz-Departements vom 25. April 1782 (Fischbach, Beiträge Th. II, 
Bd. 2, S. 582; Stengel, Beiträge Bd. 14, S. 95), das Rescript hetreflfend 
die Ansetzung von Auskultatoren und Referendarien bei den Kammer- 
Justiz-Deputationen vom 25. Juli 178^5 (Stengel a. a. (3., S. 00, N. C C. 
VII, 2149), ferner die Deklaration über die Abfassung der Erkenntnisse 
dritter Instanz durch eine besondere Deputation vom 10. August 17*^:5 
(N. C. C. VII, 2lb% endlich die Instruktion fUr diese Revisions-Deputation 
vom 12. August 1783 (N.Ca TU, 2162). ~ 
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Wesen eifiangenen BegulatiTS vom 12. Februar 1782 lediglieh 

sein liewenden haben sollte*-). 

Dagegen wurde schon 1797 hei der Organisation Neuost- 
preussens durch den Minister von Schrötter, einen der wiriEsam- 
8ten Mitarbeiter Steins hei der Reformgesetzgebung, die bishe- 
rige Kammer-Justiz gänzlich aufgeho])en und, unter Beseitigunir 
der Kammer-Justiz-Deputationen, den ordentlichen Gerichten 
übertragen. »Die Erfahrung hatte/ wie es später officieD 
ausgedrückt wurde, „gelehrt, dass die Inkonvenienzen, welche 
mit der in dem Reglement vom 10. Juni 1749 angeordneten 
Vertheilung der Justiz- Verwaltung zwischen den Landes- 
Justiz-Kollegien und den Kriegs- und Domftnen-Kammeni 
verbunden sind, durch das Begulativ wegen des Kammer- 
Justiz-Wesens vom 12. Februar 1782 nicht völlig haheu be- 
seitigt werden können/ Der § 1 des Neuostpreussischen 
Reglements über die Vertheilung der Geschäfte vom 3. März 
1797 schrdbt demgemftss vor, dass zum Ressort der neuost- 
preussischen Regierungen alle Justiz- und Prozesssachen im 
weitläufigsten Verstände gehören sollen, ohne Unterschied 
s oder Ausnahme gewisser Gegenstände oder Geschäfte, welche 
das Objekt oder die Veranlassung eines entstehenden Rechts- 
streites ausmachen, und sonst nach der Verfassung anderer 
Provinzen zum Kessort der Kriegs- und Domänen-Kammern 
gehören. Der § 8 iährt dann fort: „Wenn aber wegen der 
solchergestalt der Verwaltung und Aufsicht der Kammern 
anvertrauten Gegenstäude und Geschäfte, es sei zwischeu dem 
Fiskus und Privatpersonen, oder zwischen Privatpersonen 
unter sich, ein Rechtsstreit entsteht, oder wenn gegen die, 
von den Kammern in den Angelegenheiten ihres Ressorts 

12) Reglement libtr die ^■el•theiiung der Geschäfte zwischen den 
sQdpreuBsiscben Landes-KoUegiis vom 15. December 1795 ^§ 17—40,44 
(N. C. C. IX, 270:^). 
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getroffenen Verfügungen ein Widerspi-ueh sieh findet, welcher 

zur Erörtei-ung im Wege Rechtens qualificirt ist, oder wenn 
Jemand wegen Uebertretung der in den Kammerressort ein- 
schlagenden Gesetze und Yerfikgnngen, zur Untersuchung 
und Strafe gezogen werden soll, so gebohrt die Instruktion 
und rechtliche Entscheidung in allen diesen Fällen lediglich 
den Begieiningen, sowie im ferneren Zuge der Instanzen den 
denselben voigesetzten höheren JustizkoUegüs." Der § 9, 
Abs. 2 setzt endlich noch hinzu: „In allen solchen Fällen 
soll selbst Unser Fiskus, er sei Kläger oder Beklagter, ohne 
weitere Bttcksicht des Gegenstandes oder der Art des Ge- 
schäfts, bei Unsem Regierungen Recht zu nehmen und Er- 
kenntniss zu leiden verbunden sein/ 

Indessen enthalten doch die. näheren Bestiuimungeu 
einige nicht unerhebliche Einschränkungen. 

Zunächst konstatirt § 9, Abs. 1, dass weder über wirk- 
liche Majestätsreehte, noch gegen aUgemeine in Gegenständen 
des Kameral-Ressorts ergehende Verordnungen, noch über 
die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgem^er Anlagen und 
Abgaben Prozesse vor den ordentlichen Gerichten zulässig 
seien. Es heisst in dieser Beziehung wörtlich: „Welche 
Gegenstiintle und Angelegenheiten zu einer solchen förm- 
lichen Erörterung im Wege Rechtens sich qualificiren, ist 
durch die allgemeinen Grundsätze Unserer Staats- und 
Landesvei-fassung und durch die darauf bemhenden gesetz- . 
liehen Vorschriften Itestimmt, vermöge welcher weder über 
wirkliche Miyestäts- und Hoheitsrechte, noch gegen allgemeine 
in Gegenständen des Kamera! -Ressorts ergehende Ver- 
ordnunc-en, noch ülier die Vei Kindlichkeit zur Entrichtung 
allgemeiner Anlajj^en und Abgaben, denen sämmtliche Ein- 
wohner, oder alle Mitglieder einer gewissen Klasse derselben 
nach der bestehenden Landesverfassung unterworfen sind, 
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ProMBse zagelasseii werden kdnnen (AllgemeioeB Landrechi, 

Einleitung §§ 70, 71, 72 und 80; Th. I, Tit 11, § 411; 
Th. II, Tit. 13, § 5 seq. Tit. 14, g§ 78—81). 

Die §g 10 und 11 enthalten dann die F&Ue, in denen ^ 
die Kammer ungeachtet des Prosseffles ihre Verf&gongen im 
Interesee einer prempten Verwaltung salvo jure vollstrecken 
kann. Der § 10 lautet: „Damit aber durch diese Anord- 
nung, welche Unsern neuostpreussischen Vasallen und 
Unterthanen eine dorehgehends gleiche und unparteüsehe 
Rechtspflege zusichert, und jede auch nur echembare Be- 
sorgniss eines nachtheiligen Einflusses Unserer Kammer- und 
Finanz-Kollegien auf dergleichen ßechtsangelegenhcitcn gänz- 
lich entfernet^ diese Unsere Kammer- und Finanz-Kollegien in 
der Verwaltung der ihnen fibertragenen Geschäfte nicht ge- 
hemmt, die Erhebung der zu denStaatsbetUii hiissen notliwcndi- 
gen öffentlichen Abgaben und Gefälle nicht unterbrochen, die 
Etats nicht derangirt, noch die Ordnung im Lande und der i-egel- 
masdge Geschäftsgang in allen Zweigen der Kameral-Ver- 
waltung durch ungegiilndeten, obwohl scheinbaren Wider- 
spruch zerrüttet werden möge, finden Wir nöthig, der Vor- 
schrift des § 9 folgende nähere Bestimmungen beizufilgen: 

1. Den Kammern verbleibt auf allen Unsern K(^iiglichen 
und sonst zu ihrer Administration gezogenen Gfitem die Aus- 
übung des Dienstzwanges und die Beitreibun.u der Grund- 
herrlichen Abgaben, ebenso wie jedem Privat Gutsljesitzer 
unbeschränkt; auch versteht es sich von selbst, dass sie 
die Ausübung dieser Gereditsame, ihren Administratoren 
und Pächtern übertragen können (Allgem. Landrecht 
Th. II, Tit. 7, § 227 sqq. S 469, sqq. 484 bis 487). 

2. Wenn Ober öffentliche Abgaben ein Streit entsteht» der 
an sich zur prozessmAssigen Erörterung qualifidrt ist 
(Allgem. Landrecht Th. II, Tit. 14, $ 79), so ist 
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dennoch die Kanuner berechtigt, die strdtigen Abgaben 

während dem Prozesse, mit Vorbehalt der Rechte des 
Verpiiichteteo, einzufordern und beizutreiben. 

3. Wenn ans VertrSgea zwischen dem Fislois nnd einer 
Privatperson Streit entsteht, nnd die ErfUlnng fest- 
gesetzter Etats auf prompter Leistung der kontrakt- 
mässigen Verbindlichkeit beruht, insonderheit aber, wenn 
Pächter von DonlUien nnd Regalien da^enige, was anf 
de& Gmnd ihrer Kontrakte von ihnen gefordert wird, 
verweigern, so ist die Kammer berechtigt, auf summa- 
rische Vernehmung des Weigernden ein vorläufiges 
Liquidum, nach pflichtmässiger Einsicht und Ueber- 
zeugung festzusetzen, und solches von dem Schuldner, 
unter Vorbehalt seines Rechts und des nach künftiger 
richterlicher Entscheidung zu leistenden Ersatzes, sogleich 
beitrdben zu lassen. 

4. Wenn bei andern Aber GegenstAnde des Kamera!- 
ressorts geschlossenen Vertrügen, besondere bei Kriegs- 
lieferungen und grossen Wasserbau-Entreprisen, die Er- 
füllung nach dem Yerhingen der Kammer geweigert 
wird, und die Umstftnde so beschalRen sind, dass aus 
der verzögerten Erfüllung ein unwiederbringlicher Schade 
zu besorgen ist, für welchen der Weigernde dem Staat 
und dem Fiskus nicht wftrde gerecht werden kdnnen, 
so ist die Kammer befugt , denselben zu der von ihr 
verlangten Ei-füllung, mit Vorbehalt seines Rechts und 
etwanniger künftiger Entschädigung durch Exekution 
anzuhalten. 

5. Wenn in Landes-Polizeiangelegenheiten Verfügungen zu 
treffen sind, die keinen Verzug leiden, und wo die förm- 
liche Erörterung und richterliche Entscheidung eines 
dagegen sich findenden Widerspruchs, ohne Nachtheil 
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des Ganzen, nicht abgewartet werden kann, so kann 

die Kammer ihre Verfügung, des Widerspruchs UDge- 
achtet, zur Ausübung bringen, und dem Weigeiiiden 
bleibt nur vorbehalteo, die ihm da&r etwa gebtthrende 
VergHtiing oder Entschadigong im ordentliefaen 
Rechtens bei der Regierung auszuführen. 
6. Ein Gleiches findet Statt, wenn die Kammer in An- 
gelegenheiten ihres Ressorts, Verbote und Inhibitionen 
zu erlassen nöthig findet, denen sich Jeder, welchen 
es angeht, bei Vermeidung der von der Kammer zu 
vollstreckenden Exekution, so lange unterwerfen muss, 
bis er ein Anderes im ordentlichen Wege Rechtens ans- 
geflüirt hat** 

Der § 11 fährt dann fort: „In allen vorstehend benannten 
Fällen gebührt den Kammem allein die Beuriheilung: ob 
sich die Sache nach diesen Vorschriften, zu Torl&afigen 
exekutivischen Veifftgungen qualifidre; und die Regierungen 
sind nicht berechtigt, ihnen darin Einspruch zu Ihun , oder 
liiadernisse in den Weg zu legen, viel weniger die Anord- 
nungen und Dekrete der Kammem wieder au£niheben. Doch 
▼ersteht es sich nicht nur von selbst, dass den Regierungen 
unbenommen sei, wenn ^'\e glauben, dass die Kammern die 
ihnen vorgezeichneten Grenzen übei'schreiten , denselben 
deshalb Remonstration zu machen, oder auch ihre Bedenklich- 
keiten dem vorgesetzten Justiz-Departement zur weiteren 
Rücksprache mit dein kompetenten Finanz-Departement an- 
zuzeigen; sondern es bleibt auch demjcni.Lren, welcher durch 
deigleichen vorläufige exekutivische Verfügungen an Ver^ 
mögen oder Ehre gelitten hat, wenn sich am Ende findet, 
dass die Verfiii^unir widerrechtlicli gewesen sei, die Befugniss 
vorbehalten, seine Entschädigung dafür im ordentliclien Wege 
Rechtens bei der Regierung nachzusuchen.** 
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Der § 12 gestattet den Kammern bei aUen Kontraven- 

tionen gegen Finanz- und Polizeigesetze, sowie ])ei Defrau- 
dationen gegen Steuern und Gefälle die vorläufige resolu- 
tomche Entseheidimg imter Vorbehalt des Rechtaw^ ,JBei 
vorinmunenden Kontraventionen und Uebertrettmgen gegen 
Fiminz-, Polizei- und andere zum Ressort der Kammer ge- 
hörige Gesetze; imgleichen ])ei allen Defraudationen landes- 
Iwrilieher ihrer Ytewaltung untergebener Gefälle und nutz- 
barer Regalien, ist die Kammer bereehtigt, den Beschuldigten 
rar Verantwortung zu ziehen, die erste summarische Unter- 
duchung zu veranlassen, und die Sache durch eine Resolution 
absnmacben. Wogegen jedoch dem Beschuldigten die Be- 
rofong auf förmliches GehOr und reditliehes Erkenntniss bei 
der Regierung vorbehalten bleibt; sowie ein gleiches wegen 
der Accisekontraventionen und Defraudationen in dem 
Bcgiement vom 6. Junius 1795 festgesetzt ist** 

Der § 13 sichert den Kammern das Recht der Ordnungs- 
strafen gegen die denselben untergeordneten Beamten, ver- 
weist wegen Dienstentsetzung auf 98 ff., Th. II, Tit. 10, 
A.L.IL, und überlässt die Aburtheilung eigentlicher lüiminal- 
faile, sowie die Entscheidung der Regressklagen gegen 
Kameralbediente den Genahten. i^In den sogenannten Disci- 
plinar-Sachen, zu welchen besonders dio Aufsicht über siimmt- 
liche zu den Kammern geliurige und denselben subordinirte 
Ofiäzianten zu rechnen ist, bleibt denselben freie Macht und 
Gewalt, einen jeden solchen Ofifizianten zu seinen Pflichten 
anzuhalten; ihn wegen deren Uebertretung oder Verab- 
sättmung zur Verantwortung zu ziehen; Ordnungsstrafen 
gegen ihn zu verhängen und zu vollstrecken, ohne dass die 
BegieruBg sich darin im geringsten mischen dar£ Wegen 
der Dienstentsetzung hat es bei den Vorschriften des All- 
gemeinen Landrechts Th. U, Tit. 10, §^ 98 bis 102 sein 
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Bewenden. Wenn aber gegen einen Kameralbedieoten 

wegen begangener Pflichtwidrigkeiten noch andere wirkliche 
Kiiminalstrafen erkannt werden sollen, so gehört die Unter* 
suehnng und das firkenntniss vor^die Begienmgen. 

Ebenso rnfkssen Begressklagen gegen Eamenübediente, 
wegen eines, anch in ihrem Amte durch Uebertretung oder 
Verabsäumung der Pflichten desselben, irgend Jemanden 
▼eninachten Schadens, inigleichen die Injnriensadien solcher 
Kameralbedienten, in oder ausser ihrem Amte, bei den 
Regierungen erörtert und entschieden werden. 

Der 14 sichert den Verwaltungs- und Justiz-Behörden 
gegenseitig die Befngniss zur Requisition der Unterbehörden. 
„Damit die Kammern in den §§ 10 bis 18 bestimmten Ffillen 
desto eher im Stande sein mögen, die nöthigen Erkundi- 
gungen und vorläufigen Untersuchungen prompt und gründlich 
anzustellen, auch die von ihnen zu treffenden exekutivischen 
Veifbgungen In gesetnnftssiger Ordnung realisiren zu lassen, 
wird ihnen die Befugniss beigelegt, in Angelegenheiten dieser 
Art auch an solche Unterbchörden, welche sonst in Ansehung 
ihres Amtes nur den Regierungen subordinirt sind, Auf- 
trage in Unserm Allerhöchsten Namen zu erlassen, sowie 
dagegen auch die Regierungen berechtigt sind, in Angelegen- 
heiten ihres Ressorts au Kameral-Ünterbehörden, Aufträge 
und Verfügungen im Reskriptenstyl ergehen zu lassen.** 

Die §§ 15 und 16 endlich regeln die Zuziehung von 
Eammermitgliedeni in allen fiskaHschen und demjenigen 
Prozessen zwischen Privatpersonen, die ii-gendwie mit der 
Verwaltung zusammenhängen. Es heisst zunächst in § 15: 
»Damit Wir femer versichert sein können, dass bei Prozessen 
Ober Angelegenheiten welche zur Verwaltung der Kammern 
gehören, sowohl bei der Instruktion, als bei der Entscheidung 
die nöthige Sachkenntniss angewendet, und aus Mangel der- 
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selben weder Unser Anerhöehstes Interesse noch die Grund- 
sätze der Kameralverwaltunp: Lrefilhrdet werden; so setzen 
AVir hierdurch ausdiUcklich fest: 

1. Dass in allen Fällen, wo Fiskns in deigleiehen An- 
gelegenheiten Kligers oder Beklagtens Stelle yertntt, es 
der Kammer fi-eistehen solle, ausser dem gewöhnlichen 
Stellvertreter des Fiskus, auch noch einen andern Depu- 
tirten zn ernennen, welehra* der Instruktion beiwohne 
nnd darauf sehe, dass die Thatsaehen deutlich, richtig 
und vollständig auseinandergesetzt, nichts Erhebliches 
übergangen, und bei Aufnebmung der Beweise mitgrimd- 
licher Sorgfalt nnd Genauigkeit verfahren werde. 

2. Dass ebenso es der Kammer frei stehe, wenn in An- 
gelegenheiten dieser Art das Erkenntniss bei der Re- 
gierung abgefasst werden soll, darauf anzutragen, dass 
entweder ein Rath des Kammer-KoUegii dem Ablesen 
der Relationen beiwohne, oder ein schriftliches Gutachten 
desselben zu den Akten verstattet, und auf die solcher- 
gestalt vorgetragenen Gründe und Erläuterungen, insofern 
es auf besondere Kameralverhältnisse, Landes- oder 
Finanz-Yerfossungen, nicht aber auf blosse Rechtsfiragen 
ankommt, gebührende Kücksicht genommen werde. 

So wie es sich aber von selbst verateht, dass der bei 
den Instruktionen gegenwärtige Deputirte der Kammer sich 
in die Ltitung des Verfahrens nicht mischen, oder eine 
Direktion desselben anmassen, sondern den eigentlichen 
Instruenten blos kontrolliren und sich überhaupt in den durch 
die ADgemdne Gerichts-Ordnnng Pars I, Tit X, §§, 19S 
vorgeschriebenen Grenzen halten müsse, so muss audi der 
Gang der Insti-uktion durch diese Zuziehung eines Deputirten 
der Kammer niemals auigehalten werden; vielmehr muss 
dieser, wegen Anberaumung und Fortsetzung der Termine, 
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sich nach den Umstftnden nnd den Vonchliigen des Deputat! 

der BegieiHDg, nach Möglichkeit bequemen. Anch sollen 

durch die gegenwärtige Anordnung die Privatparteien mit 
keinen mehreren Kosten belastet werden. 

Sowie daher ein solcher Deputirter der Kammer, wenn 
er in Besoldnn^ steht, nnd das Geschlift, dem er beiwohnt, 
an seinem gewöhnlichen Wohnorte von ihm abgewartet vrird, 
ausser den etwanigen baaren Auslagen, keine besondere 
Vergtttnng dafür verlangen kann, so sollen ihm dagegen, 
wenn er zur Abwartung eines solchen Geschäfts reisen mnss, 
die gewöhnlichen Diäten aus dem dazu bestimmten Fonds 
ohne allen Beitrag der Privatpartei angewiesen werden."" 

Der § 16 bestimmt noch: »Ans gleichem Grunde sollen 
auch, wenn in Prozess- Angelegenheiten unter Priyatpersonen, 
Gegenstände und Kechtsfrajren zur Sprache gebracht werden, 
welche auf Principia der Landesverfassung, Staatsverwaltung 
und Staatswirthschaft Einfluss haben, und durch klare Ge- 
setze nicht bestimmt sind, die Regierungen schuldijg sein, 
von den Kammern über dergleichen Rechtsfragen ein Gut- 
achten einzuziehen, und sich darnach, als nach einem Voto 
consultativo bd ihren Entscheidungen gebohrend zu achten.* 

Dieselbe Ressort-Verfassung ist dann alsbald auf die 
fränkischen Fürstenthünier übertragen. Zwar hatte noch das 
Patent vom 3. Juli 1795 die Verhältnisse ganz in der alten 
Weise geregelt und den Kammern die volle Jurisdiktion 
nach Massgabe des Reglements vom 19. Juni 1749, der 
neuen Landesgesetze und der Konklusa der Jurisdiktions- 
Kommission beigelegt. Nach der in den übrigen Landestheilen 
bestehenden Einrichtung wurde auch hier die Gerichtsbarkelt 
über Sachen und Gegenstände, welche mit der Finanzver- 
waltung und Landespolizei in unmittelbarer Verbindung stehn, 
auf die Kammern fibertragen, wenngleich, wie es heisst, die 
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rechtlichen StreitigkeiteD zwischen Privatpersonen eigentlich 
zur Kognition und Entscheidung vor die Regierungen und 

Justiz-Kollegien gehören"; diese Gerichtsbarkeit sollte auch 
hier durch Kammer-Justiz-Deputationen verwaltet werden, 
welche aus den Kammer-Direktoren und Kammer-Justitiarien 
oder den nach Befinden besonders dazu verordneten Rftthen, 
welche sämmtlich zur Justiz besonders vereidet wurden, 
bestehen; das System der Kechtsinittel war dahin geordnet, 
dass die Appellationen von den Urtheilen, welche die Kammer- 
Justiz-Deputationen in zweiter Instanz ertheilten, in dritter 
Instanz an das Ober-Revisioiis-Kollegium gingen, welches bei 
dem dortigen Landes-Ministerium aus den zur Justiz ver- 
eidigten vortragenden Käthen desselben, und nach Befinden 
unter Zuziehung einiger hierzu besonders deputirten Räthe 
aus den Justiz-Kollegien gebildet wurde, dass dagegen in 
denjenigen Sachen, in weichet, die Kammer- Justiz-Deputa- 
tionen in erster Instanz erkannten, die zweite Instanz wechsel- 
seitig von den beiden Deputationen wahrgenommen werde, 
während als dritte Instanz auch in diesen Fällen das Ober- 
Revisions-Kollegiuni des Landes-Ministeriums fungirte, und 
dass endlich von dem Ober-Revisions-KoUegium die Appel- 
lationen in den dazu geeigneten Fftllen an die Reichsgerichte 
gehen sollten. Dagegen stellte sich das Ansbach-Bayreuthische 
Reglement vom 10. December 1798 ganz und voll auf den 
Standpunkt des nenostpreussiseben Reglements vom 3. März 
1797. Zum Ressort der Regierungen sollten demgemäss 
hinfort auch in diesen Landestheilen alle Justiz- und Prozess- 
sachen im weitläufigsten Verstände gehören, ohne Untei-schied 
oder Ausnahme gewisser Gegenstände oder Oeschäfte, welche 
das Objekt oder die Veranlassung eines entstehenden Rechts- 
streites ausmachen, und welche sonst nach der Verfassung 
anderer Provinzen, sowie nach dem fränkischen Oiiganisations- 

BriiBt X«I«r, Rtform. 5 
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patent vom 8. Juli 1795, und dem Ressortreglwent vom 17. Mai 
1796 bisher zum Ressort der Kriegs- und Domänen-Kammern 

gehölt liutten, indem die bei den Kriegs- und Domänen- 
Kammern zu Ansbach und Baireuth bisher bestandene 
Justiz-Deputationen, und das in weiterer Instanz far dieselben 
bei dem fränkischen Landes-Ministerium angeordnete eigne 
Ober-Kevisions-Kollepium nunmehr aufpfehoben und diesämmt- 
liche Geschäfte dieser Behörden in der Folge den dortigen 
jEtegiemngen überlassen wurden. Die näheren Bestimmnngea 
des neuostpreussisehen Reglements sind dann im Ansbaeh- 
Ba} rcuthischen Reglement im ganzen Umfange woitlicli 
wiederholt worden. 

Die neue Einrichtung üand femer im Jahre 1803 auch 
auf die Entsehädicfungslande Anwendung, wiederum onter 
Nvörtlicher Wiederholung der im neuostpreussisehen Reglement 
enthaltenen Bestimmungen. Der Freiherr von Stein in seiner 
ungedruckten Denkschrift aber die Bildung der Lande»- 
Kollegien im FOrstenthum MQnster äusserte sich indessen 
nicht ganz unbedenklicli. Es heisst darüber: „ludern miui 
dem Justiz-Kollegium die Erkenutniss in allen fiskaUschea 
Sachen oder in allen solchen Sachen aberträgt, wenn wegea 
üebertretung der in das KammeivRessort einschlagenden 
Gesetze Untei-suchung und Strafe verhängt wird, so muss 
man solche Massregehn treffen, damit das Ansehen dieser 
Gesetze möglichst aufrecht eriuüten werde, und hietm scheint 
mir das schicklichste Mittel zu sein, wenn man denen Depn- 
tirten der Kammer, welche nach § 15 des Ressort-Reglements 
bei dem VoUren gegenwärtig sein sollen, ein wirkliebes 
Votum beilegt, und es dem Regierungs-PräsidenteD zur 
Pflicht macht, fiskalische Sachen nur älteren, erfahrenen und 
mit der Landes-Yerfassuug bekannten Rüthen zuzuschreiben.'' 
Er fährt dann unmittelbar fort: «Eine Ausnahme von dem 






III. 2. DIE KOMPLTEKZ, INSBESONDERE DAS KAMMEB- JUSTIZ WESEN. 67 



allgemeinen Justiz-Ressort mflssen Geroeinheits- und Marken- 

theilun^rs-Sachen ausmaelien. Nach der bisherijzen Verfassung 
wurden sie gemeinschaftlich von beiden Landes-KoUegüs be- 
handelt, die Prozesse aber allein von der Begiemng. Hier> 
dureh entstand ein schleppender Geschllftsgaug, und die ein- 
seitige Entscheidung solcher meistens ökonomischer Sachen 
von denen Justiz-Behörden gab oft ganz sonderbare, selbst 
widersinnige Resultate. Es wird daher rathsam sein, dieses 
fftr die hiesige Provins so wiehljge Gemelnheits-Theilungs- 
Geschäft einer aus Justiz-, Kamerai- und Ständischen Be- 
dienten zusammengesetzten Kommission anzuvertrauen, so 
wie im OsnabrQek^schen, Lanenbuigischen und neuerlich noch 
In der Lttneburgischen Verordnung vom 24. Juni 1802 ge- 
schehen ist, welche letztere ein sehr vollständiges und lehr- 
reiches Gesetz ist*" ; ein Gedanke, der dann später in den 
General-Kommissionen und im Revisions-KoUegium seine Ver^ 
wirklichung gefanden hat. 

Endlich ist die neue Einrichtung im Jahre 1804 sogar 
auf Ostpreussen und Litthauen, und zwar nochmals, abge- 
sehen von einigen selbstverständlichen Zusätzen und Modifi- 
kationen, unter wörtlicher Wiederholung der Bestimmungen 
des neuostpreussischen Reglements ausgedehnt worden, so 
dass sie nunmehr, mit Ausnahme von Westpreussen, im ganzen 
Umfange des von dem Ifinister von Schrötter verwalteten 
Provinzial-Departements in Geltung war^^). 

13) Reglement wegen Vertheilung der Geschlfte swischen den neu- 
ostpreussischen Landes - Kollegiis vom 3. MiVri 1707 (N. C. C. X, 950, 
Stengel, Beitrage Bd. 5, S. 2:\ fF.). — Patent wegen Organisation der 
Landes-Kollegien und Verbesserung des Justizwesens in den Filrsten- 
thümern Ansbach und Bayreuth vom Juli 1795 (N. C. ( . IX, 2565). 
Reglement wegen einer neuen Vertheilung der Geschälte zwischen den 
Ausbacb-Bayreuthischen Landes • Kullegiis vom 10. December 1798 (N. 
C C* X, 1806X — Keglemenl Wm dte Yertiieihiiig der Gesehlfte uriMfaeii 
den Laodes-Eollegiea in den preuBsischen Entschädigungslanden (X. C C 
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Z^*BChen dieser Aufhebung der Kammer- Justiz und jener 

Erweiterung des Kammer-Ressoils auf Landeshoheits-, geist- 
liche etc. Sachen bestand übrigens ein enger Zusammenhang ; 
beide Massregeln bedingten und stfitsten sich gegenseitig, 
und wurden auch in denselben Reglements gleichzeitig an- 
geordnet; eine Ausnalime bildete nur Südpreusson, wo zwar 
die Erweiterung der Verwaltungs-Kompetenz, nicht aber die 
Aufhebung der Kammer-Justiz erfolgt war. 

Es gab demgemiss im Jahre 1806 Kammer-Justiz- 
Deputationen nur noch bei der kurmärkischen Kriegs- und 
Domänen-Kammer zu Berlin, der neumärkischen zu Küstrin, 
der Halberst&dter, der Magdeburger, der Mindener, der 
ostfriesischen zu Aurich, der pommerschen zu Stettin, den 
beiden westpreussischen m Marienwerder und Bromber^, 
den drei südpreussischeu zu Posen, Kaiisch und Wai^schau, 
und den beiden schlesischen zu Breslau und Glogau. Da- 
gegen fehlten sie bei den beiden neuostprenssischen Karnmem 
zu Bialystoek und Flock, bei den beiden fränkischen zu 
Ansbach und Bayreuth, bei der Erfurt- Eichsfeldischen 
Kammer zu Heiligenstadt, bei der für den Rest von 
Cleve, für die Grafschaft Mark, für £ssen, Elten und Werden 
bestimmten Kammer zu Hamm, bei der Kammer zu Milnstw, 
und bei den beiden Kammern zu Königsberg uud Gum- 
binnen. 

Jene Bestimmungen des neuostprenssischen und der 
folgenden Beglements für die Mnldschen FtlrstenthOmer, 

die Entschädigungslande und Ostpi'eussen Ober die Aufhebung 

der Kammer-Justiz sind dann grösstentheils wörtlich in die 



XI, 157;!. Rabe, VII. 'MB). — Reglement über die Vertheilnng der 
Geschälte zwischen den Landes-Kollegien in Ostpreussen und LiUhauen 
vom 21. Juni lb04 (N.C.C. XI, 2m. Rabe, VlU, 102). 
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yerordnung wegen yerbesserter Einrichtung der Provinzial-, 
Polizei- und Finanzbehörden vom 26. December 1808 §§ 34 
bis 50 übergegaDgen. Und diese auf der Refoim vor 1808 
beruhenden Paragraphen sind geradezu die einzigen, welche 
flch, und zwar nicht blofis aus dieser Verordnung, sondern 
aus der gesammten Keformpesetzgebung von 1808 über die 
RefoiTOperiode hinaus bis zum heutigen Tage erhalten haben, 
indem die §§ 34—48 der Verordnung vom 26. December 
1806 als Beflage zur Regierungs-Instruktion vom 23. Oktober 
1817 wieder publicirt worden sind, und in Folge der Ein- 
zahlung der Regierungen in die neuen Landestheile unter 
aosdrftcklicber Berufung auf die Regierungs-lnstruktion yom 
23. Oktober 1817 auch dort Eingang gefunden haben. 

Jedenfalls war für die Verwaltungsbehörden der Mittel- 
instanz die Reform längst nicht so dringend, wie für die 
Centraibehörde; es handelte sich hier in der Hauptsache nur 
dämm, die Aufhebung der Kammer-Justiz-Depatationen und 
die Erweiterung der eigentlichen Verwaltungs- Kompetenz 
auch auf die übrigen Landestheile auszudehnen, die Funk- 
tionen des Plenum durch Bildung von Abtheilungen zu be- 
schränken, und die persönliche Verantwortlichkeit der Mit- 
^eder za verschärfen. 




Digitized by Google 



IV. DIE STJIDTE'*) 



1. DIB MAGISTRATE. 

Die Stellung des Magistrats als stikdüsche Obrigkeit 
war zunächst schon wegen des grossen Umfongs der städtischen 

Verwaltung eine sehr Ijedeiitende. Denn zum stildtischen 
Wirkungskreise gehörten nicht bloss die Kommunalangelegw- 
heiten im engem Sinne, die sogenannte wirthschafüiche Ver- 
waltung, die damals allerdings sehr viel weniger entwickdt 

war als jetzt, sondern auch die Ortspolizei und die Gerichts- 



14j Aiä (^ueiieu für das preussiscbe St^teweseu während des 
18. JahrimiidertB kommen vonogswaiBe folgende in Betracht: 

1. Die raddiftoBlieben Beglementi Friedrich Wilhdms L und Friedrieb» 
des Grossen, welche den spedeUen Terh&ltaissen der einsdnen Sttdte 
entsprechend auf Gmnd eingefaender Untersochongen der für jede Stadt 
besonders niedergeieliteD Kommission erlassen wurden. Dieselben haben 
vorzugsweise eine genaue Vertheilung der Funktionen an die einzelnen 
städtischen Organe zum Zweck, und erscheinen insofern gleich den 
Instruktionen für das General-Direktorium und für die Kriegs- und 
Domänen-Kammern mehr als Verwaltungs- wie als Verfaseungsordnunaen 
Soweit dieselben bekannt geworden sind, weichen sie zwar iu Einzeln- 
hdten nnd in der Fassung rielfitcb von einander ab, stimmen jedodi m 
den Grondsikgen Qberein; bekannt sind aber bis jetst nnr: a) die Interims- 
Instruktion, wonach sich der Magistrat an Emrich alleranterthiaigat an 
achten vom 8. Juni 1715; b) das Ednigsbeiger Reglement vom 13. Jon 
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barkeit erster Instanz. Die Polizeiverwaltung: bezog sich aber 
nicht etwa bloss auf die mit dem Kommimalwesen eng ver- 



1724; c) das inflihtaBliflhe Bggtenwnt ftr die Besidens Berlin Tom 
21. Febmar 1747 (diese diei von Sehmollcr in der Zeitschrift Ar 
preossische OesehidlitB- und Landeskonde Bd. 12 [1875] S. 858 if., 
425 ff. herausgegeben; das Bo'liner Reglement findet sich keineswegs, 
wie wohl behauptet wird, bei Mylius, vielmehr waltet dabei eine Ver- 
wechselung mit der Instruktion für die Polizei-Meister etc. vom 2:3. Mai 
1735, (CG. M. V, 1. S. 121 ff) oh); d) rathbäusliches Reglement für 
die Stadt Ascbersleben vom 5. März 1755 (in [B'ischbacli ] liistoriscbe 
Beiträge Th. II, Bd. 2 [1783J S. 456 ff.); e) Beglement fui den Mugistrat 
vaA die Geikhte der kOnigl. prensi. Stadt Elbing vom 10. Septemlier 
1778 (N.aa V, 2. 778—1264; Bebe, 1,5. 8. 25 ft); f) BeelemeDt 
Ar die Magistrate dar kOnigL weakprentsisdien Stidte ausser Elbing 
vom la September 1773 (N. C. C. V, 2, 1265-1546 ; Rabe I, 5. S. 346 ff.). 
— Auszüge aus den teslauer Reglements von 1748, 1787 und 1794 bei 
Hameckor, Beiträge zur Geschichte der Verfassung und Verwaltung 
der Stiidt Breslau etc. (Progr. des Gyran. zu Licgnitz, 1864). 

2. Das Generale Reglement über die BürgervertretuDg in den Städten 
des Herzogthums Magdeburg vom 15. Juni 1717, welches für die Ver- 
fassungsverhältnisse , insbesondere für die Stellung der Stadtverordneten 
von grosser Bedentang Ist, ohne dass sieh in den fibrigen Landestheilen 
ein Analogon ftnde; dasselbe ist som ersten Male vollständig nütgetbeilt 
in Erb. vom Hagen, Die Stadt Halle Bd. U (Balle 1867) S. 241 ff. 

3. A.L.R. Th. II, Tit. 8, Absch. 1, 2, 1—178. Mehr noch als 
bei den privatrechtlichen ist bei den öffentlich-rechtlichen Materien, wie 
eine genaue Einsicht in die Vorarbeiten ergeben hat, die Absicht dahin 
gerichtet gewesen, nicht sowohl neues Recht zu schaffen, als vielmehr 
nur das bestehende zum klaren Ausdruck zu hrin^jen. Die in die Staats- 
verwaltung einschlagenden Gegenstände sind wiederholt sowohl von den 
Ständen, als von den Justiz- und Verwaltungsbehörden, in letzter Instanz 
von dem Grosskancler und dem GenenKDirektorinm anf die Uebereinstim- 
mong mit dem -geltenden Beehte geprüft worden. Die doreb die Kab.-Oid. 
vom 12. November 1793 nochmals angeordnete Besdtigang aller der- 
jenigen Yorschriften, welche ans den bisherigen Gesetzen nicht abzuleiten 
wären und zu deren Bestimmung und Ergänzung nicht dienten, konnte da- 
her niu: wenig Erfolg haben Bei der durch jene Kab.-Ortl. voranlassten 
Schluss-Revisiou äusserte sich aber Suarez in seinen amtlichen Vortriigeii 
gerade mit Rücksicht auf die landrechtliclie Städteordniing tolgendtT- 
massen: „Bei allen diesen Materien liegt treilich kein bisheriges jus 
oommone seiiptom sn (Smnde, sondern die Vorschriften haben ans ein- 
zelnen Gesetseo, Edikten nnd Hauptartikehi, vornehmlich aber ans den 
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bündene Wohlfahrts-, sondern auch auf die Ordnungs- und 
Sicherheitspolizei; und in der städtischen Gerichtsbarkeit 



fiber die wirkUeh sabtittireiide VerfuMmg tod dm kompeleiiten Be- 
hörden eingflguigeiieii Nachrichten zuBammengeBetst werden nttieeD. Da 
inswisehen dieielben eine beeondere Revision des Geoefel-Dirdrtorii und 

der von demselben ziifrezogenen Ktimmer-Kollegiorum passirt, nnd nach 
deren Monitis berichtet sind, so kann man sicher sein, dass darin keine 
bedenklichen Neuerungen gegen die bisherigen Gesetze und Verfassungen 
vorkommen. Ueberdem werden bei Verfassung der Provinzialgesetzbücher 
die Kammern der Provinzen in Ansehung dieser Materien nochmals zu- 
gezogen" (Mit Bd. 80, S. 154; «d TU. VOd, sect 1—6). Bei den Yei^ 
handlangen über die FiroTiniialiechte ist in der That die ganie Froeedv 
iriederholt, und gerade ans dieaen Yerhandlnngen efgiebt sidi die üebs^ 
dnitinunang der iandrechtliehen Bestimmungen mit dem bis dahin gel- 
tenden Bechte von Neoenu Die landreehtlichen Normen sind nd^n 
keineswegs Abstraktionen, insbesondere auch nicht etwa bloeae An- 
wendungen der in Tit. C für die Korporationen im Allgemeinen auf- 
gestellten Sätze auf die besonderen Verhältnisse der Stadtgenieinden 
Man hat damals die Aufgabe, ein gemeines Recht zu konstruiren, so 
ernsthaft wie möglich geuouimeu, und mit einem Aufwand von Mitteln 
durchgeführt, wie sokfae einer bloei wissenflchaftUchen Konstruktion niemak, 
weder vorher noch nachher an Gebote gestanden haben. Der bisher in 
keinem andern Tenitorinm ontemommeDe Venocb dner gemeinaaaMB 
Städteordnang war nunmehr von dem grOsiten dentschen Staate i^tleklieh 
durchgeführt und damit der Reformgesetzgebung mächtig vorgearbeitet. 
Denn diese steht auch in formeller Hinsicht mit der Vergangenheit in 
viel engerer Beziehung, als man gewöhnlich glaubt; fand sich doch in 
dem Entwürfe zur Städteordnung vom September 1808 eine genaue 
Nachweisung, auf welche Stellen des Landrechts die verschiedenen Para- 
graphen der Städteordnung unmittelbaren Bezug hätten, und wurde noch 
in den spfttem Stadien lebhaft darOber gestritten, ob die Angidw der 
durch die Stftdteordnung abgeinderten einaehien SteUen, oder bloss aJl- 
gemem die Aufhebung der auf den Gegenstand Besug habenden SteHen 
des Landrechts erfolgen solle, welches Letztere durch kassatorische 
Klausel ausdrücklich geschah. Die im A. L. R gleichfalls enthaltene 
Landgemeinde-Ordnung ist bekanntlich noch heute, selbst nach Erlass 
der Kreisordnung, in weitem Umfange geltendes Recht. Indessen 
enthält das Landrecht freilich nur gemeines, und keineswegs wie die 
Städleordnung von 1808 einheitliches Recht; das Landrecht sollte nur 
subsidiäre Bedeutung haben, und keinesw^ das Partikularredit be> 
seitigen; keine einzige Bestinunang der rathhtasliehen R^emenls ist 
durch dasselbe abgeschafft, und hftnfig genug wird ansdrOddich auf die 
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war die gesammte sog. freiwillige Gerichtsbarkeit, mit Ein- 
schluss des Hypotheken- und Vormundschaftswesens begiiöen; 



Statuten, anf die hefgebraehte imd betoodere VerfiManog jedes Orts 
verwiesen, so dass man selbBtrentftadlich ein Ar jede einselne Stadt toü- 
kommen zutreffendes Bild aus einem Studium der landrechtlichen Be- 
stimmung nicht erhält — Benutzt sind zunächst die im Jostia-MmiBteriiim 

aufbewahrten Materialien, von denen für das Städtewesen vorzugsweise 
folgende Bände in Betracht kommen: Bd. 12, 13, 16, 28 (Materialien zum 
Entwurf); Bd. 43 il. 66 (Monita zum Entwurf, welche cxtrahirt sind); 
Bd. 69—71 (Monita zum Entwurf, welche nicht extrahirt sind); Bd. 75— 77 
(Extrakt der Monita); Bd. 80 (ReviaUm Ton Soarez). Vgl. ausserdem 
Snarei, Amtliche Yortrftge bei der ScUnsa-Bevision des Allgemeinen 
Landieebts (y. Kampfs, Jahib. Bd. 41 [1888] 8. 1— 208X Zur Orlen- 
tirnng Simon, Bericht über die scientifische Redaktion der Materialien 
der preussischen Gesetzgebung Oüathia, Allgemeine jnriatisciie Monata- 
»chrift Bd. 11 [1811] S. 191 ff.). 

4. Acta gen. des Justiz-Ministeriums zur Revision der Gesetzgebung, 
enthaltend die standischen Monita über die Allgemeine und Provinzial- 
Gesetzgebungj insbesondere „Bemerkungen der Deputirten der kurmär- 
kiscben Kammer über die Erinnerungen der Herrn Stände gegen das 
A.L.R and Ober die Abweicliangen des letsteren ron den nrovinstal- 
gesetaen im Fhiana-, . Kamerai- nnd Landespoliaejfcche" (ToL m, 
Fase. YU, & 1—882, bes. & 802 If > Vgl ausserdem Ober die Provin. 
aialgesetzgebung: Auszug ans dem bistorisdien Theile des an das 
IcOnigL Ministerium der Gesetzgebung erstatteten Berichts über die 
Provinzial- Gesetzgebung (v. Kamptz, Jahrb. Bd. 18 (1821) S. 99—210). 
Dazu die Keccnsion von Ilomeyer in Jahrb. für wissenschafttl. Kritik, 
Jahrg. (1829) Bd. 07—92 und in v. Kamptz, Jahrb. Bd. 35 (1830) 
S. 85-122). 

Die allgemeine Literatur Uber das Städtewesen bietet wiederum 
sehr wenig; von gleichieitigen Sehriften sind allenfidls herrersoheben: 
Fiseher, Lehrbegriff slmmdicher Kamerai- and Poliseüwehte Bd. I (1785) 
S. 586ff«, nnd Borowski, Abriss des praktischen Kamerai* nnd Flnansweaens 

Bd. II (1799) S. 457 flF. ; Einiges, insbesondere in Bezug auf Berlin und Pots- 
dam Bezügliche findet sich bei v, Bassewitz a. a. 0., 8. 68 £, 89 flf. Die 
bahnbrechenden Arbeiten Schmollers, Das Städtewesen unter Friedrich 
Wilhelm I. (Zeitschr. für preuss. Geschichts- und Landeskunde, Jahrg. VIII 
(1871) S. 521 ff., Jahrg. X (187:J) S. 275 ff.. 537 ff., Jahrg. XI (1874) 
S. 513 ff.), welche übrigens gleichzeitig auf die gesammte Staatsverwaltung 
sieh erstrecken und die GnmdzQge einer Geschichte der preussischen 
Verwaltong unter Friedrieh WUhehn 1. darbieten, haben es wesentlich mit 
einer firühem Epoche an thnn. 
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Einer eigenen st&dtiscliea Gehehtsbarkeit entbehrten jedoch 
die sogenannten Mediatstädte, die trots ihrer städtiadieB 

Verfassung noch der patrimonialen Herrschaft und nament- 
lich der patrimonialen Gerichtsbarkeit eines Ritterguts, des 
DomänenfiskuB, einer Stiftung oder einer Inunediatstadt 
unterworfen waren. 

Die Zusammensetzung des Magistrats war in den ver- 
schiedenen Städten, namentlich auch nach der Grösse der- 
selben eine sehr verschiedene. Die kleinen und mittleren 
SttUite hatten in der Regel emen Bargermeister, und wenn 
diese Stelle nicht von der ersten Justizpei*son im Maui^tiat 
bekleidet wurde, noch einen Stadtrichter sowie zwei bis 
vier Stadtr&the; in den grdssem Städten zerfiel der Ma- 
gistrat häufig in zwei Abtheilungen mit einem Justiz- 
und einem Polizei-Bürgennelster an der Spitze, oder es gab 
neben dem Magistrate noch besondere Stadtgerichte und be- 
sondere städtische Polizei-Direktionen; in den grössten Städten 
endlich gab es vielfiich drei Bürgermeister, von denen der 
erste als Stadt-Direktor oder Stadtpiasident Dirigent des 
gesammten Magistrats war, und wohl noch als Special- Depar- 
tement die Justiz verwaltete, während der zweite dem 
Polizei- und Kommerzienwesen, der dritte den Oekonomie-, 
Kirchen- und Schulsachen vorstand; nur ganz ausnahmsweise 
kamen, und auch nur für einzelne Zweige der Sicherheits- 
polizei, besondere königliche Polizei-Direktionen vor. Unter 
den Magistrats-Mitgliedem itigten diejenigen hervor, welche 
mit dem Justizwesen zu thun hatten , und demgemäss die 
Qualifikation zum Richteramt besitzen mussten; sie er- 
langten in der Kegel ein Uebergewicht im KoUegioBif 
welches nach der Ansicht eines der Haupturheber der 
Stadteordnung von 1808 eher schädlich als nützlich ge- 
wirkt hat; die Ubiigen Mitglieder betrieben meist noch ein 
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Gewerbe oder sonstiges Geschäft, obgleicfa sie s&mmtlieh be- 
soldet waren; die Besoldungen waren aber allerdinjis sehr gering. 

An die Stelle der früheren jährlichen Ratliserneuerung, 
die übrigens Friedrich der Grosse noch in W^tpreussen vor- 
gefunden hatte, war langst Permanenz nnd Lebenslänglich- 
keit getreten, so dass bei entstehenden Vakanzen der Ma- 
gistrat in der ßegel sich selbst ergänzte, was wiederum seine 
Stellunggegenaber der Bargerschaft verstärkte. Das Ressort- 
Reglement sagt ganz generell: »I^nen Magistraten, welche 
zum Wahlrecht bei denen vakanten rathhäuslichen Bedienungen 
berechtigt sind, verbleibt Solches dergestalt, wie Seine König- 
liche Majestät ihnen solches allergnädigst konfirmiret haben** ; 
s&mmtliche rathh&usliche Reglements aber, welche eingesehen 
werden konnten, haben die Magistrate bei der bestätigten 
•und wohlhergebrachten Raths wähl ausdrücklich belassen. In 
den sehr wenigen Fällen, in denen der Büigerschaft ein in 
der Regel durch die Deputirten der Innungen nnd Stadt- 
viertel auszuübendes Wahlrecht zustand, wurde auch dieses 
aufrecht erhalten. Nur vereinzelt, unrl meist nur hinsichtlich 
einzelner Stellen, insbesondere hinsichtlich der Stelle des 
Vorsitsenden, fand königliche Ernennung statt. Sämmtliehe 
Magistrats wählen bedurften einer höheren Bestätigung, der 
übrigens oft eine Ausdehnung gegeben wurde, dass sie einer 
Ernennung fiist gleich kam; insbesondere hatte schon das 
Ressort-Reglement hinsichtlich der städtischen Jnstizbedienun- 
gen vorgeschrieben, dass der Magistrat zu den vakanten 
Stellen zwei Subjekte den Justiz-Kollegien vorschlagen und 
zur Examination präsentiren solle. »Welcher unter Solchen 
nun von denen Justiz-Kollegiis bei dem Examine am tttch- 
tigsten und zu der vakanten Funktion am kapablesten ge- 
funden wird, wegen dessen sollen diese an den Grosskanzler, 
mit Anführung aller dabei vorkommenden Umstände berichten, 
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welcher dann denselben dem Befinden nach eonfinniret, auch 

die Bestallung und die Instniktion vor ihn, soweit solche in 
die Justiz-Saclien einschlüget, ausfertigen, und ihn auf solche 
bei dem Justiz-Kollegio verpflichten lasst, dem Genend- 
Direktorio aber zugleich Nachricht dayon giebt, damit das- 
selbe wegen seiner Instruktion, ingleichen wegen seines Oe- 
balts (las Weitere besorgen könne." „Alle übrigen Magistrats- 
Personen und Bedienten" heisst es dann weiter, „welche 
nicht hauptsAchlich mit der Verwaltung der Justiz, sondern 
mit Oekonomie-, Polizei-Sachen und dergleichen mehr zu 
thun haben, gehören zum Ressort derer Kanmiern, welche 
selbige examiniren und mit ihrem pflichtmässigen Gutachten 
davon an das General-Direktorium zu weiterer Veritigung 
referiren müssen.^ 

Das Allgemeine Landrecht stellt diesen Rechtszustand 
in folgenden Sätzen ziemHch koirekt dar: Ob der Magistrat 
erwählt oder vom Landesherm bestellt werde, ist nach den 
Priyilegien und Statuten jedes Orts und bei deren Ermange- 
lung nach den Provinzi algesetzen zu beurtheilen 120). 
In zweifelhaften Fallen wird vermuthet, dass der Gemeinde 
das Wahlrecht zustehe (§ 121). Wo die Gemeinde das 
Wahlrecht hat, wird selbiges der Regel nach durch den 
Magistrat ausgeübt (§ 122). Die Magistrate müssen alsdann 
zu den erledigten Stellen taugliche Sul)jekte wählen und 
dieselben dem vorgesetzten Landeskollegio zur Prüfung dar- 
stellen (§ 123). — Damit hatten auch die Monita durchweg 
Obereingestimmt, denn es war doch nur eine formelle Diffe- 
renz, wenn Grollmann geltend machte, „fast überall 
hat der Magistrat das Wahlrecht, dieses ist also die Kegel, 
die Vermuthung, welche das Gesetzbuch annehmen muss; 
das Wahlrecht der Bflrgersdiaft macht die Ausnahme" 
(Bd. 75), oder wenn Suarez in der Revisio Monitoinim äusserte : 
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„idi wfirde die Fiktion toh einer Uebertragung we^assen, 

und lieber geradezu sagen, dass das Wahlrecht der Gemeinde 
in der Kegel vom Magistrat ausgeübt wird ' (Bd. 80); ein 
MoDitam hatte Übrigens ausdrUcklicli darauf hingewiesen, 
dass an einigen Orten Im der Wahl die Bepnsentanten 
dsr Bürgerschaft zugezogen würden (Bd. 75). In dieser Be- 
ziehung hen-schte sogar, was verhiiltnissmässig selten vorkam, 
zwischen der kurmärkischen Kammer und den ständischen 
Depntirten volle Uebereinstimmnng; „mit der Angabe der 
Herren Stände, dass den Magistraten der Provinz in der 
Re^el das Wahlrecht ihrer Glieder zustehe, sind die Ivammer- 
Deputirten einverstanden/' 

Etwas weiter geht dann noch das vom Minister von 
Sehriytter herrObrende Edikt wegen Besetsung der Magistrate 
in Neuostpreussen vom 20. März 1800, welches dem allge- 
meinen Besten durchaus angemessen findet, „die stadtischen 
Kommunen theils bei den Wahlrechten zu erhalten, welche 
sie bisher gehabt, theils ihnen diese Rechte, sowie sie die 
übrigen Städte gemessen, zu verleihen" und welches demge- 
mäss ganz generell anordnet : „Die wirklichen Immediatstädte 
sollen ihre Magistrate selbst wählen, die Wahl der einzelnen 
Personen bei entstehenden Vakanzen aber nicht durch die 
ganze Bürgerschaft, sondern durch den Magistrat als Re- 
präsentanten der Bürgerschaft geschehen." Indessen ist 
wohl in keiner einzigen der ncuostpreussischen Städte eine 
soldie Wahl wirklich eifolgt, da die erstmalige Besetzung 
der Regierung vorbehalten wurde, weil ihr an der Wahl 
vollkommen brauch1)arer Subjekte so sehr jrelegen sei. Das 
Bestätigungsrecht war ohnebin sehr energisch gewählt 
worden 

lö) Ueber die Besoldiingsverhältnissc des Magistrats: v. Lamotte, 
Von dem im Jahre 1770 genehmigten Plane zur Verbesserung des 
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In den Mediatstädten hatte in der Reprel die Grund- 
herrscbaft den Magisti-at zu bestellen, oder wenn ausnahms- 
weise dem Magistrate oder der Bttrgerscbaft ein Wahlsecbt 
zustand, sn bestätigen. Das nenostpi'easdsebe Edikt er- 
wähnte ausdrücklich, dass diejenigen MediatstÄdte . welche 
bisher schon das Kecht gehabt hätten, ohne Mitwirkung der 
Gatsobrigkeit die Magistratspersonen zu wählen, in diesem 
Reebte geschützt werden sollten, während es andmüftlls bei 
den besteheudeu Gerechtsamen der Obrigkeiten verbleibe. 



Kamerai- und Finanzwesens (Beiträge III, 32 ff.). — Ueber die Verptiich- 
tiing zur Anstellung von Invaliden: v. Lamotte, Von der Versorgung 
der Invaliden (Beiträge III, 571 ff.); massgebend ist vor Allem das Circ- 
Reskr. des General • Direktoriums an die kurmärkische Kammer vom 
22. Aug. 1769 (bei Lamotte S. 595), auf welehes sich das Reglement fttr 
die Mig^trate der weetpraosslaehea Stftdte vom 18. Sept 1778 (K. C. C. 
V, 2. 1265 ft) «aadrOeklieh beruft (yfß. auch Giaf Lippe, VestpreoBiea 
unter Friedrich dem Grossen 1866 8. 89); eine Einschärfung enthält das 
Reskript des General-Direktoriums vom 15. Juli 1776 (N. C. C. VI, 226), und 
ganz besonders die Kab.-Ord. vom ;U. Juli 1798 (N. CG. IX, 2610 ii X, 1873): 
während das Edikt wegen Besetzung der Magistrate in Neuostpreusseu vom 
20. März 1>?00. 7 (N. C. C. X, 2;^18) sich sehr viel gelinder ausdrückt. — 
Ueber die Qualitikation der Justizpersonen: Ressort-Reglement v. 19. Juni 
1749 (C.C.M. Cont. IV, 167, 172; Reskript des Grosskanzlers an die 
pommenche Regierung vom 21. Februar 1767 (N. C. C. IV, 698). — Ueber 
das WaJüiecbt der Magiatrate: KOnigsbeiger Beglement von 1724 I, 
1; Berliner Reglement ▼ob 1747 1, 2; Äacbenleber Begtemeot von 17tö 
§ 8; RcsBort-Regloment von 1749 (C. CM. Cont. IV, S. 167; Elbmger 
Reglement von 1773 I, 'S. II, 1. (N. C.C V, 2. 778 ff); Westpreussisches 
Reglement von 1773 I, 1 (N. C. C. V, 2. 12G5). Edikt wegen Besetzung 
der Magistrate in Neuostpreussen vom 20. März 1800 (N, C. C. X, 2<S18). 
Dazu auch Roden, Kurzgefasste Nachricht von dem Finanzwesen 
1774 (bei Preuss, iriedrich der Grosse IV. 458 ff.). Die Zahl der 
Zengolaae Ibr die aogenaimte Mf Balliswabl Ueaie aicb leicht sehr 
vennehreu, a. ß. CSrcular Tom 15. Juli 1776 (N.C.C.yi, 225). 



Digitized by Google 



IV. 2. DIE bUKGEHSCHAFT UND DIE STADTVERORDNETEN. 



79 



2. DIE BÜRGERSCHAFT UND DIE 
STADTVERORDNETEN. 

Eine Betheiligunj^ der Bürgerschaft an den städtischen 
Angelegenheiten hatte sich in irgend einer Form und mit 
irgend welchen Befugnissen aberall erhalten. Es ergiebt sich 
das sogar aus der Stftdteordnung von 1808 selbst, welche 
dem Mi^istrate unter Zuziehung der ])isheiigeD Bürger- 
schafts-Vorsteher die PrOfung der Wahlerlisten und der 
Wahlprotokolle für das erste Mal flbertrug. 

In der Theorie beiiihete diese Theilnahnie sogar auf einer 
sehr breiten Grundlage, indem sich überall die Idee geltend 
machte, dass eigentlich die ganze Bürgerschaft zusammenbe- 
rufen und befragt werden müsse, und dass nur aus praktischen 
Gründen an Stelle der allgemeinen Bürgervei^ainmlung eine 
Versammlung von Repräsentanten zu treten habe, dass aber 
jenes die normale Einrichtung, dieses dn blosser Nothbehelf sd. 

So rechtfertigte bereits das Generale Reglement von 1717 
die Vertretung der Bürgerschaft durch einen blossen Aus- 
schuss, „weswegen Magistratus eben nicht nOthig hat, die 
ganze Bürgerscliaft zu convociren, als welche doch niemals 
vollkommen zu erscheinen pliegt." 

Diesen Standpunkt hat dann aber ganz besonders das 
Landrecht, und in noch höherem Masse der Entwurf zum 
allgemeinen Gesetzbuclie, der überhaupt die Städteordnung 
sehr viel ausführlicher behandelte, als das A. G. B. und das 
A. L. R. selbst, und der sich namentlich mit den allgemeinen 
Bürgerversamiulungen sehr eingehend und mit einer gewissen 
Vorliebe beschäftigte. Zu solchen Berathschlagungen, heisst 
es hier, müssen alle in der BttrgerroUe eingetragenen Per- 
sonen besondei-s geladen werden (§§ 57, 58). Ob die Stimmen 
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nach den Köpfen, oder nach gewissen Klassen der Bürger- 
schaft abgegeben werden, luln;it von den Statuten und her- 
gebrachten Verfassungen jedes Orts ab (§ 89), Wo nichts 
Besonderes festgesetzt ist, werden die Stimmen nach den 
K<ypfen gezählt, und der Beschluss nach den mehrsten 
Stimmen abgefasst (!; 60). Die Abwesenden müssen sich dei' 
Älehrheit der Gegenwärtigen fügen (§ 61). Doch muss zui* 
Zttsanunenherufnng der Gemeinde ein solcher Zeitpunkt ge- 
wählt werden, wo nicht ein betri&chtlicher Theil der Mitglieder 
durcli dringende Berufsgeschäfte zu erscheinen verhindert 
wird 62). Wird diese Vorschrift nicht beobachtet, so 
verbindet der gefasste Beschluss nicht die ohne ihre Schuld 
abwesenden Mitglieder (§ 63). Ein bei der Zusammenbe- 
lutung vorgefallenes Versehen kann aber einem Dritten nie- 
mals schädlich werden (§ 64). Wo nach der Verfassung 
einer Stadt Repräsentanten der Büiigerschaft beateilt sind, 
da dflrfen der Regel nach nur diese bei den Berathschlagungen 
zugezogen werden 65). In wichtigen Angelegenheiten 
müssen die Repräsentanten mit den Mitgliedern derjenigen 
Klasse, die ein Jeder vorstellt, Rücksprache halten und die 
Meinung derselben einholen (§ 66). Die Unterlassung dessen 
macht jedoch den Schhiss der Repn'lsentanten nicht ungiltig, 
sondern nur diese ihren Konstituenten verantwortlich (§ 67). 
Ueber Rechte und Nutzungen einzehier Bfkrger kann zu 
ihrem Kachtheil von den Repräsentanten allmn. nichts be- 
schlossen werden (J; 68). 

Aus den Verhandlungen ist als charakteristisch hervor- 
zuheben, dass monirt worden war, die Repräsentanten mflssten 
mit einer gehörigen Vollmacht und Instruktion versehen sein, 
und dass Grollmann dazu bemerkt, „es wäre gut, wenn 
dieses wäi'e, aber es ist in vielen Fällen nicht; die Glieder 
des Unterhauses in England sind Repiüsentanten des Volks, 
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aber es fehlt ihnen Instruktion und Vollmacht, unsem Land- 
ständen geht es nicht besser"* (Bd. 75). 

Das A. L. R. gab doch den Repräsentanten schon die 
Bedeutungi regehnässig die Bargerschaft zu vertreten, wies 
sie aber zur Instruktionsertheilung an ihre Auftraggeber, 
und kam für gewisse Fillle doch auf die Xothwendigkeit 
einer Zuziehung der gesammten Bürgei-schaft zurück. Die 
entscheidenden Stellen ktuten: Der Begei nach w^den der- 
gleichen Angelegenheiten nicht in allgemdnen Tei-sammlungen 
der ganzen Bargerschaft, sondern nur mit den Repräsentanten 
derselben verhandelt (§ III). Diese müssen aber mit den 
Yorstehem der ZQnite und Übrigen einzelnen in der Stadt* 
gemeinde befindlichen Korporationen, sowie diese hinwiederum 
ein Jeder mit den Mitgliedern seiner Zunft oder Korporation 
darüber Bttcksprache nehmen (§ 112). Die Zuziehimg und 
Einwilligung der Bürgerschaft ist nothwendig, wenn Kilmmerei- 
güter oder Gerechtigkeiten veräussert, in Erl)pacht ausge- 
than, verpfändet oder mit Dienstbarkeiten belegt, oder neue 
Schulden auf die Kämmerei gemacht werden sollen, die aus 
den Känunerei-Einkünften ohne Abbruch der übrigen nüthigen 
Ausgaben nicht getilgt werden können (§ 153). Die Ein- 
willigung der Beprftsentanten allein ist in dergleichen Fällen 
nicht hinreichend, sondeni diese müssen darüber mit den 
verschiedenen Klassen der Bürgerschaft Rücksprache nehmen, 
und sich von denselben mit schriftlichen Erklärungen ver* 
sehen lassen (§ 154). 

Das war denn auch endlich der Staudpunkt der kur- 
märkischen Kammer bei Gelegenheit der zu Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts über die Provinsialrechte ge- 
führten Verhandlungen. Dieselbe erklärte es aus einem 
doppelten Grande für unzulässig, die Zuziehung von Stadt- 
verordneten generell an Stelle der Zuziehung der ganzen 

Ern^t Ucier, Bafonn. 6 
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Bürgei^emeinde traten zu lassen. Zunächst desshalb weil 
es m der Provinz keine Stadt gäbe, in welcher den Stadt- 
verordneten von der Bürgerschaft eine bis zu ihrer Besteurun? 
und Belastung ausgedehnte, rechtsgiltig aufgenommene Voll- 
macht ertheilt worden sei, so dass also diese Lasten bei Be- 
wiUigung derselben Seitens der Stadtverordneten auf gar 
keinem zureichenden Grund l)eruhen würden. Dazu komme 
nun aber noch, dass bei der AVahl der Stadtverordneten in 
vielen Städten der Bürgerschaft eine sehr geringfügige oder 
gar keine Mitwirkung eingeräumt werde, dass also in solchen 
Fällen eine Vollmacht der Bürgerschaft nicht einmal ver- 
mutbet werden könne; insbesondere bei der geringen 2^1 
solcher Stadtverordneten in kleinen Städten würden schwere 
Missbräuche zu befürchten sein, wenn die Magistrate bloss 
mit ihrer Zustimmung neue Lasten einführten, oder, um 
solche zu veimeiden, nutzbaie Hechte aufopferten; die 
Kammer erkennt zwar vollkommen an, dass es um oftmaliger 
Versäumniss der Bürgerschaft und unverständigen Einwen- 
dungen manches unnützen Sprechers vorzubeugen, rathsam 
sein würde, die erheblichen Angelegenheiten von den minder 
erheblichen zu sondern, und die Bürgerschaften dahin zu be- 
stimmen, dass sie in Ansehung der letztem die Stadtverord- 
neten ein für alle Mal bevoUnutchtigten, darin ohne ihre 
jedesmalige Zustimmung giltig zu handeln; hält aber doch 
ganz entschieden daran fest, dass bei den erheblichen An- 
gelegenheiten die Zuziehung der Bürgerschaft auch ferner 
erforderlich sei, und empfiehlt nur, eine revierweise Berufung 
dei'selben eintreten zu lassen, wie auch in jedem Revier ein 
besonderer Stadtverordneter gewählt werden könne, damit 
nicht die ganze Stadt über die Wahl jedes Einzelnen zu 
stimmen l)rauche. 

In der Wirklichkeit war fi'eilich die Mitwirkung der 
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Borgerschaft eine sehr geringe. Denn allgemeine Bürgerver- 
sammluDgen wurdeu fast niemals abgehalten, die Repräsen- 
tanten aber konnten als Organe derselben kaum betrachtet 
werden. Wie schon das Generale Reglement von 1717 vor- 
geschrieben hatte, sollten die Mitglieder des ßürgerausschusses. 
die an einigen Orten Viertels- oder Yiermänner, an andern 
Yiertelsmeister, Vorsteher und Deputirte genannt irorden, von 
der Bürgei*schaft präsentirt, vom Magistrate erwählt und be- 
stätigt werden. Alles Uebrige blieb der Regimentsordnung, 
den Statuten und der Verfassung jeder einzelnen Stadt Über- 
lassen, während die spfttem rathhänsliehen Reglements Nichts 
daiHber enthielten. Die Bürgerschaften bildeten aber damals 
noch keineswegs selbstständige Gesammtperaönlichkeiten, sie 
zerfielen vielmehr einerseits in die Innungen, andererseits in 
die Gemeinheit, zu der alle zu den Innungen nicht gehörigen 
Bürger, insbesondere auch diejenigen Handwerker, die zu 
keiner der bestehenden Innungen gehörten, gerechnet wurden, 
und die ihrerseits wieder nach den Stadtvierteln abgetheilt 
war. Es fehlte also auch für die \Yahlen an einem Ver- 
einigungspunkte der gesammten Btkrgerschaft; der Bürger- 
schafts-Ausschuss bildete sich vielmehr aus den Vorstehern 
der einzelnen Innungen und den an der Spitze der Gemein- 
heiten stehenden Gemeinheitsmeistem, so dass sich z. B. fUi' 
Halle mit deinen von Alters her bestehenden sechs Innungen 
und vier Distrikten, an deren Spitze je zwei Gemeinheitsmeister 
standen, ein Ausschuss von sechs Inuungs- und acht Ge- 
meinheitsmeistem ergab; fOr jeden Distrikt gab es regel- 
mässig noch einen Distrikts-Ausschuss, der in Halle aus acht 
Personen bestand. Es fanden aber gar nicht einmal überall 
Wahlen statt. Suarez in der Hevisio Monitorum bemerkt viel- 
mehr ausdrücklich: „Die Repräsentanten werden gar nicht 

überall gewählt*' (Bd. 12. S. 265). Und die kurmärkische 

6* 
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Kammer sprach sich bei den YerhandluDgen aber die Pro- 
vinzialrechte dahin ans, dass in vielen Städten der Magistrat 

die ^Vahl habe, entweder unbedingt, oder auf Grund einer 
von der Bürgei-schaft gemachten Präsentation; dass aber 
auch mehrfach beim Abgange eines Stadtverordneten, die 
übrigen dem Magistrat drei Subjekte vorschlügen, von denen 
dieser eins wähle. Dieser letztere Modus ei-scheint der Kammer 
sogar als so empfehlenswerth, dass sie den Vorschlag machti 
denselben in allen kurmärldBehen Städten durch das Piovin&al- 
Gesetzbuch einzuführen. 

£benso wenig kann in den diesen Keprftsentanten sn- 
stehenden Befognissen eine wahre Mitwirkung der Bürger- 
Schaft gesehen werden. Denn sie hatten keine fortdauernde 
Kontrole der ganzen Geschäftsführung des Magistrats, keine 
generelle Znatimmnng, sondern bloss eine Mitwirkong bei 
bestimmten einzelnen Geschäften, sowie eine gewisse Thdl- 
nähme bei der Ausführung. Am weitesten geht in dieser 
Hinsicht das G^erale Reglement von 1717. Der Magistrat 
kommnnicirt danach mit dem Ausschnss in allen wichtigen 
Stadtsachen, insbesondere bei Aufbringung von Anlagen, 
Repartition derselben, Begulirong der £inquartirung, fiaa 
und Beparator von öffentlichen Gebäuden^ Verpachtong von 
Stadtgütern „und sonst bei allen andern sowohl ordinären, 
als extraordinären, das gemeine Stadtwesen concemirenden 
Vorfallenheiten« oder wenn aneh sonsten etwas m pnbliziren, 
oder an die Bürgerschaft zn bringen" ; und zwar tritt der 
Ausscimss in solchen Angelegenheiten mit dem ^Magistrat zu 
einem weitem Bathe zusammen. Die Ausschuss-Deputirtea 
hatten aber noch eine ganze Reihe sonstiger Verriehtnngen; 
sie mussten darauf sehn, dass alle städtischen Reglements 
und Verordnungen gehalten würden, sie hatten die Aufsicht 
über die Forsten, Ober Gewicht, Elle und Mass, und ttbor 
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die Ldsehgeräthe, sie hatten gemeinschafUieh mit den städ- 
tischen Steaerbeamten die Fleiseh-, Bier» und Brod-Taxen 

festzusetzen, gemeinschaftlich mit einem Rathsabgeordneteu 
das Brod nachzuwiegen, sie hatten femer auf die Grenzen, 
Aecker, Hut und Triften genau Aeht zu geben, damit solche 
niclit geschmälert und beeinträchtigt würden, und erforder- 
lichen Falls den Magistrat oder den Kommissarius loci zu be- 
nachrichtigen, sie hatten die Au&ieht Uber Wege, 8tege, 
Brücken und Hecken, sie wurden zugezogen bei Revislen 
des Katasters, bei Werbungssachen und Reknitimngen , bei 
der Vertheilung der Einquartirung, überhaupt bei Repartition 
aller ordentlichen und ausserordentlichen Anlagen, um darauf 
zu sehn, dass nach Jedermanns Veimögen eine Propoi-tion 
gehalten, und Niemand zui' Ungebühr übersetzet oder prä- 
gravirt werde, sie mussten die bürgerlichen Wachen bestellen 
und falls keine Garnison in der Stadt, die Accise damit be- 
setzen ; sie waren schuldig die Bürger zu kommandiren und zu 
bestellen, sofern Magistratus einige bewfthrte Männer Ton der 
Bfligerschaft zur Apprehension eines Delinquenten oder sonst 
zu einem andern benöthigten Falle verlangte; sie hatten ferner 
eine hervorragende Mitwirkung bei der Rechnungslegung; 
»wenn die rathhäusUehe K&mmerei oder von andern die 
Bürgerschaft concernirenden Anlagen Pvechnung abgenommen 
wird, seind sie mit bei der Abnahme und quittiren selbige 
mit; es müssen ihnen aber solche Rechnungen zeitlich vor 
der Abnahme yon dem Kommissario loci jedesmal communiciret 
werden, damit sie darüber bei Zeiten ihre Monita abfassen 
und solche dem Kommissariat noch yor der Abnahme über- 
geben können**; endlich haben sie „im Uebrigen den Gesetzen 
nachzuleben und nebst dem Magistrat vor gemeiner Stadt und 
Bürgerschaft Bestes, Freiheit, Recht und Gerechtigkeit zu 
sorgen.** In den rathhäuslichen Reglements tritt eine solche 
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Theilnahme der Bürgerschaft viel wcnifier liervor. Im Konigs- 
berger Reglemei|t ist z. B. binsichüich der YerpachtmigeD 
und der Anleihen nur von einer Beschrftnkung des Magistrais 
durch die Staatsbehörden die Kede (III, 1. V, 3), und nur 
hinsichtlich der Kechaungslegung wurde vorgeschrieben, dass 
der Rath die Rechnung den Viertels- und Aelterlenten Yon 
der Bürgerschaft vier Wochen bevor sie von denselben ab- 
genommen wird, ad videndum et mouendum vorzeigen, ihnen 
auch die Belege communidren solle, indem dann der Rath 
über die von ihnen gezogenen Monita zu entscheiden, die Rech* 
nung mit sämmtlichen Xotaten jedoch au die Kriegs- und Do- 
mänen-Kammer einzusenden habe (III, 3;; ausserdem wurden 
den verschiedenen Verwaltungsstellen, dem Feuer- und Billetier- 
hen*n-Amt, dem Wettgeiichte und dem Pupillenamte eine An- 
zahl von Gross- und Kleinbürgern, Mältzenbriiuern, Kautieuten 
und Handwerkern zugeordnet (1, 12. 14. 19. II, 2. 3. 9.) In ganz 
ahnlicher Weise regelte das Ascherslebener Reglement die Zu- 
ziehung der die Bürgerschaft reprilseutirendeu Viertelsmeister 
bei der Rechnungsablage, und die Betheiligung bei der Ver- 
waltung des Serviswesens (§ 5. 30. 41). Das A. L. R. ge- 
währte dann den Repräsentanten zunächst wieder das Recht 
der Zuziehung bei der Rechnungslegung, jedoch in Abweichung 
von dem Entwürfe des A. G. B. nur dann; wenn Ausfiüie bei 
der Kilmmerei durch Beiträge der Bürgei*schait aus ihren 
eignen Mitteln getragen und ergänzt werden müssen (§ 146), 
sodann die Befugniss, über Alles was die Verwaltung dar 
Stadtgttter, ingleichen die Einziehung und Verwendung der 
Einkünfte betriti't, von dem Magistrat Kachweis und Er- 
läuterung zu fordeiii (§ 147), und endlich das Recht der 
Zustimmung bei der Auflage und neuen Vertheilung von 
Diensten und Geldleistungen (§§ 36 u. 87); während bei der 
VeräusseruQg von Immobilien und der Ivontrahiruug von 
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Anleihen die ZastinunuDg der Repräsentanten nicht einmal 
genfigte, sondern die ZustimmnDg der ganzen Bürgerschalb 

nothwendi^ war; in letzterer Beziehung ist jedoch daran zu 
erinnern, dass ti'Otz der landrechtlichen Bestimmungen 
eine Konkttrrenz der Bürgerschaft bei Verftussenmg von 
KänimereigQtem nur dann erforderlich war, wenn beson- 
dere rrivilegieu, Statuten oder rechtsgiltige Observanzen 
einzehier Orte solches voi'schrieben, was in zwei Re- 
skripten des Justiz-Departements an die westpreussischen 
Landes- Justiz- Kollegien vom 14. Januar 1803 und au die 
südpreussischen Regierungen vom 15. Februar ISOG näher 
ausgeführt wurde, wie denn das ostpreussische Provinzial- 
reeht vom 6. M&rz 1802 Zusatz 130 ausdrücklich aussprach, 
(lass in allen das Kännnereiwesen betreliendea Angelegen- 
heiten die Zuziehung der BQigerschaft nur in den durch die 
Statuten bestimmten Fällen nothwendig sei. Ebenso eiigiebt 
«ich aus einer Aeusserunii der kurniiirkischen Kammer bei 
den Verhandlungen über die Provinziakechte, dass auch eine 
Zuziehung der Stadtverordneten bei der Rechnungslegung 
nicht überall stattfinde. 

Jedenfalls war die Theilnahme • der Bürgerschaft an 
ihren Angel^enheiten fast durchweg eine sehr beschränkte. 
Die natOrliche Folge davon zeigte sich in einer sehr 
gerintren Entwickelung des kommunalen Wirkungskreises. 
Insbesondere das Unterrichts- und Aimenwesen befanden 
sich im äussersten Verfall. Die durchaus nothwendigen 
Ausgaben wurden aus Gebühren, insbesondere Gerichts- 
sporteln, freiwilligen Beiträgen, namentlich Aimenbeiträgen, 
aus Stiftungen und aus den Erträgen des Kämmereivermögens 
bestlitten; nirgends, sagt v. Bassewitz, hat sieh in den 
noch vorhandenen Etats eine Spur davon gefunden, dass 
auf die Einwohner besondere städtische Kommunal- oder 
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Sehaldentilgiingsbeitrftge wären ausgesehrieben und erhoben 
worden 

Einen guten Einblick in die thatsächlichen Zustände der 
letzten Zeit gewährt übriucns noch das Breslauer revidirte 
Reglement vom 29. März 1794, und zwar sowohl in Bezug 
auf die Organisation als auch in Bezug auf die Kompe- 
tenzen der bürf?erschaftlichen Repräsentation. ,,Da nach 
bisheiiger Verfassung der Stadt Breslau die Vorsorge und 
Vertretung der Bttrgerschaft allein dem Magistrate obliegt 

80 soll es zwar im Wesentlichen bei der durch 

J; 28 des Reglements von 1718 festgesetzten vorzüg- 
lichen Besorgung des Wohles der Stadt und Bürgerschaft 
durch den Magistrat sein Bewenden behalten. Wir haben 
jedoch in Betracht des Wunsches gedachter Bürgei-schaft, 
bestiindige Repräsentanten zu liaben, bereits allerhöchst 
selbst zu genehmigen befunden, dass selbige an den Ange- 
legenheiten gemeiner Stadt und der Verwaltung des städ- 
tischen Vermögens nach den Hechten und der schlesischen 
Landes-Observanz Theil nehmen sollen (i;. 10). Die hieiuuf 
geschehene Wahl von zwölf Repräsentanten und zwar von 
zwd aus dem gelehrten Stande, drei aus der Kaufinann- 
Schaft und sieben aus der bezeichneten Bürgerschaft durch 
besonders dazu ernannte Wahlmiinner genehmigen wir hier- 
mit und deklariren zugleich, dass die Wahlmänner bloas bei 
dergleichen Wahlen zu konkurriren, sonst aber in keine 
öffentlichen Geschäfte bei unserer allerhöchsten Ahndung sich 
zu mischen haben (§ 11). Jeder von den zwölf gewählten 
Repräsentanten muss dem Magistrate zu weiterer Berieht- 
erstattung an die Kriegs- und Domänen-Kammer angez^gt 
werden, und wenn gegen ihn in Rücksicht auf Treue, Recht- 
schatienheit und Fühigkeit, als welches wir von unserer ge- 

16) V. Bassewitz I, 217. 
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Hebten Bürgerschaft gewärtig bleiben, Nichts einzuwenden, 

ist derselbe als ihr l»estiliKlijier Repräsentant zu confirmiren; 
wie dann auch, wenn Einer der gewählten zwölf liepräsen- 
tanten mit Tode abgehen , freiwillig resigniren, oder aus 
wichtigen Ursachen seiner Stelle entsetzt werden sollte, mit 
der Ernennung eines Andern in vorgedachter Art zu ver- 
fahren ist (§ 12). £8 bleibt zwar femer dem Gutbefinden 
des Magistrats und der vorgesetzten Behörden Oberlassen, 
in wiefern sie bei Publikation von Edikten oder andern 
wichtigen Angelegenheiten die Kaufmannschaft, Zunft und 
Zechen nach § 26 des alten Reglement^ von 1748 zn^con- 
vociren nöthijr finden ; in der Regel sollen aber nur die Re- 
präsentanten der Bür^^ei-schaft in öffentlichen Angelegenheiten 
gemeiner Stadt zu Rathhause gefordert werden (§ 13). Die- 
selben mttssen nach Anleitung der Verfassung in den Übrigen 
schlesischen Städten bei Abnahme derKämnierei-, Hospital- und 
Armen-Kassen-Rechnungen zugezogen und mit den nöthigen 
Erläuterungen versehen werden; wegen des Etats bleibt es 
bei der bislieri^^en Verfassung 14). Bei Verkäufen oder 
andern Veräusserungen städtischer Grundsttlcke, Kämmerei- 
GQter oder Gerechtigkeiten, besonders bei Erbverpacbtungen 
ganzer Gfiter oder wichtiger Pertinenz-Stficke muss ihre 
Zuziehung ebenfalls geschehen (§ 15). Sobald neue Kapi- 
talien bei dortiger Kämmerei aufgenommen werden sollen, 
welche nicht zur Tilgung der gegenwärtigen Passivorum, 
sondeiTi aus nothwendigen Ui-sachen zum Besten der Stadt 
und Bürgerschaft aufs neue erborgt werden mttssen, sind die 
Repräsentanten bei Vermehrung der Schulden, welche Wir 
jedoch keineswegs hoffen wollen, da selbige schlechterdings, 
wenn nicht ganz ausserordentliche Unglücksfiille kommen, 
miyglichst vermindert und nach und nach völlig abgezahlt 
werden mttssen, ebenfalls zuzuziehen (§ 16). Die Repi-äsen- 
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tanten müssen in allen Fällen, wo die Gesetze besondere 
Einwilligung und Erkläning der BQrgerachaft verlangen, 

solche ffehorig nachweisen und steht ihnen frei , deshalb 
mit ihren Kommittenten Eücksprache zu nehmen; es muss 
aber diese Raeksprache nur geschehen, wenn sie vom Ma* 
gistrate oder den Landes-Kollegien zu besonderen Verträgen 
und Deliberationen konvocirt worden ist (i^ 19). Aller 
eigenmächtigen Zusammenbeiiifungen von einer oder mehreren 
Innungen oder deren Aeltesten oder einzelnen Bürgern haben 
die Bfeprftsentanten sieh sehlechterdings zu enthalten. Auch 
köniÄen ihnen keine verbotenen Konventikula «gestattet werden, 
sondern es ist ihnen eine allgemeine Zusammenkunft, um 
sieb über die Angelegenheiten dorüger Stadt zu besprechen, 
nur dann erlaubt, wenn sie die Gegenstftnde ihrer Berath* 
schlagung dem Polizei-Direktorio gemeldet haben, welches 
nach Befinden ein oder mehrere Bathsglieder zu deputiren 
hat, um diesen ZusammenküAiten beizuwohnen (§ 20).** 

3. DIE STAATLICHE OBERAUFSICHT. 

Diese hatte sich einst ans den Acciseeinrichtungen ent- 
wickelt, und gehörte demgemSss ursprünglich zur Kompetenz 
der Kriegs-Kommissariate, in höherer Instanz des General- 
Kommissariats. Bei der Vereinigung des General-Kommis* 
sariats mit dem General-Finanz-Dii*ektorium hatte die In- 
struktion für das nunmehrige General-Direktorium (I, 19) 
für die denmächst den Provinzial-Komniissariaten und Kammern 
zu ertheüenden Instruktionen besondei-s angeordnet, ^dass 
die Kommissariats-Prftsidenten in den Proyinzen die ihnen an- 
vertrauten Städte fleissig bemsen, dei-selben Zustand respectu 
des Handels und Wandels, Kommerzien und Manufakturen, 
Bürger und Einwohner und deren Nahrung sich auf das 
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Genaueste erkundigen und informiren sollen, damit ihnen die 
unter ihr Departement gehörende Städte ebenso genau bekannt 
sein mögen, als Wir prfttendiren, dass ein Kapitftn von 
Unserer Armee seine Kompagnie kenne, indem dazu aller 
und jeder dazu gehörender Soldaten innerliche und äusser- 
liehe Qualitäten dem Kapitän vollkommen bekannt sem 
müssen." Die unterm 20. Januar 1723 erlassene Instruktion 
lUr die kurmärkische Khegs- und Domänen-Kammer schrieb 
demgemäss vor: ,,Bleibt es bei der schon ergangenen Ordre, 
dass die Euch anvertrauten Städte fleissig bereiset werden 
sollen, wie wir denn ausdrücklich von Euch fordern, dass 
Ihr von dem Zustande der Städte sowohl Überhaupt^ als en 
detail die exakteste Nachricht haben und jeden Borger und 
Einwohner nach seinen besonderen Umstünden kennen müsset, 
imgleichen dass Ihr mit aller vigueur Euch dahin appliciren 
soUt, damit gute WoUenmanuCacturen etablirt, dieselben 
auch immer augmentirt werden mögen. Die Bürger, so keine 
gute noch iieissige Bürger sind, habt Ihr zu ermahnen, dass 
sie sich bessern, oder wenn sie sich daran nicht kehren, am 
Ldbe zu strafen*' (§ 11). Die Kammer-Präsidenten waren 
damals instruirt worden, ihre Aemter, Vorwerke und Dörfer 
auf gleiche Art, wie die Kommissariats-Präsidenten die Städte 
zu bereisen und gründlich kennen zu lernen (Instr. für das 
G. D. I, 20), was dann der $ 12 der Instruktion für die 
kurmärkische Kammer weiter ausführte. Das Kessoi-t-Regle- 
ment vom 19. Juni 1749 bestimmte das Bessort der Kammern 
in städtischen Kommunal-Angelegenheiten dahin, dass ins- 
besondere die lathhäuslichen Oekonomie- und Kämmerei- 
sadien, das Kreditwesen der Städte, die genaue Beobachtung 
der dieserfaalb gefertigten Etats, die Einrichtung des Brau- 
wesens, die Streitigkeiten der Städte und Kämmereien mit 
anderen Städten und Kämmereien, sowie mit königlichen 
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Aemtera wegen ihrer Einkünfte, endlieh auch die Streitig- 
keiten der Magistrate mit ihren Borgern wegen derKämmerei- . 

Prästationen zur Kognition der Kammern gehören sollten. 
Das A. L. R. hat endlich die Einschränkungen, denen die 
Kommunal-Verwaltttng in Folge der staatlichen Oberanfsicht 
unterlag, principiell bestimmt. Demgemäss war der Staat 
zunächst berechtigt, darauf zu sehen, dass das Vermögen der 
Kammereien ordentlich verwaltet und die Einkünfte davon 
zweckmässig verwendet würden (II» 8. § 150), es fknd dem- 
gemäss eine Genehmigung der Etats in peinlichster Speciali- 
sirung mit Einschluss der ausseretatmässigen Ausgaben durch 
die Kammer, und eine Dechargirung der stadtischen Rechnun- 
gen in letzter Instanz durch die Oberrechenkammer statt Es 
unterlagen aber feiner der staatlichen Genehmigung die Er- 
hebung neuer oder die Erhöhung bestehender Steuern und 
Beiträge (II, 8. § 38; ü, 6. §§ 66, 67) : sodann die Ver- 
ftusserung und Verpfllndung von Immobilien (II, 6. § 83); 
die Belastung des Kämmerei-Vermögens mit einer Kapital- 
schuld (II, 8. § 153j; endlich jede Prozessführung und zwar 
dergestalt, dass der Mangel der Genehmigung eine Nullität 
des ganzen Verfahrens bewirkte (Circ. vom 19. Dec. 1799; 
Anhang zum A. L. R. 108); während es den Bestimmungen 
der Provinzial-Gesetze oder speciellen Vorschriften überlassen j 
blieb, wie weit es einer solchen Einwilligung bei Verpach- 
tungen der Kftmmereigüter und Gerechtigkeiten, bei ausser- 
ordentlichen Holzverkäufen und bei Veifügungen über Aktiv- 
Kapitalien der iuimmereien bedüife (II, 8. § 152); eine Ge- j 
nehmigung war aber auch in diesen Fällen regelmftssig er- 
forderlieh, insbesondere bei Verpachtungen, und zwar Seitens 
des General-Direktoriums, wenn der Pachtbetrag sich auf 
mehr als 100 Thaler belief. I 
In völliger Uebereinstimmung mit diesen landrechtliehen 
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Normen wird in den Verhandlungeu über die Städteordnung 
von 1808, namentlich Seitens des Ministers von SchrOtter 
der bestehende Znstand geschildert 

Hinsichtlich der MediatsUldte hatte in der Regel die 
Herrschaft das Recht, die städtischen Beamten zu wählen 
und zu bestellen, während ihr in den Fällen, wo dem Ma* 
gistrat oder der Bürgerschaft solcher Städte das Wahlrecht 
beigelegt war, die Bestätigung und Veipdichtung zustand; 
die staatsseitig Akr nothwendig erachtete Ansetznng beson- 
derer Polizeibeamten gebührte der Landespolizeibehörde. 
In Ansehung der Verwaltung, Veräusserung und Verschuldung 
des städtischen Vermögens sollten nach dem Entwurf zum 
A. G. 6. den Grundherren eben die Rechte zustehen, welche 
der Landesherr hinsichtlich der unmittelbaren Städte besitzt, 
das A. L. R. überliess jedoch die näheren Bestimmungen 
damber den Provinzialgesetzen. Alle diese Rechte konnte 
jedoch der MediatheiT nur unter der 01»eraufsicht des Staats 
und nach dessen Gesetzen ausüben; auch nahm der Staat 
die ihm im Allgemeinen hinsichtlich der Korporation zustehen- 
den Rechte auch hinsichtlich der Mediatstädte in Anspruch 
(U, 8. § 166 ff.). 

Es war nun aber schon den Kriogs-Kommissariaten nicht 
möglich gewesen, dieaus dieser Aufsicht erwachsenden Geschäfte 
ohne die Unterstützung von Zwischenorganen wahi-zunehnien. 
Die Städte wurden daher schon damals zu Inspektionen 
zusammengelegt, und jeder derselben ein Kommissaiius loci, 
spftter Steuerrath, zuletzt Kriegs- und Steuerrath vorgesetzt 
Die Einrichtung istmit der EinführuuL^ der Accise und mit der 
Erwerbung der neuen Landestheile allmählich ausgedehnt, so 
dass sie im Jahre 1806 nur in Neuos^reussen, in den frän- 
kischen Fürstenthümeni und in den Entschädigungslanden 
fehlte, indem hier die steuerräthlichen mit den landräthlichen 
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Funktionen yerelnigt waren. Die Abgrenzung war entweder 

nach den landriithlichen Kreisen erfolgt, deren mehrere daim 
eine solche Inspektion bildeten, oder in der Weise, dass (»hne 
Racksicht auf die Kreiseintheilung eigene sogenannte Städte- 
kreise gebildet wurden; im Durchschnitt gehörten zu jeder 
Inspektion etwa zwölf Städte. Die Steuen-äthe hatten zwar 
keine eigentliche Entscheidungsgewalt, ihi'e Funktion bestand 
vielmehr wesentlich darin, mit eigenen Augen zu sehen, und 
aher das Wahrgenommene an die Kriegs- und Domänen- 
Kammern behufs der Entscheiduni: zu berichten, überhaupt 
Aber alle Eingaben der Magistrate sich gutachtlich zu äussern, 
und für die Ausführung der beschlossenen Massregeln Sorge 
zu tragen; sie waren mithin oommissarii perpetui der 
Kammern, die innerhalb ihres Bezirks zu wohnen hatten, in 
der Regel ohne Sitz und Stimme in der Kammer selbst; 
mindestens zweimal jahrlich, sonst nach BedQrfniss, mussten 
sie in jeder ihrer Inspektion unterworfenen Stadt einen län- 
geren Aufenthalt nehmen. Sie bedurften derselben Qualifi- 
kation, wie die Mitglieder der Kammern. 

Nach der bis zuletzt giltigen Instruktion von 1766, die 
in dem Augenblicke erlassen wurde, als in Folge der Re- 
organisation des Accise- und Zollwesens die ursprünglichen 
Funktionen der Steuerräthe gänzlich erloschen, waren sie 
veipflichtet^ von den sämmtlichen Städten ihres Departements 
vollständige Listen Uber die Anzahl der Feuerstellen, die 
Nahrungsverhältnisse der Einwohner etc. anzulegen, für die 
Bebauung der wüsten Stellen und für die wohnbare Ein- 
richtung unausgebauter Hauser, far die Beseitigung der 
StrohdJlcber und Scheunen, sowie für die ordnungsmftssige 
Beschaffenheit der Löschanstalten zu sorgen, auch das 1- euer- 
societätswesen in gehöriger Ordnung zu halten; sie hatten 
femer auf die Yermehrung der städtischen Bevölkerung, 
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sehen, die billige Zufuhr der ei-forderlichen Lebensmittel zu 
befördei-D, die Beobachtung der polizeilichen Taxen, die An- 
ve&doDg der richtigen Maasse und Gewichte zu Überwachen, 
auf AbsteDiing der Bettelei und Verpflegung der wirklichen 
Stadt-Armen enistlich zu halten, mithin es nicht bloss hier- 
VBter auf die Magistrate ankommen zu lassen, sondern selbst 
xa examiniren, wie das Verordnete befolget wird, für Strassen- 
pilaater und Straasenreinigung zu sorgen, und die Haudrer 
zu beaufsichtigen; sie hatten weiter mit dem Brauwesen der 
Städte, insbesondere mit der Beobachtung der Zwangs- und 
fiaoiirechtey mit dem Servis- und Einquartirungswesen, mit 
der Einsetzung yon Bürger wachen und mit den Anstalten 
zum Nachsetzen der Deserteui-s, mit den jährlichen Kanton- 
lievisionea und mit der Marschverpliegung der Truppeu zu 
thiin; sie waren dann ganz besonders verpflichtet, das rath- 
hiosliche Kammereiwesen und die sonstiiren rathhäuslichen 
Angelegenheiten in Ordnung zu lialten, namentlich die Ge- 
Dehmigung des Etats zu bewirken, die Beobachtung desselben 
xt fiberwachen, die Torlftuflge Rechnnngsablegung votzu- 
aehmen , die Paehtansehlftge für die Kftmmerei-Pertinenzien 
anzufertigen und nach erfolgter Approbation die Licitation 
zu veranstalten, solcher auch beizuwohnen und demnächst den 
Eiiolg an die Kammer zur weiteren Verfügung zu berichten, 
die rathhäuslichen Dörfer und Vorwerke zu bereisen, auf 
die Wahlen der Magistratsmitgiieder einzuwirken, endlich 
den spedellen Geschäftsgang bis in die Einzelnheiten zu be- 
anfeichtigeii, Kassenrevisionen zu veranstalten, Zwangsmittel 
gegen nachlässige Beamte in Anwendung zu bringen, die 
nemotion tlei'selben zu beantragen; sie mussten fenier ihre 
Auhnerksamkeit auf die Beförderung der Konmierzien, Kon- 
«enratioD und Vermehrung der Manufaktui*en , insbesondere 
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der Tuch-, Wollen- und Leinenfabriken , auf die Poussirung 
der Maulbeerbaum-Plantagen, auf die £xcolimng der Pro- 
fessionen und die Ansetznng fehlender Handwerker richten; 
sie hatten die Aufsicht über das Medizinal wesen, über das 
Mütnzwesen, sowie auch die Beförderung der Laad wirthschaft; 
sie mussten endlich auf Alles, was sowohl in ihrem Depar- 
tement als ausserhalb Interessantes vorgeht, beständig ein 
wachsames Auge haben, die Zeitungsberichte zur bestimmten 
Zeit prompt und zuverlässig an die Kammer einsenden, auch 
was sonst die Kammer von ihnen zu wissen verlangt, ohne 
Verz(jgerung pfliehtmftssig anzeigen und ausrichten'^. 

Bei den Verliandlungen über die Städteordnung von 
180S wurde noch auf die Kinmischung der Gamisonchefs in 
die Polizei- und Kommunalangelegenheiten hingewiesen. Der 
Soldat sei kein Mitglied des BQrgerverbandes einer Stadt, 
denn er gehöre dem btaate an, sondern nur zufälliger Be- 
wohner derselben, der zu den polizeilichen Anstalten nichts 
beitrage, obgleich er ihre Vortheile mit geniesse. Woher 
komme ihm also das Recht der Einmischung in die Ver- 
waltung derselben? Und wenn er auch die Veii)tiichtung 
habe, als der stärkere Arm der Ortspolizei dienstbar zu 



17) Instniktion vor alle und jede Krieges- und Steuer-Eommissarien 
vom 6. iMai 1712 « ". C. M. III, 1. S. 287 tf.). Instruktion für die Steuer- 
rathe in der Neuniark vom 18. Juni 1766 (Hoffmann, Repertorium der 
Landesgesetze ; erste Fortsetzung 1S02, S. 246 ff.). Eine weitere In- 
struktion ist mir nicht bekannt; es ist auffallend, dass die frühere 
Instruktion für das ganze Staatsgebiet erlassen und die spätere nur 
auf einen einzelnen Eammerbezirk sich bezieht; es unterliegt aber keinem 
Zweifel, dass gleichzeitig mit der letrteraD auch fStt die Qbrigen Proviuen 
Inetniktionen erlassen worden sind, wie Bassewite 1, 89 solches für die 
Knrmark aosdrOddich beseogt; diese ist Yom 1. AognstnOS, bisher un* 
gedruckt, und findet sich in Urschrift im Archiv der Regierung xu Potsdam; 
es ist höchst wahrscheinlich , dass diese verschiedenen XnstmktioneQ im 
Grossen und Ganzen unter einander übereinstimmten. 
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sein, so entstehe doch daraus für ihn kein Becht, den Kom- 
mandofitab in bOrgerliehen Angelegenheiten zu ergreifen, nnd 

aus einer assistirenden eine dirignrende Behörde zu werden. 
Daraus sei der Erfolg hervorgegangen, dass kein rechtlielier 
und tochtiger Büiger sich dazu Terstehen wolle, den Posten 
eines BOigermeistere oder Rathsherm in einer kleinen Stadt 
aDzanehmen, weil der Garnison-Chef es sich herausnehmen 
dOrfe, ihn in ein untergeordnetes Verhältniss zu stellen, 
grobe Vorwürfe zu machen, und wohl mitunter ihn zu mss» 
banddn. VFie weit es damit gehen kOnne, habe die Er- 
fahrung alter und neuer, selbst der neuesten Zeit sattsam 
dargethan. 



EfBst Ueitr« B«forn. 
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1. DIE KREISVERWALTUKG^^). 

Die Kreisvei waltunfr hezo;? sich auf das p:e.saiiinite platte 
Land, nicht nur auf die gutsheniichen, sondern auch auf 
die iandesherrlicben Gebiete, so dass gleicbmässig die Bitter- 
güter und die Domftnenftmter in derselben begrifiSen waren. 

Ks bildete wenigstens die Ausnahme, wenn die iJoniänenilniter 
in Ostpreussen, wie ein Bericht des Muüstei's von Schrötter 



18) y. Lamotte, Von den Lasdiitheii in der Ennnaric (Abhandlangen 

n, 3 (1798) S. 1 ff.) V. Loznotte, Von den Kreisdeputirten (Trakt. Bei- 
träge II (1785) '_*7 ff.); V. Lamotte, Von den Diäten, welche aus den 
Kreiskassen pezalilt wcnleu (Prakt. lioitragc I, 20H ff.); v. Lancizolle, 
Königthum und Landstände in Preiissen (is-lG) S. DO ff.; v. Bassewitz I, 
87 ff., 159 ff. — Instruktion lUr die Landräthe in der Neuniark vom 
21. Juni 1760 (Rabe, I, \ S. 240 ff): Kab.-Ord. vom 2. November 174:^, 
(Ruedenbeck, 1, 273, danach l'reusä, I, 451)^ Iutitii*ktiou für die Land- 
räthe In der Eurauurk vom 1. August 1766 (t. Lamotte a. 0. S. 56 C); 
die beiden Instruktionen stimmen in der Anordnung und im Inhalt fiMt 
wörtlich flberein, nur findet sieh in der Nenmftrkischen Instruktion ein 
kurzer Paragraph aber Feuer-Sodet&t , der in der kurmärklBchen fohlt; 
es unterliegt keinem Zweifel, dass auch die übrigen bisher nicht ver- 
öffrntlichtcn Instiiiktionen nur in untergeordneten Beziehungen abweichen 
werden. Von der Einfübrung der Landräthe in das Fürsteiiiluim Münster 
handelt die noch unpeilruckte, abschriftlich vorliegende 1 »l ukscbrift des 
Freiherrn von Stein: l'eber die Bildung der Polizei- und 1 inanzbchörden 
für das platte Land und die Mediatstiidte (ohne Datum). Vgl. Kote 9. 



Digitized by Google 



Y. 1« MB DESSVSBWALTUNO. 



99 



Yom 5. März 1806 und ein Berieht der Litthauischen Be- 
giemng Tom 15. Juli 1809 des Näheren ergiebt, direkt unter 

<len Kriegs- und Domiinen-Kammern standen. Dagegen waren 
die Immediatstädte mit der durch die Einführung der Accise 
herheigeführten gänzlichen Verschiedenheit des Abgaben- 
systems von Stadt und Land aus dem Kreisverbande ausge- 
schieden. Die Mediatstädte hatten ui'sprünglich in jeder 
Hinsicht zum platten Lande gehört; erst die Einführung der 
Accise in der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahihnnderts 
hatte ihre Unterordnung unter die Steuerrilthe zur Folge 
gehabt; sie blieben jedoch auch nach dieser Zeit insofern in 
einer gewissen Verbindung mit der Kreisverwaltung, als sie 
diejenigen Abgaben und Lasten -des platten Landes auch 
ferner gegen eine Vergütigung bei der Accise mitzutragen 
hatten, welche nach dem Repartitionsmassstabe der Kontri- 
bution aufeubringen waren, wie die Naturalliefeningen der 
Fourage für die Kavallerie, die Stellung des Vorspanns auf 
Kriegsvorspannpässe und dergleichen mehr; es wurde deshalb 
noch in den beiden Instruktionen von 1766 sowie auch bis 
zuletzt in den Bestallungs-Uikunden und Eidesformeln den 
Landräthen eingeschärit, hinsichtlich sämmtlicher Umlagen 
und Lasten eine durchgängig gleiche Repartition zwischen 
den zum platten Lande mit gehörigen Mediatstädten sowie 
den Aemter- und lÜtterschafts-Unteilhanen zu halten. 
• Das Organ dieser Kreisverwaltnng war zunächst der 
Krdstag. Derselbe bestand aus den Bittergutsbesitzem des 
Kreises, mit Einschluss derjeni.Lren geistlichen Stiftungen, 
Univei-sitäten und Städte, welche Bitterguter besassen, 
und auf den Kreistagen nach Massgabe ihrer Verfassung 
vertreten wurden: insbesondere liabeu die mit Rittergütern 
ausgestatteten Städte trotz mancher Anfechtungen ihre kreis- 
ständischen Rechte stets aufrecht erhalten. Die bürgerlichen 

7* 



Digitized by Google 



100 ERSTER ABSCHNITT. DER BESTEHEKDE ZUSTAND. 

Rittergutsbesitzer waren zwar früher, sofern nicht die Pro- 
Yinzial-Verfassung ausdrücklich entgegenstand, allgemein zu- 
gelassen; die Kab.-Ord. Yom 18. Februar 1775 Terordnete 
jedoch, unter Emeuening des Befehls, dass ohne königliehe 
Genehmigung kein Rittergut an eine Pei-son bürgerlichen 
Standes verkauft werden solle, dass der kOnftig duich könig- 
lichen Konsens zu solchem Besitz gelangende EigenthOmer 
bürgerlichen Standes von Sitz und Stimme avf Kreistagen 
gänzlich auszuschliessen sei; diese Anordnung hatte nun 
zwar keine rückwirkende Kraft, auch erhielt sich trotz 
derselben in vielen Kreisen das Herkommen, dass die 
bürgerlichen Rittergutsbesitzer auf den Kreistagen selbst 
zugelassen und nur von den kreisständischen Ausschüssen 
und Aemtem ausgeschlossen wurden. Indessen stellte doch 
das A. L. R. (II, 9. § 46 ff.) den dnrchsehnittlichen Rechts- 
zustand in der Weise dar, dass das Stimmrecht auf 
den Kreistagen in der Regel nur den angesessenen Adligen 
gebühre, und dass bOigerliche Besitzer adliger Güter nur 
berechtigt seien, ihr Stimmrecht von dnem Falle zum andern 
einem Adligen aufzutragen ; die Zulassung Bürgerlicher auf den 
Kreistagen selbst sollte nacli den landrechtlichen Grundsätzen 
in der R^el nicht einmal in der Wdee zulftssig sein, dass 
sie als Stellverti-eter oder Bevollmächtigte adliger Mitglieder 
erscheinen durften; nur die Vormünder der Angesessenen 
vom Adel, die Deputirten der Magistrate, welche adlig^ 
KämmereigQter besassen und die Generalbevollmächtigten 
adliger Gutsbesitzer wahrend deren Abwesenheit waren trotz 
ihres bürgerlichen Standes von den Versammlungen nicht 
ausgeschlossen. Eine Vertretunjn der landesherrlichen Do- 
roänenämter und ihrer Unterthanen durch Deputirte der 
Kriegs- und Domänen-Kammern war zwar irfiher ziemlich 
häufig gewesen, in der letzten Zeit jedoch fast ganz ausser 
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Gebrauch gekommen. Von einer Betheiligunjr der Mediat- 
städte hatte niemals die Rede sein können, weil sie entweder 
amtssässig oder rittersässig waren, und daher kreisständische 
Beftignisse eben so wenig in Anspruch nehmen konnten, wie 
die amts- und rittersässigen Dörfer; indessen waren trotzdem 
in früherer Zeit die Kriegs- und Steueräthe auf den Kreis- 
tagen erschienen, um die Bechte der Mediatstftdte bei den 
Zahlungen zu den Kreiskassen wahrzunehmen. Die Anzahl 
der Güter, welche ein Kreisstand besass, hatte auf sein 
Stimmrecht keinen £influ8& Die Kreistage versammelten 
sieh auf Berufung der Landrathe in Folge von Vmlaui^Be- 
kanntniacliungen, welche die zu verhandehulen Gegenstände 
bezeichneten und den Ju*eis8tanden mindestens vierzehn Tage 
vor dem Termin zugehen mussten, regelmässig zu zwei jähr- 
lichen Sitzungen, von denen die eine zur Revision der Kreis- 
kassen-IiechuuDgen des abgelaufenen, die andere zur Fest- 
setzung des Etats für das kommende Rechnungsjahr bestimmt 
war; in manchen Kreisen bestand übrigens der Gebrauch, bei 
minder wichtigen Gegenständen eine schriftliche Abstimmung 
herbeizuführen. Den Kammern war von den abzuhaltenden 
Kreistagen, und von den Verhandlungsgegenständen Anzöge 
zu machen, die Protokolle mussten an dieselben eingesendet 
werden, die Beschlüsse bedurften der Bestätigung. 

« 

Die Wirksamkeit der Kreisstände bezog sich hauptsächlich 

auf die Feststellung derjenigen Grundsätze, nach welchen die 
vom Kreise aufeubringenden direkten Steuern und Leistungen, 
die nicht schon ihren festen Vertheilungsfuss hatten, umge- 
legt werden sollten, auf die Kuratel der Kreiskassen, und 
auf die Verwendung des nach Abzug der an die königlichen. 
Kassen zu zahlenden Beiträge verbleibenden Rests; die Kreis- 
stände hatten daneben mit dem Deidiwesen, den Hypotheken^ 
Registraturen, dem Feuei*societätswesen , der Landarmenver- 
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\Naltung, und dem landschaftlichen Kreditwerk zu thun; sie 
waren endlich auch befugt Wünsche und Anträge, welche den 
Zustand des Kreises betrafen, an die Staatsbehörde gelangen zu 
lassen. Uebiigens wurde die kreisstündische Verfassung auf 
die in den letzten Zeiten erworbenen neuen Landestheile, ins- 
besondere auf die polnischen Erwerbungen nicht ausgedehnt. 

Ein weiteres Organ der Kreisverwaltung war das Land- 
rathsamt. In der Mark entstanden, hatte sich dasselbe im 
Laufe des achtzehnten Jahrhunderts über das gesammte 
Staatsgebiet verbrntet; es gab zuletzt nur in Ostfriesland 
keine Landrilthe, jedoch hatten die neuostpreussischen Land- 
räthe, und die fränkischen Kreisdirektoren in sofern eine 
andere Stellung, als ihre Wirksamkeit sich gleichmässig auf 
Stadt und Land ei"streckte. Dabei kam es mehrfach vor, 
dass wie im Ilalbei^städtischen ein Landrath mehreren Kreisen 
vorstand, oder dass wie im Magdeburgischen derselbe Kreis, 
z. B. der sog. Holzkreis oder der Jerichowsche in mehrere 
Distrikte zei*fiel mit je einem Landrath an der Spitze. 

Direkte Ernennungen der Landräthe aus den Ritter- 
gutsbesitzern des Kreises auf den Voi*schlag der Kammer, 
wie sie unter Friedrich Wilhelm L gar nicht selten gewesen 
waren, kamen später nicht mehr vor; nur für die polnischen 
Landestheile wurde zunächst die landeshenliche Ernennung 
in Anspruch genommen, die Wahl Seitens der Kreiseinge- 
sessenen jedoch für künftig nach einer noch besonders zu 
bestimmenden Form in Aussicht gestellt. 

Bei den Wahlen der Landräthe durch die Kreisstände 
kamen jedoch nur die adligen Rittergutsbesitzer aktiv und 
passiv in Betracht; die bürgerlichen waren, auch wenn sie 
sonst Kreisstandschaft besassen, schon 1769 von den Land- 
rathswahlen ausgeschlossen, und auch die mit Kreisstand- 
schaft versehenen Städte hatten daran keinen Antheil. Ver- 
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^eblleh hatte die kurmärkische Kammer in den Jahren 1765 
und 1778 den Versuch gemacht, auf die Direktion der 
Wahlen durch abgesendete Kommissarien Einfluss zu ge- 
winnen; sie hatte sich dabei auch wesentlich nur auf De- 
duktionen aus dem Wesen der Landeshoheit zu stützen 
vermocht; die in froherer Zeit allerdings vorgekommenen 
Praecedenzfälle waren doch nur vereinzelt gewesen. Die 
Wahlprotokolle wurden mittelst Berichts von der Kammer 
dem General-Direktorium, von diesem dem Könige überreicht. 
Nach ertheilter Approbation wurde die Bestallung vom Könige 
vollzogen, der ernannte Landrath auf der Kammer vereidigt. 

Indessen unterlap: doch diese Wahl weitgehenden Be- 
schränkungen, indem namentlich starke Anfordemngen an 
die Qualifikation der Landräthe gestellt wurden. In dieser 
Hinsicht hatte besonders der im Jahre 1770 genehmigte 
Plan zur Verbesserung des Kamerai- und Finanzwesens an- 
geordnet, „dass zwar den Landst&nden auch ferner nachzu- 
lassen sei, bei erledigten Landrathsstellen andere Subjeeta 
aus ihren Mitteln zur Konfirmation zu präsentirön, dass sie 
aber zu ihrem eignen und des Kreises Besten bei der Wahl 
vorzQglich dahin sehn sollten, dass die vorzuschlagenden Sub- 
jeeta entweder als Referendarien bei den Kammern oder 
sonst eine gründliche Kenntniss von den landrätblichen Ob- 
liegenh^ten sich erworben hätten, damit sie in exandne be- 
stehn könnten, widrigenfalls die Landstftnde sich selbst bei- 
zumessen hätten, dass lür das Mal, ohne auf ihr Wahlrecht 
zu sehn, ein im Examen gut bestandener Angesessener von 
Adel als Landrath bestellt werden wQrde.* Die §§ 1 u. 9 
des Entwurfs der Instruktion für die Ober-Examinations- 
Kommission vom 12. Februar 1770 stimmten damit überein, 
denn nach § 1 sollte die Kommission insbesondere auch Die- 
jenigen, welche Landräthe werden wollten, uid zwar unter 
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dem Vorsitze des Pro vinzialmi nisters exaiiiiniren, und nach i 9 
sollten zwar diejenigen Stände, welche bisher das Wahlrecht 
der Landrftthe gehabt hatten, dasselbe ferner behalten, jedoci: 
kein Landrath eher in seinem Posten bestätigt werden, bevor er 
nicht von gedachter Kommission aber diejenigen Materien, die 
ein Landrath wissen mOsste, examinirt worden sei, und zwä 
Piclationen aus den Akten angefertigt habe. Demgemäss hat 
auch bereits ein lieskiipt des General -Dii-ektoriums vom 
3. M&rz 1770 einen im Teltowschen Kreise zum Landrath 
Gewählten an die Kommission verwiesen. Es kann jedoch aas 
den Personal Verhältnissen der im Jahre 1806 im Amte be- 
findlichen Landräthe, über deren Leistungsfähigkeit abrigens 
vielfach geklagt wurde, der Nachweis geftdirt werden, daas 
die Anordnung später nicht allgemein befolgt worden ist. 

Eine andere Einschränkung des Wahlrechts betrifft das 
Alter der zu wählenden Landräthe; insbesondere Friedrich 
der Grosse hatte eine ganz entschiedene Abneigung gegen 
junge Landräthe, er verlangte dass sie das Alter von 40, 
wenigstens von 35 Jahren haben mlissten, andernfalls seien 
sie zu jung und schickten sich nicht zu Landräthen; er 
wolle keine Kinder und junge Naseweise. Die den letzten 
Ausdruck, enthaltende Kab.-Ord. vom 27. S^tember 177d 
war übrigens dadurch veranlasst worden, dass ein junger 
Landrath im Kreise Lebus über das Vorhandensein von 
Heuschrecken berichtet und den Unglauben des Königs duicb 
die Einsendung einer Schachtel bekämpfen zu mfissen ge^^aubt 
hatte, aus der bdm Oeffhen einige Heuschrecken im 2Smnier 
umherflogen. Aber auch später hatte Stein als westphälischer 
Kammerpräsident grosse MOhe, den damals allerdings sehr 
jungen spätem Oberpräsidenten v. Vincke als Landratb 
durchzusetzen. 

Die Land^^the hatten nun zunächst die Verhandlungen 
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der Kreistage zu leiten, und die kreisständischen Geschäfte 
zu Terwalten; indessen war doch die koninronale Bedeatnng 

des Kreisverbandes dainals eine äusserst geringe. Der Schwer- 
punkt der landrätblichen Stellung lag bereits völlig auf dem 
Gebiete der Staatsrerwaltong, nur dass die Fnnktionen dieser 
Verwaltung zum Theil andere waren als heutzutage. Die 
Landräthe hatten nach den Instruktionen von 1766, die den 
gleichzeitigen stenerräthlichen Instruktionen völlig analog 
waren, zunächst mit dem Kontribntionswesen, der Eavallerie- 
Verpflegung, dem Lehnscanon, und der Aushebung der Re- 
kruten aus den Kantons zu thun; sie sollten sodann von dem 
Zustand ihrer Kreise die n$thigen Naehriditen und TabeUen 
beschaffen, keine Bauer- und Kossäthen - Nahmngen noch 
sonstige Feuerstellen eingehn lassen, auch nicht gestatten, 
dass die Herrschaften Bauern auakaufen, £mdteberichte er- 
statten, flDr Fourage und Vorspann sorgen, die Kinder auf 
dem Lande zum Spinnen anhalten, die Veterinäipolizei hand- 
haben, die Pflanzung von Obstbäumen, den Flachs- und 
Hanfbau, den Hopfenbau, den Anbau der Kartoffeln, Rnben 
und anderer Gartenfrtichte, sowie der Farbe- und Futter- 
kräuter befördern; sie sollten endlich Brandschäden besich- 
tigen, Feuersodetäten einrichten, neue Bauten in den Dörfern 
beauftichtigen, die Unterhaltung und Besserung der Land- 
strassen und Wege beseiten, die Beobachtung der Gesinde-, 
Hirten- und Schäferordnungen einschärfen, und Überhaupt auf 
gute Ordnung im Kreise und auf Veranstaltung alles dessen 
halten, was zur Landespolizei gehört, als Anordnung der 
Nachtwachen, Verbesserung der Feuergerätbscbaften, Weg- 
schaffung der Vagabunden, Unteriialtung der Dor&nnen 
und dergleichen mehr. Das neuostpreussische Patent formu- 
lirte den Gesell äftskreis der LandriUhe in mehr principieller 
Fassung: ^der Landrath**, heisst es hier, «ist den Kammern 
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untergeordnet und in allen von diesen abhängenden Ange- 
legenheiten, mit Ausschluss der eigentlichen Oekonomie in den 
Domftnen, die erste Instanz nächst der Obrigkeit jedes .Orts''. 
Eine systematische AuMhlnng der landrftthlichen Funktionen 
findet sich namentlich auch in der Stein'schen Denkschnft 
üeber die Bildung der Polizei- und Finanzbehörden für das 
platte Xiand und die Mediatstadte des Fürstenthums Münster. 

Die Unterordnung unter rem staatliche Behörden war be- 
reits eine .tranz feste geworden. Die Instruktionen wiesen 
die Landräthe ausdrücklich an, Alles Dasjenige, was ihnen 
yon der Torgesetzten Kiiegs- und Dom&nen-Kammer anbe- 
fohlen würde, auf das punktuellste und mit aller Solidität und 
Proniptitude zur Ausfühi-ung zu bringen, und sich unnützer 
Widersprüche ;^iinzlicli zu enthalten, in dem Falle aber, 
dass sie gegründete £inwendungen zu haben vermeinten auf 
eine yemünftige und solide Art ihre Meinung der Kammer 
zu eröffnen, und hieraachst des Bescheids zu gewärtigen. 
Die Kab.-Ord. vom 9. Januar 1780 wies die kurmürkische 
Kammer ausdrücklich an, ein scharfes Auge auf die Land- 
räthe zu haben, dass sie ihre Funktionen mit allem Fleiss 
und mit aller Exactitude walirniihmen und die Kab.-Ord. 
vom 16. August 1781 schärfte noch besonders ein, dass die 
Landräthe in Ausübung ihrer Amtspflichten you den Ständen 
auf keine Weise gehindert und gestOrt würden. 

Es war auch von jeher darauf gehalten worden, dass 
sich die Landräthe soviel als möglich an den Arbeiten der 
Kammern betheiligten. Insbesondere hatte Friedlich der 
Grosse durch die Kab.-Ord. yom 2. Koyember 1748, unter 
Hinweis auf ähnliche Massnahmen seines Vaters, angeordnet, 
dass sämmtliche kurmärkischen Landräthe in der Kanuner 
Sit! und Stimme haben, und so oft sie nach Berlin kämen, 
den Sessionen bdwohnen und vom Präsidium in Arbeit ge- 



Digitized by Google 



T. 1. DIE KS£I8V£RWALTUN0. 



107 



setzt werden sollten, um sich mit allen bei der Kammer vor- 
kommenden Sachen bekannt zu machen, nnd einen gehörigen 
Begriff Ton den Principien zu eriangen, wonach die Geschäfte 
traktirt würden. Andererseits waren die Landräthe von jeher 
als vorzugsweise zur Besetzung höherer Verwaltungsposten ge- 
eignet betrachtet worden. Im Anschluss an viele Shnliche 
Aeusserungen aus früherer Zeit hatte insbesondere auch die 
Kab.-Ord. vom 2. November 1743 demjenigen Landrathen, die 
sich bei den Kammerarbeiten vorzugsweise betheiligten, die 
Anssfcht erOfiiiet, dass sie Gelegenheit zu importanten 
Chargen befördert werden sollten; in den Instruktionen von 
1766 hiess es aber ganz allgemein, «dass der König auf die- 
jenigen Landi'&the, welche ihr devoir thun und sich zu dis- 
tinguiren auf alle Weise gelegen sein Hessen, besondere Rück- 
sicht nehmen, und sie bei vorfallenden Vakanzen, es sei bei 
dem General-Direktorium oder bei den Kammern zu placiren, 
sich angelegen sein lassen werde"; wie dann insbesondre die Pr&- 
sidentenstellen vorzugsweise mit Landräthen besetzt wurden. 
Der Plan von 1770 schlug übrigens vor, dass aus jeder Provinz 
der beste von den Landrftthen und einer der geschicktesten 
Räthe von der Kammer ein halbes Jahr nach Berlin ein- 
berufen würden, um beim General-Direktorium zu arbeiten, und 
dadurch den König in den Stand zu setzen, mit den brauch- 
barsten vom Adel die vakant werdenden PrAsidentensCellen, 
wie auch mit selbigen und den Bürgerlichen die Direktoren- 
stellen bei den Kammern tUehtig und zuverlässig zu besetzen. 

Die Krei&*Depntirten, welche gleichfalls aus der Mitte 
der adligen Rittergutsbesitzer erwählt, und dann vom Ge- 
neral-Direktorium bestätigt wurden, hatten theils an Stelle 
der Kreistage einzelne Geschäfte derselben wahrzunehmen, 
theils den Landrath bei der Vei'waltung seines Amtes zu 
untei-stützen. In Neuostpreussen gab es besondere Kreisräthe. 
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Endlich gehörten zu den Organen der Ereisverwaltung 

noch die von den Ständen gewählten, von den Behörden 
bestätigten Kreissyndici, wo solche vorkamen, die Kreisein- 
nehmer oder Kreiskassenrendanten, die Kreiskassenkontro- 
leure und die Krdssekretftre. 

2. DIE DOMANIAL- UND GUTSHERRLICHE 

VERWALTUNG. 

An der Lokalverwaltun^r, welche damals ebensowolil auf 
die Ortspolizei als auch auf die Gerichtsbarkeit erster In- 
stanz sich erstreckte, hatte der Staat nur als Domftnen- und 
Forstfiskus ^nen unmittelbaren AntheiP"). 

Diese Verwaltung schloss sich an den wirthschaftlichen 
Organismus auf das Engste an, dieser aber war wiederum 
durch die Art der Bewirthschaftung bedingt Das früheste 
System war die wirthschaltliche Selbstadministration Seitens 
des Staats. Demgemäss zei*fiel z. B. das Herzogthum ]\Iagde- 
burg in vorpreussischer Zeit in sieben grosse Aemter, unter 
denen das Amt Giebichenstein das nichtigste war, welches 
wiederum aus sechs Vorwerken zu Giebichenstein, Langen- 
bogen, Granau, Lettin, Kietleben und Seeben nebst den 
dazu gehörigen Dörfern und einer Anzahl von Mediatstftdten, 



19) Lamotlfl^ Von den Domftiiai-Beiiiiteii in der Knnnaik (AbhindL 
Th. n (1794) S. 22611 — (nschbach) Von der jetiigen kOnigL prenis. 

Oekonomie- und Justiz- Amts-Einriehtnng (Hist. polit. Beiträge Th. 1 (1781 
S. 60—68.) Historische Nachrichten ton den durch zergUederte Vorwerke 
entstandenen Dörfern (a. a. 0. S. 53 — 59). Von der verbesserten Einrich- 
tung der brandenb. preuss. Domänen bis zum Antritt der Regierung 
König Friedrich Wühelms I; (a.a.O. Th. II, Bd. 1 (1782) S. 7—182 
vornehmlich über die Erbpacht, mit einigen 50 Beilagen) Fortsetzung der 
Geschiebte tod der Terbesserten Einrichtung etc. bis zum Jahre 1723 
<a. a.0. Tli. m, BdL 1. (1784) 8. 18— 168| mit 22 Beilagen). Dreybaupt, 
Beidiieibanf dea SaalMses Th. n, 8. 851 £ 
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Neumaikt, Glaucha, Löbejün und Könneni bestand, und in 
der Weise administrirt wurde, dass unter einem Amtshaupt- 
naiin ein Amtsvogt, später Amtmann, als Landrichter fun- 
girte, der msprünglieh dem amtssftssigen Adel angehört hatte, 
später aber ein Literatus war, während ein Obercleitsmann, 
der einen Amtsschreiber zum Gehülfen hatte, die üekonomie 
nod die Greldeinnahmen von Erbzinsen, Zöllen und andern 
Ge&Uen besorgte. Indessen so sehr dieses Yfllikationssystem 
den Bedürfnissen einer Lokalverwaltun^' des platten Landes 
entsprach, so war dasselbe doch ökonomisch unvortheilhaft, 
indem es den Staat mit einem grossen Wirtbschaftskapital 
imd mit dner Masse TOn Geschäften belastete, die Uebersicht 
über den Staatshaushalt erschwerte, und überhaupt zur Ver- 
schwendung führte. Diese Art der Domäuenbenutzung wurde 
dah» in Prenssen im Unterschiede von andern deutschen 
Staaten mn so frtther aufgegeben, je erheblicher schon da- 
mals die Staatsausgaben insbesondere für das Heer waren, 
und jemehr die Domänen bei ihrem verhältuissmässig grossen 
Urninge im Mittelpunkte des finanziellen Systems standen« 
Es i?ttrde von unabsehbaren Folgen für die Entwicklung 
der ländlichen Lokalverwaltung gewesen sein, wenn das 
System der Vererbpachtung zur Durchführung gelangt wäre. 
Der Kern desselben bestand doch darin, da% die bisherigen 
Torwerke dismembrirt und in kleinen Parzellen an die Unter- 
thanen überlassen werden sollten, unter Einräumung eines 
erblichen Nutzungsrechts mit Veräusserungsbefugniss und einer 
beschränkten Diposition über das Gut selbst, dessen Zer- 
Btflckelnng und wesentliche Veränderung jedoch untersagt 
blieben: alles das gegen die Entrichtung eines Erbstand- 
geldes, welches sich als Theil des vollen Kaufpreises, und 
eines jährlichen Canons, welcher sich als Verzinsung des 
UeberrestB vom Kanfgelde ansehn lässt. Dies Erbpachts* 
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System war finanziell ohne Zweifel unvortheilhaft, da es sich 
bei demsclbou nielit sowohl um eine Verpachtung als um 
einen Verkauf bandelte, bei welchem Diejenigen, die damals 
hei Gelde waren, sich zu verhaitnissmässig niedrigen Preisen 
des staatlichen Grundeigenthunis bemächtigt haben würden. 
Das System würde aber den volkswirthschaftlichen Vortheil 
einer Umgestaltung der ländlichen Besitzverhältnisse im Sinne 
der Bildung zaUreicher mittlerer BanerhSfe gehabt haben. 
L'nd daraus hätte sich wiedemm eine Verbesserung der Or- 
ganisation des platten Landes mit Noth wendigkeit ergeben. 
In der That hat auch bereits Lüben, der doch überhaupt von 
fadhem Gesichtspunkten ausging, als vielfach angenommen 
wird, diese Folge fest ins Auge gefas.^t. Er wirft am Schlüsse 
seines Projekts vom 11. Mai 1700 einen Blick auf die bis- 
herigen Verwaltungszustände, erklärt dieselben für unbefrie- 
digend und räth zur Anstellung besoldeter lebenslänglicher 
I5crufsl)eamten. „So wäre nOthig, dass man bemittelte, ver- 
ständige, gelehrte und ansehnliche Leute, welche sich Au- 
torität machen können, zu Beamten machte, die mit der 
oeconomia rurali, indem die Vorwerker besetzet würden, 
niditb anders zu thun hätten, als die Justiz zu administriren, 
und die Fixa, woraus alsdann alle Amtseinkünfte bestehn 
würden, beizutreiben.*' £r sacht dann weiter auszuführen, 
dass aus einer solchen Einrichtung eine intensivere Staats- 
verwaltung, und eine von persönlichem Interesse freie Für- 
sorge für die Unterthanen hervorgehen würden ^^). 

Es war das System der Zdtpacht, welches bereits vor 
den Versuchen zur Durchführung des Erbpachtsystems, nnd 
zwar seit den letzten Regierungsjahren des grossen Kurfürsten 
ein weites Feld der Anwendung gefunden hatte, und welches 



20) (Fischbuch,) Beitrtge II, 1. S. 94 ff. 104. 
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sondern anf Vorschlag der Kammer nnd nach stattgeibndener 

Prüfung vor einer gemeinschaftlichen Koiniiiission der Kammer 
und der Regierung vom General-Direktorium angestellt wurde, 
eine feste Besoldung bezog und so lange Im Amte belassen 
werden sollte, als er seiner Pflicht Genüge that. Zur 
Kompetenz dieser Domänen- Justiz -Aemter gehörten alle 
actus eontentiosae et volnntariae jarisdictionis, welche 
sonst ob qnalitatem causae der Kognition eines ordent- 
lichen Richtei-s oder Justiz-Kollegiums unterworfen waren, 
sowie diejenigen Kamerai- Justiz-Sachen, welche in zweiter 
Instanz vor die Kriegs- und DomAnen- Kammer gehörten, 
die eben in Sachen der Kamerai- Justiz rcgelniässi^ die erste 
Instanz bildeten. Jedoch wurden in einigen dieser Regle- 
ments die Domänenbeamten für schuldig und befugt erklärt, 
den Gerichtstagen beizuwohnen, um den Jnstizbeamten mit 
Uath und Nachricht beizustehn, ohue jedoch in die eigent- 
liche Administration der Justiz und die Entscheidung der 
streitigen und rechtshängigen Sachen sich zu mischen. FOr 
gewisse Angelegenheiten endlich, insbesondere für Landeshul- 
digungen, Grenzreguli lungen, Annehmung und Verpflichtung 
neuer Unterthanen, Annehmung der Gemeinde- und Kirchen- 
vorsteher, Einrichtung und Einführung der Frediger, Abnahme 
der Kirchen- und Gemeinderechnungen sollten der Justiz- 
und Domänen-Beamte gemeinschaftlich kompetent sein. 

Die Einrichtung war, wie aus dem westpreussischen 
Reglement von 1773 hervorgeht, zu dieser Zeit bereits all- 
gemein geworden ^'). 



22) Patent und Einrichtungs-Reglement wegen der neuen bestän- 
digen Justiz-Aemter im Fürstenthiini Halberstadt vom 28. Sept. 1766 
(N. C. C. IV, ^90); abgedruckt als Anhang zu dem Publicandum vom 28. Mai 
1767, durch welches das Patent erläutert wird. Revidirte und erweiterte 
Instniktion ftr sämmtlidie Untergerichte des Ffintenthimis Mindeo etc. 

Ernft ]f«l«r« Mum, 8 
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Das Regulativ wegen künftiger Kinrichtung des Kammer- 
Justiz wesens vom 12. Februar 1782 handelt gerade in dem 
▼on Mylitts Yerdffentlichten Tbeüe ausschliesslich Ton den 
Domftnen-Justiz-Aemteni. Dasselbe wiederholt zanftchst, daas 
die Aemter-Justitiarieu von den Kammern gewählt und vuu 
einem Deputiiten des Justiz-Kollegiums sowie dem Kammer- 
Justltiar gemeiiisam geprüft werden sollen; erweitert aber 
im Uebrigen die Einwirkttng der höhem Gerichtsbehörden auf 
die KechtspHege der Aemter-Justitiarien, indem die Kammern 
zwar nach wie vor, sowohl in generalibus als in speziellen Pro- 
zessen ihres Ressorts befugt sein sollen, Verfügungen und Man- 
date an die Justiz-Aemter zu erlassen, die gleiche Befogniss 
aber Duumehr auch den Justiz- Kollegieü in Sachen ihres 

vom 23. März 1768 (N. C. C. IV, 2058). Reglement iregMi der zur Er- 
ftllung einer bessern und unparteiischen Rechtspflege auf den königl. 
Aemtern angeordneten beständigen Justiz-Aemter im Ilerzogthum Magde- 
burg vom 26. Mai 1770 (N. C. ('. IV, 7047. Rabe I, 4 S. 24.) Reglement 
füj- die zur Verwaltung einer prompten und unparteiischen Rechtspflege 
auf den königl. Aemtern angeordneten bestaudigen Justiz-Aemter in der 
Ennnazk vom 16. Juni 1770 (K. G. G. IV, 7095. Babe I, 4. S. 52). Re- 
glement wie es mit BesteUong und Efairichtang bestftndiger Juatw-^Aemtw 
im Königreich Preoasen und Provinz Litthanen gehalten werden aoll vom 
12. Juni 1770 (N.C.C. IV, 7118. Rabe I, 4. S. 63), dam Dekbuntion 
vom 5. Sept. 1777 (N. C. C. M, 893). Vorläufiges Reglement wegen Ver^ 
waltung der Justiz und Reclitspflege in den königl. I >omänen- Aemtern in 
Westpreussen excl. der l)istrikte au der Netze vom 28. Juli 1773 iX. 
C.C. V, 2. S. 3«5): dazu ein Anhang vom 25. Sept. 1773 (N. C. C. V, 
2. S. 2377). Die buiiiuiUicheu Reglements und Pateute stimmen dem 
bihalte nach im Wesentlichen mit einander überein, das Ualberstädtische 
und OstpreuflsiBehe Beglement auch der Form naeh. — Publicandom 
wegen vorlinfiger Einrichtung des Jnstiswesena m den ehemaligoi 
pofauBchen IMatrihten vom 81. Mira 1796 (IT. G.G. X» 12S). — Reglement 
wegen Einrichtung der Inquidloriate etc. fai der Provmz SadfirenBaen 
(N. C. C. X, l6d£L) — Patent wegen Einrichtung des Justizweaens 
in Neuostpreussen vom 23. April 1797 (N. C. (\ X, 1095.) Konstitution 
wegen Einrichtung der Untergerichte in der lYovinz Xeuostpreussen 
vom 21. Sept 1797 (N.C.C. X, 1371.) — Regulativ wegen künftiger Hin- 
richtung des Kammer-Ju8tizweseüs vom 12. Febr. 1782 (N. C. C. Vll, öö8). 
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Ressorts zustehii soll. Daher sollen auch die Justiz-Visitationen 
bei den Domänen-Justiz-Aenitern künftig sowohl durch die 
Jnstiz-KoUegißD als durch die Kammern geechehn. Zur Ver- 
meidung Ton KoUfsionen sollen diejenigen Angelegenheiten, 
welche die jura privata der Gerichtseingesessenen betreften, 
und ihren Gang in zweiter Instanz an ein Justiz-Kollegium 
nehmen, ausBchlieaslieh nur zur Visitation der Justiz-Kollegien 
gehören. Die Visitationen in Deposital-, Hypotheken- und Vor- 
mundschaftssachen gehören zur gemeinschaftlichen Kompetenz. 
Jedes Kollegium soll besonders Tisitiren, jedoch dem andeiti 
von den dasselbe berührenden Resultaten Kenntniss geben. 

Indessen so heilsam vom Standpunkte der Kechtsptlege 
aus die Errichtung der Domftnen-Justiz-Aemter sich darstellt, 
so Iftsst sich doch nicht verkennen, dass die Stellung der 
Domänen-Beamten als Ortsobngkeiten dadurch stark er- 
schüttert wurde. Sie wai-en eben nur noch auf die Ortspolizei, 
auf Lasdeskulturpflege, auf die Handhabung des Gesinde- 
zwanges und auf die Beitreibung der Gefälle angewiesen, 
und konnten jedenfalls von einer so beschränkten Basis aus 
längst nicht m^r als geeignet erscheinen, um die Lokal- 
verwaltung des gesammten platten Landes, wie Solches in 
an dem deutschen Ländern geschehn war, in ihrer Hand zu 
veremigen. 

Dem stand fi'eilich die seit Jahrhunderten bestehende 

Gesellschafts-Veifassung des platten Landes ohnehin entgegen. 
Denn nirgends hatte der Feudalismus stärkere Wurzeln ge- 
trieben, als in den Gebieten des deutschen Ostens, die den 
Hauptbestandtheil des preussischen Staats insbesondere in 
damaliger Zeit bildeten. In demselben Maasse als das 
Ständethum in Preussen früher als irgendwo sonst aus der 
Central- und Provinzialregiei-ung verdrängt war, machte 

sich dasselbe aul den unteni Stufen des Staatslebeus geltend. 

8* 



Digitized by Google 



116 EB8TEB ABSCHNITT. DER B£äT£H£NDB ZU8TAHD. 

Der preussische Staat, so hat man es treffend bezeichnet, 
endete noch immer im Landrath, unter dem es ein 
weiteres rein staatiiehes Organ nicht gab, unter dem sich 
vielmehr noch immer in breiten Massen der festgegliederle 
Patrimonialstaat lagerte. Der Gmnd dafür lag in dem Um- 
stände, dass es der Ritterschaft in diesen grdsstentheils duieh 
Eroberung gewonnenen Gebieten in höherem Masse ab 
sonst gelungen war, den weitaus gvössten Theil des platten 
Landes in persönlicher und dinglicher Beziehung sich au 
unterwerfen, die Grundstücke entweder als herrschend« 
Hoffeld in unmittelbaren, oder als unterthftniges Bauemfdd 
in mittelbaren Besitz zu bringen, und der Bevölkerung die 
verschiedensten Abhilngigkeitsverhältnisse anfisuerl^n. Maa 
kann sogar viel&ch nicht einmal sagen, dass die Rittergfiter 
wie anderewo durch Trennung von den Gemeinden entstanden 
seien, yielÜsch waren die Gemeinden grögstentheils erst auf 
Gntsterritorium angelegt Es lag das in der Art ond Weise 
der Kolonisation, welche regelmässig in der Ueberweisung der 
gesammten Flur an einen Gmndherrn bestanden hatte. Dazu 
• kam nun noch, dass die Rittergüter selbst unverhältmas- 
mftssig gross, die bäuerlichen Besitzungen in demselbeii 
Maasse klein waren ; es hatte zunächst die relative Unfiiicht- 
barkeit und die geringe Volkszahl von selbst dahin gel&hrti 
dass von Tomherein sehr grosse Flächen zur Hofeaat ausge- 
sondert wurden, was sich noch steigerte, als mit dem Em- 
porblühn der Grosswirthschaft im nördlichen Deutschland 
zu Ende des sechszehnten Jahrhunderts immer mehr Forst» 
und Weidestrecken zu Neuland und Vorwerken umgeschafVn 
wurden. Es war nun bei den Verhältnissen der öffentlicheo 
Gewalt im Mittelalter auch das ganz natürlich, dass ans der 
wirthschaftHchen Herrschaft eine politische, aus dem domini- 
um ein imperium sich entwickelt hatte, dass die Hintersassen 
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ZU Unterthanen geworden waren, und dass in den Händen der 
Bitteigutsbesitzer jene patrimoniale Gerichtsbarkeit, jene 
patrimoniale Pdlizei, und jene patrünoniale Kirchengewalt, 
welche über den kanonischen Begriff des Patronatsrechts so 
wesentlich hinausgeht, sich bildete. Die liittergüter waren 
eboi za kleinen Staaten geworden, deren Gebiete oft geradezu 
Gerichte genannt wurden, ¥rie man eich z. B. verpfllditete, 
in den Geiichten der Ritterschaft keine neuen Zölle anzu- 
l^en, während umgekehrt die kleinen Staaten eigentlich nur 
grosse Bittergttter waren. Es hat kaum jemals eine Ver- 
fassung gegeben, die in gleichem Maasse als das unmittelbare 
Ergebniss der herrschenden Gesellschaftsordnung bezeichnet 
werden könnte. 

Nur hinsichtlich der Rechtspflege war eine theilweise Um- 
gestaltung dieses Organismus staatlichei-seits bereits herbeige- 
führt worden. Schon das Ressort- Beglement hatte vorge- 
schrieben, dass wie die Justitiarien auf den Aemtem, so auch 
die derer von Adel mit Einschluss der Justizbürgermeister und 
Richter in den Mediatstädten, vor ihrer Anstellung von dem 
Justiz-Kollegium (nicht auch vom Kammer-Justitiar) geprüft 
werden sollten. Und das Notifikations-Patent vom 28. Septem- 
ber 1772, welches s&mmtliche preussische Justizgesetze und die 
ganze Justizveilassung in Westprenssen einftlhrte, hatte den 
allgemeinen Grundsatz aufgestellt, dass alle Patrimonialge- 
richtsbarkeit durch einen geprüften Justitiar verwaltet werden 
müsse. Das A. L. R. endlich formulirte ein förmliches System 
von Maassnahmen gegen Missbräuche. Aus der Belehnung 
mit der Gerichtsbarkeit, heisst es im A. L. lt., folgt noch 
nicht das Recht zur eignen Ausübung derselben. Wer die 
ihm verliehene Gerichtsbarkeit in eigener Person ausüben 
will, muss sich dazu auf die in den Gesetzen zur Erlangung 
eines richterlichen Amts Uberhaupt vorgeschriebene Art ge- 
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schickt machen, und nach überstandener Piüfung zur Führung 
desselben dem Staate besonders verpflichtet werden; doch 
ist derjenige Gutsbesitzer, der vormals eine Richterstelle ver- 
waltet, und seine Dimission nachgesucht und ohne Einschrän- 
kung erhalten hat, berechtigt, die ihm zustehende Patrimo- 
nialgeiichtsbarkeit selbst auszuüben ; in seinen eignen Sachen 
kann jedoch der, welcher seine Geiichtsbarkeit durch sich 
selbst ausübt, niemals Richter sein, sondern muss dieselben 
der Untei-suchung und Entscheidung des Obergerichts der 
Provinz überlassen. Wer seine Gerichtsbarkeit nicht selbst 
verwalten kann, oder will, muss einen vom Staate geprüften 
und tüchtig befundenen Gerichtshalter bestellen, der nicht 
etwa bloss in vorkommenden einzelnen Fällen gegen Diäten 
zugezogen werden dai*f, sondern zur Verwaltung der Juris- 
diktion überhaupt förmlich bestellt und veipflichtet werden 
muss ; indessen war die Dauer des Verhältnisses nach dem Re- 
skript vom 27. Januar 1798 nur auf die Besitzzeit des Guts- 
henn beschränkt. Uebrigens steht jeder Unterrichter in 
Ansehung seiner Amtsgeschäfte unter der Direktion des 
Staats, und kann insbesondere nur bei den vorgesetzten Ge- 
richten oder Landeskollegien wegen seiner Amtsführung be- 
langt, in Untersuchung genommen, bestraft, oder seines 
Amts entsetzt werden. (A. L. R. II, 17. 73 ff.) 

Es war dann zwar noch weiter verordnet, dass in 
Gegenden, wo es an tauglichen Subjekten zur Uebernehmung 
der einzelnen Gerichtsverwaltungen mangelte, die Jurisdiktions- 
herren sich zur Bestellung eines gemeinschaftlichen Gerichts - 
halters vereinigen sollten (a. a. 0. § 80). Es war auch in 
der That in einigen Gegenden, insbesondere in West- und 
Ostpreussen mit Zusammenziehung mehrerer solcher Patri- 
monialgerichte in gemeinschaftliche Kreisgerichte der Anfang 
gemacht, und die Kab.-Ord. vom 8. Mära 1798 drang darauf. 
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nicht nur in jenen Provinzen damit fortzufahren, sondeni 
auch in allen übiigen Provinzen durch die Lande£|)ustiz- 
koUegieo, welche sich darüber mit den Stftndea zusammen- 
thun mfissten, ähnliche Anstalten zu Stande zu bringen, in- 
dem die Gutsherrn noch ausdrücklich darauf hingewiesen 
wurden, dass ihre Rechte und Privilegien dadurck keineswegs 
geBcbmftlert, vielmehr die Lasten der Jurisdiktionen verüieilt 
und das Zutrauen der Untertlianen zur Justizptiege, als das 
festeste Band zwischen Gutsherrschaft und Unterthanen^ da- 
durch gestärkt werden würde; ein Reskript des Grosskanzlers 
vom 21. März 1798 wies dann das Eammergericht noch aus- 
drQcklich an, mit Deputirteu der Stände, etwa mit den zur Be- 
arbeitung des Provinzialgesetzbuchs ernannten, Uber die 
zweckmässigste Art der Einführung solcher Kreisgerichte 
Rücksprache zu nehmen. Indessen hatte diese Anregung 
weder bei den Behörden noch bei den Ständen nachhaltigen 
£rfolg. Insbesondere sprach sich auch die ostpreussische 
Regierung in ^nem Berichte an den Grosskanzler vom 
10. Juli 1798 in sehr ausfuhrlicher Darlegung gegen die 
generelle £infiüirung aus, namentlich auch deshalb, weil 
nach der bestehenden Verfassung die Gerichtshalter lediglich 
als die Geschäftsträger (lerjenigen Gutshenen anzusehn seien, 
die das Geschäft entweder nicht ausführen könnten, oder nicht 
ausführen wollten, und weil nun bei Einrichtung der Kreis- 
gerichte, denjenigen Gutsbesitzern, welche die Filhigkeit 
hätten, die ihnen verliehene Gerichtsbarkeit selbst zu ver- 
walten, diese Befugniss genommen würde 



23) Kab. Ord. vom 8. März 1798 und Reskript des Grosskanzlers 
vom 21, ejusd. bei Rabe V, r^-iff. Die Verhaudlungen über die Heform 
der ratrimonialgericbte bei Stengel, Beiträge, insbesondere Ikrii ht der ost- 
friesischen Regierung vom 23. April 1798 (VII, 17); der ostpreussischen 
Regierung vom 10. Juli 1798 (a. a. 0., auch bei Rabe V, lÜ3)i der 
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Man war jedoch in einzelnen Gegenden bereits weiter 
gegangen, indem in Westpreussen eine Vereinigung der 
Justiz-Aemter mit den städtischen Gerichten durch die Bil- 
dung von Land- und Stadtgerichten, unter möglichster 
Wahmng der den Stildten zustehenden Wahlrechte, für Neu- 
ostpreussen eine Vereinigung der Domanial-, städtischen und 
adligen Gerichtsbarkeiten durch die Bildung von Kreisge- 
richten, die übrigens wie die Land- und Stadtgerichte nur 
aus einem Richter bestehn sollten, angeordnet wurde. 

Die Tendenzen zu einer Justiz-Reform waren vor 1806 
sehr viel stärker, als unmittelbar nachher, sie traten damals 
sogar gänzlich zurück; von irgend einer maassgebenden 
Thätigkeit des Justiz-Ministeriums war in den Jahren 1808 bis 
1812 Nichts zu spüren. 

3. DIE LANDGEMEINDEN. 

Es kann auffallen, dass in dem System dieser socialen 
Verhältnisse für eine Landgemeinde überhaupt noch Raum 
war. Und für eine Gemeinde in unserm heutigen Sinne 

westpreussischen Regierung vom 10. April 1798 (IX, 391); Bericht der 
Oberamtsregierung zu Glogau vom 29. Juni 1798 (X, 237). Im Uebrigen 
Notif.-Patent betr. die Einrichtung des Justizwesens in den von Preussen in 
Besitz genommenen polnischen Landen vom 28. Sept. 1779 (N. C. C. 
V, 2. S. 451 flF.) (Rabe I, 4. S. 385). Instruktion für die ratrimonialge- 
richte in Westpreussen vom 17. Sept. 1773 (N. C. C. V, 2. S. 1847. 
Rabe I, 8. S. 547 flf.) Reglement für die üntergerichte in Westpreussen 
vom 20. Aug. 1802 (Rabe, VII, 212). Reglement iür die üntergerichte 
im Brombergischen Departement vom 22. Aug. 1806 (Rabe, XIII, (J78). 
Patent wegen Einrichtung des Justizwesens in Neuostpreussen vom 
2.S. April 1797 (N. C. C. X, 1095) Konstitution wegen Einrichtung der 
üntergerichte in der Provinz Neuostpreussen vom 21. Sept 1797 (N. C. 
C. X, 1371). Reglement wegen künftiger Einrichtung des Justizwesens 
bei den Ober- und üntergerichten der Kur- und Neumark Brandenburg 
vom 30. Nov. 1782 (X. C. C. VII, 1870). 
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wäre das auch in der That nicht der Fall gewesen. Diese 
ältere Landgemeinde unterschied sich aber nicht bloss voa 
der mittelalterlichen Stadt, sondem Ton jeder Stadt und Land- 
gemeinde, der ein wahrhafter, ein politiseher Gemeindecharak- 
ter inne wohnt. Sie war nichts weiter, als ein privatwirthschaft- 
Ucher Verband der GrandbesitEer, wie em solcher dureh 
rftomUeheB Zusammenleben und gemeinsame* Bodenknltor 
gleichsam von selbst hervorgerufen wird. Eine solche Wirth- 
schaftsgemeinde war sogar in jener Zeit noch nothwendiger 
als heutzutage, weil damals bei fortbestehender Gemeinschaft 
nicht bloss an der ungetheilten, sondem in gewissem Sinne 
auch an der getheüten Mark, ein genossenschaftlicher Betrieb 
des Ackerbaus unumgänglich war, insofern die gem^nsame 
Benutzung von Wald und Weide, die Gemenglage der Aeker- 
stücke in Verbindung mit dem Dreifeldersystem gemein- 
same Festsetzungen Uber die Aufeinandei'folge der Saaten, 
die Emdtezeit, den Wechsel von Bau- und Ruh^ahren, den 
Schutz der Felder, die Anstellung von Hirten und Schäfern, 
die Anlegung von Mahlen und Schmieden gebieterisch er- 
forderten. Mit diesen Funktionen war aber der kommunale 
Wirkungskreis in der That im Wesentlichen beschlossen. 
Insbesondere das A. L. R. rechnet zu den Gemeinarbeiten 
und andern nachbarlichen Pflichten, zu welchen ein jedes 
Mitglied der Gememde Dienste und Beiträge leisten muss, 
in der Regel nur die Ausbesserung der gemeinschaftlichen 
Wege und Brücken, die Räumung der Dorf- und gemeinen 
Feldgr&ben, die Einhegung der Nachtkoppeln und Viehtriften, 
den Bau und die Besserung der gemeinschaftlichen Doifge- 
bäude, wie Schmieden und Hirtenhäuser, die Vei*sorgung der 
Dorfhirten und anderer im Dienste der Gemeinden stehen- 
der Personen, die Versehung der Nachtwachen und die Ver- 
sorgung des Dorfwächters; die Anhaltung und Bewachung 
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der Verbreeher, den Transport der Verbrecher und Land- 

Streicher, die sog. Deseiteurwachen , das# Herbeiholen und 
Zurückführen des Gerichtshalters, die Unterhaltung des 
Doi-fbuUen und Zuchtebers, die Unterhaltung der Dorlsphtzen» 
das FeaerlOschen. Ein Gemeindeverband in diesem Sinne 
war selbstverständlich in den unfreien Dörfern gerade so gut 
erforderlich als in den freien. 

Es war dann aber ausserdem ganz natnrlich, dass diese An- 
gelegenh^ten yon Denjenigen besorgt wurden, die das meiste 
Interesse an einer verntinfti^^en Regelung dei*selben hatten, 
und die wenn auch kein Eigenthum so doch ausgedehnte 
Nutzungsrechte an ihren Stellen besessen. Es konnten jedoch 
freilich nur die in Grund und Boden Angesessenen und die 
in Wald und Weide Berechtigten als Gcnieindegenossen ange- 
sehn werden, die Gemeinde war wie hinsichtlich der Auf- 
gabe, so auch hinsichtlich der Mitgliedschaft eine Real- 
gemeinde. Eine Abstufung der Rechte und Lasten nach 
Massgabe der Besitzverhiiltnisse rechtfertigte sich selbst. „Es 
hat seine Richtigkeit,'' sagt demgemäss Suarez in der Revisio 
Monitorum, „dass nur die mit bäuerlichen Grundstücken an- 
gesessenen Wirthe Mitglieder der Boi-fgemeinde sind. Blosse 
Eiulieger, Tagelöliner, Hiluslinge, Auszügler sind daher, 
wenn sie auch Häupter einer Bauernfamilie sind , nicht zu 
zählen. Die Stimmen sind regulariter nach den Personen der 
angesessenen Wirthe zu zählen; wenn aber von Hechten und 
Lasten die Rede ist, die auf die Grösse und den Umfang 
der Besitzung sich bezidbn, so findet eine Ausnahme statt; 
aus diesem Unterschiede entstehn die Torschiedenen Klassen 
der Gemeindeglieder. Unangesessene Dorfeinwohner tragen 
in der Regel zu den Gemeinlasten und Diensten nicht bei; 
nur insofern sie an gewissen Nutzungen z. B. Gemeinweiden 
participiren'' (Mat. Bd. 80. Bd. 75). Es war dem Wesen 
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dieser ältern Dorfgemeinde auch ferner ganz entsprechend, 
dass nach ausdrücklicher Bestimmung des A. L. K. die Ge- 
meinde zum Nachtbeil der Rechte der ttbrigen Dorfeeinwohner 
nidits bescbliesseD konnte, dass femer da, wo von Rechten 
oder Leistungen, welche aui die verschiedenen Klassen der 
Gemeindeglieder sich besogen, die Rede war, die Mitglieder 
der einen Klasse, wenn sie auch an sich eine überwiegende 
Stimmenmehrheit ausmachten, zum Nachtheil der andern 
Klassen >Iichts festsetzen konnten, dass endlich hinsichtlich 
deijenigen Gesehflfte, welche nur eine einzelne Klasse betraf 
auch nur die Mitglieder dieser Klasse zum Stimmen be- 
rechtigt waren. Alle Glieder der Dorfgemeinden konnten an 
der Nutzung der GemeingrOnde durch Hfttung, Holzung u.s. w. 
sowie auch an den sonstigen gemeinschaftlichen Nutzungen 
nach eben dem Maassstabe Theil nehmen, nach welchem sie 
die gemeinen Lasten zu tragen schuldig waren. Auf Ge- 
meinweiden durfte jeder Doxfeeinwohner soviel Vieh treiben, 
als zur gehörigen Bestellung der Wirthschaft von ihm ge- 
halten werden musste. 

Darin machte sich allerdings ein Unterschied zwischen 
der freien und der grundherrlichen Gemdnde geltend, dass 
jene einen genossenschaftlichen aus Wahl hervorgegangenen, 
diese einen von der Grundherrschaft gesetzten Vorstand 
hatte, der entweder ein eigentlicher Setzsdiulze oder ein 
Lehnsschulze war. Der erstere musste nach den landrecht- 
lichen Bestimmungen aus den angesessenen Mitgliedern der 
Gemeinde genommen werden, indem mehrere Monita darauf 
hingewiesen hatten, dass die Grundherrschaften hilufig ihre 
Läufer und Livreebedienten zu Doi-frichtern gemacht hätten 
(Bd. 75). Die Vorsteherschaft haftete aber häufig an dem 
Besitz eines ländlichen Grundstücks, des sog. Schulzenguts, 
so dass also die Verbindung obrigkeitlicher Rechte mit dem 
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Gi-undeigentlmiii bis in die unterste Stufe der Verwaltung 
hinein sich erstreckte: indessen musste doch der neue Be- 
sitzer eines solchen Guts, vor Antritt seines Amts der Ge» 
richtsobrigkeit zur Prüfung und Bestfttigung voigest^t 
werden, in der Weise, dass beim Mangel der erforderlichen 
Eigenschaften eine von der Herrschaft angeordnete kommis- 
sarische Verwaltung stattüuid, deren Kosten von dem Lohns- 
oder Erbschulzen zu tragen waren. Von Wahl war dem- 
gemäss keine Rede; zwar hatte ein Monent in Vorschlag 
gebracht, die Gemeinde solle der Grundherrschaft zwei Mit- 
glieder zum Schttlzenamte prisentiren; indessen Grollmann 
war der Ansicht, dass das den bisherigen Verfassungen zu- 
wider sei, und auch keinen sonderlichen Nutzen stiften würde 
(Bd. 77). Und in der That erschien bei den unentwickelten 
Verh&ltnissen des damaligen Landgemeindewesens der Schulze 
zunächst als Organ der obrigkeitlichen Gewalt, und erst 
in zweiter Linie als Organ der Kommunal Verwaltung, ganz 
abgesehn davon, dass die GrundheiTSchaft eine weitgehende 
Vormundschaft aber die gesammte Kommunalverwaltung 
ausObte. 

Zu den Funktionen des Schulzen gehörte es zunächst, 
der Gemeinde die landesherrlichen und doifherrlichen Ver- 
fügungen bekannt zu machen, und für deren Befolgung zu 
sorgen; die Steuern und andern ftfl^ntlichen Abgaben einzu- 
sammeln und abzuliefern; bei öffentlichen Arbeiten und 
Diensten, welche die Gemeinde dem Staate zu leisten 
schuldig war, sowie bei Vertbeilung der das Dorf treffenden 
Einquardrungen die Aufsicht zu ffthren; bei ausbrechenden 
Viehseuchen dem Landrathe sofort Anzeige zu machen; Land- 
streicher zu verhaften und an die Behörde abzuliefern, allen 
Gewaltthfttigkeiten vorzubeugen; die zu seiner Kenntniss ge- 
langenden Uebertretungen der Polizei- und Kriminalgesetze 
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der Obrigkeit anzuzeigen, und dergleichen mehr. Der Schulze 

hatte dann ferner bei nOthigen Berathschlagungen die Ge- 
meinde zusammenzuiiifen , die Vei-sammlung zu dirigiren 
und den Schluss nach der Mehrheit der Stimmen abzufiissen, 
das Vermögen der Gemeinde zu verwalten und Rechnung 
daiHber abzulegen, etwaige besondere Verwalter der Ge- 
meingüter zu heauftichtigen und sie zur Rechnungslegung 
anzuhalten, die im Dienste der Gemdnde stehenden Per- 
sonen zu ihrer Schuldigkeit anzuhalten u. s. w. Uebrigens 
unterlag gerade die kommunale Vermögensverwaltung der ein- 
greifenden Beaufeichtigung der Gerichtsobrigkeit, deren Ge- . 
nehmigung insbesondere für den Em erb unbeweglicher Güter 
durch liistige Vertrüge, für die Uebernahme von Pachtungen 
ausserhalb der Feldflur, zur Veräusserung von GemeingrOnden 
und Gerechtigkeiten, sowie zur Kontrahirung von Schulden 
nothwendig war. 

Dem Schulzen mussten endlich von der Gerichtsobrigkeit 
wenigstens zwei Schöppen, soviel als möglich angesessene 
Wirtlie, beigeordnet werden, um ihm in seinen Amtsverrich- 
tungen beizustehn und in Fällen der Abwesenheit und Be- 
hinderung seine Stelle zu vertreten. Schulze und Schoppen 
machten zusammen die Dorfgerichte aus, die sich zwar in 
die Entscheidung streitiger Rechtshändel nicht mischen sollten, 
die aber für Uebertretungen der innem Dorfpolizeiordnung, 
bis auf ein Strafinass von einen Thaler kompetent waren, 
und deren wesentliche Funktion darin bestand, gerichtliche 
Handlungen, bei denen es auf keine Kechtskenntnisse, son- 
dern auf blosse Beglaubigung ankam, mit Zuziehung eines 
vereideten Gerichtsschreibei's giltig vorzunehmen, unter der 
Voraussetzung, dass sie solche Verhandlungen zur Beur- 
theilung der Gesetzmässigkeit oder näheren Berichtigung dem 
ordentlichen Gerichtshalter ohne Zeitverlust vorlegten. 
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4. DIE VOLLZIEHUNGS-ORGANE 

Die Einrichtimg der Landreuter ist undt, die Ordnong 
▼on 1597 setzt dieselbe sehen als bestehend Torans. Die 

Laiulreutcr waren zwar in ei*ster Linie für die Vollziehung ge- 
richtlicher Erkenntnisse bestinunt, die zahlreichen Landreu- 
ter*Ordnungen waren Ezekutions-Ordnungen, die vom Justiz- 
Departement ausgingen, und in Folge der ersten Justiz-Reform 
plaumässig vervollkommnet wurden. Indessen hatten doch die 
Landreuter auch mit der Beitreibung der Steuern zu thun, 
und standen sdion insofern in einem Subordinationsyerhält- 
nisse zu den Landrathen; sie wurden dann auch weiter an> 
gewiesen, die Landsknechte zu vertreiben (1591), auf Land- 
streicher, Gesindel, Bettler und Vagabunden zu vigiliren 



24; Laudreuter-Ordnung, wie sie wider Schuldner Exekution thun 
goUen, vom 1. Juli 1597 (GL C K. II, 1. 65). liUdtags- Abschied wm 
28. Deoember 1614 (CCM. YI, 1. 854X Hemnlrkiidie Uodrenter- 
Ordnnng Tom 24. September 1646 (CCM. U, 1. 189). NenmiiUiche 

verbesserte Landreater-Ordniuig vom 11. December 1700 (C. C. M. II, 1. 

269). Armen- und Bettler-OrdDimg vom* 18. M&rz 1701 (C.C.M. V, 8. 
58). Patent, wegen der Zigeuner vom 25. .Tanuar 1707 (C. C. M. V, S. 70). 
Verbesserte Landreuter-Ordnung der Kurmark vom 4. März 1709 (C. C. 
M. II, 1. 487). Verordnung wegen des Reglements für die Landreuter 
bei dem Kammergericht vom 15, Juni 1715 (C.C.M. II, 1. 570). Kab.- 
Ord. Yom 9. December 1716 (C. CM. Yl, 2. 169). Instruktion für s&mmt- 
liehe Obflfehiiiehmer, DoiftbnNliiiier und Landieater im FOntenüiiim 
Halbentadt vom 29. Jnli 1751 (N.C.C. I, IIS). Landreater-Ordnang 
ftr die Lendrenter m der Mittehnsrk, Tn^ermark nnd PriegnitB Tom 
25. August 1755 ( N. C. C. I, 859). Lwdreuter- und Exekutionsverwalter- 
Ordnung im Herzogthun Magdeburg vom 8. Juli 1760 (N. C. C. II, 4d9X 
Circulare an alle Ilegienings- nrnl Justiz-Kollegien, dass zu Kanzleidionom. 
Botenmeistern, Landreuter-Exekutoren etc. invalide Soldatcu genommen 
werden sollen vom 20. November 17(»8 (S.C.C. IV, 5041). Circular 
vom 6. Juli 1769 (N.C.C. IV, 6183). Circular vom 8. Dezember 1780 
(N.C.C. VI, 3081). Circular vom 8. Januar 1782 (N.C.C. VII, 669). 
Gircnlar TOm 1. JoU 1782 (N.C.C. VII, 1291)| 
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(iei4. 1701. 1707), Oberhaupt auf die publicirten Edikte 
und Patente mit aller Wachsamkeit zu halten (1716), ins- 
besond^ auf die Dorchfahrang des Hau8ir>Beglements zu 
sehn, sowie die Gfite des Branntweins und Biers zweimal 
wöchentlich so^Yohl in den Kellern als in den Schenken zu 
probiren (1751); dazwischen wuide die Insinuation der 
nenen Edikte ihnen abgenommen (1646), die vielmehr hin- 
fort zur Ersparung der Kosten an die Landräthe und von 
diesen durch die Kreisboten an die Empfänger weiter be- 
fördert werden sollten. 

Im Uebrigen lässt sich nur soviel ersehn, dass die 
Landreuter Knechte hatten, die jedoch vorher von den Be- 
hörden beeidigt werden mussten, und für deren Excesse 
und Unrichtigkdten sie yerantworflich waren. Die Laad- 
reuter selbst mussten seit der Zeit nach Beendiguni: des 
siebei]jährigeu Kiieges aus iuvalideu Soldaten genommen 
werden. 
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Die Reformgesetzgebung war das ausschliessliche Werk 
des KtoigtiramB und des Beamtenthimis, das Ergebniss einer 
freien üeberieugung von der Nothwendigkeit einer Umge- 
staltung im Interesse des Staatswohls, nicht aber die Frucht 
einer volksthümlichen Bewegung; selbst der Anstoss, der von 
den Aeltesten der KOnigsberger Bflrgerscbsfl; in Bezug auf 
die Städteordnung ausginjz, wollte wenig bedeuten und bewies 
nur, dass Dasjenige, worauf es eigentlich ankam, in diesen 
Kreisen noch gar nicht verstanden wurde. 

Es bedurfte aber der Katastrophe von 1806, um jene 
Ueberzeugung zur That werden zu lassen. Unter den mass- 
gebenden Beamten des alten Staatswesens gab es sehr 
tüchtige Mftnner. Das ftusserst ungünstige Urtiieil, welches in 
den beiden Kabinets-Ordres Friedrich Wilhelra's III. vom 
23. November 1797 und vom 26. Juli 1800 über den Staats- 
dienst gefiült wurde, traf jedenfalls die hohem Stufen des- 
selben am wenigsten. Von Schrötter ist bereits die Rede ge- 
wesen. Ueber die Minister Graf Reden, v. Angern, FreiheiT v. 
der Reck, und v. Massow bat sich Vincke stets nur mit Worten 

der grössten Anerkennung ausgesprochen. Ein geradezu über- 

9* 
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schwängliches Lob hat Schön dem Minister v. Sti-uensee ge- 
spendet, den er einen Steni ei*ster Grösse, den grössten Staats- 
mann nannte, den Preussen je gehabt hätte. Und selbst 
Stein hat gerade mit jenem Grafen v. der Schulenburp- 
Kehneit, der als General-Kontroleur der Finanzen und ältester 
Staats-Minister zur Zeit der Katasti-ophe , übrigens wider 
seinen Willen an der Spitze der Geschäfte stand, denn er 
war trotz mehrfacher Abschiedsgesuche im Dienste zurück- 
gehalten, und dessen Name eigentlich nur durch ein un- 
glückliches Wort nach der Schlacht bei Jena auf die Nach- 
welt gekommen ist, stets im besten amtlichen und mensch- 
lichen Einvernehmen gestanden, hat mit ihm insbesondere 
die Organisation der westphälischen Entschädigungslande 
durchgeführt, hat auch kein Bedenken getragen, beim Ein- 
tritt in das General-Direktorium hinsichtlich der Bank und 
Seehandlung unter ihm zu dienen, sich auch in den auf die 
BeOrganisation bezüglichen Denkschriften mehrfach auf sein 
Urtheil beinifen, und ihm noch in einem spätem Schreiben 
an Beyme volle Gerechtigkeit widerfahren lassen. 

Einige unter diesen Männern waren auch von der 
Nothwendigkeit einer Reform schon damals völlig überzeugt. 
So insbesondere Struensee, der nur an der Möglichkeit der 
Durchführung zweifelte, worüber er sich ziemlich drastisch 
in folgender Weise aussprach: „Wie will man A. B. C. von 
den Missbräuchen tiberzeugen ? Das hängt von zehn antiquen 
Etats, zwanzig Registraturen, fünfzig Verfassungen, hundert 
Privilegien und unzähligen persönlichen Rücksichten ab, 
welche alle miteinander ich allein, da ich nicht Premier- 
Minister bin, und mein einzelnes Departement zu sehr mit 
der allgemeinen Schreiberei vei-flochten ist, nicht umändern 
und wegi'äumen kann. Daran wird sich auch Keiner eher 
machen, als bis ein gewaltiger Stoss von Aussen dazu 
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zwingt, oder die Verwiirun^^ im innein Geschiebe so arg 
wird, dass Keiner mehr dea Andern vei-steht, mithin alle 
die Noth fühlen, zu neuen und einfsudien Grundsätzen zu 
rekurriren. In solelien Sachen ist die Zeit der einzige Re- 
formator, aul den man warten, und von dem man, Nvenn er 
kommt, geduldig eitragen muss, ob, bei dem widerstrebenden, 
verstockten Willen und Mangel an klarer Intelligenz der 
Menschen, er sanft oder rauh reformirt." Nun ist es aller- 
dings ganz richtig, dass Stiiiensee schon seiner Charakter- 
anlage nach zum Reformator im grossen Stile nicht gemacht 
war; ein Mann, dessen Maxime darin bestand „un^estossen 
dui'cli das Gedränge der Welt zu kommen'', und der sich 
damit tröstete „einige Zeit wird die Pastete wohl noch 
halten," wOrde auch wohl bei dem gewaltigen Stoss von 
Aussen der durchgreifenden Energie entbehrt haben. 

Indessen merkwürdig bleibt es doch, dass kein £inziger 
von Denen, welche später in hervorragender Weise bei der 
Reformgesetzgebung thätig geworden sind, und welche sämmt- 
lich, allenfalls mit Ausnahme von >>iebuhr, der ei-st 1806 
eintrat, bereits zu den massgebenden Männern des alten 
Staatswesens gehört hatten, vor dem gewaltigen Stesse irgend- 
wie mit reformatorischen Plänen hervorgetreten ist. Man 
war vielmehr im Grossen und Ganzen mit den bestehenden 
Zuständen durchaus zufrieden. Insbesondere Vincke ver- 
sicherte noch in den ersten Jahren dieses Jahrhunderts, 
nachdem er England und Frankreich gründlich kennen ge- 
lernt hatte, dass man sich nirgends besser, glücklicher und 
in Wahrheit freier befinde, als in seinem preussischen Vater- 
lande, welches sich vor allen andern Ländern dem Zwecke 
der Vollkommenheit am meisten nähere. Selbst Stein ist erst 
nnter dem unmittelbaren Eindrucke der her«inahenden 
Katastrophe, in Folge der verhängnissvuUeu Wendung der 
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auswärtigen Politik, und zwar verhältnissmässig spät, nach- 
dem er sich noch im Januar 1806 gegenüber von Vincke 
beschwichtigend ausgesprochen hatte, zu dem ereten gi-ossen 
politischen Schritte seines Lebens, zur Abfassung der Denk- 
schrift über die fehlerhafte Organisation des Kabinets und 
über die Nothwendigkeit der Bildung einer Ministerial-Kon- 
ferenz (Mai 1806) bestimmt worden, in der er mit aus- 
drücklichen Worten sagt, dass er zu der Untei-suchung 
des Zustandes der Angelegenheiten dieser Monarchie erst 
durch die Gefahr, die sie bedrohe, aufgefordert worden sei. 

Die Ereignisse bedui-ften der Männer, die Männer aber 
auch der Ereignisse*^), 

Man hat das Ganze dieser Reformgesetzgebung viel- 
fach mit dem Ausdrucke der Stein-Hardenbergschen Gesetz- 
gebung bezeichnet. 

Indessen muss doch zunächst daran erinnert werden, 
dass abgesehn von den Jahren 1804—1806, wo die Ressorts 
keinerlei Berühiiingspunkte darboten, Stein und Hardenberg 
niemals gemeinsam in der obersten Staatsverwaltung gewirkt 
haben, dass es mithin kein einziges Refoimgesetz giebt, 
welches von Beiden untei-schrieben ist, für welches Beide 
die Ehre und die Verantwortlichkeit in Anspmch zu nehmen 

25) Die Kab.-Ordres vom 23. November 1797 und vom 26. Juli 
1800 bei Varnhagen , Hans v. Held S. 85 ff.; auch bei Stephan, 
Geschichte der preussischen Post S. 386 ff. Die Aeusserungen Vincke's 
bei V. Hodelschwingh , Das Leben des Ober -Präsidenten Freiherm 
v. Vincke Th. I (185:3) S. 206 , 212 , 264. Die Aeusserung Schön 8 
in dem Werke: Aus den Papieren des Ministers und Burggnifen 
von Marienburg Theodor v. Schön Th. I (1875) S. 30. Die Aeusse- 
rungen Struensee's bei SchQck, Abhandlungen der schles. Gesellsch. 
für vaterl. Kultur! bist. Abth.; ISfU. Heft 1. S. 27 ff. 40. Ueber das 
Verhältniss Stein's zum Grafen Schulenburg: Wilmanns. Der Freiherr 
V. Stein und die Organisation der ErbfÜrstenthümer Münster und Pader- 
born (Zeitschrift für preuss. Gesch. und Landeskunde Bd. X (1873) 
S. 622 ff.) 



-J 



SDE OBIKHTIBUlia. 



h&beo. Die Thatsaehen sind ja bekannt genuf?. Nach der 

ersten Entlassung Stein s im Januar 1807 blieb Hardenberg: 
bis zum Juli im Mimsterium zurück; seine damalige £nt- 
lassuDg führte zum Wiedereintritt Stein's im Oktober 1807; 
nach der zweiten Entlassung Steins im Novenil)er 1808 folgte 
bis zum Juni resp. November 1810 das Ministerium Dohna- 
Altenstein, nach dessen Entlassung dann Hardenbeig als 
Staatskanzler an die Spitze der Geschäfte trat, in welcher 
Stellung er bis zu seinem im December 1822 erlolgten 
Tode verblieb, während Stein bekanntlich niemals wieder 
in den aktiven Staatsdienst zurückgekehrt ist 

Stein und Hardenberg repräsentirteii aber ausserdem, 
ungeachtet des guten persönlichen Verhältnisses, welches 
während der Reformperiode zwischen ihnen bestand, — in- 
dem Hardenberg vorzugsweise es bewirkt hat, dass Stein im 
Oktober 1807 zurückberufen wurde, während Stein nach 
Hardenbergs Wiedereintritt heimliche Zusammenkünfte mit 
ihm hielt, und seine Projekte mehr als Andere billigte, — den- 
noch einen sehr tiefgreifenden Gegensatz in den Principien, 
der sogar in sofern, als der Eine von den Interessen und 
Lebensbedingungen der Gesammtheit, der Andere aber von 
den Rechten und Freiheiten des Individuums ausging, ein 
fundamentaler genannt werden muss. Es soll nun zwar 
keinen Augenblick verkannt werden, dass beide Gesichts^ 
punkte bei der damaligen Reformgesetzgebung ihr volles 
Recht hatten, jedenfalls aber waren die Tendenzen der 
Steinschen Gesetzgebung wesentlich andere als die der Har- 
deobergschen. Der Ausdruck Stem-Hardenbergsehe Gesetz- 
gebung lässt sich in der That nur nach der negativen Seite 
hin verwerthen, zur Bezeichnung des Geistes der Iieform- 
gesetzgebung Oberhaupt im Unterschiede von den bisherigen 
Zuständen; dagegen ist derselbe zur Bezeichnung des positiven 
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Inhalts dieser Gesetzgebung, wie sich im Einzelnen näher 
ergeben wird, wisseoschafüich werthlos. Wie übrigens be- 
reits aus diesen Andeutangen hervorgeht, steht filr die 0^ 
ganisation der Verwaltung die Steinsche Gesetzgebung weit- 
aus im Vordergrunde, während die Bedeutung der üarden- 
bergscben wesentlich auf dem socialen Gebiete liegt. 

Es beruht im Wesen jeder Reformgesetzgebung, dass sie 
in der Anwendung der neuen Principien vielfach zu weit 
geht; schon desshalb weil sich manche ungünstigen Folgen 
auch btt der um&ssendsten Erwägung nicht Toranflseln 
lassen. Die damalige Reformgesetzgebunii trägt nun aber 
noch üt)erdies die Spuren des Dranges und der EUe au sich 
Manche Uebelstände hätten sich doch vermeiden lassen, 
wenn eine gründlichere Erwägung möglich gewesen wire. 
£s ist geradezu auffallend, wie sich die Erörterungen über 
manche Fragen auf der Oberfläche halten, wie man sogar 
über manche Fundamentalfragen ohne jede Diskussion hin- * 
weggegangen ist. Darin liegt auch viel mehr als in der 
Verstimmung des hohem Altei-s die Erklärung dafür, dass 
Stein s^ter so häufig das Gegentheil von Demjenigen 
gewollt hat, was einst unter seiner Anregung zu Stande ge- 
bracht wai*; seine spätem Erwägungen zeigen häutig ganx 
klar, dass er erst jetzt dazu gelangt war, eine feste Stellung 
zu solchen Fragen einzunehmen. 

In andern Beziehnngen hat man sich auffallend eng an 
den bestehenden Zustand angeschlossen, und Eimichtungen 
beibehalten, welche, indem sie zu den veränderten Grundlagen 
nicht mehr passten, die Anwendung der neuen Gesetze ini 
höchsten Maasse erschwerten. 

Insbesondere leidet die gesammte Beformgesetzgebung 
in formaler Hinsicht an den Unvollkommenheiten der altera 
Gesetzgebuu^s-Techuik. Wie im Allgemeinen Laudvedit und 
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in der Alljremeinen Gerichtsordnung, wie in sämmtlicheu 
Verwaltungsgesetzeu des achtzehnten Jahrhunderts, so sind 
auch in den Reformgesetieni insbesondere in der Städteord- 
nung, mit den Gesetzesbestimmungen die Gesetzesmotive 
unuüttelbai' verbunden, de'n rationes decidendi sogar vielfach 
die rationes dubitandi beigefügt, und nur allzuhäufig Ver- 
heissungen Ober den zuktUiftigen Gang der Gesetzgebung ge- 
geben. Es hat auf den ersten Blick etwas ganz Ansprechen- 
des, wenn auf solche Weise ein £inblick in die innere Werk- 
statt der Gesetzgebung gewährt wird, insbesondere wenn es 
sich um Motive und Tendenzen handelt, wie sie der Ueforni- 
gesetzgebung zu Grunde gelegen liaben. Der grosse Keiz, 
den insbesondere die Stadteordnung von 1808 noch jetzt auf 
Jeden ausfibt, beruht zum Theil gerade auf dieser Form, 
die es mit sich bringt, dass die Städteordnung nicht bloss 
als ein Gesetz, sondern zugleich als eine Ansprache des 
Königs an das Volk erscheint Es war eben diese Gesetzge- 
bungsweise eine Eigenthümlichkeit des patriarchalischen Ab- 
solutismus, der beim Mangel an einer öffentlichen Diskussion 
und beim Mangel an Einrichtungen, um neue Gesetze vor- 
her am öffentlichen Bewusstsein zu erproben, sich darauf 
angewiesen sah, auf solche Weise die Bevölkerung über seine 
Tendenzen aufzuklären und die innere Zustunmung derselben 
zu gewüinen. Es bedarf aber keiner Ausfbbrung daraber, 
dass eine solche Methode dem eigentlichen Zwecke der Ge- 
setzgebung geradezu widerspricht, und dass sie in der Städte- 
ordnung um nichts mehi* berechtigt ist, als im Landrecht 
uuil in der Gerichtsordnung. 

Mit den Gesetzen der ältern Zeit tlieilen die Uefonnge- 
setze endlich auch den Mangel einer klaren Fomulirung 
all meinet* Grundsätze, die Unbestimmtheit in den einzelnen 
Aubdruckeu, eine augstliche Kasuistik uud eine Ausführiich- 
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keit, welche die Uebersicht ei*schweren , und immer neue 
Zweifel hervoiTufen. Schon Dahlmann hat von der Städte- 
ordnung gesagt, sie leide an dem Gebrechen, welches man 
gewöhnlich den Verfassungs-Urkunden vorwerfe, ihre Be- 
stimmungen seien nicht selten zu allgemein, und der Fassung 
fehle es manchmal an Schärfe. Alle diese Gesetze, ganz 
besondei-s aber gerade die Stildteordnung, machten daher 
sehr bald umfassende Deklarationen nöthig, die dann wieder 
das Verständniss ganz ausserordentlich erschwerten. Dieser 
Umstand hat auch mehr als alles Andere die einfache Ueber- 
tragung dieser Gesetze auf die neu und wiedergewonnenen 
Landestheile verhindert; von der Städteordnung lässt sich 
das aktenmilssig nachweisen. Die sämmtlichen Gesetze der 
Reformperiode sind daher umgearbeitet, und haben dadurch 
in technischer Hinsicht ganz unvergleichlich gewonnen; ins- 
besondere sind auf die Redaktion der Städteorduung von 
1831 sehr bedeutende Anstrengungen verwendet worden. 
Erst den Arbeiten des preussischen Staatsraths ist es zu 
danken, wenn die deutsche Gesetzgebung heutzutage auch in 
formaler Hinsicht auf derselben Höhe, wie die der anderen 
Kulturvölker steht. 



I. STEIN. 

A. DAS PROGIUMM. 

Programm der Stein'schen Verwaltung ist die Denk- 
schrift: „üeber die zweckmiissijje Bildung' der Obersten und der 
Provinzial- Finanz- uud Polizei-Behörden in der preussischen 
Monarchie, d. d. Nassau im Janius 1807" Dieselbe hat 
es ausschliesslich mit den Verbänden und der Ordnung der- 
selben auf den verscliiedeneu Stufen zu thun. Das Ziel ist 
ein doppeltes, es sollte einerseits eine energische Aktton, 
Einheit nnd Kraft in der Staatsverwaltung herbeigefbhrt, 
andrerseits aber dem freien Staatsbürpeilhume ein Antheil 
an der öffentlichen Verwaltung gewährt werden, nicht sowohl 
um deren materielle Leistungen dadurch zu steigern, als 
vielmehr um die verloren gegangenen Beziehungen des Staats 
zu seinen Bürgern wieder herzustellen, um in den Unter- 
thanen diejenige Hingabe an das Gemeinwesen zu wecken, 
die bei der Katastrophe von 1806 so sehr vermisst worden 
war. Die Behandlung war im Einzelnen eine ungleiche; die 
Neubildung der Centraibehörden wurde sehr eingehend, die 
der Provinzialbeliörden wesentlich nur unter dem Gesichts- 
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punkte der Selbstverwaltung besproehen, vftbrend den Städten, 

deii Kreisen, insbesondre den Landgemeinden nur küi-zere 
Bemerkungen gewidmet wurden. Die bei Gelegenheit der 
Beoiganisation der Provinzialbehdrden g^ebenen Ausf&h- 
mngen Ober die Selbstverwaltung, die niemals in solcher Aus- 
fuhi'lichkeit wiederholt worden sind, lauten folgendermasseu: 
»In die aus besoldeten Beamten bestehenden Landes- 
Eollegia driüigt sich Idcht und gewOhnlieh ein Miethlingsgeist 
ein, ein Leben in Formen und Dienstnachweisen, eine Un- 
kunde des Bezirks den man verwaltet, eine Gleichgiitigkeit, 
oft eine lächerliche Abneigung gegen denselben, eine Furcht 
vor Veränderungen und Neuerungen, die die Arbeit ver^ 
mehren, womit die besseren Mitjrlieder überladen sind, und 
der die geringhaltigeren sich entziehen. — Ist der Eigen- 
thttmer von aller Theilnahme an der Provinzial-Verwaltung 
auflgeschloesen, so bleibt das Band, das ihn an sein Vater* 
land bindet unbenutzt; die Kenntnisse welche ihm seine 
Verhältnisse zu seinen Gütern und Mitbürgern verschatien, 
unfruchtbar; seine Wünsche um Verbesserungen, die er ein- 
sieht, um Abstellung von Bfissbiäuehen, die ihn drucken, 
verhallen, oder werden unterdrückt, und seine Müsse und 
K rillte, die er dem Staat unter gewissen Bestimmungen gern 
widmen würde, werden auf Genüsse aller Art verwandt, oder 
in Mttssiggang aufgerieben. Es ist wirklich ungereimt zu 
sehen, dass der Besitzer eines Grundeigenthums oder andern 
Eigenthuins von inehi'eren Tonnen Goldes eines Eintiusses 
auf die Angelegenheiten seiner Provinz beraubt ist, die ein 
fremder des Landes unkundiger, durch Nichts mit ihm in 
Verbindung stehender Beamter oliiibenutzt besitzt. — Man 
todtet also, indem man den Ei^^enihünier von aller Theil- 
nahme an der Verwaltung entfernt, den Gemeingeist und 
den Geist der Monarchie, man nährt den UnwiUen gegen die 
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Rej?ierung, man vervielfältifjt die Beamtenstellen , und ver- 
thettert die Kosten der Verwaltung, weil man nun die Ge- 
hAlter den Bedarfhissen und dem Stand der Beamten, die 
allein von der Besoldunpr leben wollen, angemessen bestimmen 
muss. Die Ei-fabrung beweist die Richtigkeit dieser Bemer- 
kung, und wollte man z. B. die wichtigen Verrichtungen 
der Landrilihe, besoldeten Offieianten aus der Klasse der 
Nicht-Eipenthünier tibertia.'ien , so würde gewiss der den 

Landräthen anvertraute Verwaltungszweig vertheuert. 

Auch meine Diensterfahrung flberzengt mich innig und leb- 
haft von der Vorti-efflichkeit zweckmilssig gebildeter Stände, 
und ich sehe sie als ein kräftiges Mittel an, die Regierung 
durch die Kenntnisse und das Ansehen aller gebildeten 
Klassen zu verstftrken, sie alle durch Ueberzeugung , Theil- 
nahme und Mitwirkung bei den Nationalangelegenheiten an 
den Staat zu knüpfen, den KrAften der Nation eine freie 
Thätigkeit und eine Richtung auf das Gemeinnützige zu 
geben, sie vom müssigen sinnlichen Genuss, oder von leeren 
Himgespinnsten der Metaphysik, oder von Veilolgung bloss 
eigennfltsiger Zwecke abzulenken, und ein gut gebildetes 
Organ der öffentlichen Meinung zu erhalten, die man jetzt 
aus Aeusserungen einzelner Männer oder einzelner Gesell- 
schaften vergeblich zu errathen bemüht ist.'* 

„Hat man sieh von dieser Wahilieit überzeugt, dass die 
Theilnahme der Eigenthümer an der Pro vinzial- Verwaltung 
von den wohlthätigsten Folgen sei, so muss man nun seine 
Aufinerksamkeit richten auf die Bestimmung der Geschäfte, 
die ihnen übertragen werden sollen, und auf die Form der 
Organisation sowohl der Kommunal- als der Provinzial-Be- 

hürden. Ersparnng an Verwaltungskosten ist aber 

der weniger bedeutende Gewinn, der eriialten wird durch die 
vorgeschlagene Theilnahme der Eigentbümer an der Provin- 



Digitized by Google 



142 ZWEITES ABSCHNITT. DIE XlNNEB Um) DIE IDEEN DEB BBFOBH. 

zial-Verwaltun^, sondern weit wichtiger ist die Belebong des 

Gemein-Geistes und Bttrgersinns, die Benutzung der schlafen- 
den oder falsch geleiteten Kräfte, und der zerstreut liegenden 
Kenntnisse, der Einkiang zwischen dem Geist der Nation, 
ihren Ansichten und Bedttrfoissen, und denen der Staats- 
beliöiilen, die Wiederbelebung der Gefühle für Vaterland, 
Selbstständigkeit und N&tional-£hre. — Der Formenkram 
und Dienst-Mechanismus in den Kollegien wird durch Auf- 
nahme von Menschen aus dem Gewirr des praktischen 
Lebens zertrümmert, und an seine Stelle tritt ein lebendiger 
fest strebender schaffender Geist, und ein aus der Fülle der 
Natur genommener Reichthum von Ansichten und Gefühlen. — 
Es wird aber so wenig an einer hinlänglichen Zahl geschäfts- 
fähiger Männer in der Klasse der Eigenthünier fehlen, als 
dass die Regierung Ursache hat« durch ihre Zuziehung f&Lr * 
die Erhaltung der innem Ruhe besorgt zu sein. Die Anzahl 
der gebildeten und verständigen Männer ist in allen Klassen 
der Einwohner in den alten Provinzen des preussischen 
Staates so gross, dass es an geschaftsfiihigen mit praktischen 
Kenntnissen ausgerOsteten Männern, die mit Eifdg dem ihnen 
angewiesenen Geschilfts-Kreise vorstehen werden, nicht fehlen 
kann'\ 

An diesem Grundgedanken seiner innem Politik hat 
Stein f&r alle Zeit unyerbrfichHeh festgehalten, und densdben 

kaum jemals prägnanter ausgesprochen, als zwanzig Jahre 
später in einem Bnefe an den Laudrath Hout in Kreuznach 
vom 6. März 1828: „Was Erziehungsanstalten für die Jugend, 
das ist Theilnahme an den staatlichen Angelegenheiten für 
den Aeltern; er wird genöthigt, seine Aufmerksamkeit und 
Thätigkeit von dem Persönlichen auf das Gemeinnützige zu 
wenden, er handelt unter der Au&icht der Oeffentlichkeit; 
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eigennOtzige Absichtlichkeit und baare Eitelkeit worden von 

den Umstehenden bald entdeckt und ^jewürdigt" ^'). 

Dagegen lag die Befreiung des Individuums, namentlich 
in wirthsehaftlicher Hinsieht von jeher ausseihalb der Rieh- 
tnng, in der die Reformideen Stein's sich bewegten. Insbe* 
sondere die Nassauer Denkschrift enthält davon kein Wort 

Wohl hatte auch Stein sich mit Adam Smith eingehend 
besehältigt, und wohl wirkten diese Lehren auf ihn ein; 
schrieb er doch im Januar 1806 an Vincke, er habe sich 
im ganzen voiigen Jahre durch Smith in seiner Finanzpolitik 
leiten lassen; das Edikt vom 9. Oktober 1807 wollte nach 
den Einganjisworten „Alles entfernen, was den Einzelnen 
seither gehindert habe, den Wohlstand zu erlangen, den er 
nach dem Mass seiner Kräfte zu erreichen &hig ist*'; die Ge- 
sehfifts-Instmktion fdr die Regierungen vom 26. December 
1808, die doch unter Stein's Ministerium nahezu vollendet 
war, insbesondere die Paragraphen 34 und 50 enthielten das 
Freihandelssystem in einer für ein Gesetz befremdenden 
doktrinären Fassung; vollends das politische Testament kann 
hinsichtlich einzelner Stelleu geradezu als das Programm 
einer individualistischen Staatsanffassung bezeichnet werden. 

Indessen, was zunächst das Verhältniss zu Smith betrifft^ 
so hat sich Stein schon im Winter 1809 10 in Brünn aus- 
führlich mit der Widerlegung desselben befasst^^); er spricht 
sich namentlich fhr die Beibehaltung von Fidelkommissen 
trotz des Edikts vom 9. Oktober 1807 aus, er sucht auszu- 
führen, dass das Merkantilsystem sich selbst nach den Smith - 
sehen Grundsätzen rechtfertigen lasse und erklärt sich für 
den Schutz der inländischen Produktion. Das ganze System 
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widersprach eben dem innersteD Wesen seiner Staatsanffas- 
sung. Es zeigt sich das nirgends klarer als in seinem Wider- 
stande gegen die Gewerbeireiheit, in welchem er sich w&hrend 
seines ganzen Lebens stets gleich geblieben ist» deren eigent- 
licher Gnind aber in dem Briefwechsel mit Knnth an»- 
f Uhrlich entwickelt wird *^). Ihm ist der Staat kein Verein 
znr Henrorbringung nnd Verarbeitung roher Produkte, keine 
landwirthschaftMche nnd Fabrikenverbindnng, sondern sein 
Zweck ist, religiöse, moralische, geistige und körperliche 
Entwicklung. Stein übernimmt daher die Vertheidigung der 
Zünfte nicht als technologischer Anstalten, es ist ihm viel- 
mehr ganz gleichgiltig, ob durch Zünfte mehr oder weniger 
Schuhe, Wagen u. s. w. erzeugt werden; worauf es ihm allein 
ankommt, ist, dass aus den Zünften, die durch gemeinschaft- 
liches Interesse, Lebensweise, Erziehung, Meisterehre und 
Tugendzncht gebunden sind, besser als aus topographischen 
Stadtvierteln, wo Nachbar mit Nach])ar, selbst Hausbewohner 
mit Hausbewohner in keiner Verbindung steht, das Bürger- 
thum erblühe, der Gemeingeist sich stärke. Er erblickte 
nicht wie Schön in allen Menschen, sofern sie nnr gleich 
viel produzirten, gleich werthige (1 rossen; und wenn Schon 
Nichts dagegen hatte, dass die Schwächeren von den Stärkern 
verdrSngt würden, so verlangte Stein dagegen staatliche 
Massregeln für die Eonservimng des grossen und des kleinen 
Gnindbesitzes. 

Ausserdem ist dann schon von Koscher darauf hinge- 
wiesen dass der § 50 der Begierungs-Instruktion weiter 
gehe, als St^n*s persönliche Ansicht; bd der Fassung der 



29) Pertz VI, 185. 

30) Roscher, Geschichte der National-Oekonomik in Deutschland, 
München 1874. S. 728. 
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Regienmgs-InstraktioD, wie bei der des Edikts yom 9. Ok- 
tober 1807, und lies sog. politischen Testaments sind nielir 
(iie Mitarbeiter iStein's, als dieser selbst zu Worte gekommen; 
insbesondere hinsiehtlieh der Regienings-Instruktion wird 
sich im weitem Verlaufe de)* Darstellung noch ergeben, dass 
dieselbe der Beurtheilung Stein's niemals vorgelegen hat; 
das £dikt und das Testament sind allerdings von ihm gut- 
geheissen, das Testament jedoch erst nach langem Bedenken 
und lialb wider Willen-, es ist in- der That Schön, der aus " 
demselben redet. 

B. DIE DURCHFÜHRUNG DES PROGRAMiMS UND DIE 

' MITARBEITER. 

Hinsichtlich der Durchführung dieses Programms fällt 
vor Allem schwer ins Gewicht^ dass die Wirksamkeit Stein's 
nur etwas ttber ein Jahr vom 4. Oktober 1807 bis 24. No- 
vember 1808 gedauert hat. Und die erste grössere Hüllte 
dieser Zeit ist sogar fttr die Organisations-Gesetzgebung 
Tollig unfruchtbar geblieben; selbst von gesetzgeberischen 
Vorarbeiten gehören derselben nur das kurze Steinsche Pro- 
memoria vom 15. Oktober und der sehr wichtige, in der 
Hauptsache von Altenstein verfasste Bericht aber die oberste 
Leitung der Geschäfte nebst dem vorläufigen Oi*ganisations- 
Plane d. d. Memel, 23. November 1807 an-^^J. im Uebrigen 
beschäftigte sich Stein bis tief in den Sommer 1808 mit 
finanziellen und auswärtigen Angelegenheiten, insbesondere 
mit der Abzahlung der französischen Kontribution; er ver- 
weilte sogar ein volles Vierte^ahi*, von 29. Februar bis 31. Mai, 
im Verkehr mit den französischen Maehthabem in Berlin, 



31) Peru II, 81; 642, 648 ff. 
Ernat Meier, fi«forau 
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entfernt von dem damaligen Mittelpunkt der Geschäfte. 
Alles was unter Steins Mitwirkung auf dem Gebiete der 
Gesetzgebung geschaffen worden ist, drikngt sich in die Mo- 
nate Juni bis Novembei-, yorzugsweise soßrar in die Monate 
September bis November, zusammen, in die Zeit nach der 
Veröffentlichung des Steinschen Brieüs im Moniteui* und 
während der Verhandlungen Ober die Entlassung. 

Dabei war Stein die grosse intellektuelle und moralische 
Kraft, welche die Gemüther zu durchdringen und fortzu- 
reissen, fremde Talente zu beseelen und zu leiten wusste. 
In diesem Sinne hat Kiebuhr, was gerade in seinem Munde 
sehr schwer wie^, das Wort auf ihn angewendet: Du bist 
Petrus, und auf diesen Stein will ich meine trche bauen 
Stein hat gei-adezu Alles geschaffen, was während seines 
Ministeriums zu Stande kam; er ist der Urheber dieser Ge- 
setzgebung gewesen, sofern man nur nicht die Urheberschaft 
in dem ganz äusserlichen Sinne autiasst, wonach derjenige 
als der Urheber eines Gesetzes erscheint, der die Feder da- 
bei geHOhrl hat 

Stein hat sogar selbst die Hand an's Werk gelegt; 
indessen bezieht sich diese persönliche Thätigkeit doch 
wesentlich auf die Reorganisation der Central- und Pro- 
vinzialbehorden, vorzugsweise der erstem. Diese Dinge 
lagen ihm doch am nächsten, es machten sich dabei zum 
Theil die persönlichsten Erfahrungen geltend; es kam auch 
in der That, und gerade im Interesse einer wirksamen Selbstr 
Verwaltung, zunächst darauf an, diese Obei^ und Mittelbe- 
hörden in einer Weise heraustellen, dass sie ihren Aufgaben 
nach allen Seiten gewaclisen waren. Wenn er dagegen an 
der Ausarbeitung der Städteordnung und der Kreis- und 



i32) V. Kooke, Hardenberg, iV, 12ti; Schön, Papiere U, 
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Polizei-Verfossung des platten Landes sehr wenig unmittel- 
baren Antheil genoiiiineii hat, so erklärt sich das doch nicht 
bloss aus seiner sonstigen überhäuften Geschäftsthätigkeit; 
es liegt etwas Richtiges in dem von Adam Müller in der Vor- 
stellung des Generals von der Marwitz gebrauchten Ausdrucke, 
Stein sei ein grosser Skizzirer gewesen, stärker im Kntwuii, 
als in der Ausführung. Die Urtheile der Nächststehenden 
kommen ungefähr auf dasselbe heraus ; ^Stein," sagt Vin'cke, 
„fasste die Sachen grossartig auf, nahm von dem Detail 
wenig Notiz, und übersah die Schwierigkeiten, welche dieses 
mit sich brachte, selbst wenn sie unüberwindlich gewesen 
wären, er verlangte die Ausführung ohne sich darum zu 
kümmern wie^'. Friedrich v. ßaumer aber fasste sein Urtheil 
dahin zusammen: „Ihn erfreute es, das Kühne am Tage 
einer administrativen Schlacht siegreich durchzufechten, 
aber jahrelang täglich entstehende Schwierigkeiten wegzu- 
räumen, sagte seinem kräftige Geiste nicht zu 

Insbesondere ist die persönliche Thätigkeit Sterns beim 
Zustandekommen der Städteonlnung eine verhältnissinässig 
geringe gewesen; sie reducirt sich auf wenige Worte in der 
Kassauer Denkschrift und in dem Sehreiben an Schrötter 
Tom 27. Juni, in denen die zu losende Aufgabe noch nicht 
einmal im ganzen Umfange formulirt war, auf die ausführ- 
lichem Bemerkungen zu dem Freyschen Auüsatze vom 17. Juli, 
auf die kurzen Notizen auf einem Viertelbogen und auf die 
Theilnahme an der General-Konferenz vom l'J. Oktober. Die 
Ansichten stimmen in diesen vei'schiedenen Kundgebungen 
nicht einmal mit einander überein, weichen vielmehr zum 



8:5) Dorow, Denkschriften und Uriefe III 217; Klose Leben 

Hardenlterg's (18r,l) S. i'.OOff. v. Bodelschwingh, b. IIU. Friedrich 
V. Kauiocr, Lübeuäerinueruugeu Th. i (löGl) S. 149. 
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Tlieil , . wie hinsichtlich des Bürgerrechts in aulTallender 
Weise von einander ab. Auch sind diese Aosichtea keines* 
wQgs sftmmtlicb in die Städteordnung aufgenommen worden ; 
insbesondere wäre nach Steins Meinung von der Betheiligung 
unbesoldeter Ehrenämter ein umfassenderer Gebrauch zu 
machen gewesen. 

Unter diesen Umständen gewinnt doch die Frage naeh 
den Mitarbeitern ein höheres Interesse als sonst Sie hätten 
zwar ohne Stein alle insgesammt nicht viel zu Stande ge- 
bracht, aber Stein auch nicht viel ohne sie. 

1. VINCKE. 

Er stand Stein persönlich am nächsten. Er hatte schon 
in jungen Jahren seme Beamtenlaufbahn als Landrath des 
Mindenschen Kreises unter ihm begonnen, war dann auf seine 
Kinpfehlung Präsident der ostfriesischen Kammer zu Aurich 
und zuletzt sein Nachfolger im Präsidium der Kammern zu 
Monster und Hamm geworden. Er beÜBmd sieh jetzt in Folge 
der Katastrophe von 1806 ausser Üienst, hatte vom Mai bis 
August 1807 seinen zweiten Aufenthalt in England {genommen, 
— der erste Aufenthalt hatte im Jahre 1800 stattgefunden — 
und traf am 6. März 1808 in Berlin mit Stein zusammen, 
der ihn zur Unterstützung bei Bearbeitung der Kegenerations- 
Projekte aufgefordert hatte. Er arbeitete nunmehr in den 
nächsten Monaten eine Reihe von Gutachten aus, die er am 
8. August mit einem Generalbericht an Stein absandte. Er 
wurde dann alsbald zur aktiven Mitarbeit nach Königsberg 
beruleu; eiue solche sollte jedoch nicht statttinden; beide 
Männer trafen nur zuAUig am 9. December nach der Ab- 
reise Steinas von Königsberg an der Grenze zusammen. 

Was nun die Vinckeschen Gutachten im Einzelnen be- 
tritt, so ist der Uauptbericht an Stein vom 8. August bei 
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Bodelschwingh voUstandifr mitgetheilt ; derselbe führt den 
Titel; «Zweck und Mittel der preussischen Staatsverwaltung'' 
und b^andelt nachdnander die Organisation der innem Ver- 
waltung, das Militärwesen, das Abgabensystem, die GeweAe- 
verhaltnisse, das Kommunalwesen, das Kirchen wesen , und 
die Publizität Die Hauptsache sind indessen die vier Anlagen 
desBeriehts: Ueber die Organisation der UnterbehOrden zu- 
nächst für die Polizeiverwaltung vom 4. Juni 1808; — über 
die Oiganisation der Unterbebörden fUr die Finanzverwal- 
tung vom 14. Juni 1808; — über die Organisation der Unter- 
behörden für die Kommunalvei waltung, ohne Datum; — über 
die Militärverwaltung. Bei Bodelschwingh sind alle diese 
Gutachten nur auszugsweise mitgetheilt, indem die Konzepte 
nur zum Theil vorgelegen hatten, wfthrend die Reinschriften 
weder in Stein's Nachlass noch in den Berliner Archiven zu 
finden gewesen waren; sie finden sich jedoch mit Ausnahme 
des Gutachtens Ober die Militärverwaltung, in den betreffen- 
den Akten des Ministenums des Innern. Diesen Gutachten 
schliessen sich noch einige andere an, insbesondere ein Auf- 
satz Aber die koUegialische Form der Finanz- und Polizei- 
verwaltung vom 9. April 1808, das Votum Uber die Organi- 
sation des Polizei Wesens vom 19. März 18üU, und das 
Promemoria betreffend die Gemeindeverfassung auf dem 
Lande vom 25. März 1809, die gleichfiüls in den Akten 
vollständig vorliegen; sie sollen nach einer Angabe von 
Bodelschwingh mit einem Bericht vom 30. September 1808 
an Stein abersandt sein, was indessen mit der Datirung der 
betreffenden Stücke in Widerspruch steht'*). 



34) V. Bodelschwingh I, 137 flF. 352. 359. 412. 442; die Gutachten 
876 ff. Die Giitacliten finden sich in Acta gen. betr. die Organisation 
der Pronnzinl-roii/ei- und l'inanz-Behörden Vol. I, und in Acta gen. 
betr. die Organiäatiün der Kreis- Verwaltungs und Polizei- Behörden des 
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Fragt man nun nach dem Inhalte dieser Gntaditen, ro 

war Vincke längst von seiner frühern Begeistemng für 
Adam Smith zurückgekommen. Der wiederholte Aufenthalt 
in England, und die Anschauung der dortigen thatsächliehen 
Zustände waren weit entfernt gewesen, ihn in der üeber- 
zeupung von der Wahrheit dieser Theorien zu bestärken, 
hatten ihn vielmehr die nur relative Richti^^keit des Systems 
gelehrt Demgemass sehlug er in xlem Begleitungsberichte 
vom 8. August 1808 s. 6. vor, das Minimum eines landlichen Be- 
sitzes auf eine Grundfläche, für welche mindestens zwei Stall- 
pferde erforderlich seien, zu bestimmen, denn auf allen 
bäuerlichen Nahrungen unter diesem Maass wären die Be- 
sitzer weder Fisch noch Fleisch, sich selbst zur Last, für 
den Staat von geringem Werth, immer im Zustande der 
Künunerlichkeit. Und aui der Fusswanderung, die er nach 
der Vollradung jener Gutachten unternahm, schrieb er im 
Hhiblick auf die Agi-arverhältnisse des Eichsfisldes: ,,Wer 
sich für den schönen theoretisclien Satz todt schlagen lässt, 
dass der Staat Alles sich selbst Überlassen solle, der kann 
hier Belehrung finden; bei einem Gesetz, welches das Ifini- 
mum eines Aekergutes bestimmte, welches ungethdlt bleiben 
muss, würde die Kultur ganz anders vorgeschritten sein/ In 



platten Landei Vd. I; and iwar das Gntaditeii Ober die Organistlioii 
der ünterbebftrden ftr die Pollsei-yenndtang yoib 4. Juni 1806, sowie 

das über die Organisation der UnterbehOrden f&r die Finanz-Verwaltung 
tom 14. Juni 1808 in beiden Akten, in den einen im Original, in dm 
andern abschriftlich; das Gutachten über die Organisation der Unter- 
behörden für die Kominunal-Verwaltunc, ohne Datum, sowie das über 
die kulle^nalische l''orin der Finanz- und i'olizei-Verwaltung vom 1>. April 
ISOb bloss in den erstem ; endlich das Votum über die Organisation des 
Polizeiwesens vom 19. März 1809 sowie das Promemoria über die Ge- 
meinde-VeHiueiiiig anf dem platten Lande ▼on 25.' M&n 1809 bloes in 
den letstem. 
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demselben Berichte erklärte er sich zwar für eine sorgföltige 

Revision des gesammten Zunftwesens, die aber zerstörend 
nur dann sein solle, wenn mit Verbesserungeu nicht auszu- 
reichen sei Gegen die Aufhebung der Zünfte hat er als 
Regierungspräsident zu Potsdam am 20. Januar 1810 ein 
ausführliciies Votum ausgearbeitet, als die grosse Mehrheit 
des Kollegiums sich, in Uebereinstimmmig mit der ausgespro- 
chenen Ansicht des Ministeriums, für die Aufhebung erklärt 
hatte. In demselben heisst es: „Ich lasse der Theorie iliren 
Werth, sie muss den Staatswirth überall leiten, ihm muss 
das Ideal des Vollkommensten deutlich vor Augen sein, aber 
bei der Anwendung muss er mit grosser . Vorsicht verfahren, 
nie den einzelnen Gegeustand isolirt von allen übrigen 
bürgerlichen Einrichtungen denken''; er bekennt geradezu, 
dass ihm das Zunftwesen schon wegen seiner unleugbaren Ver- 
dienste um die Konsolidation der Stiidte und um die Bildung 
des Mittelstandes in denselben, welcher die Wiege aller 
Kultur gewesen sei, höchst achtbar und ehrwürdig erscheine. 
Auch für gewisse liautlülsbeschrilnkungen zu Gunsten der in- 
ländischen Gewerbsamkeit sprach er sich aus, indem ihm 
das innexe Gewerbe wichtiger war, als aller auswärtige Handel. 

Die Hauptbedeutung der Vinckeschen Gutachten beruhete 
jedoch auf den Voi-schlägen fiU- die Veiivaltungs-Organisation. 
Er stellte dabei als semen Ausgangspunkt die Idee an die 
Spitze, die brittische Verwaltung des Innern, welche er 
bemüht gewesen sei, in einem besondem Aufsatze näher 
darzustellen — es ist die später von ^iebuhr veröüentlichte 
mustergiltige Abhandlung gemeint — „auf preussischen 
Boden, Sitten und Verfassung zu übertragen, soweit solche 
aui" diese anwendbar gemacht werden kann, und wo es nicht 
sogleich in allen wünschensweithen Stücken geschehn mag, 
wenigstens für die Folge vorzubereiten*^ 
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Indessen ist doch der praktische Erfolg dieser Gutaditflo 
nur ein yerh&ltnissmässig geringer gewesen. Das lag nmi 

z\var zunächst daran, dass gerade die Reorganisation des 
platten Landes, fUi* welche da» englische Vorbild am meiste 
in Betracht kam, nicht zum Abschlüsse gelangte; indessei 
wirkte dabei doch ausserdem auch der Umstand mit, dass die 
schwere Aufgabe, fremde Eininchtungen /ür einheimische Ver- 
hältnisse anwendbar zu gestalten, nicht genOgend gelöst war. 

Vincke selbst war sich der Unmaassgebliehkelt seiner 
Voi"schlii.i:e selir wohl bewnsst; er erwartete gar nicht, dass 
Vieles von dem, was ihm als das Beste erscheine, von der 
höhem entscheideAden Behörde dafhr anerkannt werden 
würde, da seine Ansichten von den gewöhnlichen allzusehr 
abwichen; aber nützlich bleibe es immerhin, vei-schiedene 
Ansichten darzustellen, um dadurch eine reifere Prüfong n 
veranlassen, und ihm gew&hre es das süsseste Vergnügen, 
seine dem thätigen Geschäftsleben jetzt noch entzogene Zeit 
80 nützlich zu verwenden für den Staat, dessen Wiederbe- 
• grOndung der Inbegriff aUer seiner Wünsche sei, dessen 
Wiederhei-stellung das deutsche Vaterland und die ganze 
Menschheit so wesentlich interessire ^^). 

Ueberhaupt lag die Stärke der Vinckesehen Begabang, 
wie sich später noch mehr herausstellmi sollte, nicht sowohl 
auf der Seite der Gesetzgebung, als auf der der Vei*waltung. 
Und wenn Vincke einmal von Stein gesagt hat, er sei noch 
besser zum Minister als zum Priisidenten geeignet, so gflt 
genau das Umgekehrte von Vincke. 



35) V. Bodelschwingh S. 354. 
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2. DAS OSTPREÜSSISCHE PROVINZUL- 
DEPARTEMKM. 

Dasselbe war nicht bloss an äusserem ünifaii? insbeson- 
dere durch den Verlust von Neuostprenssen bedeutend ein- 
gflsehrilnkt, sondern hatte auch angehört eine Gentraibehörde 
lusein, nachdem seit dem Juli 1808 alle Generalien der innern 
Verwaltung aul' das sog. General-Departement übergegangen, 
varen; ee war sogar bereits zum gänzlichen Untergänge be- 
itnmot, da b« der umfassenden Reorganisation alle Provin- 
zial-Departeinents auf^relöst werden sollten. Aber gerade in 
diesen letzten Monaten ist seitens dieses Provinzial-Departe- 
nents eine Thätigkeit entwickelt worden wie nie zuvor. 
Fast alle damaligen Organisationsgesetze haben Mer ihren 
Ursprung p:ehabt, indem die aiitiinjrliche Absicht ziemlich 
regelmässig dahin ging, sie zunächst nur für die Provinz 
hcfDSBen in^s Leben treten zu lassen. Fast alle diese Gesetze 
imd dann aber auch hier im Wesentlichen fertig gestellt, 
insbesondere die Verordnung wegen der rrovin/.ial-Polizei- 
und Finanz-Behörden sowie die Städteordnung , an denen 
in den spätem Stadien nur wenig geändert worden ist. Hier 
aod dann insbesondere auch jene tiefgreifenden Entwürfe 
wegen der Umgestaltung der Verfassung des platten Landes 
gefertigt worden, denen die Vollendung nicht beschieden 
wir. Es ist eine geradezu staunenswerthe Thätigkeit, die 
sieh hier in wenigen Monaten zusammendrängt und fast aus- 
schliesslich auf zwei oder drei überaus leistungsfähigen Miiuneru 
Ustete. 

Unter diesen kommt zunächst der Chef des Departe- 
ments, der bereits bei der Organisation Keuostpreussens 

hervorgetretene Minister ireiherr v. Schrötter in Betracht. 
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Dei^selbe hatte einst als jranz junger Oftizier den sieben- 
jährigen Krieg mitgemacht, war später als M^jor und Oberst- 
lieutenant Assessor Mm Ober-KrieRS-Kolleginm gewesen, war 
dann im Jahre 1790 zam yertragenden Rath beim General- 
Direktoiium, 1791 zum Oberpräsidenten der preussischen 
Kammern, endlich 1795 zum Minister des Provinzial-De- 
partements von Altpreossen und Neuostpreussen berufen, so 
dass er seitdem zu den Mitgliedern des Gfeneral-Direktoriums 
•gehörte. Einige der zwischen ihm und Stein in Bezug auf 
die Organisationsgesetzgebung gewechselten Schreiben sind be- 
reits durch Portz bekannt geworden. Seine ganze Bedeutung 
Iftsst sich jedoch nur aus den Akten erkennen, und ist deshalb 
bisher nicht genügend ge\s1irdigt worden. Es wird sich das 
im Einzelnen demnächst näher ergeben. An dieser Stelle sei 
nur noch henrorgehoben, dass SchrOtter stets seine Selbst- 
ständigkeit zu wahren wusste, und dass er mit dem offensten 
Sinne lür die grossen Grundsiitze der Reformgesetzgebiing 
eine ganz ausserordentliche Geschäftskenntniss und das fein- 
ste YerstBndniss für die Durchführbarkeit der neuen Ideen 
verband. Mit der Vollendung der Reoi-ganisation der Central- 
und Provinzialbehörden, welche die Auflösung des Provinzial- 
Departements zur Folge hatte, zog er sich, nicht ohne 
Wehmuth, aus dem Staatsdienste zurück, indem er auf 
ein theilnehmendes Schreiben Schönas am 13. December 
erwiederte: „Das Scheiden von Leib und Seele — und in 
ehier ähnlichen Verbindung stand der Dienst und mein 
Gtemttth — muss, wenn das Scheiden nicht etwa eben durch 
einen Manismus bewirkt wird, eine gewisse Unbeliaglii bkeit 
geben von der wie ich glaube selbst Sokrates nicht frei ge- 
wesen. Und diesei* wusste und erkannte in seinem Innern 
gewiss Ebenso gut als ich, dass einige Stunden nach dem 
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geleerten Becher es mit ihm weit besser als vorher stehen 
werde ^**)''. 

Die Hauptmitarbeiter SehrOtters waren Friese und 
WDckens. Vor Allem der Erstere. Er war der Sohn 

eines westpreussischeu Generalpächtei-s, war 179U als Aus- 
kultator bei der Regierung (Justiz-Kollegium) in Marien- 
werder angetreten, wurde 1798 zum Justiz-Komroissarius und 
Notar, gleichzeitig? zum Assistenzi ath bei der Kriegs- und 
Domänen-Kammer zu Marienwerder und 1796 zum Kiiegs- 
und Dom&nenrath und Justiljar bei dieser Behörde ernannt; 
Schrötter hatte ihn dann 1805 als vortragenden Rath in das 
ostpreussische Depailement des General-Direktoriums nach 
Berlin berufen; in dieser Stellung befiEmd er sich nunmehr 
in Ktaigsberg. Seine Arbeitskralt ist eine ganz eminente. 
Aus seiner Feder stammt das Publicandum hinsichtlicb der 
Centraibehörden, die Verordnung über die Regierungen, die 
Gesehäfts-Instniktion für die R^erungen, vor Allem die 
Entwürfe hinsichtlich der Reorganisation des platten Landes, 
daneben noch Manches auf die Städteordnung Bezügliches. 
Bei Auflösung des Departements als Staatsrath in das Mi- 
nisterinm des Innern berufen, setzte er dort seine ge- 
setzgeberische Thätigkeit fort, um 1814 zum Direktor in 
diesem Ministerium aufzusteigen, ohne indessen als solcher 
in wirkliehe Thätigkeit zu treten, da er schon 1813 als 
Mitglied des Yerwaltungsitiths fangirt hatte und in den 



86) ▼. Baciko, Denksehrift auf Friedrich Leopold ReidiBfreiheini 
Schrdtter etc. Königsberg 1815; es heisst am Schlüsse : «er wollte gleich 

den Memoiren von Sully die Geschichte seiner Dienstzeit liefern, wovon 
er bereits seinem Jugendfreunde, Kriegsrath Scheffiier, einige Bogen in 
der Handschrift mittheilte ; die Arbeit gerieth seitdem in's ^tocken und 
ist wuhrscheinlich nicht weiter fortgeseUt*^. v. Schön, Papiere 1 (An- 
lagen) S. 81. 



156 ZWEITES ABöCHKlTT. PIE MANNEU UND DIE IDEEN DEB REFOUM. 

Jahren 1814 bis 1817 bei der Friedensvollziehunps-Konimib- 
sion in Dresden arbeitete. Er wurde dann 1817 Staatssekre- 
tär, gleichzeitig Vorsitzender der Ober-Examiiuition8*Komiiii&> 
sion für den höheren Verwaltungsdienst und Prftsident der 
Bank; er starli in dieser Stellung im Alter von 06 Jahi-en 
am 4. Januar 1837^*). 

Ueber Wilckens, dessen Thfttigkeit während dieser Zeit 
gleichfalls eine unverwüstliche war und der insbesondere der 
Koncipient der Stjidteordmnvü: gewesen ist, insofeni der Kun- 
&titutioDs-£ntwm*f vom 9. September offenbar von ihm her- 
rtthrt, hat sich etwas Genaueres nicht ermitteln lassen. Er 
scheint später, Anfangs als vortragender Rath, dann als 
Direktor im Finanzministenum an^zestellt ^zewesen zu sein. 

Wenn dann neben Friese und Wilckeus häufig auch noch 
Morgenbesser erwähnt wird, und zwar mit besonderer Vor> 



37) Nekrolog Friese's von .T. G. Hoflfmann, zuerst anonym in der 
Staatszeitiing vom 8. u. 9. Februar 18S7, dann in dem Naclilass kleiner 
Schritteu, Berlin 1Ö47. S. QbüS. llinsichtlicli dcsseibeu äussert sich 
Pertz II, 618 tolgeodennaatai: «EiB An&ili hi der preassischen Staats- 
leitong vom Jahre 1887 neont als einen der ▼ORfigüdiBteD ffilftaibeiter 
SchrOtten den frohen Staitssekrettr und Chef der Bank, damaligen 
Geb. Kriegs- und Domlnen-Ratli Friese; wie wdt diese Angabe begrOndet^ 
wieviel insbesondere ron der Bearbeitung der EinzeUiheiten jener Ge- 
S^xe ihm zugefallen sei, rouss bei der Einseitigkeit jener Darstellung 
anentschieden bleiben; soviel ist klar, dass der untei^eordnete Arbeiter 
nur die ilim ertlieilton Auftr;ige ausgeführt, aber sowenig die Verant- 
wortlichkeit als das ganze Verdienst jener Gesetze in Anspruch nehmen 
kann". l>araut ist Folgendes zu erwiedern. Zunächst konnte Tertz im 
Jahre 1850, also nadi der Pablikttion des NacUasses kleiner SchfiAen, 
ftgBch wissen, dnss der Verftsser des Artikels kdn Geringerer war, 
als der berOhmte Direktor des Statistisdien BOreani, einer der treuesten 
Anhänger Stein's; ansserdem ist der Hoffmann'sche Artikel so massToll 
wie möglich, so dass der Vorwurf der Einseitigkeit geradezu sinnlos er- 
scheint: es ist insbesondere nirgends behauptet, dass Friese, „das ganze 
Verdienst jener Gesetze in Anspruch nehme"; endlich handelt es sich 
bei der Herstellung^ organischer Gesetze niemals „um untergeordnete 
Arbeiter' , weiche „ertheilte Auftrjige ausfiihren". 
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liebe von Pertz, so ist es richtig, dass ihm die Eingänge 
mit zugeschrieben wurden und dass er die Konzepte mit 
gezeichnet bat Aber von irgend einer wirklichen Mitarbeit 
findet sich keine Spur; das Einzige, was Oberhaupt aus 
seiner Feder stammt, sind ein Paar Bemerkungen zur Städte- 
ordnung, die er in grösster Eile, nach seiner eignen Angabe 
über Mittag, auf das Papier geworfen hat Wahrend jene 
beiden Andern mit Gesetzgebungsfragen befasst waren, 
scheint er die laufende Verwaltung des Departements ge- 
führt zu haben. 

8. DAS GENERAL-DEPARTEMENT UND DIE 

GENERAL-KONFEUENZ. 

Bei seiner Ankunft im Oktol)er 1807 hatte Stein als 
oberste Centraibehörde jene Immediat-Kommissiou vorgefun- 
den, welche aus Klewitz, Altensteiu, Schon, Staegemann und 
Niebuhr bestand und welche insbesondere auch das Edikt 
vom 9. Oktober 1807 ausgearbeitet hat. Eret nach Stein's 
Rückkehr von Berlin wurde auf Grund seines Berichts vom 
7. Juni 1808 der Plan zu einer interimistischen verbesserten 
Einrichtung des Geschäftsganges unterm 25. Juli \om Könige 
genehmigt An die Stelle der damals aufgelösten Immediat- 
Kommission trat zunächst ein General- Finanz- und Polizei- 
Departement oder General-Departement, welches unter Stein's 
Vorsitz Alles zu bearbeiten hatte, was sich auf die Verwal- 
tung des Inneni und der Finanzen bezog, sodass nur die 
auswärtigen Angelegenheiten, das Militärwesen und die 
Rechtspflege von dem Geschäftskreise dieses Departements 
ausgeschlossen blieben. Neben dem General-Departement 
mirde aber noch eine General-Konferenz errichtet, die in 
Gemässheit der Vorschrift für den Geschäftsgang bei den 
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gemeioscbaftUchen Arbeiten der Obensteu-Staats-Verwaltungs- 
Behörden Yom 25. August 1808, wiederum unter Steinas 
Vorsitö, aus den Mitgliedern des General-Departements, am 
den Chefs der verschiedensten Centialliehörden und dv> ost- 
preussischen Pravinzial-Departements bestehen sollte, wobei 
übrigens noch ein üntersehied gemacht wurde zwischen den- 
jenigen Mitgliedern, welche regelmässig und denjenigen 
welche nur ausnalunsweise an den wöchentlichen Sitzungen 
theilzunebmen hatten. Vor diese General-Konferenz gehörten 
nun insbesondere die im Provinzial-Departement ausgearbei- 
teten, vom General-Departement begutachteten Entwürfe zu 
den Ürganisations-Gesetzen um dieselben der königlichen 
Sanktion zu unterbreiten. Und zwar war die Geschäfts- 
behandlung bei diesen Gesetzgebungssachen die, dass Stein 
aus den Rathen des General-Departements einen oder mehrere 
Referenten eruaunte, deren schrittliehe \'ota dann unter den 
Mitgliedern der General-Konferenz in der Kegel drkulirten, 
wobei es Jedem Überlassen blieb neue Vota beizuftlgen. 
In den Sitzungen der Genend-Konferenz erfolgte dann noch- 
maliger Vortrag, Berathung und Abstimmung, in der Weise, 
dass der älteste Rath des General-Departements als Staats- 
sekretär die Konkhisa der General-Konferenz beglaubigte and 
in's Protokoll-Buch eintrug ^®). 

38) Pertz II, 117 ff., 128 f ; v. Ranke, Hardenberg III. 517. v. Basse- 
witz, Die Kuminrk Brandenbnrjj Mährend der Zeit vom 22. Oktol)or 18C>6 
bis zum Ende des .lalirs 1808. P.d. I (1851) S. 466 ff. Stein selbst 
äussert .sich in einem Hrieto an Beyme vorn 2. Januar 1809 (bei v, IJasse- 
witz a. a 0. S. G31) hinsichtlich der General-Konferenz lolgendermassen: 
„Hier wurden die Entwürfe zu den Gesetzen als St&dteordnuog eta durch- 
gegangen, geprüft, die Diskiusionen von Herrn t. Klewits in ein Proto- 
koUboch gebracht, und sodann kam die Sache an den König". — Es 
ist sehr schade, dass der Minister t. Klewits den Plan eine nOeschicbte 
der königlich preu.>vsi?clien kombinirten Immodiat-Kommission, des Gene- 
ral- Finanz- und Polizei -Departements und der General - Konferenz, 
Memel und Königsberg 1807 u. 1808" «i schreiben, als ersten Tbeil der 
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Die Räthe des General-Departements, denen die Arbeiten 

der Be^jutachtunjj; und des ^'ol•trags ziemlich regelmässig 
übertragen wurden, waren Altenstein und Schön, die beide 
Totältnissmassig jung durch Bestallungen yom 5. Deeember 
1800, Altenstein 29, Schön 28 Jahre alt als Räthe in das 
General-Direktorium gelangt waren. 

Schön hat als Mitglied der Immediat-kommission zu dem 
Zustandekommen des Edikts vom 9. Oktober 1807 energisch 
mitgewirkt, und sich dadurch ein Verdienst erworben, welches 
viel allgemeiner und viel rückhaltsloser anerkannt werden 
vttrde, wenn er nicht selbst durch die masslosen Ueber- 
treibungen dieses seines Verdienstes eine unbefangene Wür- 
digung so sehr erschwert hätte. FUr die Verwaltungs-Organi- 
sation hat er aber, wie sich schon aus seinen «Papieren'' und 
mit noch viel grösserer Deutlichkeit aus den Akten ergiebt, 
während des Steinscheu Ministeriums Nichts weiter beige- 
tragen als einige abgerissene Bemerkungen; das Ausführlichste 
ist noch das Votum vom 14. November 1808 zu dem 
Schröttei-schen Plane über die Verfassung des platten Landes. 
In etwas stärkei-em Maasse ist er zwar bei der Harden- 
beigschen Verordnung Ober die veränderte Verfassung der 
obersten Staatsbehörden vom 27. Oktober 1810 betheiligt 
geweseu, indessen war doch auch diese Mitwirkung, wie sich 
später genauer ergeben wird, in der Wirklichkeit eine viel 
geringere, als nach der Meinung, die er sich selbst darüber 
gebildet hatte und die er in Umlauf setzte. Dieser geringe 
Antbeil an der Organisationsgesetzgebung ist auch für Schön, 
der wirkliches Interesse nur für die strikte Durchführung 
der Prinzipien der Smithschen Volkswirthscfiaftslehre und 
des Kantscheu Naturrecbts hatte, und zugleich ein duich 

in Aassiebt genommenen ;,Staat8wirth8Ghaftliefaen Beiträge" nicht ausge- 
ildirt hat Schön, Papiere I (Anlagen) S. 63. n 181. 
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und durch Uieoretischer Geist war, im hohen Grade bezeich- 
nend. Vor keinen logischen Konseqnenzen zurttckschreckend 

und ohne durch irgend eine gemüthliche Kegung oder durch 
irgend eine liücksicbt auf das geschichtlich Gewordene dabei 
behindert zu sem, wftre Schön sehr wohl im Stande gewesen. 
Jenen Lehrsätzen zu Liebe, mit dem bestehenden Zustande 
tabula rasa zu niarlien. Aber er war nach der ganzen Anlapre 
seines Geistes eben nur im Stande einzureissen, nicht auch 
aufiEubauen. Insofern entsprach doch sein Selbstbewusstsein 
seinen positiven Leistungen nicht Derselbe Mann, der bei 
Stein und Hardenberg die Idee des Staates „unausgel)ildet" 
fand und der davon überzeugt war, dass die ganze Generation« 
aus der Stein hervorgegangen, erst zu Grunde gehen müsse, 
wenn es besser werden solle, hat weder für die Reorganisa- 
tion der Central- und Provinzialbehörden noch für die Städte- 
ordnung noch fUr die Entwürfe zur Reorganisation des 
platten Landes irgend etwas Nennenswerthes geleistet Es 
war doch im Gefühl dieses Mangels, wenn er sich so früh 
von der Staatsleitung ganz zurückzog, indem er schon |ira 
April 1809, nachdem er kurze Zeit als Geheimer Staatsrath 
im Ministerium des Innern gearbeitet hatte» als Regierungs- 
präsident nach Gumbinnen ging; und wenn er auch im 
folgenden Jalire der Versuchung unter Hardenberg als Mi- 
nister einzutreten mit Erfolg widerstand; es waren in der 
That nicht Mehiungsverschiedenheiten, an denen die da- 
maligen Verhandlungen hauptsächlich scheitei-ten , obgleich 
solche allerdings mitgewirkt haben. Schön hat während 
seines ganzen Lebens — noch im Jahre 1848 sollte sich das 
wieder herausstellen — zu jenen problematischen Naturen 
gehöi-t, von denen Goethe sagt, dass sie keiner Situation 
gewachsen sind und dass keine ihnen genug thut 

Sehr viel bedeutender war die Betheiligung Alten- 
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Steinas. In einer ungednickten, aberaus umfangi'eieheii Denk- 

Rchrift, „Ueber die Leitung des preussischen Staats, d. d. Riga 
11. September IbO/"*^^), hatte er sich bereits als einen 
ttberzeugten Anhänger Steinscher Ideen gezeigt. In der 
Tfaat befriedigen diese in breiter und bilderreicher Sprache 
voigetragenen Eiörterungen eigentlich nur da, wo der Ver- 
&88er, wie das wiederholt geschieht, ausdiilcklich angiebt, 
dasB er seine Ideen dem Minister von Stein verdanke; die 
übrigen Ausführungen sind zwar durchweg vom besten Geiste 
beseelt, halten sich aber mit einer gewissen Absichtlichkeit 
in der Sphäre theoretischer Allgemeinheiten, und wissen jede 
Anknüpfung an konkrete Verhältnisse so ängstlich zu ver- 
meiden, dass sie an die Verhältnisse des wirklichen Staats 
meist gar nicht heranreichen. In der engsten Verbindung 
mit Stein hat aber Altenstein eine sehr erhebliche Thätig- 
keit entwickelt : es wird kaum einen Anderengegeben haben, 
der so sehr im Steioschen Geiste zu arbeiten verstand, und 
der so wenig Eigenes hinznthat; er hat insbesondere den 
vorläufigen Organisations-Plan vom 23. November 1807 aus- 
gearbeitet, die Steinschen Schreiben an Schrötter vom 27. Juni 
mid vom 25. August 1808 abgefasst und sowohl im General- 
Departement als auch in der General-Konferenz die auf die 
Vollendung der Reorganisation der Regierungen und der 
Stadteordnung bezüglichen, zum Theil freilich nur formellen 
Arbeiten besorgt. 

39) Die Altenstein'sche Denkschrift, Ueber die Leitung des prou- 
sischen Staat« an Seine des Herrn Staatsministers Freilierrn v. Harden- 
berg Excellenz 1807 (die Vorerinnerung d. d. Riga. 11. September 1807) be- 
findet sich im Geheimen Staats-Archiv als „(ie.schenk Seiner Kaiserlichen 
Hoheit des Kronprinzen vom 8. Marz 1862". Die Denkschrift hildet 
einen starken Band von 440 ziemlich eng beschriebenen ungebrochenen 
Folioseiten. 



Sra«t Meier, Befonn. 11 
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Als stein am 24. November 1806 toh der Staats- 
leitung zurücktrat, das zweite Mal in noch nicht zwei Jahren 
und diesmal ffir immer, so folgte nun jenes Ministerium sehr 
wohlmeinender und sehr ehrenhafter Männer, von denen die 
hervorragendsten, Altenstein und Graf Dohna, sich in spä- 
terer Zeit grosse Verdienste erworben haben, dieser bei der 
Erhebung der Provinz Preussen 1813, jener bei der Ver- 
waltung des Kultusministeriums seit 1817, denen aber gerade 
das fehlte, was Stein zum grossen Staatsmanne gemacht 
hatte und was flberhaiqit den grossen Staatsmann .a» 
macht, der feste unbeu^me Wille. 

Altenstein hatte das Finanz-Ministeiium übernommen, 
und stand schon deshalb nicht in erster Reihe. 

Der Minister des Innern, Graf Dohna, wie Altenstein 
noch in den dreissigen stehend, war nach der gewöhnlichen Ver- 
waltungslaufbahn als Referendar und Kriegs- und Dom&nen- 
rath, 1798 dureh SchrOtter als vortragender Rath in^s General- 
Direktorium bei-ufen, und 1801 zum Kammerdirektor, 1807 
zum Kammeipräsidenten in Marien werder ernannt worden. 

Er war von den besten Gesinnungen eines yeraOnf- 
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tigen Fortschritts beseelt, er war insbesondere ein eif- 
riger Anhänger englischer und ein entschiedener Feind 
tozöeisch - wes^hälischer Maricbtungeii; er war zudem 
ansBerst fldssig, ja sogar nur allzusehr, denn je weniger er 
ober einen festen Entschluss zu gebieten hatte, desto mehr 
suchte er einen solchen dadurch hinauszuschieben, dass er 
von aSleu Seiten Pläne, Gutachten und Nachrichten ein- 
Merte, bis diese Voraibeiten zu solchen AktenstOssen 
herangewachsen waren, dass die Bewältigung derselben da- 
mals wie heute an sich schon einen gewissen Entschluss er- 
forderte. Dohna selbst war übrigens in der Sichtang dieses 
Materials nnermOdHch, er hat nicht nur die von seinen 
Rathen bearbeiteten Entwürfe ausführlich beuilheilt, wie 
z. B. den Yon Borsche vorgelegten Kntwurf vom Juni 1810, 
sondern es war ihm auch kaum einer der zahlreichen Pläne, 
die yon PriYatpersonen eingereicht wurden, unbedeutend 
genug um ihn nicht mit Bemerkungen zu versehen. Aber 
Vincke hatte offenbar Recht, wenn er am 20. Januar 
1809 in sein Tagebuch schrieb: »Abends im Vortrag bei 
Dohna leeres Stroh gedroschen, es ist ein so guter reiner 
Mann, aber Schade dass es ihm ganz an Pintschluss und 
Selbständigkeit fehlt; man bleibt immer auf demselben Fleck 
mit ihm und ich verzweifle fast irgend Etwas zu beendigen; 
es fehlt sehr an einem Alles belebenden anregenden Geiste 
von angeborener Autorität, man wird so nicht weiter ge- 
langen.'' Und damit stimmt auch die Meinung Friedrichs 
Raumer Töllig Oberein, der gleichfalls aus der genauesten 
persönlichen Kenntnfss urtheilte: „Der Minister Dohna, welcher 
an der Spitze des Ministeriums für das Innere stand, war ein 
Mann von der grössten Redlichkeit, von dem edelsten, besten 
WiOen, aber dennoch nicht gedgnet, in den damaligen höchst 
sehwierigen Verhältnissen wahrhaft zu leiten und zu herrschen. 
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Er verkam in Nebendingen, war iiiclit im Stande .grosse An- 
sichten in sich aufzunehmen und gründliche Yerbesseiiingen 
2tt wagen. Er war in ewigen Bedenken und Zweifeln be- 
fangen und sprach mit Ergötzen yon den schönen Vorarbeiten 
in den dicken Akten; allein während seiner ganzen Ver- 
waltungszeit kam keine einzige grosse Massregel zum Vor- 
schein. Weil er alles anfs beste machen wollte, that er 
nicht einmal das Nothwendige, nnd man konnte bei ihm 
füglich Napoleon's Aust^prucli anwenden: „Le meilleur est 
Tennemi du bien!" Von allen Seiten hörte Dohna (z. B. 
aber die Mängel der Kommunal- und st&ndischen Ver&8sung> 
klagen, sodass er zuletzt mitklagte nnd von Verbessern* 
sprach; obgleich er nicht einsah, was eigentlirh fehle und 
wie oder wo zu bessern sei. Sieben Pläne lagen damber 
schon in den Akten veigraben; gegen alle hatte der. Mini- 
ster grosse Bedenken, er meinte, man komme In dem Masse 
der Wahrheit näher, als man Meinunjjon aufstaple. Deshalb 
berief er den Präsidenten Borsche aus Stargard; dieser sollte, 
als ehemaliger königlich westphälischer Pnifekt, einen Plan 
zur Einführung der Gensdarmerie entwerfen und das achte 
Gutachten über ständische und Kommunal Verfassung abgeben. 
Das letzte fiel wieder nicht nach Dohna's Wunsch aus, auch war 
es in der That viel zu französisch und wes^hfilisch abgefiisst. 
Er ersuchte mich, ihm hierüber auch meine Gedanken mit- 
zutheilen, was fjewiss auch nicht zum Ziel geführt hätte/' 
Nur Voigt als Biograph weicht ab, indem er den 
merkwürdigen Satz zu Stande bringt: ,,Schrötter sah 
überhaupt, dass Graf Dohna mehr zum handelnden als zum 
spekulirendeu Mann geeignet sei'': um dann die allgemeine 
Meinung über Dohna in vollstem Maasse zu bestätigen, wenn 
er fortfährt: „Als Rath stellte er fast alle denkbaren Mei- 
nungen und Vorschläge zur Hand, allein aus Delikatesse 
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Hees er uicht selten das was zu thun war, anheim- 
gestellt*' ^0). 

Dohna selbst fühlte das UngenOgende seiner Kififte 

durchaus wie er denn in dem Immediat-Benchte vom 6. Juli 
1810 die Hoffnung aussprach, dass der Kmv^ mehr auf sei neu 
treuen £ifer, als auf den £rfolg rttcksicbtlich der Dieust- 
fkkhning zu sehen die Gnade haben werde. Er hat trotzdem, 
nachdem Hardenberg im Juni 1810 als Staatskanzler an die 
Spitze der Geschälte getreten war, die Leitung des Miai- 
steriums des Innern noch eine Zeitlang fortgeführt; erst am 
3. November 1810 erhielt er seine Entlassung, indem nun- 
mehr Hardenberg neben dem !• iuanzministerium auch noch 
das des Innern übernahm. 



40) T. Boddicbwiogb S. 871 ; Banaier, Lebenserinneniogeo, Th. I 
(1861) S. III. Voigt, das Leben des kOnigUch prenssisdieii Staats- 
oinisters BViedrieh Ferdinand Aleiander Graf sn Dohna- Scblobitten. 
Upsig 1838. 



ni. HAHDENBEßG 



Wie Stein in der Nassauer Denkschrift vom Juni 1807, 
80 hatte Hardenberg etwas sp&ter wä]irend des Aufenthalts 

in Riga, gleichfalls nach erfolgtem Austritt aus dem Dienste, 
in einer Denkschrift: „Ueber die Reoiiiani.^ation des j)reus- 
siscben Staats'', die am 12. September 1807 zum Abscbluss 
gelangt war, ein umfassendes Programm aufgestellt 



41) Auszüge aus dor Hardenberg'scben I>enkschnft waren schon 
liei Klose, Leben Ilardenberg's S. 222—231 veröffentlicht, und zwar aul 
Grund von Aufzeichnungen, welche sich Varnbageu in» Februar lb20 ge- 
maebt bitte, als ihm dieselbe von Hirdenberg Tertmilieh nitgeHidlt war ; 
die MittbeUong hatte lom Beweise dienen soUen, dass er« Hardenbeigf be- 
reits gewirkt babe, ebe Stein angefangen^ ein Beweis, der dnrdi die Denk- 
schrift sebon desshalb nicht erbracht werden konnte, weil die Stein'sche 
Denkschrift doch immerhin ein Vierteljahr älter ist, als dieHardenberg'scbe; 
ganz abgesehn davon, dass es sich damals nur um Pläne, nicht schon um 
deren Ausführung handelte; das Schreiben Ilardenberg's an Varnhagen ist 
sehr überflüssigerweise dem Klose'srhcn Buche als Facsiraile beigefügt; 
Varnhagen verfehlte naturlich nicht, die Sache sofort vertraulich weiterzu- 
verbreiteu ; vgl. Varnhagen, Blätter aus der preussischen Geschichte I, 75. 
Im ganzen Umfimge ist nonmebr die Denkschrift bei ?. Ranke, Denk- 
wOrdigkeiten dee Staatskanders Forsten t. Hardenberg Bd. 17 (1877) 
im Anbange mitgetheüt; sie nimmt dort etwa 100 Seiten ein. Vorher 
hatte schon v. Bassewitz a.a.O. I, 4'):') darauf hingewiesen, dass sich 
dieselbe in den Akten des Scblossarchivs befinde. Es ist übrigens nicht 
ganz klar, ob die Altenstein'scbe oder die Hardenberg'sche Denkschrift 
Stein bei seinem Promcmoria vom 1"». Oktober 1^07 vorgelegen habe; Stein 
selbst spricht nur vom „Vorschlage des Herrn Geheimen Finanzraths 
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Diese Hardenber^r'sche Denkschrift beruht zum Theil auf 
einei* AbhandluDg >Iiebuhrs Uber die staatlicheii GeldiDsUtute 
und das Staatsseholdenwesen, in der Hauptsache aber auf 
der bereits mehrfach erwähnten Altenstein'schen Denkschrift. 

Diese letztere hat bei der Ausarbeitung auch hinsicht- 
lich der Auorduung der Materien zu Grunde gelegen, 
indem nnr Terfa&ltniflsmAssig selten Abweichungen in der 
Disposition, z. B. in den Abschnitten über Militär- und Fi- 
nanzwesen stattgefunden haben; die Fassung ist in der 
Hardenberg'schen Ueberarbeitung bald Iftnger, bald kürzer; 
ein durchgehender Vorzug: derselben ist bei alier Breite der 
theoretischen Erörterungen die Richtung auf das Konkrete. 

Es ist das jedenfalls eine der grossartigsten Staats- 
schriften, die jemals preschrieben worden sind; sie verbreitet 
sich Uber die auswärtigen Verhältnisse, über die Grund- 
verfiftssung des Innern, Uber das Milit&rwesen, tkher die innere 
Polizei, über das Finanzwesen, über die Religion, über das 
Justizwesen, über die Geschäftspflege; sie berücksichtigt in 
< gleicher Weise die allgemeinsten Grundlagen der politischen 
Organisation wie die speziellsten Details. 

Hardenberg steht dabei ganz und voll auf dem Stand- 
punkte des modernen Liberalismus; für ihn unterliegt es ' 
gar keinem Zweifel, dass das oberste Princip der Staats- 
leitung das sein mfisse, die Ideen der französischen Revolu- 
tion auf Preussen zu Obertragen; durch Festhalten am Alten 
bekämpfe man dieselben nicht, sondern befördere sie viel- 

Altenstem", PerCs weist dagegen tof die Aiteit hin, welche Harden- 
beig, mit AlteoBtdn's tmd Kiebnhr's Znziefanog entworfen habe, er Iden- 
tifidrt offenbar die beiden Denkschriften; bei der grossen üeberein- 
stimmong derselben kime auf die Frage nicht viel an, es ergiebt 

sich indessen aus dem nähern Inhalt des Promemoria in Vergletchung 
mit beiden Denkschriften, dass wirklich nur die AUenstein'sche gemeint 
war. 
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mehr; die Gewalt dieser Grundsätze sei so gross, dass der 
Staat, der sie nicht annehme, entweder seinem Unteiigange 
oder der erzwungenen Annahme dei-selben entgegengehe. Es 
handelte sich also, wie Hardenber^^ wörtlich satzt. um eine 
Revolution im ^uten Sinne, um eine Jüevolutiou von oben, 
welche nicht durch gewaltsame Impulsionen, sondern durch 
die Weisheit der Regierung die Veredelung der Menschheit 
fördere. Die angemessenste Form für den gegenwärtigen 
Zeittreist seien demokratische Giiindsätze in einer monar- 
chischen Regierung, w&hrend man die reine Demokratie dem 
Jahre 2440 Qherlassen müsse, wenn sie anders je für Men- 
schen gemacht sei. Eine Regierung iial)e in Harmonie mit 
dem Zeitgeiste und dem Weltplane der Voi'sehung zu ver- 
fahren, und dürfe ja nicht zurQckschrecken vor dem, was 
der Zeitgeist als Hauptgmndsatx fordere, vor möglichster 
Freiheit und Gleichheit. 

Hardenberg trägt auch gar kein Bedenken, die äusser- 
sten Konsequenzen solcher Grundsätse selbst auf einem Ge- 
biete zu ziehen, wo die Anwendung derselben am allerbe- 
denklichsten sein würde, auf dem des Heerwesens : und zwar 
ohne dabei irgendwie gedeckt zu sein durch Unkenutniss 
militärischer Verhältnisse, denn er entwickelt vielmehr eine 
staunenswerthe Sachkenntniss und hat in mancher Hinsicht 
der Entwicklung des Heerwesens his auf unsere Tage die 
Wege gewiesen; Rauke behauptet sogar, es sei ihm eine 
militärische Stellung zugedacht gewesen. Es erscheint dann 
doppelt auffallend, wenn er in Uebereinsthnmung mit Alten- 
stein die Wahl der Unterofhciere durch die Soldaten, die 
Wahl der Ofüciere des ersten Grades durch die Unteroffi- 
dere vertheidigt und hinsichtlich der Freiwilligen-Korps die 
Besetzung aller Offieierstellen mit Einschluss der Chefo dieser 
Korps durch Wahl vuruehuien lassen will. 
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Und demselben Liberalismus huldigt er auch auf dem 
wirthscbaftlichen Gebiete; „man beherzige'', heisst es, „vor 
allen Dingen das laisses faire, was ein Deputirter der Kauf- 
mannseliaft Colbert als 'sein Gutachten sagte, als dieser 
ein solches von ihm forderte" ; wenn nur die Hindemisse der 
wirthschafüicben Entwicklung beseitigt würden, so werde 
Alles gnt fortschreiten. Ueberall bildet für ihn die natür- 
liclie Freiheit des Individuums den Ausgangspunkt. Daher 
das Verlangen nach Mobilisirung des Grundbesitzes, nach 
Gewerbefreiheit und Handelsfreiheit Alle Staatskondi^en 
von Einsicht seien gegen Friedrich den Grossen völlig einig, 
dass möglichst wenig Ein- und Ausfuhrverbote erlassen werden 
mttsstqp. Daher die ftusserste Einschränkung des Staats in 
Besttg auf wirthschafUiche Unternehmungen; „die Bank- und 
Seehandlung haben als Handelsinstitute dem Staate keinen 
Yortbeil gebracht, sondern geschadet'' ; ein Theil der Forsten 
mfisse verkauft werden, wdl ihr Ertrag meist sehr gering 
sei; Post und Bergwerke sollten zwar staatsseitig betrieben 
werden, doch habe dabei die polizeiliche Rücksicht die finan- 
zielle zu aberwiegen. Nur hinsichtlich der Erziehung und 
des Unterrichts dflrfiB ein Zwang eintreten, damit der Mensch 
nicht unerzogen bleibe. Ausserdem sei ein Staats(Kriegs)- 
Schatz gerechtfertigt, weil die Existenz des Staats davon 
abhftngen könne, und zwar zu einem Betrage, um mittelst 
desselben mindestens ein Jahr lang den Krieg zu führen; 
das Geld könne inzwischen der Bank gegeben werden. 

. Die Organisationsfirage ist verhältnissmässig karzer be- 
handelt, und zwar in vorzugsweise engem Anschluss an die 
Altenstein'schen Ausführungen. In Uebereinstimmung mit 
Altenstein sprach sich Hardenberg insbesondere schon damals 
ihr einen Premierminister mitder Amtsbezeichnung eines Staats- 
kanzlers aus, empfahl er die Einsetzung von Oberpräsidenten 
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oder Civilgouverneurs, mit der Bestimmung, die Einheit 
zwischen den verschiedenen verwaltenden Behörden zu er- 
halten, die Kontrole des Geschäftsgangs zvl führen und die 
Ausführung In denjenigen Fallen sn bewirken, wo besondere 
Schnelligkeit und Eile erforderlich sei, adoptirt er auch die 
Altenstein'sche Idee, fiir Berlin einen besonderen Oberpr&si- 
denten zn bestellen, weil das Interesse dieser grossen 
Hauptstadt ganz versehieden von dem der Provinz wü and 
besondere Fürsorge sowie besondere Administrationsgrund- 
sätze erfordere^ erklärte er sieh endlich auch für eine Bethei- 
ligong Ton Repräsentanten der Nation an der Geschäfts- 
führung der Verwaltungs-Kammem. 

Ueberhaupt war Hardenberg der Idee der Selbstver- 
waltung keineswegs principiell entgegen, nur steht sie bei 
ihm längst nicht in der Weise im Vordergrande der innem 
Politik wie bei Stein. Sehr bedeutungsvoll für spfttei^e 
Maassnahmen ist das, was er über die Kreisbehörden sagt: 
„Ob es nun richtig sei, die Kreisbehörden bloss aus Ge- 
wählten von den Kommunitäten bestehen, und sie umsonst 
dienen zu lassen, daiiiber bin ich sehr zweifelhaft Mir 
scheint es besser einen besoldeten, ganz qualificirten und 
vom Staate bleibend angestellten Kreisvorsteher zu haben, 
bei dessen Anstellung der Stand nicht in Betracht käme, 
bei dem aber zwei gewählte Repräsentanten ohne Sold mit 
Konsultativstimme und dem Rechte, Verfügungen, die ihnen 
nicht zweckmässig schienen, bis zur Entscheidung der oberen 
Behörden au£rahalten, angestellt würden.** „Die Idee, die 
Kreisvorsteher und unteren Polizeibeaniten mit der Volks- 
bewaiihung in Verbindung zu setzen, habe ich für Franken 
selbst gehabt^ und finde sie sehr zweckmässig/* Die Patri- 
monialgerichtsbarkeit soll zwar angehoben, die gutsherrfiehe 
Polizeigewalt aber beibehalten werden. „Die Abschatfung der 
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Piitrimonial-Genchtsverwaltungen", heisst es, „besonders in 
KhminalfäileD würde ich ebenfalls für sehr nützlich halten, 
nir rnuss der Gntsbesitzer die Mittel behalten, seine Bauern, 
Arbeiter nnd Gerinde ohne Weitlftnfigkeit nnd Kosten zurEr- 
füllun^r ihrer Pflicht anzuhalten, und so wenig jenen das Gehör 
and das Recht vei'sagt werden soll, so wenig daif der Gutsherr 
TW der WiUkür des vielleieht entfernten Biehters hierunter 
abhängig gemacht werdoi.** Es war das einer der Punkte, 
welche im Jahre 1810 die Verhandlungen mit Schön scheiteni 
heiuen; üai-denberg sagte damals, er selbst würde die Ueber- 
trigong der poUzdlichen Gewalt an einen Anderen, wie man 
ifai aneh bezeichnen möge, nicht dulden k(tainen. Er hatte auch 
(!er Piitterschaft des Fürstenthums Bayreuth die Patrimonial- 
imd Polizeigewalt belassen, w&hrend die Gesammtorganisation 
demdben im Wesentlichen auf das Kreditwesen beschränkt 
wurde'*). Gans kurz sind die Bemerkungen über die Ge- 
meindeverfassungen ; „bei den Kommunitäten," heisst es, 
«führen die Repräsentanten die Verwaltung allein, sie be- 
itehea bloss aus GewlUdten; die Unterbehörden werden 
fliBfach, dem Zweck angemessen angeordnet, und auch mit 
dem Volke in nahe Verbindung gebracht/* 

Es ergiebt sich daraus, dass wahrend es bei Stern merk- 
würdig ist, wie sehr er auf seine Zeit gewirkt hat, obgleich er 
den massgebend sten Bestre])un^^en derselben fremd, ja feind- 
lich ge^ienüber stand, Hardenberg dagegen volli^r ein Kind 
disBer Zeit war, erfüllt von den Tendenzen, welche damals 
die Wdt beherrschten. 

Gleich den meisten andern Staatsmännem jener Epoche, 
gleich Wilhelm von Humboldt, Altenstein und Schön, deren 
staatswissenschaftliche Theorien so ausgeprägt individualistisch 
waieii, dass es ihnen theoretisch schwer wurde, eine staat- 

42) V. Schön, Papiere I, 64. — C. t. XI, 415ff. 
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liehe FOrsorpe für das Gesammtwohl, die Idee der Verwal- 
tung überhaupt anzuerkennen, fragte auch Hardenberg 
zaerst danach, wie sich der Einzelne und dessen nächstes 
Wohl zu dieser oder jener Massregel verhalte, übenengt, 
dass die Triebkraft der freien Konkurrenz hinreichen vserde, 
das Gesammtwohl zu fördern. 

Die Hauptbedeutung der Hardenberg'schen Gesetzgebung 
liegt daher auf dem wirthsehaftlichen Gebiete. Was derselben 
für alle Zeiten den Stempel aufgedruckt hat, das sind jene 
socialen Gesetze, welche wie die beiden Gewerbe-Edikte, wie 
das Landeskultur^ und das Regulirungs-Edikt die Befreiung 
der Individuen von wirthsehaftlichen Schranken herbeigeführt, 
Jedem die fi-eieste Disposition über seine Kräfte und über 
sein Eigenthum gegeben haben. 

Dagegen hat eine wesentliche Förderung der Organisa- 
tions-Gesetzgebung während der Jahre 1810/1812 überhaupt 
nicht stattgefunden. Die wenigen Ge^ietze dieser Art aber, 
welche damals zum Abschlüsse gebracht worden sind, wie die 
Verordnung über die veränderte Verfassung aller obersten 
Staatsbehörden vom 27. Oktober 1810, und in noch höbeim 
Maasse das sog. Gendai-meiie-Edikt vom 30. Juli 1812, haben 
ebenso wie die auf eine Umgestaltung der Regierungen ge- 
richteten Pläne jener Zeit nicht sowohl eine Ausbreitung 
der Selbstverwaltung, als vielmehr, dem Geiste der in der 
Denkschrift entwickelten Staatsautfassung ganz entspi*echend, 
ja dieselbe zum Theil noch überbietend, die Einführung der 
französisch-westphälischen Büreaukratie und Präfektur zum 
Zwecke gehabt. 

Die pei*sönliche Thätigkeit Hardenberg's ist dabei grösser 
gewesen, als man bisher vielfach angenommen hat; ausser- 
ordentlich häufig trifft man in den Akten auf die Züge seiner 
Handschrift. 
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Zur UntersttttKung bei seinen Arbeiten hatte er sich 
ein eigenes BOrean gebildet, welches aus v. Raumer, Be- 

guelin, V. Bülow, Jordan, Gruner, Scharnweber und v. Hippel 
bestand, und für welches ein Geschäfts-Keglement vom 
12. December 1811 ezistirt Der hervoiTajrendste unter 
diesen Mitarbeitern war fUr das Gebiet der Gesetz«iebung 
ohne Frage JScbarnweber. Seine Arbeitskraft ist eine ei'staun- 
liehe. In ganz systematischer Weise verbreiten sich Berne 
zahlreichen Denkschriften, von denen jede ein stattliches 
Heft bildet, über alle Gebiete des Staatslebens; es fehlt zwar 
auch in diesen Arbeiten nicht an Erörterungen über Wesen 
und Aulgaben des Staats; was sie aber im Gegensatz zu 
andern so lehrreich macht, das ist die Klarheit und Folge- 
richtigkeit der Darstellung, der praktische Sinn und gesunde 
Menschenverstand, die umfassende Geschäftskenntniss. Scbara- 
Webers politische Anschannngen sind genan die Hardenberg- 
sehen; auch er ist durch und durch tiberal, namentlich auf 
dem wirthschaftlichen Gebiete; er hat flir die Verhältnisse 
des grundbesitzenden Adels weder Verständniss, noch Sym- 
pathie, und hält eben desshalb nidit viel von Selbstverwaltung; 
er wenigstens würde sie nicht eingeführt haben ; gegen die 
Uepräsentativ- Verfassung sofern sie sich auf Theilnabme der 
Repräsentanten an der Gesetzgebung beschränkt, hat er da- 
gegen nicht viel einzuwenden. Schaniweber ist nicht bloss 
der Verfasser der agrarischen Gesetze gewesen, wie bisher 
schon bekannt war, sondern auch des Geudaiinerie-Kdikts, 
wie sich nunmehr herausgestellt hat £s war natürlich, dass 
ihn vorzugsweise die Abneigung des Generals v. d. Marwitz traf. 
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I. DAS STAATS-MIMSTERIUM, DER STAATS- 
RATH UND DAS KABINET. 



1. DIE VERORDNUNG BETREFFEND DIE 

VERÄNDERTE VERFASSUNG DER OBERSTEN VER- 
WALTUNGSBEHÖRDEN IN DER PREÜSSISCHEN 
MONARCHIE VOM 24. NOVEBIBER 1808. 

Stein hatte bereits in der Denksehrift Yom Mai 1806 

verlangt, dass eine unmittelbare Verbindung zwischen dem 
Könige und den obersten Staatsbeamten wieder hergestellt 
werde, dass demgem&ss die zur höchsten Entscheidung 
gehörigen Angelegenheiten von den an der Spitze der 
einzelnen Verwaltuugszweige stehenden Ministern vor dem 
versaimnelten Staatsrathe in Gegenwart des Königs zum Vor- 
trage zu bringen seien, und dass endlich die Ausfeitigung der 
im Staatsrathe getroffenen königlichen Entscheidungen durch 
die vom Vortrage ausgeschlossenen Kabinetsräthe zu er- 
folgen habe. 

In dem Schreiben an den König yom Noyember 1806 
wurde diese Forderung einer Reakti^irung des Staatsraths 

„in der Form, wie durch ihn alle Grundeinrichtungen ema- 
nirten, wodurch der preussische Staat seine bewunderte, Ton 
Grösseren oft beneidete, von Schwächeren oft gefttrchtete 
Grösse gewann**, wurde eine gesetzliche Vereinigung der 

Brist Heier, Beform. 12 
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Minister „zum unmittell»iiien Vortrag und zu gemeinschaft- 
licher Pitlfuug der für jedes Fach der Verwaltung zu sank- 
tionirenden Gnindsfttze" eindringlich wiederholt; „denn yer- 
einzelt jeder anf sein Depai-tement beschrftnkt, yermOgen 
die Minister nicht die Kraft aufzubieten und zu benutzen, 
und zwischen Ew. Majestät und sich sehen sie eine Gewalt 
ohne angewiesenen Beiiif, ohne Responsabilit&t, in alles ein- 
gi'eifend und nichts leitend*'. 

Auf denselben Grundsätzen beruhte auch der aus ge- 
meinsamer Berathung Stein s, Hardenberg s und KUchers her- 
vorgegangene, dem Könige im December 1806 unterbreitete 
Entwurf der ein Kabinets-Ministerimn vorschlug, welches 
zunächst aus den drei Kabinets- Ministem füi* das Auswärtige, 
für den Krieg und für das Innere und die Finanzen bestehen 
und vor welches alle Gegenstände in letzter Instanz gehören 
sollten; ein Plan, den der König im Prineip am 19. Decem- 
ber 1806 genehmigte, indem der damalige Bruch wesentlich 
durch Personalfragen herbeigeführt wurde. 

Demgemäss ging auch die l^assauer Denkschrift vom 
Juni 1807 Ober diesen Punkt verhftltnissmässig schnell hin- 
weg; es heisst nur: „der Aufsatz vom April (Mai) 1806 be- 
wies die Nothwendigkeit der Aufhebung des Kabinets und 
der Bildung eines Staatsraths oder einer unmittelbar unter 
dem Könige arbeitenden, mit anerkannter und nicht er- 
schlichener Verantwortlichkeit versehenen Obersten Behörde, 
die der endliche Vereinigungspunkt der verschiedenen Zwei^je 
der Staatsverwaltung ist." Die Hauptsache war nunmehr 
bereits die innere Einrichtung der Centraibehörde selbst 
Die Kompetenz derselben wurde nach Massgabe der in den 
neuern Ressort-Reglements entlialtenen Gesehiiftseintheilung 
sowohl hinsichtlich der Abtrennung der Rechtspflege von der 
Administration als hinsichtlich der Vereinigung der geistlichen 
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Unterrichte-, Armen- und MediciDal- Angelegenheiten mit 

derselben näher bestimmt. Die weitere Veitheilunpr der 
Geschäfte eiiolgte tlaun lediglich nach sachlichen und 
nicht mehr nach provinziellen Gesichtspunkten. Es ergaben 
sich daraus für das Ressort des bisherigen General-Direk- 
toriums zunächst zwei Hauptabtheilungen, die eine für die 
Verwaltung des öfl'entlichen Kinkoninieiis, die andere für 
die Verwaltnng der obersten Staats-Polizei. Jede dieser 
beiden Hanptabtheilnngen zerfiel dann wieder in vier Unter' 
abtheilungen ; die erste Ilauptabtheilung in die vier Unter- 
Abtbeilungen für Domänen und Forsten, — für Abgaben, — 
für Administration, Post, Lotterie, Banque, Seehandlung, 
Mtlnze, Bergwerke, Salz, — fOr Staatskassen- nnd Rechnungs- 
wesen; die zweite Ilauptabtheilung in die vier Unterabthei- 
lungen für öffentliche Sicherheit, Armen wesen, £rha]tung der 
Lebensbedfirfnisse, Aufsicht auf die Bildung und Zusammen- 
setzung der ländlichen, städtischen und ständischen Korpora- 
tionen und die administrativen Organisationen, — für die 
Gewerbepolizei, sie betreffe Landwirthschaft oder Hand- 
werkerei, Fabriken, Handel, Wege, Kanäle, — tOar das Me- 
dicinalwesen, — für den öffentlichen Unterricht, Lehranstalten 
der Wissenschaft, Künste und Elementarkenntnisse. Die 
Unterabtheilungen sollten zum Theil noch weiter zerlegt 
werden, z. B. die fftr das Abgabenweeen in zwei Departe- 
ments für die direkten und indirekten Abgaben. 

Das Proniemoria zu den Altenstein'schen Vorechlägen 
vom 15. Oktober 1807 betraf nur Einzelnes. Es handelte 
sieh besonders um die Frage, ob es rathsam sei, die oberste 
Leitung der Staatsverwaltung einem Ki*sten Minister oder 
einem Staat&rath anzuvertrauen. „Durch das erste," heisst 
es, „wird mehr Kraft und Einheit erhalten, aber eine Folge 

der Beschränktheit menschlicher Kräfte ist, das» die Fehler 

12* 
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des Individuums einen zu überwies eiulen Einfluss auf die 
Geschäfte erhalten, und die kollegialische Behandlung sichert 
einen st&teron Gang, der frei von Uebereilangen ist, und 
bewirkt eine grössere Manniehfaltigkeit in den Anächtea. 
Einem Manne übertrage man die L'mfonnun?? der Re«4ierun«s- 
Veiiassung; ist dieses bewirkt, so übertrage man die Ver- 
waltung der öffentlichen Angelegenheiten einem Staatsrath, 
der unter dem überwiegenden Einfluss eines Präsidenten 
steht." Ausserdem verbreitete sich das Pronienioria nochnialN 
über die Eintheilung der obei'steu Behörde, insbesondere des 
Departements für Finanzen und Inneres, im Einzelnen von den 
Vorschlftgen der Nassauer Denkschrift mehrfach abweichend. 

Einen vorläufigen Abschluss brachte dann der BericM 
über die oberste Leitung der Geschäfte und der diesem Be- 
richte beigelegte Organisations-Plan der obem Behörden des 
preussischen Staats, d. d. Memel den 23. November 1807. 
Dieser Organisations-Plan war nach Steinas Angaben von 
Altenstein ausgeai'beitet; er sollte den König in den Stud 
setzen, das Ganze leicht zu übersehn, und über die Haupt* 
Grundsätze eine vorläufige Entschliessung zu fassen ; mannig* 
fache Abänderungen als Folgen einer genauem PrQfnog 
wurden ausdrücklich vorbehalten; es wurde schliesslich anheim 
gegeben, das Gutachten Hardenberges darüber einzuholen. 

Bei der Entwerfung dieses Plans war wiederum . wie 
ausdrücklich bemerkt wurde, davon ausgegangen, die mög- 
lichste Einheit und Kraft in der obersten Leitung der Staats- 
verwaltung zu vereinigen, und den König in unmittelbare 
Verbindung mit Denjenigen zu setzen, welche er an die 
Spitze der Administration berufen würde. Die obei^ste Be- 
hörde sollte nunmehr aus den* Ministem und den GeheimeD 
Staatsräthen gebildet werden. Die Minister waren den 
Hauptverwaltuiigszweigen, den Departements des Auswärtigen, 



Digiiized by Googlel 



I. 1. DIE V££OaDNUNti TOM 24. NOYEMBEE 18u8. 



181 



des Kriegs, der Justiz, und dem Departement der Finanzen 
und des Innern vorgesetzt. Das Departement der Finanzen 
und des Innem zerfiel wieder in eine Anzahl von Abthei- 
lugen, an deren Spitze die (reheimen Staatsrftthe standen. 
Jeder der vier Minister batte den Vortrag in den Andrei egen- 
heiten des ihm anvertrauten Departements; der Minister der 
Finanzen und des Innern hatte jedoch ausserdem den Vortrag 
in allen auf das Ganze der Monarchie Bezug habenden Oe- 
geostllnden, er wohnte sftmmtlichen Vortrftgen bei, und leitete 
die Geschäfte im Kahinet, die von einem Geheimen Kabinets- 
rath und zwei Kabinets-Sekretären unter ihm besorgt wurden; 
die Geheimoi Staatsräthe endlich hatten den Vortrag nur 
bd besonders bestimmten Gegenstftnden ihres Departements. 

Man bepmtipte sich also vorläufig mit der Organisation 
eines Kabinets, die Einrichtung' sollte jedoch den Wej? zu 
der Verwandlung desselben in einen förmlichen Staatsrath 
bahnen, wie ausdrOcklich gesagt wurde. 

Mehrere Monate hindurch hat dann die Angelegenheit 
gänzlich geruht. 

Die im Juli und August 1808 bewirkte Errichtung des 
6enera]*Departement8 und der General*Konferenz hatte von 
Toroherein nur eine interimistische Bedeutung. 

Erst unterm 28. Oktober 1808 hat Stein dem Könige 
demjenigen Plan Qberreicht, der dann als Verordnung vom 
24. November 1808 die königliche Genehmigung fand 



4;^) hie Denkschritt vom Mai 180«J unvollständig bei Pertz I, 881 flf.; 
vollständig bei v. Ranko V, 808 ff. ; die Annahme von Pertz 1. 8>50, 847 
hinsichtlich der Bestinrnung derselbeu ist jetzt richtig gestellt durch die 
Hardeubergiscben Briefe und Denkwfirdigkeiten, v. Ranke III, 105—112; 
igl. aneh Seel^, Life and Times of. Stein Vol. I (1878) 8. 278 ff. Dae 
Sehreiben an den König vom November 1806 bei Perts I, 388; der Ent^ 
warf Steinas, Hardenberg's und Rüchel's vom Decemher 1806 bei Pots 
1» 977; die Naeiaoer DenlcBchrift vom Jiini 1807 bei Perts I, 41öff ; 
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Dieee Verordnung unterBcheidet sich von dem ein Jahr 

zuvor in Mcmel vorprelegten Orjianisations-Plane zunächst 
äussei'lich dadurch, dass sie sich auf den centralen Ver- 
waltungs-Organisniiis beficbr&nkt, während der OrganisationB- 
Plan auch auf die UnterhehiVrdeii, d. h. auf die Oberprftsi- 
deuten und die Krie^is- und Domänen- Kammern sich erstreckt 
hatte; sodann auch dadurch, dass sie hinsichtlich der Uber- 
hehdrden sehr ausfbbrliche, zur sofortigen Anwendung ge- 
eignete Vorschriften enthält, während der Organisations-Plan 
gerade in Bezug auf diese nur schematisch gewesen war und 
Dasjenige, was die Verordnung auf fünfzig Seiten enthält, 
auf acht Seiten erledigt hatte. 

Der innere Unterschied zwischen dem Organisations- 
Plane und der Verordnung besteht zunächst In dner ander- 
weiten Abgrenzung der Geschäfte zwischen den verschiedenen 
Blinisterial-Departements, sodann darin, dass. die Stellen des 
Ministers der Finanzen und des Innern nunmehr getrennt 
wurden, ganz besonders aber in der Errichtung * eines 
Staatsraths. 

Der Staatsrath war in dieser Yeiiassung der dem Ober- 
haupte des Staats unmittelbar untergeordnete oberste Punkt, 
von dem die gesammte Staatsthätigkeit im Interesse der 

das Flromemoria sn deo Yonchlftgen Altemtein's yom 15. Oktober 1807 

Im Pertz II, 31 ff.; der Bericht über die oberste Leitung der Geschäfte 
vom 2:^. November 1807 bei Pertz II, 642 £; der dazu gehörige Organi- 
S!itiniis-Plan der Obern lieliörden des preussischen Staats bei Pertz II, 
(>4btt'. ; der Plan zn einer interimistischen verbesserten Einrichtung des 
Gescluittsganf,'s vom 2ö. Juli 1808 bei Pertz II, 117 ff; die Vorschrift 
für den Geschäftsgang bei Ueu gemeinschaltlichen Arbeiten der Obersten 
Staats- VerwaltuDgs-Behörden vom 25. August 1808 bei Pertz II, 128 C. 
der Plan nir Orgaoisatioii der obcnten Staatsbehörden der preoetiieheii 
Montrchie vom 28. Oktober 1808 bei Perts II, 262 ff.; die VerordnuDg 
betragend die veränderte Verfassung der obersten Verwaltungsbehörden in 
der preouifcben Monarchie Tom 24 Novenber 1808 bei Perts II, 689 iL 
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gi-össtmöglichsten Einheit, Kraft und Regsamkeit künftig 
ausgehen sollte. 

DieserStaatsrath bestand aus den Prinzen des königlichen 
Hanses, welche nach Erreichnng des achtzehnten Lebens- 
jahres ihren Sitz in demselben einnahmen; sotlunii aus den 
sämmtlichen Ministem, dem Minister des Innern, der Finan- 
aen, der auswärtigen Angelegenheiten, des Krieges und der 
Justiz, die als solche zugleich Geheime Staatsräthe waren; 
femer aus Geheimen StaatsriUhen und zwar nicht nur aus 
denjenigen, welche den Hauptzweigen der inneren und der 
Finanz-Verwaltung vorgesetzt waren, sondern insbesondere 
auch aus denjenigen, die kein specielles Departement be- 
sorgten, vielmehr du ich das Vertrauen des Königs zur all- 
gemeinen Theilnahme an den Verhandlungen des Staats- 
raths und zur Uebemahme specieller Auftrage berufen wurden, 
und zu denen insbesondere auch die Minister, welche künftig 
ihre Stelle mit Einwilligung des Königs niederlegten, gehören 
sollten, wie denn Stein selbst nach dem Bericht vom 28. 
Oktober unter ihnen in's Ettnftige seinen Platz nehmen wollte; 
endlich aus den Chefs der ersten und zweiten Abtheilung, 
in welche das Departement des Kriegsministers zertiel, aus 
einem Geheimen Legations-Rath des ausw&iügen und einem 
Geheimen Justiz-Rath des Justiz-Departements. Dazu kamen 
dann noch der Geheime Staats- und Kabiiiet.s-Sekretiir, der 
die Beschlüsse des Staatsraths und des Kabinets ausfertigte; so- 
wie mehrere Geheime Referendarien ohne Stimme, welche eine 
Pepiniere bilden, und als Zuhörer behufis ihrer Ausbildung 
in den höheren Staatsgescliäften bei den Sitzungen des Staats- 
raths zugelassen werden sollten, um demnächst in dieProvinzial- 
Regierungen zurückzutreten, aus denen sie genommen waren. 
Endlich konnten in einzelnen Fallen sonstige Staatsdiener zu 
den Berathschlagungen des Staatsraths besonders beigezogen 
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werden, denen dann aber bloss ein votum consultativum 
zustand. Dagegen war die Mitwirkung von Laien, insbeson- 
dere von ständischen Repräsentanten für die Central-Ver- 
waltung nicht beabsichtigt, vielmehr sollte deren Verwendung 
nur bei den untergeordneten Behörden des Staats statt- 
finden. 

Den Vorsitz im Staatsrathe führte in der Regel der 
König selbst, im Falle der Abwesenheit ein auf unbestimmte 
Zeit dazu ernannter Minister oder Minister gewesener Geheimer 
Staatsrath, der auch im Fall der Anwesenheit des Königs 
die specielle Leitung der Geschäfte und der Deliberationen 
hatte, und die Vertheilung der eingekommenen Sachen zum 
Vortrag besorgte. 

Der Staatsrath funl^tionirte entweder als Plenum oder 
in den Abtheilungen. Das Plenum oder der eigentliche 
Staatsrath war zunächst für alle Gegenstände der Gesetz- 
gebung sowie für die Feststellung der allgemeinen Ver- 
waltungsgrundsätze kompetent. Zur Vorbereitung deiartiger 
Geschäfte bestand in der Abtheilung des Innern das De- 
partement der allgemeinen Gesetzgebung für das Innere und 
die Finanzen, von welchem wiedenim die Gesetz-Kommission 
ressortirte. Das Plenum des Staatsraths hatte aber ausser- 
dem auch die obei*ste Leitung der Verwaltung selbst und 
die Konti*ole derselben, und zwar in einem so weiten Um- 
fange, dass die Selbständigkeit und Verantwortlichkeit der 
Minister dadurch sehr wesentlich beeinträchtigt wurde. Denn 
es gehörten zur Verwaltungs-Kompetenz des Staatsraths nicht 
bloss solche Gegenstände, welche mehrere Departements 
gleichzeitig berührten und unter ihnen streitig geblieben 
waren, nicht bloss solche, welche durch schon bestehende 
oder noch eifolgende Gesetze, oder durch besondere Be- 
stimmung des Königs zur FiUtscheidung und Bestimmung 
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des Staatsraths verwiesen wurden , sondern auch ganz all- 
gemein alle diejenigen Gegenstände, über welche nach den 

bestehenden Gescliaftsnormen die Minister die königliche 
Grenehmigung einzuholen hatten, wie etwa die Besetzung 
bestimmter Stellen, die Vonziehung von Krinunal-Erkennt- 
nissen und dergleichen mehr. 

Die Abtheilungen des Stixatsraths waren theils das 
Kabinett theils die Departements des Innern, der Finanzoi, 
der auswärtigen Angelegenheiten, des Kriegs und der Justiz. 

Das Kabinet bestand aus sämintlichen Ministern, aus 
einem vom Könige dazu besonders bestimmten Geheimen 
Staatsrathe, aus deigenigen Geheimen Staatsriithen, welche 
wegen des Vortrags der zu ihren Departements gehörigen 
Saclien zugezogen wurden, aus den Chefs der beiden 
Hauptabtheilungen des Kriegsdepartements, endlich aus dem 
Gebeimen Staats- und Kabinets- Sekretär. Der König ver- 
theOte die eingehenden Sachen selbst zum Vortrage, setzte 
die Vortragstage fest, und bestimmte diejenigen Mitglieder 
des Kabinets, die ausser den Vortragenden selbst anwesend 
sein sollten. Der Geheime Staats- und Kabinets-Sekret&r 
war bei sämmtHchen Vorträgen gegenwärtig und trug die 
minder erheblichen Sachen aus den Departements des Innern 
und der Finanzen vor, wie er auch deren Ausfertigungen 
besorgte. Auch bei dem Aufentbalte des Königs in Pots- 
dam und Charlottenburg, sowie bei Reisen wurde der un- 
mittelbare Vortrag durch die Minister, soweit das ohne 
zu grosse Belästigung des Königs und der Minister 
möglich war, sichergestellt Uebrigens beschrankten sich 
die Gest hätte des Kabinets, nachdem die wichtiueren der- 
selben an den Staatsrath Ubergegangen waren, theils auf 
den formellen Abschluss der im Staatsrath vorgetragenen 
Sachen, theils auf solche Angelegenheiten, die sich ihrer Natur 
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nach, wie geivisse answftrtige Gesehäfte, das Detail der 

Militftrsachen, GDadensachen , oder Verwaltungsubersichten, 
für den Staatsrath nicht eigneten. 

Die zweite Abtheilmig des Staatsraths war das General- 
Departement des Innern, welches wieder in die Departe- 
ments der allgemeinen Polizei, — der Gewerbepoüsei, — 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts, — der allgemeinen 
Gesetzgebung für das Innere und die Finanzen, — der Berg- 
bau-, Mttnz-, Sab-, Fabrikations- und Ponellan-ManiiÜRktur- 
Saehen, — nnd des Medizinalwesens zerfiel. An der Spitze 
des General - Departements und des Departements der all- 
gemeinen Polizei stand der Minister des Innern; an der 
Spitze der Übrigen Departements standen Geheime Staats- 
rftthe, die in ihrem Yerhältniss zu dem Minister ansser- 
ordentlich selbständig waren; sie trafen ihre Anordnungen 
in der Regel ohne seine Genehmigang, indem sie sogar bei 
Stellenbesetznngen nur zur Anzeige verpflichtet waren; sie 
konnten auch gegen seine Entscheidungen auf dm Staatsrath 
provociren: sie bildeten endlich unter seinem Vorsitze 
einen Staatsratli im Kleinen. Es war wohl in ei-ster 
Linie die Rücksicht auf den geringen Umfang des damaligen 
Staatsgebiets, welche dahin gefbhrt hatte, an die Stelle 
wirklicher Minister für Handel, Gewerbe, und landwirth- 
schalüiche Angelegenheiten, — auf alle diese Angelegen- 
heiten erstreckte sich das Ressort der Abtheiiung für die Ge- 
werbepolizei — sowie iftr geistliehe, Unterrichts- und Medi- 
zinalangelegenheiten diese Geheimen Staatsräthe zu bestellen. 

Die dritte Abtheilung war das General-Departement der 
Finanzen. Die Organisation war die analoga Die Abthei- 
lung zerfiel wieder in die Departements des General-Kassen- 
wesens, (General-Kassen-, Bank- nnd Lotterie-Departement) 
— der Domänen und Forsten, — und der direkten und 
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indirekten Abgaben. An der Spitze des General-Departements 
and des General -Kassen -Departements stand der Finanz- 
minister, an der Spitze der beiden andern Departements 
standen Geheime Staatsräthe in derselben Stellung, wie die 
Geheimen Staatsräthe im Ministenum des Innern« 

Die vierte Abtheflung war das auswärtige Departement, 
dessen Geschäftsbetrieb alsbald durch das Reglement vom 
21. Deceniber 1808 näher bestimmt wurde. 

Die fünfte Abtheilung war die MUitär-Abtheilung oder 
das Departement des Rriegsministers, hinsichtlich dessen 
auf einen vom Könige genehmigten besonderen Plan hin- 
gewiesen wurde. 

Die sechste Abtheilung endlich war die für das Jnstiz- 
wesen oder das Departement des Jostianinisters oder Gross- 
kanzlers. 

Unter dem gesammten Staatsräthe, nicht aber unter 
einem speciellen Departement desselben standen endlich 
noch die Oberrechenkammer und das Plenum der wissen- 
schaftlich technischen Deputationen; die Oberrechenkammer 
jedoch nur hinsichtlich des äusseren Geschäftsbetriebs, 
während sie in Bezug auf das Materielle ihrer Geschäfts- 
führung dem Könige unmittelbar verantwortlich blieb, und 
vom Könige unmittelbar die erforderlichen Befehle erhielt. 

Demgemäss war also durch die Verordnung vom 24. 
Noyember 1808 das Kabinet in seiner früheren Bedeutung 
aufgehoben und eine „unmittelbar unter den Augen des 
Königs arbeitende", mit anerkannter Verantwortlichkeit ver- 
sehene oberste Behörde eingerichtet; es war femer die far 
die Mittel-Instanz in einem grossen Theil des Staatsgebietes 
bereits ein^^eführte Aburenzuni^ zwischen der inneren Landes^ 
und Finanzverwaltung auf der einen, und der Justiz auf der 
andern Seite nunmehr auch fttr die Centraibehörde zur 
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Durchführung gelangt; es waren endlich die ProTinziftl- 

Departements beseitigt, und die sämmtlichen Geschäfte aus 
den Gebieten der Finanzen und des Innern nach sachlichen 
Gesichtspunkten unter zwei grosse Departements, und inner- 
halb dieser wieder unter mehrere Unter-Departements ver- 
theilt. 

2. DAS PUBLICANDUM , BETREFFEND DIE VER- 
ÄNDERTE VERFASSUNG DER OBERSTEN STAATS- 
BEHÖRDEN DER PREUSSISCHEN MONARCHIE, IN 
BEZIEHUNG AUF DIE INNERE LANDES- UND FINANZ- 
VERWALTUNG VOM 16. DEGEMBER 1808««). 

Die Verordnung vom 24. November 1808 ist zwar vom 

Könige vollzogen aber niemals puhlicirt; in etwa hundert 
Exemplaren gedruckt, war sie bis zur Veröffentlichung durch 
Portz nur Wenigen bekannt geworden. 

Indessen würde man zu weit gehn , wenn man in der 
Unterlassung der Publikation einen durch Stein s Abgang 
hervorgerufenen Systemwechael erblicken wollte. Die neuen 
Minister waren doch von Stein selbst empfohlen worden. 
Dieser hatte sich nur insofern in ihnen geirrt, als sie es 
sogleich bei dem ei-sten Schiitte auf ihrer Bahn an der 
nOthigen Energie fehlen liessen. Wie sich aus dem, von 
Altenstein und Dohna unterm 4. December 1808 gemdnsam 
erstatteten Berichte ergiebt, hielt man bloss den Moment zur 
voUs^täudigen Durchführung einer so tiefgreifeudeu Maassregel 



44) N. C. C. XII, 527 ff. — AcU betr. die Organisation der Obersten 

Staatsbehörden in der preussischcn Monarchie, H. 77 H. Nr. 615a. 
Vol. I, II, 1808 — 1812; die Verhandlungen über das PublicAadttin TOm 
16. December 1800 vorzugsweise in Vol. I. 
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fta ungeeignet, and wollte sich deshalb zur Zeit auf eine 
nur theilweise Ausfikhmng derselben beschiilnken. In der 

That ist (las Publicandum, welches von Friese entworfen, 
von Dohna und Altens tein (iurchkorrigirt worden ist, lediglich 
eine Ueberarbeitung der Verordnung Tom 24 November, und 
zwar in der Hauptsache eine abgekOrzte Bearbeitung. 

Formell zeichnet sich daher das Publicandum durch 
Klai'heit und Uebersichtlichkeit vor der Verordnung mehr- 
fach aus. 

Dagegen enthält dasselbe materiell erhebliche Abschwftch- 
un^ien der Verordnung, und zwar in doppelter Richtun^\ Zu- 
nächst wurden die näheren Bestimmungen über die Organi- 
sation und Verfassung des Staatsraths vorbehalten, indem an 
die Stelle desselben und zu^deich an die Stelle des Kabinets 
das Ministerium trat, welches aus den in der Verordnung be- 
zeichneten fünf Ministem bestand; diese gewannen durch 
die vorläufige Suspension des Staatsraths eine ganz ausser- 
ordentliche Selbstiiiuligkeit ; die unabhängige Stellung der 
an der Spitze des Departements stehenden Geheimen Staats- 
räthe wurde zwar beibehalten, verlor aber durch den Weg- 
fall des Staatsraths die Grundlage, auf der sie beruhte. 
Ausserdem besclu;inkte sich das Publicandum, wie auch die 
Ueberschrift schon andeutet, auf das Ministerium des Innern 
und der Finanzen, während die Organisation der drei übrigen 
Ministerien einer besonderen Verordnung vorbehalten wui'de; 
demgemäss wurde insbesondere flir das Ki iogsniinisteriiini 
das Publicandum vom 18. Februai* 1809 erlassen, wodurch 
dasselbe in das Allgemeine Kriegs-Departement und in das 
Militär-Oekonomie-Departement getheilt wurde, deren jedes 
wieder in eine Anzahl von Divisionen zerfiel. 

Endlich hat das Publicandum die Institution der Ober- 
Präsidenten geschaffen, welche in der Verordnung fehlte. 
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3. DIE VERORDNUNG ÜBER DIE VERÄNDERTE 
VERFASSUNG ALLER OBERSTEN STAATSBEHÖRDEN 
m D£R PREÜSSISGUEN MONARCHIE VOM 
27. OKTOBER 1810«). 

Schon Dohna hatte in der letzten Zeit seiner Amts- 
f&hrung die weitere Ausführung der Verordnung Tom 24. No* 

vember 1808 beabsichtigt. Das Publicandum , so wurde in 
dem Inimediatbeiichte vom G. Juli 1810 näher ausgeführt, 
enthalte nur diejenigen Bestimmungen, welche fUr^s erste 
bis ZOT Rückkehr des Königs nach Berlin dem Publikum 
über die veränderte Verfassung? der obersten Behörden 
bekannt gemacht werden sollten; die Verordnung sei aber 
in ihren GrundzQgen ein bisher noch einziges Meisterwerk, 
dessen Vorschriften so weit möglich zur Ausführung zu 
bringen er stets bemtkht gewesen sei; insbesondere die Er- 
richtung des Staatsraths stelle sich immer mehr als noth- 
wendig heraus; die Aussetzung der Fonuation desselben habe 
bereits zu den unglacklicbsten Folgen geführt. 

Wirklich wurde nun die Verordnung vom 24. November 
1808 den weiteren Arbeiten zu Grunde gelegt; in f^en Akten 
befinden sich zwei gedinickte Exemplare derselben mit 
handschriftlichen Randbemerkungen von Schön und von 
Hardenberg. 

Schön hat in Gemeinschaft mit Klewitz im Juli 1810 
den ersten Entwuii ausgearbeitet; er schreibt sich dem- 

45) GesetÄ-S. 1810. S. 8 ff. — Acta der Geh. Registratur des Staats- 
kanzlers, betr. die voränderte Verfassung der Obersten Staatsbehörden 
und den Geschäftsgang überhaupt. R. 74. H. 3. Vol. I— IV, Ib 16— 1817; 
diese Verhandlungen sind erst nach Hardenberg's Tode zu den Akten 
gekommeii; wichtig ist TonogsweiBe Vol. 1 n. VoL n. Sodann Acta» 
betr. DienstpoUaei'.iiiid Gesehiftsgang R. 74. H. 3. Vol I (Joni 1810) 
VoL II, III (VerordnoDg Tom 87. Oktober 1810X 
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gemäsB auch das aUeinige Verdienst der Verordnung vom 
27. Oktober 1810 zu, er behauptet insbesondere, dass von 

ihm das Staatskanzleramt im Geiste der Gesetzpebunp von 

1807 bis 1809 konstruirt worden sei; Hardenberg selbst 
habe sich darüber im Unklaren befunden; „ieh gab ihm dar- 
ober einen Aufeats, wovon das erste Stock der Gesetssamm- 
luDfT die Folge ist*^)." Bei genauerer Einsicht in die Akten 
ergiebt sich jedoch, dass dieser Scbönsche Entwurf eine rein 
formelle Ueberarbeitung der Verordnung vom 24. November 

1808 war, und dass Alles, was an der neuen Verordnung 
wirklich neu und eigenthünilich erscheint, Hardenberg zu- 
geschrieben wei-den muss, der den Schönschen Entwurf eigen- 
händig mit rother Dinte derartig durchgearbeitet hat, dass in 
den meisten Abschnitten kein Stein auf dem andern geblieben 
ist, und der insbesondere auch das Amt des Staat»kanzlers 
geschaffen hat, zu dessen Gunsten er bereits in der Denk- 
schrift von 1807 autsfetreten war. 

Im Einzelnen ergiebt sich aus einer Vergleichung der 
Verordnung vom 27. Oktober 1810 mit dem Publicandum 
vom 16. December und der Verordnung vom 24. November 
1808 Folgendes. 

Zunächst beschränkte sich die Verordnung von 1810 
nicht wie das Publicandum von 1808 auf die innere und 
Finanz-Verwaltung, sondern erstreckte sich wie die Verord- 
nung von 1808 wieder auf alle obersten Staats-Behörden. 
Indessen war, wie in der Verordnuni: von 1808 die Verfassung 
des Justiz-Ministeriums, des Ministeriums der auswärtigen 
Angelegenheiten und des Kriegs-Ministeriums nur kurz ange- 
deutet; hinsichtlich des Kriegs-Ministeriums wurde auf die 
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• 

(nicht publicirte) Verordnung vom 25. November 1808 ver- 
wiesen. 

Wie die Verordnung von 1808 enthielt auch die vom 
27. Oktober 1810 einen Staatsrath; derselbe sollte in wesent- 
licher üebereinstiramunfr mit der Verordnung von 1808, bei 

mannichtaclieii Abweichungen im Einzelnen, nunmehr be- 
stehen aus den Piinzen des königlichen Hauses, welche nach 
erreichtem achtzehnten Lebensjahre ihren Sitz darin einnehmen 
konnten, aus dem Staatskanzler, der den Vorsitz führte, aus 

den Staatsministern, die (ien ftlnf Haupt- Departementi^ vor- 
standen, aus den Chefs der selbstst&ndigen Abtheilungeu der 
Ministerien des Innern und der Finanzen, aus dem Staats- 
sekretär, der für die eiprentliche Geschäftsführung des Staats- 
raths zu sorizen, «las Protokoll zu fühion, die von dem Staats- 
kanzler zu vollziehenden Beschlüsse zu kontrasigniren und 
als Präsident der Gesetz- und Ober-Examinations-Kommission 
zu fiingiren hatte, endlich aus Mitgliedern, die durch aller- 
höchstes Vertrauen bei*ufen wnrdeiK (ler»Mi Kineunun«: jedoch 
nicht auf Lebenszeit, sondern entweder auf eine bestimmte 
Frist oder für einen bestimmten Gegenstand erfolgte. — In 
üebereinstimmung mit der Verordnung von 1808 gehOi-ten 
zum Wirkunjrskreise dieses Staatsraths zunächst alle Gesetz- 
gebun^ssachen . alle Veiüassungs- und Verwaltungsnormen, 
und in der Regel auch die auswftitigen Angelegenheiten, Staats- 
vertrftge und Bündnisse; sodann diejenigen Sachen, hinsicht- 
lich deren eine Gemeinsamkeit des Interesses, aber eine 
Verschiedenheit der Ansichten unter den Ministerien bestand ; 
femer die jährlichen Rechenschaftsberichte der Minister Ober 
ihre Verwaltung; endlich alle diejenigen Gegenstände, welche 
durch schon bestehende oder noch zu erlassende Gesetze oder 
in eiuzelueu Füllen durch königliche Anordnung dahin ver- 
wiesen wurden. Im Unterschiede von der Verordnung von 
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1808 sollte aber minmehr der Staatsrath, worauf auch schon 
SdiOa hingearbeitet hatte, keinen Antheil an der eigentlichen 

Verwaltung; haben, die vielmehr von den Ministern innerhalb 
ihrer Kessorts, vorbehaltlich einer Einwirkung des Staats- 
kanzlers, selbststftndig unter unmittelbarer Verantwortlichkeit 
gegen den König zu führen war. 

Wie die Verordnung von 1808, so kannte auch (iie von 
1810 ein besonderes Kabinet, nunmehr bestehend aus dem 
Staatskanzler, dem Geheimen Kabinets-Rath und einigen 
Müitftrpersonen. In demselben hatte der Staatskansler die 
massgebende Stellung, ihm mussten tägli< h nicht bloss die 
Hof- und Civilsaehen, sondern auch diejenigen Militäi*sachen, 
welche Einfluss auf die Landes- Verwaltung hatten, zugesen- 
det werden, von denen er diejenigen auswählte, die er selbst 
Tortragen wollte, während die übrigen entweder den Depar- 
temeDtsniinistern« resp. den Departementschefs in den Mini- 
sterien des Innern und der Finanzen, oder dem Geheimen Ka- 
bineta-Rathe zum Vortrage zugestellt wurden; es waren mithin 
nur die rein militärischen Sachen von der Vorlage an den 
Staatskaiizler ausgenommen, hinsichtlich deren ihm jedoch 
im Interesse der Uebersicht aber das Ganze zweimal wöchent- 
lich AuszQge aus den Journalen mitzutheilen waren. Der 
• Staatskanzler konnte ausserdem den Kabinetsvorträgen bei- 
wohnen, so oft er es nöthig fand. Die Koncepte der er- 
gehenden Kabinetsbefehle wurden zwar bei Deigenigen ent- 
worfen, welche den Vortrag dariiber gehabt hatten, mussten 
aber, sofern es sich nicht um rein militärische Sachen 
handelte, dem Staatskanzler mitgetheilt und in dessen 
Bureau rein geschrieben werden, um von da aus zui* könig- 
lichen Vollziehung TOigelegt zu werden. Endlich hatte sich 
der König zwar yorbehalten. Befehle auf eingegangene Sachen 
unmittelbar zu erlassen, aber auch diese waren, sofern sie 

Ernst Heior, Reform. 13 
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nicht wiederum zu den rein militärischen Sachen gehörten, 
dem Staatskanzler sogleich abschriftlich zuzufertigen. Bei dem 
blossen Wechsel des Aufenthalts zwischen Berlin, Potsdam und 

Charlottenburg hatte die Erledigunir der Kabinetspcschäfte 
ganz in derselben Weise zu erfolgen; wegen der Begleitung auf 
Reisen wurden jedesmal nähere Bestimmungen YorbehalteD. 

Die grosse Neuerung der Verordnung Ton 1810 bestand 
in der Ki richtung des Amts eines Staatskanzlers, zu welchem 
übrigens Hardenberg schon einige Monate vorher berufen 
worden war. Der Staatskanzler war nun nicht bloss der 
Vorsitzende des Staatsraths, nicht bloss der erste und nächste 
IJath im Kabinet, sondern er ftlhrte auch unter dem Hefehl 
des Königs die Oberaufsicht und Kontrole jeder Verwaltung 
ohne Ausnahme' und stand insofern an der Spitze einer jeden, 
dass er Rechenschaft und Auskunft Uber jeden Gegenstand 
fordern und in jedem l alle Massregeln und Anordnungen 
suspeudiren konnte, um entweder die Befehle des Königs 
darüber einzuholen oder den Beschluss des Staatsraths zu 
▼eranlassenf er war insbesondere in ausserordentlichen und 
dringenden Fällen oder auf Grund eines besonderen könig- 
lichen Auftrags generell zu verfügen befugt; er hatte ferner 
die Ministerien des Innern und der Finanzen bis zur Be- 
Setzung derselben mit eignen Ministem zu übernehmen, sieh . 
dabei jedoch auf die Leitung im Allgemeinen und auf be- 
sonders wichtige Gegenstände zu beschränken, während die 
laufende Verwaltung den an der Spitze der Haupt-Abthei- 
lungen stehenden Ghefe vorbehalten blieb; er besorgte so- 
dann die Angelegenheiten des königlichen Hauses, der 
Thronlehen, <ler Erbämter und der Orden, die Hofsachen, 
die Verhandlungen mit den Ständen, die Angdegenheitea 
der höhem Polizei; er hatte endlich an den Geschäften des 
auswärtigen Departements insofern einen sehr erheblichen 
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ADtbeil, als er in fortwährender KenDtnias Yon den aus- 
irärtigen Verhandlungen gehalten werden musste, und die 

wichtigeren Anpelepenheiten nur in seiner Gegenwart zum 
Yortrage gebracht werden durften; ihm unmittelbar unter- 
geordnet waren das Archiv und die Ober-Rechnungs-Kammer. 

Die als Abtheilnngs-Chefe in den Ministerien des Innern 
und der Finanzen fungirenden Geheimen Staatsräthe hatten 
in Uebereinstinimung mit den Anordnungen des Jahres 1808 
auch jetzt insofern eine wirkliche Ministerstellung, als sie 
gleich den übrigen Ministem Mitglieder des Staatsraths 
waren und unmittelbar an den König berichteten ; indessen 
untersciiieden sie sich doch von den übrigen Ministern da- 
durch, dass sie in allen wichtigeren Dingen vorher die An- 
Weisungen des Staatskanzlers einzuholen hatten, wie denn 
auch ihre Rendite nur durch Vermittlung des Staatskanzlers, 
welcher entweder seine Beistimmung durch ein beigesetztes 
▼idi ausdrückte oder seine abweichende Meinung beifügte, 
an den König gelangten. — Das Ministerium des Innern be- 
stand nunmehr aus den vier selbststäudigen Abtheilungen 
für die allgemeine Polizei im ausgedehntesten Sinne mit 
Einschluss des Medidnalwesens, für Handel und Gewerbe, 
wozu jetzt auch das gesammte Berg- und Hüttenwesen 
gerechnet wurde, für den Kultus und öffentlichen Unterricht 
und für das Postwesen; der dieser letzteren Abtheilung als 
Chef vorgesetzte General-Postmeister stand zu dem Staats- 
kanzler und zu dem Staatsräthe, dessen Mitglied er war, in 
demselben Verhältnisse wie die übrigen Geheimen Staats- 
r&the *^). Das Finanzministerium bestand hinfort nur aus den 
beiden Abtheilungen für die Einkünfte des Staats und für 
die Generalkassen und die Geldinstitute; jede derselben 
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zerfiel jedoch wieder in mebrere Unterabtheilungeii unter 

der speciellen Verwaltung besonderer Direktoien. 

Indessen so bedeutend die Unterschiede zwischen dem 
Publicandnm yon 1806 und der Verordnung von 1810 dem- 
gemftss waren, so verftnderte sich doch mit dem Erlass der 
Verordnung von 1810 der bestehende Zustand thatsächlich 
nur in denjenigen Beziehungen, die das Amt des Staats- 
kanzlers betrafen, während es zu einer Ausfahrung der den 
Staatsrath betreffenden Anordnungen wiederum nicht kam, so 
dass die Verordnung von 1808 gerade in Bezug auf diejenigen 
Vorschriften, welche derselben die eigentliche Bedeutung 
gaben, auch unter Hardenberg unausgeftkhrt geblieben ist 

Die Kabinets-Ordre, d. d. Paris, den 8. Juni 1814 wegen 
Ernennung des Ministeriums hat dann das Ministerium des 
rnnern in die Ministerien des Innern und der Polizei zerlegt, 
diesen beiden Ministerien sowie auch dem Finanzministerium 
eigene Minister Yorgesetst, und die fortdauernde Absicht aus- 
gesprochen, den Staatsratb, der ans den königlichen Prinzen, 
dem Staatskanzler, den Ministern und den ausserdem emaun- 
ten Mitgliedern — Ton den Geheimen Staatsräthen war nun 
keine Bede mehr — bestehn, keine Art der Verwaltung fthren^ 
sondern nur über allgemeine Gesetze nach iwrheriger Prüfung 
derselben in der Gesetz-Kommission, und über besondere 
Gegenstände nach ausdrücklicher königlicher Anordnung be- 
rathen sollte, sobald als mö^ch in AktiviUlt zu setzen. 

Die Verordnung wegen Einführung des Staatsraths vom 
20. März 1817 hat dann endlich, unter Berufung auf die 
Verordnung vom 27. Oktober 1810 und die Kabiuets-Ordre 
▼om 3. Juni 1814, den Staatsrath in Wirksamkeit treten 
lassen, und zwar im Wesentliehen mit derjenigen Organisation 
und demjenigen Wirkungskreise, wie in jenen früheren Ge- 
setzen vorgezeichnet war. 



IL DIE OBER-PRÄSIDENTEN. 



Die Nassauer Denkfichrift erwähnt die Ober-Präsiden- 
taa noch nicht. Um so aiuAüirlieher verbreitet sich ober 
duselben die Altenstein^sche Denkschrift; die in dieser ent- 
lisltene Grundlegung bildet in der That den Ausgangspunkt 
für alles Spätere. 

Es scheint daher geboten zn sein, die Haaptstelien 
wMieh mitzutheilen: 

„For sehr wichtig und beinahe unumgänglich erforder- 
lich halte ich, dass zwischen diesen oberu und den untern Be- 
hörden, namentlich den Kammern, noch Mittelbehörden sind/ 

ffEs wirkt nnendlieh nachtheilig, wenn keine lebendige 
stete Rontrole die nntem Behörden in beständiger Anf- 
merksamkeit erhält, und doppelt wichtig? ist dieses, wenn die 
fonnelle Kontrole, weiche olme erheblichen Nutzen das 
Ganze schwerfiülig * macht, yermindert und den unteren 
Behörden mehr Wirksamkeit und Selbstständigkeit gegeben 
wild. Diese Art von Kontrole kann nie von dem Premier- 
minister und dem so eben gedachten Bureau hinreichend ge- 
lehrt werden. Die Geschäfte erlauben keine Reisen der 
Cheb und Räthe, um eine ohngefthre Uebereicht zu erhalten.* 

„Ebenso wichtig ist es, dass UnterbeliOiden wie die 
Kammern nicht zu gross werden. Die Geschäftspflege leidet, 
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wenn sie zu gross sind, da sie nicht mehr überall gleich rasch 

und kräftig wirken können." 

„Es lässt sich abei* bei mehreren kleinen Behörden, welche 
sonach beibehalten werden müssen, selten mit* Kraft auf 
einen Punkt zusammen wirken, wenn alles darauf ankonmit, 
dass für einen grossen Flächenrauni plannübsig. gleichförmig, 
rasch gewirkt werde. Vorzüglich wichtig ist dieses bei 
aOen militärischen Massregeln. Die Ernennung von Kommis- 
sarien hierzu hilft nicht viel, da sie sich erst mit den Men- 
schen und den Sachen bekannt machen müssen.'^ 

„Aus allen diesen Gründen scheint es mir erforderlich, 
für grössere Bezirke zur Erreichung dieser Absichten eigene 
Behörden zu ovganisiren. Es war dieses zum Theil früher 
die Absicht bei den Ober-Prftsidenten. Sie konnte nicht 
erreicht werden, weil die ganze Verfassung nicht dazu passte 
und der Zweck noch nicht klar ausgemittelt wai* und verfolgt 
wurde. In den Vorschlägen wegen der Ernennung eines 
Ober-Präsidenten für die Niedersftchsischen Provinzen, wozu 
der nachmalige Minister von Angern vorgeschlagen wurde, 
haben £w. Excelleuz den Punkt der Kontrole ganz voll- 
kommen erschöpft und schon angegeben warum, soll der 
Zweck erfüllt werden, der Ober-Pri&sident nicht sowohl als 
Präsident der Kammer, sondern vielmehr als beständiger 
Deputirter oder Kommissarius der oberen Behörde betrachtet 
werden müsse. Es würde nur darauf ankonunen, einer 
solchen Institution die erforderliche Modifikation nach der 
jetzt zu bildenden Vertassung für das Ganze zu geben. 
Die Hauptgrundzüge für diese neue liehörde, welche im 
Bayemschen in ähnlicher Art mit l^utzen etablirt worden 
ist« könnten ohngefähr folgende sein** : 

„a. Eine jede Provinz würde einen solchen Ober-Prä- 
sideuteu oder einen Civil-Gouveineur, welcher Titel 
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mir passender scheint, erhalten. £s könnten vielleicht 
4 CiYü-Goayemeiirs 

1 für ganz Preusseo, 

1 für Schlesien, 

1 für die Marken und Pommern und 
1 fikr Berlin 

hinreichen. Ein besonderer Civil-GoüTemear für Berlin 

scheint mir bei der künftigen La^re der Stadt nnd 
wenn die ganze obige Verfassung beliebt wird, höchst 
wichtig. Es kann Bodann der Civil-Gouvemeur für die 
Marken und Pommern seinen Sitz mehr in der Mitte 
beider Provinzen nehmen und es wird von mancherlei 
guten Folgen sein, wenn Berlin eine ganz besondere 
Verfassung erhält, damit kräftig für solches geschehe 
was erforderlich ist, ganze Provinzen aber nicht dieser 
Stadt, wie es hiahur der Fall war, geopkirt werden.^ 

nb. Dem Givil-Gouvemear wird die Kontrole sämmUicher 
Behörden, vorzttglich aber der Kammern seines Kessorts 

in der Art zu übertragen sein, dass er 

a. von Allem Kenntniss nehmen könnte, ohne jedoch 
weitläufige Schreibereien zu veranlassen. 

Es mfisste ihm frei stehen, den Sitzungen bei- 
zuwohnen. Er wfirde kdne Stimme in solchen führen, 

siondem nur seine Bemerkungen nach den Umständen 

dem Präsidenten, oder den vorgesetzten Departe- 
ments mittheilen. 

Er würde sich Akten zur Einsicht vorlegen 

lassen können, um sich von der Lage gewisser Gegen- 
stände ganz genau zu unterrichten; Beschwerden, die 
bei ihm eingereicht wQrden, mOsste er, so viel es 
ohne Weitläufigkeit geschehen könnte, selbst prOfen 
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und nach den ümstftBden das Erforderliche an die 

Supplikanten, die Behörde ohne förmliche Entschei- 
dung bloss als Aufforderuog zur Pj-üfung und Berichts- 
Erstattnng an das Departement, oder an das De- 
partement nnmittelbar gelangen lassen. Auch aof 
das Justiz-Wesen würde er sogar seine Aufmerksam- 
keit auszudehnen haben, jedoch ohne alle weitere 
Einmischung, als dass er den Chef der Parthie nnd 
nOthigenfalls den Premier-Minister unmittelbar darauf 
aufmerksam machte, wo ihm Mängel einzureissen 
schienen. 

ß, Behufs dieser Koutrole würde er 

aa. Alle Berichte der Behörden an das vorge s et z t e 
Departement zur Beförderung erhalten und 
solchen nöthigenialls mittelst Umschlags seine 
Bemerkungen beifbgen» im FaD des Einver- 
ständnisses aber sie bloss seiehnen oder mit 
vidi versehen. 

bb. Mttssten alle Verfügungen des Departements 
durch ihn an die untergeordneten Behörden 
gehen. £i* hätte sie nach den ihm bekannten 
besonderen Verhältnissen mit Bathsehlfigen über 
die Ausfhhmng zu begleiten. 

Beides wird für ihn nicht zu schwierig sein, 
wenn nach den weiter unten erfolgenden Vor- 
schlagen die Kammern mehr Wirksamkeit er^ 

halten und also der Fall der Berichts-Erstattung 
seiteuer eintritt. 

cc Er würde die ihm anvertraute Provinz zu be- 
reisen, dabei was ihm vom Departement em- 
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pfohlen worden, zu berücksichtigen und die 
Hauptresttltate seiaer Bereisung anzuzeigen 
haben. 

In allen diesen Beziehungen wäre der Civil- 
GoQTernear weniger als Behörde, als vielmehr als 
Kommissarins der obem Behörde zu betrachten. 

Es versteht sich von selbst, dass bei dem Civil- • 
Gouvemear einer Stadt das Yerhältniss modificirt 
werden mflsste. Es wOrde mehr in das Detail der 

Polizei- Verwaltung eingehen.** 

bC. Der Ciyil-Gouvemeur würde aber auch selbständiger, 
gewisse die ganze Provinz betreffende Angelegenheiten, 
• wobei es auf rasches Znsammenwirken mehrerer Be- 
hMen aokfime, zu besorgen haben. Namentlich 
wurden hierher alle Militär-Angelegenheiten, wobei die 
ganze Provinz interessirt ist, in Friedens- und Kriegs- 
zeiten zu rechnen sein. £s hat sich in der letzten 
Unglfieksperiode der Mangel einer solchen Behörde 
sehr ftUbar gezeigt In allen solchen Augelegenheiten 
würde 

a. Das vorgesetzte Departement lediglich an ihn yer^ 
fügen. 

ß. Die Militftr-GoaTemeurs oder die kommandirenden 

Officiers würden sich bloss an ihn wenden. 

Ihm wOrde überiassen bleiben das Erforderliche an 
die Kammer, oder sogleich an die Unterbehörden mit 

Benachrichtigung dei* Kammer zu erlassen, oder aber, 
was in der Regel der Fall sein müsste, selbst das 
Nöthige besorgen und dann auch den Kammern 
Nachricht zu geben.** 
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„Ist er im Voraus zu allem diesen gehörig vor- 
bereitet und hat er die erforderlichen Lokal-Sachen- 
imd Personal- Kenntnisse, so wird er fUr Aufrecht- 
erhaltang der Sicherheits- Polizei, bei allgemeinea 
Liefei-ungen, Rekruten-, Fuhren- und Pferde-Stellungen 
und namentlich, wird die vorgeschlagene Militür- 
Veriassung beliebt, bei der Zusammenziehung und Be- 
nutzung der aUgemdnen Landes-Bewaffhung oder der 
Btirger- und Bauem-Korps, sehr gute Dienste leisten 
unci der Geschäftsgang der Kammer weniger gestört 
werden, was in solchen Zeitperioden vorzQglich nach- 
theilig wirkt Der erhöhte Kostenaufwand den eine 
solche Einrichtung erfordert, deckt sich durch die 
weniger erforderlichen Departements - Bereisungen, 
welche weit kürzer, nach ganz anderen Zwecken vor- 
genommen werden können, und es wird ein solcher 
erhiHiter Kostenaufwand bei weitem durch den Gewinn 
Oberwogen, den eine vorzüglich zweckmässige Be- 
sorgung der erstgenannten und mehrerer anderen 
Gegenstände gewfthrt Auch bei allgemeinen Land- 
plagen, bei der Ausführung von Anstalten fhr eine 
jiunze Provinz wird ein solcher Civil- (iouyemeur sein* 
wohithätig sein. Es ist ein schönes Band zwischen 
den höheren Behörden und den nachgesetzten, ja auch 
selbst mit dem iTolk, auf das er mehr einwirken kann, 
als Behörden , die solchem öfter nach der Natur ihrer 
Geschäfte Veranlassung zu Misstrauen gehen müssen." 
nd. Die Organisation ergiebt sich hiemach von selbst. 
Ein Rath, der nöthigenfislls seine Stelle vertreten 
könnte, ein Expedient und ein Kalkulator würden 
genügen. Sie können theil weise bei der Kammer er- 
spart werden; künftig wenn es nicht an qoalificirteii 
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Subjekten fehlt, wird er Unterstützung durch die 
Natiüual - Piepräsentanten oder Provinzial - Vorstände, 
welche ihm beizugeben wären, erhalten. Diesen ihr 
Verhftltniss wäre: von allen Haupt- Angelegenhdten 

der selbständigen Wirksamkeit des Civil-Gouverneurs 
unterrichtet zu werden und mit ihm zur Ausführung 
mitzuwirken, auch ihn nöthigenfalls mit ihrem Rath zu 
unterstQtzen und das yoi^esetzte Departement im Fall 

er solchen nicht annehmen wollte, auf ihre abweichende 
Ansicht aufmerksam zu machen.'' 

Stein bemerkte darüber in dem Promemoria zu den 

Altenstein'schen Vorschlägen vom 15. Oktober 1807 nur: „Der 
Ober-Präsident muss inniger mit dem CoUegio verbunden 
sein, den Sessionen beiwohnen, die wichtigen Angelegenheiten 
selbst oder dnreh das Kollegium bearbeiten, so wie ehemals 
vor Herrn v. Hoym die schlesischen Provinzialminister. Er 
nimmt sich einen Sekretär und einen Kalkulator aus den 
Kammeroffidanten. Der Name Ober-Präsident ist bei uns 
bekannt; wozu ein anderer?** 

Im engsten vielfach wörtlichen Anschluss an die Alten- 
stein'sche Denkschrift enthält dann der Ton Altenstein be- 
arbeitete Organisations-Plan vom 28. November 1807 das 
Institut bereits in vollständiger Durchbildung. 

Mit Rücksicht auf die zu errichtenden drei Hauptkorps 
der Armee, deren Bezirke bereits eine möglichst gleiche 
und natürliche Eintheilung des Staatsgebiets bildeton, wurde 
die Anstellung von drei Ober-Präsidenten für die preussischen 
Provinzen, für die Marken und Pommern und für Schlesien, 
sowie eines vierten lür die Stadt Berlin in Aussicht genom- 
men, die desshalb auch einen eigenen Militärgonvemeur 
erhalten sollte. Das Personal derselben bestand in der Kegel 
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aus einem der Kammer entnommenen Expedienten und 

Kopisten, vorbehaltlich der Beihilfe einzelner Kriegs- und 
Domänearäthe und des ciiorderlichen Subalternpersonals ia 
besonders dringenden Fällen , sowie Torbehaltlich der Bei- 
dehung eines stftndisdien Reprisentanten. Der dienstliche 
Wohnort war an dem Amtssitze der Hauptkammer, wobei 
jedoch ein häufiger Aufenthalt an den Amtssitzen der andern 
Kammern voranagesetst wurde. 

Der Wirkungskreis der Ober-Präsidenten war ein drei- 
facher. 

Sie waren zunächst beständige Konnnissarien der Cen- 
traibehörden und bildeten demgemäss einen Vereinigungs- 
pnnkt nicht bloss der Leitung, sondern auch der Ausf&hrung; 
sie besorgten insbesondere die allgemefne Aufeicht auf die 
ständische Verfassung der Provinzen ihres ReSsorts und die 
Fübi-ung des Vorsitzes als Königliche Kommissarien bei all- 
gemeinen ständischen Versammlungen; die VerhandlungOD 
mit den Chefs des Militärkorps in allen Gegenständen, welche 
das ganze Korps betreffen ; Alles was auf Kriegsoperationen, 
Zusammenziehung der Truppen, Eriichtung allgemeiner 
Kriegsmagazine Bezug hat; alle Anstalten cur Landesver- 
theidigung, Lieferung der Bestände, das Aufgebot des Borger- 
und r>auernkorps nach ihrer Organisation; die Sicherheits- 
Anstalten für das Land, welche sich auf mehrere Provinzen 
zugleich erstrecken, grössere Sanitäts- Anstalten, Viehseuchen- 
Kordons, Sperren u. s. w. ; die Verhandlungen mit den Ober^ 
Postämtern, vorzüglich über Gegenstände der geheimen 
Polizei und der allgemeinen Post-Course; endlich Pläne 2u 
neuen Anlagen, Meliorationen u. s. w., welche mehrere 
Provinzen betreffen. 

Sie waren ferner kontrolirende Behörden, die an Ort 
und Stelle eine genaue uud lebendige, nicht bloss formelle 
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^ufncht aber sämmtliche Unterbehörden, insbesondere Ober 
die Kammern zu führen hatten, theils auf Reisen, theOg 

durch Rapporte, die sie sich erstatten liessen; sie sollten 
dabei alle weitUiuhfre Korrespondenz möglielist vermeiden, 
irielmehr die in der Zwischenzeit gesammelten Bemerkungen 
in den Sitzungen der Kammern, denen sie hftufig beizuwohnen 
hatten, zur Sprache bringen; es kam dabei nicht bloss auf 
den Geschäftsgang im GajQzen, sondeiTi auch auf die Be- 
handlung einzelner besonders wichtiger GeschAfte an, die sie 
in Gang bringen, fördern und stets im Auge behalten 
sollten. 

Sie waren endlich auch konsultative Behörden, die 
auf ergangene Aufforderung oder ohne eine solche nach 

erweiterten ganze Provinzen umfassenden Gesichtspunkten 
Gutachten abzugehen, und die insbesondere auch die Be- 
richte der Kammern mit ihren Bemerkungen zu versehen 
hatten. 

Der Ober-Prj\sident für Berlin hatte übrigens insofern 
eine etwas andere Stellung, als ihm eine direktere Theilnahme 
an den Geschäften, insbesondere an denen des Polizei-Direk- 
toriums zugedacht war, an dessen Plenarversammlungen er 
wöchentlich einige Male theilnehmen sollte ; er hatte auch die 
specielle Leitung der geheimen Polizei, sowie alle Ge- 
schäfte, bei denen es hauptsächlich auf Repräsentation an- 
kommt 

Die sämmtlichen Über- Präsidenten endlich sollten in 
der Regel jährlich zusammenberufen werden, um aber ge- 
eignete Gegenstände Rücksprache zu nehmen, und zu den 
Berathungen der Centraibehörde behufs der Bearbeitung 
von Gegenständen zugezogen zu werden, bei denen es sich 
um Lokal- und Personal-Kenntniss handelt 

Obgleich nun Stein in dem Schreiben an SchrOtter Yom 
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27. Joni 1808, welches die näheren Gesichtsponkte fÄr die 

Ausarbeitung eines speciellen Organisations-Plans entliSlt 
sich ausdrücklicli dahin ausgesprochen hatte, dass die Er- 
nennung eines Ober-Präsidenten für Preussen, auf welches 
die Organisation zunächst beschränkt werden sollte, filglidi 
ausgesetzt werden könne, um somehr als das Pro\inzia]- 
Departement vorläufig beibehalten werde, so ging docii 
Schrötter in dem umfiingreichen, auch in dieser Hinsicht 
von grosser Sachkenntniss zeugenden Sehreiben vom 15. Au- 
gust 1808, auf welches bei Gelegenheit der lleorgani^aiioD 
der Kammern zurückzukommen sein wird, sehr ausführlidi 
auf die Sache ein. 

„Die Anstellung der Ober-Präsidenten*, heisst es, „kann 
ftussei-st nutzbar werden , wenn dabey mit der gehörigen 
Auswahl zu Werke gegangen wird und diese auf Männer 
fiült, die in ihrer Geschäftsführung mehr das allgemeine 
Besste als sich selbst auszusprechen suchen. Ihrem Ge- 
schäftskreisse würde ich noch hinzurechnen : die Anord- 
nung von allgemeinen Landes- Visitationen ; die iiegulirung 
der Beyträge des Landes zu Festungsbauten ; die Bs- 
. krutirung der Regimenter und Truppen auch zu Friedens- 
Zeiten, insofern dazu mehrere Kammer-Departements kon- 
kurriren, vorzüglich in Ansehung der Theilnahme einea jedra 
Departements; aus einem gleichen Grunde auch die An- 
ordnung und Regelung der Sti*ombauten , wobey mehrere 
Kammer-Departements interessiren , welcher Fall vorzüg- 
lich in Schlesien, der Mark und Pommern wegen der Oder 
eintreten dürfte.** 

„Ich halte indessen den in dem Plane dem Ober-l'räsi- 
denten beygelegten Geschäfts-Kreiss auch ausser den eben 
bemerkten Sachen für viel zu ausgedehnt, als dass er mit 
einem Sekretär und Kopisten fertig werden kann. Er wfirde 
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\yey einem Sekretür in der Lage seyn, den grössten Theil 
der Saehen selbst angeben und ausarbeiten zu mtkssen, und 
dadurdi seiner Hauptbestimmung, nemlich der Eontrole und 
"Revision der öffentlichen Verwaltung, zuviel Zeit wepjrenoninien 
Averden, zumal durch die vielen Gutachten, die man von 
ihm erfordern wird. Ein Mann, der im wirklieben Leihen 
thätig handeln "und etwas leisten soll, muss nicbt zu viel zu 
schreiben haben. Dass der Ober-Priisident Käthe von den 
Kammern sieb zu Hilfe nehme, dafür kann ich nicht 
sentiren. Diese werden dadurch von ihrem eigentlichen Be- 
ruf zu sehr abf^ezogen, und das Kammer-Präsidium verliert 
alle Kontrole über sie. Arbeitsame und gewissenhafte liiUhe 
werden ihre Kräfte überspannen und zu frühzeitig dem Staate 
entzogen, auch können die Arbeiten selbst häufig dabey 
leiden. Minder thätige Subjekte werden die Sache leicht 
zum Vorwande benutzen, ihre eigentlichen Berufsarbeiten zu 
yemachlässigen. Der Ober-Präsident wird phnedem, wenn 
er Hilfe gebraucht, sich dazu die tüchtigsten und brauch- 
barsten Mitglieder von den Kammern auswählen , welches 
besonders an dem Ort, wo derselbe sich aufhält, für den Ge- 
schäftsgang derselben sehr nachtheilig werden mosste. Es 
scheint mir daher leicht nothwendig, dem Ober-Präsidenten 
wenigstens einen eignen Rath an die Seite zu ireben, und 
ich zweifele, dass öfters selbst dieser hinreichen wird. £s 
dürfte auch schon aus dem Grunde rathsam seyn, dandt 
wenigstens ein qualifizirter Mann vorhanden sey, der von 
dem ganzen (ieschJVftsumfange des Ober-Prilsidenten Kennt- 
mss hat, und bey einer Jü-ankheit desselben dafür sorgen 
kann, dass der Geschäftsgang nicht ins Stödten gerathe. 
Die Oberpräsidial-Räthe würden überdies eine zweckmässige 
PÜanzschule abgeben, um gute Kammer-Direktoren zu bilden. 
l¥enn dagegen der Ober-Präsident nut seinem Rath nicht 
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mehr zufrieden ist, so kann er ihn in eine der Kammeni 
seines Departements zurücksetzen und einen anderen wählen.— 

Mit den Subalternen würde es in gleicher Art zu halteo 
seyo, wenn ein Sekretär und Kopist nicht langen sollte, das 
heisst: sie mttssten permanent der Person des Ober-Piisi- 
deitm attachirt seyn.^ 

„Eine liaupt-Kticksicht bey Organisation der Funktion 
des Ober-Präsidenten scheint es mir zu seyn, dass man 
in dieser Stelle nur k^ne Zwischen-Instanz zwisdieD den 
höheren Behörden und den Kammern etabüre. Die Ver- 
vielfältigung der Behörden ist einem schnellen korrekt- 
vollen Geschäftsgange jedesmal nachtheilig. Der Ober- 
Präsident mUsste daher auch an dem eigentlichen Geachifts- 
betrieb der Kammern keinen direkten Antheil nehmen. 
sondeiTi nur die Eigenschaft eines perpetuirlichen Korn- 
missarii der oberen Behörden erhalten, der abgeMndect 
von jener Theilnahme sich in der Provinz befindet, ii 
dei-selben hin und her reiset, auf alles Achtung giebt, 
die Verbesserung der vorgefundenen Mängel durch die 
Kammern sogleich anordnet und der höhem Behörde An- 
zeige macht. In der Nähe und an Ort und Stelle kann 
er auf diese Weise ungleich schneller und kräftiger wirken, 
als die höhere Behörde selbst. Es scheint mir daher nicht 
nothwendig zu seyn, dass ihm sämmtliche Berichte der 
Kammern und die Reskripte darauf zugefertigt werden, 
und es würde solches die Sachen auch unircmein aufhalten 
zumal in Kücksicht darin einige Jiammem, die näher 
nach dem Sitze der oberen Behörden belegen aind, als wo 
der Ober-Präsident wohnt. Es kommt hinzu, dass bey seuieD 
vielen Reisen in der Provinz die Sachen ihn häufig verfehlen, 
oder durch die öfters grossen Umwege der Nebenpoeten noch 
mehr werden verzögert werden. Ich halte es flkr hiniddiend, 
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^enn ihm bloss die Berichte in den Generalien, hey denen 
ohnehin auch selten Gefahr im Verzuge ist, zur Unterschrift 
zugeschickt, von s&mmtlichen Special-Berichten aber monat- 
lich kurze Extrakte und Notizen von den Kammern mitge- 
theilt werden.*' 

„Es scheint mir sogar die Frage zu seyii, ob es nicht ge- 
rathener seyn möchte, selbst dasjenige Ressort, worin der 
Ober-Präsident selbststftndig und allein wirken soll, den 
Kammern zuzutlieilen, und ich würde sie eher bejahen, wie 
verneinen, und allenfalls nur die Sachen der ^^eheimen Poli- 
zei ausnehmen. Es relevirt dabey nichts, dass in den meisten 
FlUlen mehrere Kammer-Departements konknrriren, denn 
warum sollten dergleichen Sachen nicht auch künftighin von 
Oben her mit dei'selben Einheit und Zusammenstimmung 
geleitet werden können, als solches bis itzt geschehen ist? — 
Auf jeden Fall scheint es eine nothwendige Festsetzung zu 
seyn, dass die Kammer-Prüsidenten die Vorschläge wegen 
Beförderungen und Verbesserungen im CoUegio machen, und 
dem Ober-Präsidenten bloss frey stehe, seine Meynung in einem 
Vorschlage beyzufügen, wofera er der des Präsidenten nicht 
beitritt. — Sonst können die Präsidenten für ihre Kätlie und 
iür die Geschäfte ihrer Kollegien, die nur auf gute Räthe 
fimdirt sind, nicht yerantwortlich seyn.** 

.^Inzwischen kommt es vor der Hand auf die obigen Be- 
merkungen noch nicht an, da bey der bevorstehenden interi- 
mistisehen Oiganisation die Ober-Präsidenten noch nicht in- 
stallirt werden. Es würde nur festzusetzen seyn, dass 
einstweilen und bis zur definitiven Oiganisation ihr Ge- 
schäfts-Kreyss duich die Kammern unter Leitung des Pro- 
vinzial-Departements zu versehen seyn werde, mit Ausnahme 
der ihnen nach dem Plane unter Nr. 3. Litt aa ttbeitragenen 
Geschäfte, (allgemeine Aufsicht über die ständische Ver- 

Ernst Mnier. Kef..rin. 14 
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fassang ete.) worüber aaeh bereits besondere Verfügungen 

getroffen sind"*®). 

Stein in seinem Antwortschi-eiben vom 25. August über- 
geht auch in der That gänzlich, „was noch wegen der Ober- 
Präsidenten zn bemerken sein dOrfte*. Ihre Anst^ung sei, 
so lange die Provinzial-Depaiteinents beständen, nicht er- 
forderlich, und das Nähere über ihre Wirksamkeit komme 
daher erst bei der Organisation fOr das Ganze znr Sprache ; 
in allen Verhandlungen, welche jetzt stattfUnden, seien sie 
gänzlich ausser Betracht zu lassen. 

Nachdem dann die Ausdehnung der Organisation auf 
den ganzen Staat beschlossen war, kam SchrOtter in dem 
Schr^ben vom 19. Noyembor 1808 aof die Frage der Ober- 
Präsidenten nochmals zurück. „In Ansehung der Ober-Prä- 
sidenten", heisst es, „hat nichts aufgenommen werden können, 
wdl ich nicht unterrichtet bin, inwiefern es ihretwegen bei 
der froheren Absieht verblieben, und in welche VerfaUtnisse 
ihr officium gegen die Kammern gestellt werden soll. Es wird 
sich indessen sehr leicht das Nöthige hierüber in den Ent- 
würfen nachtragen lassen, ohne dass diese darum einer be- 
deutenden Abftndemng bedfirfen. Ich kann jedoch nicht 
umhin, hierbd den Wunsch zn wiederholen, dass der Ober- 
Präsident nur in das Verhältniss eines Beobachlei-s und Re- 
visors der Kammern und eines perpetuirlichen Kommissarii 
der Oberbehörde gestellt werde, nicht aber auch die Funk- 
tionen einer Zwischeninstanz erhalte.* 

Zu einer Umar))eitung der Entwürfe in dieser Richtung 
ist es jedoch nicht gekommen, und die Stein'sche Verordnung 



48) Acta gen. betr. die OrgaDisatiOD der Proviozial« Polizei- und 
Finanz-liebürdea Vol. 1. 
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Tom 24. Novembei- 1808 enthielt demgemäss über die Ober- 
Präsidenten NichU^^). 

Die Einfiüimng denelbeii Ist aber bereito durch das 
Ftablieandnm betreffend die yeriUiderte YerfiaBung der ober- 
sten Staatsbehörden der preussischen Monarchie vom 16. De- 
cember 1806 erfolgt, und bildet den einzigen Punkt, hinsieht- 
lieh dessen das Publicandum gegenüber der Verordnung 
dne positive NenschOpfong darbietet, wShrend die übrigen 
Abweichungen lediglich auf Auslassungen bemhen. 

Die §§ 84 und 35 des Publicandum vom 16. December 
1808 lauten folgendennassen: § 84. »Zu mehierer Belebung 
des Geschäftsganges in den Provinsen werden Ober-Prftsi- 
(lenten angesetzt, einer für die Provinzen Ostpreussen, Lit- 
thauen und Westpreussen, einer ftlr die Kuimark, Neumark 
und Pommern, einer lür Sehlesien. — Sie sind zwar den 
Kammern vorgesetat, aber keine Zwischeninstanz zwischen 
ihnen und dem Ministerio, sondern als perpetuirliche Kom- 
missahen des letztem zu betrachten, um in ihrem Namen an 
Ort imd Stelle eine genaue und lebendige, nicht bloss for- 
msle Eontrole sowohl über die öffsutlidie Verwaltung an 
sich, als die Treue und Dexterität der Beamten zu führen. 
Sie haben zwar die Befugniss und Verpflichtung, sich 
. Ton dem Geschäftsbetrieb bei den Kammern in genaue 
Kenntniss zu setzen, ihn Ton Zeit zu Zeit an Ort und Stelle 
oder auch durch Einforderung von Nachrichten und Akten 



49) Man muss das gegenüber der Darstellung bei Pertz II . 292 S, 
scharf hervorheben, da diese den Eindruck hinterlässt, als ob das Amt der 
Ober-I'rilsidenten lediglich eine Stein'sche Schöpfung sei; die Darstellung 
beginnt an der betreffenden Stelle mit deni Satze: „Ah ein wesentliches 
OBed swiBchen dar Central« und ProTinzialyerwaltong hatte Stdn die 
Ober-Maidaitea hhigestellt*; die an dieser Stelle aageAUirte Note 106 
fiUt mericwOidigerweiae. 
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ZU revidireo, und Mängeln abzuhelfen; sie nehmen indessen 

an der Detailverwaltung keinen Antheil. Sie liaben die all- 
gemeine Aufsicht auf die standische Verfassung der Provin- 
zen ihres Ressorts» führen als landesherrliche KommiSBarien 
den Vorsitz hei den allgemeinen ständischen Versammlungen 
und die polizeiliche Aufsieht über die ständischen Geldinsti- 
tute. Ausserdem gehören zu ihrem speziellen Geschilftskreise 
diejenigen Gegenstände der Staateverwaltung, bei denen es 
von Wichtigkeit ist, ^nen grossem Vereinigungspunkt in 
Absicht der Ausfühning, als von einem einzelnen Kammer- 
Departement zu haben. Dahin gehören z. B. die Sicherheits- 
anstalten für das Land, welche sich auf mehrere Provinzen 
zugleich erstrecken, grössere Sanitätsanstalten, Viehseuchen- 
kordons, Sperre, femer Pläne zu neuen Anlagen, Meliora- 
tionen, welche mehrere Provinzen betreffen. — Eine beson- 
dere Instruktion wird deshalb das Nähere bestimmen. Die 
Ober-Präsidenten versammeln sieh, der Kegel nach, alle Jahr 
einmal zu einer bestimmten Zeit in Berlin, um nicht allein 
über die ganze Verwaltunjr Kapport zu ei-statten, sondern 
auch durch gegenseitige Mittheilung ihrer Ei-fahrungen und 
Beobachtungen die Administration mOg^chst zu vervoll- 
kommnen. Sie sind Mitglieder des Staatsraths und Ge- 
heime Staatsriithe." 

§ 35. „Auch wird der Polizeiverwaltung der Stadt 
Berlin ein Geheimer Staatsrath als Ober-PrSsident voigesetst 
Da dessen Ressort von dem der ttbrigen Ober-Präsidenten 
wesentlich unterschieden ist, so wird deshalb das Nöthige 
besonders bekannt gemacht werden." 

Die Instruktion fOr die Ober-Präsidenten in den Pro- 
vinzen vom 23. December 1808 hat das näher ausgeftlhrt 

Das Ober-Präsidium für Ost- und Westpreussen erhielt 
damals v. Auerswald, das für die Kuimark, Neumark und 
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Pommern Sack, das ftkr Schlesien v. Mas^ow; das für Ber- 
lin dagegen wurde nicht besetzt, indem die Geschäfte dem 
dortigen Poliiei-Präsideiiten unter unmittelbarer Leitung des 
Ifinisters des Innern übertragen wurden. 

Die Einrichtung bewährte sich aber damals nach all- 
gemeiner Annahme nicht Insbesondere der Minister des 
Innern, Graf Dohna, sprach sieh in dem Immediatberieht 
rom 6. Juli 1810 dahin aus, dass die Trennung einer blossen 
Kontrole von wirklicher Administration nach den gemachten 
Erfahrungen ausserordentlich schwer sei, indem die Kontrole 
Qbenll zu Eingriffen in die Administration gelahrt habe; es 
sei demgemäss sehen langer seine Absicht gewesen, darauf 
anzutragen, dass die Eigenschaft der Ober-Präsidenten als 
Kontroleure und Revisoren ganz aufgehoben und ihnen nur 
diejenigen administratiTea Geschäfte, insbesondere Militär-, 
standische und sicherheitspolizeiliehe Geschalte belassen 
würden, welche die Instruktion ihnen belege , so dass sie 
nur noch grössere Vereinigungspunkte für die Geschäfts- 
fohruog bildeten. £benso qtrach sich Vincke in der Imme- 
diateingabe vom 7. April 1810, in welcher er nach erfolgtem 
Backtritt dem Könige die nftheren Gründe f&r s^n Entlas- 
suugsgesuch darlegte, gegen die Ober-Präsidenten aus, da sie 
nur Aufenthalt in Alles brächten, ohne nur irgend einen 
Nutien zu stiften, und die Revision und Kontrole viel besser 
durch Staatsrftthe besorgt werden könnte. Auch Wilhelm 
von Humboldt, sofern die in den Akten befindliche Annahme 
eines Archivbeamten richtig ist, welche ihm die Urheber- 
schaft eines Gutachtens unter der Bezeichnung nVorschlage 
zur Organisation der Behörden* zuschreibt, gehörte zu den 
Gegnern. Schön wollte Ober-Präsidenten, oder wie er sie 
nannte Provinzial-Kanzler, nach Ausweis seines Berichts vom 
23. Juli 1810, nur dann angestellt wissen, wenn man die 
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geeigneten Pera5nliehkdten dazn babe. Der entsduedenste 

Gegner der neuen Einrichtung war jedoch der Ober-Präsi- 
dent von Massow, der in einem an den Staatskanzler gerich- 
teten Promemeiia vom 26. Auguet 1810 nach einer genauen 
Schilderung seiner SteUnng, geradeia die Frage aufwirft, ob 
ein Ober-Präsident, wie er bisher gewesen, nicht für den 
königlichen Dienst völlig überflüssig sei, ja mehr schädlich 
als nützlich wirke, und ob daher eine Remedur wohl länger 
ansgesetst werden dflife^^. 

Die Verordnung vom 27. Oktober 1810 tiberging dem- 
gemäss die Ober-Präsidenten mit völligem Stillschweigen. 

Die Verordnung vom 30. April 1815 wegen verbesser- 
ter Einrichtung der Provinzial*6ehOrden hat aber die Ein- 
richtung von Neuem ins Leben gerufen, die dann durch die 
Instruktionen vom 23. Oktober 1817 und 31. December 
1825 ihre n&here Bestimmung erhalten hat 



fiO) Acta dei Stutakaniten, betr. di« Tertnderte VertUBong der 
obersten StaalsbehOideii etc. YoL L IL Acta betr. die Dienstpoliiei 
und den Oeschlftsgang VoL II 
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A. DIE VERORDNUNG WEGEN VERBESSERTER EIN- 
RICHTUNG DER PROVINZIAL.POLIZEI. UND FINANZ- 
BEHÖRDEN VOM 2Ck DECEMBER 1808; NEBST DER 
GESCHÄETS-INSTRUKTION FT:R DIE REGIERUNGEN IN 
SÄMMTLIGHEN PROVINZEN VON DEMSELBEN TAGE. 

l. DER ÄUSSERE HERGANG. 

Die Naasaaer DenkBchrift behandelte die UmbildoDg 
der Kriegs- und Domftnen-Kammern wesenilieh nur Tom Staad- 
punkte der Selbstverwaltung aus, indem sie die Theilnahme 
ständischer Deputirter an der Geschäftsführung der Provin- 
zial-BehOrden forderte und rechtfertigte. Die Altenstein^sehe 
Denkschrift png schon mehr in das organisatorische Detail 
ein. Der Organisations-Plan vom 23. November 1807 enthielt 
bereits die GrandzQge der spateren Yerordnang. 



51) Acta gen., betr. die Organisation der Provinzial- Polizei- und 
Finanz- Behörden. Reg. Sachen. Gen. Vol. I bis IV (im Ministerium 
des Innern); vorzugsweise Vol. I u. II, während die Vol. III u. IV 
wesentlich nur Ausfübrungsbestimmungen enthalten; die Stein'schen 
Sdhnibea an SehrOtt« vom 27. Juai and 25. Augast 1806 finden aieli 
anflserdem ancli bei Perts, U, 670ir. — Aeta des Staatskaaden, betr. 
die aUgemeinen BeBtimmaagHi wagen der SeBSorfereriUUtoiase bei den 
Begieroogen und wegen des Gesebätsgangs bei denselben. 
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In dem Schreiben vom 27. Juni 1808 wandte sich dann 
Stein, unter Mittheilung des vorläufigen Organisations-Plans 
und des auf denselben beeaglichen Vincke'schen Gutachtens 
über die koUegialische Form der Polizei- und Finanz-Ver- 
waltunp vom 9. April 1808, an Schrötter mit dem Auftrage, 
auf diesen Grundlagen einen zunächst nur . für Preussen be- 
rechneten Plan auszuarbeiten, um für diese yom Feinde be- 
freite Provinz alle Vortheile der neuen Einrichtung sogleich 
zu vei-wirklichen, und zugleich Gelegenheit zu erhalten, alle 
die Mängel kennen zu lernen, welche sich erst bei der wirk- 
lichen Ausfahrung zeigen würden. 

SchrOtter, der dieses Schreiben Friese und Wilckens 
zuschrieb, antwortete am 15. August mit jener bereits er- 
wähnten von Friese veifassten, sehr ausführlichen Denksclirilt, 
welche in demselben Maasse die Grundlage der späteren In- 
struktion bildet, wie der Oiganisations-Plan die Grundlage der 
späteren Verordnung. Zum grOssten Theile stimmt die Re- 
gierungs-Instruktion mit dieser Denkschrift wörtlich überein. 

In einem an die einzelnen Positionen der Denkschrift 
sich anschliessenden Schreiben vom 25. August erklärte sich 
Stein mit rielen der vorgeschlagenen Abweichungen einver- 
standen, während er in anderen Beziehungen an dem Stand- 
punkte des Organisations-Planes festhielt; er trieb übrigens 
zur Eile, binnen vier Wochen müsse die Ausführung dieses 
Theils der Organisation sowie auch die Umbildung der 
städtischen (Jonieinde- Verfassungen vollendet sein. 

Am 27. Septeuiber reichte Schrötter den von irriese 
gearbeiteten Entwurf zu der Verordnung ein, indem er sich 
vorbehielt, die Dienstinstruktion, über welche insbesondere 
Auerswald und Dohna bereits berichtet hätten, nach dem 
Eingange eines noch ausstehenden Berichts gleichfalls vor- 
zulegen. 
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Die Prüfung dieses Entwurfs zu der VerorUnuug wurde 
AlteDStein und Sehdn ftbertragen, Yon denen der erstere im 
General-Deimrtement darüber berichtete; hier wurde nun 
insbesondere angesichts des bevoi*stehenden Abzugs der 
iranzösischen Truppen die Ausdehnung der \ erordnung auf 
alle Provinzen beschlossen. 

Den zu diesem Behufe umgearbeiteten Entwurf der 
Verordnung sowie den Entwurf zur Dienst -Instruktion, 
die beide von Friese herrühren, übersandte Schrötter am 
19. November. Die Grenzlinie zwischen der Verordnung 
and der Instruktion war dabei in der Weise gezogen worden, 
dass die Verordnung bloss dasjenige enthielt, was die äusseren 
Verhältnisse der Kammeni sowülil gegen ihre Beamte als 
aach gegen ihre Eingesessenen betrifft, damit aus der Ver- 
ordnung ein Jeder ersehen könne, an welche Behörde er 
aeh zu wenden habe, wie weit der Wirkungskreis derselben 
gehe, was er von derselben zu erwarten, gegen dieselbe zu 
beobachten, und was fOr Mittel er in Händen habe, sein 
venneintliches Recht zu verfolgen, wenn er sich gekränkt 
glaubte; während dagegen in die Instruktion alles dasjenige 
aufgenommen wurde, was sich auf Hie innere Organisation 
der Kammern sowie auf den Gang und den Betrieb der 
Geschäfte in denselben bezog. 

Ueber diese Entwürfe sind dann vom Kanzler von 
Sdirötter am 20. December und von Klewitz am 22. Decem- 
ber noch sehr ausführliche Gutachten erstattet worden, 
welche indessen erhebliche Aendemngen nicht bewirkt haben. 
Nach einer am Abend des 22. December abgehaltenen Kon- 
lereuz der Minister von Altenstein und Graf Dohna mit dem 
Kanzler von Schrötter, Klewitz und Friese ist am 23. De- 
cember seitens der drei ersteren der Bericht an den König 
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erstattet imd am 26. Deeember die Allerhöchste Sanktioa 

ertheilt worden. 

Ueber die schicklichste Benenniuig der Landee-Justis- 
KotUegien sollte jedoch noch ehie Yereioigimg mit dem Qsmh 
kanzler Beyme herbeigeführt werden. Der Entwurf der 
Veit)rdnung hatte diese künftige Benennung offen gelassen, 
imd der Bericht vom 23. Deeember sich dahin anageqirochai, 
dass der Ausdruck Tribunal swar seiner Kttne wegen em- 
pfehlenswerth sei, aber nicht den vollen Umfang der Ge- 
schäfte bezeichne^ da doch die Gerichte keine blossen Spruch- 
kollegien seien; in dieser Hinsicht würde die Benennung 
Ober* Justiz-Kollegium oder Ober^Ho(|[ericht Yonuaehen sein; 
nur würde das Kammer-Gericht seine bisherige Bezeichnung 
beibehalten müssen, da sie gewissermaassen durch das Alter- 
thum sanktionirt wäre und das Gericht unter dieser Be- 
nennung auch im Auslände auf das Vortheilhafteste bekannt 
sei. Beyme erklärte sich dann unterm 12. Januar 1809 für 
den Ausdruck Ober-Landesgericht, da die Worte Land und 
Provinz im Sinne des deutschen Staatsrechts gleich smn; 
der Name Ober-Ho^richt war vom KOnige. ausdrücklich 
verworfen. 

2. DIE KOMPETENZ. 

So lange der Plan dahin gegangen war, die Organisation 
zuvörderst auf Preussen zu beschränken, hatte es nicht in 
der Absicht gelegen, Bestimmungen Uber die Ressort-Ver- 
hältnisse in die Verordnung überhaupt aufzunehmen, da die 
Angelegenheit für Ostpreussen erst ganz neuerdings durch 
das Ressort-Reglement von 1804 geordnet war, wahrend ein 
solches fhr Westpreussen gleichzeitig mit der Verordnung 
von Friese ausgearbeitet wurde. Als nun aber die Ausdeh- 
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nmig des Organisations-Plans auf den ganzen Staat be- 
sehloBsen wurde, stellte es sich zugleich als nothwendig her- 
nu, aaeh die Beesort-Bwtimmaiigeii Üat sftmmttiche Proyinzen 
einheitlieh zu gestalteii. Es war dann offenbar das Ein&chate, 
diese Bestimmungen in die Verordnung selbst aufzunehmen, 
80 dass von nun an ein besonderes Ressort-Reglement nicht 
ndir nothwendig war. 

Im Grossen und Gänsen sind bei dieser Gelegenhdt die 
ans der frohem Initiative Schr0tter*8 hervorgegangenen, in 
den Ressort-Reglements für Neuostpreussen, für die frän- 
kischen FOrstentbfimer, für die Entschädigungslande und für 
Os^trenssen nnd Litthanen bereits enthaltenen Bestimnrangen 
anf den ganzen Staat ausgedehnt worden. Und zwar hat 
dabei die Fassung zu Grunde gelegen, wie sie im Entwürfe 
des westpreussischen Ressort -Reglements, welches der Be- 
nthnng des General-Departements bereits vorgelegen hatte, 
inzwischen festgestellt war. 

Fs wurde demgemäss die Kompetenz der Verwaltungs- 
Behörden gegenüber der Justiz auf der einen Seite erheblich 
eingeschränkt, indem die denselben bisher übertragen ge- 
wesene Rechtspflege anf die kompetenten Gtoriehte überging, 
welche nunmehr die ungetheilte Verwaltung des richterlichen 
Amts in Rücksicht auf sämmtliehe Angelegenheiten des 
Kamerai -Ressorts erhielten, einerlei, ob es dabei auf £nt- 
adieidnng eines Givil-Anspmchs oder einer Kontravention an- 
kam, ob der Fiskus bei der Saclie iuteressirt war oder nicht. 
Es wurden mithin die Kammer-Justiz-Deputationen im ganzen 
Umfuige des Staates anfgehoben, in der Weise, dass sie ihre 
Akten an die Geriehts-BehOrden abgaben; was in dem Schrei- 
ben des Ministers des Innern vom 11. Februar 1809 und in 
dem Publicandum des Kammergerichts und der kurmärkischen 
Begierong vom 6. April 1809 n&her geordnet wurde. £s 
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hörte endlich auch die bisher stattgefundene Konkurrenz der 
Regierungen hinsichtlich der Wahl, Pi-üfung, Bestätigung und 
Dienstfohrang der Domänen-Justizbeamten au^ so dass rnni 
sämmtliclie üntergerichte in ihren Dienstverriehtniigen le- 
diglieh den Landes -Justiz -Kollegien untergeordnet waren 
(§§ 14. 15). 

Indessen enthielten doeh die näheren Bestimmungen 
wiedemm sehr bedeutende Einschränkungen des Prinzips, 

obgleich dieselben, auf der Grundlage des Projekts des west- 
preussisdien liessort-Beglements, in einzelnen Beziehungen 
nicht so weit gingen, wie die Einschränkungen der froheren 
Reglement 

Insbesondere sollte auch jetzt kein Prozess zugelassen 
werden Ober Gegenstände und Angelegenheiten, welche nach 
den Gesetzen und allgemeinen Grandsätsen der Staats- und 
Landes-Verfassung zur richterlichen Erörterung bisher schon 
nicht geeignet gewesen waren. Der Rechtsweg sollte daher, 
wie in ziemlich wörtlicher Uebereinstimmung mit den 
froheren Reglements ausdrücklich festgesetzt wurde, weder 
über wirkliche Majestäts- und Hoheits-Reohte noeli gegen 
allgemeine in Gegenständen der Regierungs-\'erwa]tung er- 
gangene Verordnungen, noch Ober die Verbindlichkeit zur 
Entrichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben, denen 
siunmtl>he Einwohner des Staats oder alle Mitglieder einer 
gewissen Klasse desselben nach den Bestimmungen der 
Landes-Verfassung unterworfen waren, und eben so wenig in 
den besonderen Fällen stattfinden, wo die Gesetze ihn aus- 
diUcklich ausschlössen 35. 36). 

Immerhin war gegen die polizeilichen Verfügungen und 
die Polizeistrafverordnungen der Regierungen der BeehtswQg 
in einem auffallend weiten Maasse zulässig. Es war nftm- 
lich zu unterscheiden, ob der Widerapruch entweder nur auf 
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die allgemeine bürgerliche Freiheit und auf die Prinzipien 
vom freien Genuss des Eigenthums, oder auf eine ausdrückliche 
Disposition der Gesetze, resp. auf einen speziellen Rechtstitel 
sich gi'ündete. Im ereteren Falle war zwar eine Klage bei 
den Gerichten allgemein nur wegen Entschädigung statthaft; 
die richterliche Einwirkung trat jedoch selbst in diesem 
Falle in vollem Um&nge ein, wenn die Verfügung entweder 
von der hohem Verwaltun^:s-Beliörde •remissbilligt wurde, 
oder wenn derselben grobe Fahrlässigkeit oder gar voi-sätz- 
liche Beeinträchtigung zu Grunde lag. Dagegen stand bei 
dem Vorhandensein einer ausdrUekliehen gesetzlichen Dis- 
position oder eines speziellen Rechtstitels der Weg Rechtens 
unbedingt sowohl über den Schadenersatz als auch über die 
Verpflichtung offen. Nur in dem Falle des speciellen Reehts- 
titels waren die Regierungen zur sofortigen Exekution be- 
reclitiirt, wenn ihrem Ermessen nach damit ohne Nachtheil 
des Aligemeinen bis zur richterlichen Entscheidung nicht 
gewartet werden konnte (§§ 38—40). 

Hinsichtlich der fiskalischen Processe war, abgesehen 
von den bereits erwähnten Ausnahmen, der Rechtsweg 
gleichfalls ganz allgemein für zulässig erkl&rt worden, 
indem man sich Oher die geltend gemachten Bedenken da- 
durch hinwegsetzte, dass mit den fiskalischen Processen über 
Realrechte nachgerade anberaumt sei, sie auch bei der be- 
absichtigten Yer&ussenmg und erblichen Austhuung der Do- 
mftnen von selbst sich verringern mfissten. Nur wurden die 
Regieningen für berechtigt erklärt, in einer Anzalil von 
Fällen, bei denen die Gefahr nahe lag, dass durch frivole 
Klagen Verwirrung und Stockung in die Finanz- Ver- 
waltung gebracht werden könnte, ungeachtet des erhobenen 
Widerspruchs, jedoch unter Vorbehalt des Rechts des Wider- 
brechenden, die sofortige Exekution nach ihrem pflichtmäfr- 
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sigen Ermessen zu vei-fügen, ohne dass über dergleichen exe- < 
kuüvische Maassregelu Possessorienklagen zulassig gewesen 
wAren. £ine solche vorläufige VoUstreckitng war namentlich 
statthaft hinsiehtlieh aller, sowohl Landes- als gnindherrlicher 
Revenuen, Abgaben und Dienste, hinsichtlich aller vom 
Fiskus mit Privatpersonen abgeschlossenen Verträge, sofern 
Ton der Erdung derselben die Erreichung bestätigter Etats 
abhing» hinsichtlich aller yerpachteten Domanial-Gnmd- 
stOcke, sofeni die Pachtgelder rückständig blieben oder die 
Pächter schlecht wirthschafteten oder nach abgelaufener 
Pachtseit die Käumung verweigerten, endlich hinsichtlich 
aller fiberGegenstftnde des Regierongs-Redsorts abgeschlosse- 
ner Verträge , aus deren Nichterfttllnng ein unwiederbring- 
licher Schade entstehen würde. Ausserdem sollte es aber in 
allen fiskalischen Civilprocessen den Regierangen freistehen, 
neben dem gewöhnlichen Stellvertreter des Fiskus noch dnen 
anderen Deputirten abzuordnen. Dieser hatte insbesondere 
der InstiTiktion beizuwohnen und darauf zu sehen, dass die 
Thatsachen überall richtig, deutlich und vollständig aus- 
einandeiigesetEt und bei Anfiiahme der Beweise mit genaner 
und gründlicher SorgfiBlt verfahren würde, ohne sich jedoch 
in die Leitung des Verfahrens zu mischen oder den Gang 
der Instniktion aufzuhalten; er hatte ausserdem vor Ab- 
lusung des Erkenntnisses ein schrifdiches Gutachten in den 
Akten zu geben, worauf, insofern es auf besondere landes- 
polizeiliche oder finanzielle Verhältnisse und Verfassungen, 
nicht aber auf blosse Rechtsfragen ankam, von den Gerichten 
gebührende Rücksicht genommen werden musste (§§ 41—43). 

Auch die Regrees- und Injurienklagen, welche gegen Re- 
gierungsbeamte aus Veranlassung des Amts angebracht 
wurden, gehörten, vorbehaltlich einer darüber zu erstatten- 
den Anceige, ohne Weiteres zur Kompetenz der Gerichte (§ 47). 
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Kontraventionen g^gen Finanz- and Polizei- und andere 
zum Bessert der Regierungen gehörige Oesetse waren diese 

zwar berechtigt nach summarischer Untei-suchung resolu- 
torisch zu entscheiden, indessen konnte der Beschuldigte 
binnen zehn Tagen auf förmliches rechtliches Gehör und 
Erkenntniss bei dem kompetenten Obergericht antragen, was 
ihm in der Resolution besonders bekannt gemacht werden 
musste (§ 45, § 34 Abs. 3). 

Endlich war den Regierungen eine selbständige Exeku- 
tions-Befugniss belassen worden; sie mussten jedoch die in 
den Gesetzen voi-geschrieljenen Grade beobachten, und bei 
Erzwingung von Handlungen solche soweit möglich durdi 
einen Dritten fbr Rechnung des Verpflichteten vornehmen 
lassen, konnten jedoch auch Strafbefehle bis zur Summe von 
lOu Tlilr. oder vierwöcheutlichen Gefängniss eiiassen und 
vollstrecken (§ 48). 

Die ausserdem noch ausgesprochene Verpflichtung der 
Gerichte, sogar in Prozessen zwischen Privatpersonen tlber 
Gegenstände und Bechtsfragen, welche auf Principien der 
Landesverfassung, der Staatsverwaltung, der Staatswirtli- 
fichaft, der Polizei- und Gewerbekunde Einfluss haben, und 
durch klare Gesetze nicht bestimmt sind, von den Re- 
gierungen Gutachten einzuholen, und sich danach als einem 
konsultativen Votum gebührend zu achten (§ 44), wird 
praktische Bedeutung niemals erlangt, jedenfalls sehr 
bald verloren haberu 

Das Ressort der Regierungen wurde dann aber gleichzeitig 
dadurch betri&chtlich erweitert, dass die bisher von den Justiz- 
Behörden verwalteten Landes-Hoheits-Sachen , insbesondere 
die (iienz-, Huldigungs-, Auswanderungs-, Abfahrts- und 
Abschoss-Sachen, dass femer diejenigen Landes-Polizet-Sachen, ^ 
welche bisher entweder von den Landes-Justiz-KoUegien be- 
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arbeitet waren, wie die geistliehen und Sehiü-Angelegeiiheiteiiy 
oder znr Kompetenz anderer Behörden gehdrt hatten, wie 

die Medirinal - Angelegenheiten und die Landariiien-Sachen 
und dass endlich auch diejenigen Zweige des Finanzwesens, 
die bisher von Spezial-Behörden selbständig verwaltet waren, 
wie namentlich die Acdse- Angelegenheiten, nnnmehr auf die 
Regierungen tibertragen wurden. Man ging sogar über die 
früheren Kessort-Heglements insofern noch hinaus, als den 
Begienmgen auch die allgemeine polizeiliche Aufsicht aber 
das Post^, ßestots-, Lotterie-, Bergwerks- und Hflttenwesen 
beigelegt wurde, sowohl in Hinsicht der allgemeinen Grund- 
sätze für den Betrieb und die Oekonomie dieser Geschäfts- 
zweige als auch in ROcksicht einer iiweck- und polizei- 
mftssigen Ausführung derselben, so dass nur der eigentlich 
technische Betrieb und die innere administrative Kinnchtung 
in der üand besonderer Beamten verblieb. 

Was namentlich die Unterordnung des Postwesens unter 
die Regierungen betrifft, so war es ganz besonders Stdn 
gewesen, der bereits in dem Promemoria zu den Altenstein'- 
schen Vorschlägen vom 15. Oktober 1807 dieselbe gefordert 
hatte: ^Alle Verordnungen," hiess es, „die die Reisenden 
und die Korrespondenz in Schutz nehmen, sind vergeblich, 
wenn man erst in Berlin bei dem Ober-Postamte Schutz 
suchen soll." Schrötter stimmte dem vollständig bei: „Die 
Postbedienten sind bis jetzt die einzige Klasse von Staats- 
beamten gewesen, über welche keinem Provinzial -Behörde 
existirt hat, und es ist wirklich zu erstaunen, wie man die 
Anomalie so lange in der öifentlichen Verwaltung hat zu- 
geben ktonen, dass, um sich aber den Postdirektor zu 
Memel zu beschweren, man die nächste Instanz erst in Ber- 
lin hat suchen müssen, in einer Entfernung von mehr als 
hundert Meilen.'' Es fragte sich nur, ob mau die Abgrenzung 
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zwischen der allgemeinen polizeilichen AutVicht und dem 
techDischen Betriebe richtig bestimmen werde. Stein musste 
Mer inftssigend eingreifen, indem er bereits in dem Schreiben 
Tom 25. Angnst mehrere Gegenstände, die Sehrötter znr 
Kompetenz der He,i,nerungen verwiesen hatte, als zum toch- 
oischen Betriebe geböiig bezeicbuete, weil sonst die Ke- 
gienmgen mit emem Ungeheuern Detail belastet worden. 
Dennoch wurde den Regierungen nicht bloss die Berathung 
und der Vorschlag iil)er neue Posteinrichiun;4cn, sondern 
auch eine weitgehende Kinwirkunj; auf die Verwaltung, 
Bunentlich auch eine Aufsicht Uber das Beförderungswesen, 
mid insoweit über die Beamten beigelegt, so dass dem fhr 
jedes Regierungs-Departement einzusetzenden Postdirektor, 
der zugleich technisches Mitglied der Kegieiiing war, zur 
sdbständigen Bearbeitung, ohne die Mitwirkung des Post- 
Departements-Raths, nur das Detail des Postbetriebes, wie 
die Auswahl der Posthalter, die Abschliessung der Kontrakte 
mit denselben, die Prüfung der von ihnen zu leistenden 
Sicherheit, die Regulirung der sämmtUchen Angelegenheiten 
des Post-Fuhrwesens, die Revision der Postkaasen u. s. w. 
veiblieb. Die Zukunft hat dann gelehrt, dass eine der- 
artige Scheidung überhaupt nicht möglich sei, und dass schon 
damals provinzielle Mittel-Behörden fUr die Gesammtheit 
des postalischen Betriebs zu schaffen gewesen wären 



52) Die oberste Postbehörde war, wie ans dem Schreiben Scbrdtlei's 
ao Stein vom 27. September 180s hervorf^clit, von Tomherein gegon die 
neue Organisation gewesen, und hatte s^ich auch nachher mit derselben 
nicht ausgesöhnt. Letzteres ergiebt >ich aus uineiu Bericht des General- 
Postmeisters Seegebarth au Hardenberg aus dem Jahre löIO: „Die Ein- 
mischung der Regierungen in die Postverwaltung ist von keinem Nutzen, 
ab« Ton Kachtheil. Zu allen Zeiten hat Torragsweise vor allen andern 
AdmittiitrationBBweigen Ehibeit in der Postverwaltung geherrscht Ich 
bsbe uk Kftnigsberg den Oehehnen Rath, Hofpost-Direktor von Hadeweis 
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Kine Erweiterung des Ressoils der Regiemnpren fand 
dann endlich auch insofera statt, als nunmehr mit der De- 
centralisation wirklich Ernst gemacht wurde. Die Regiemngen 
solIteD hinfort berechtigt sein, innerhalb der vorhandenen 
gesetzlichen und administrativen Voi*schriften ohne Rückfrapre 
und Berichterstattung das Köthip:e sofort zu veranlassen 
und anszuführen ; sie sollten also alle dic^jenigen Gegenstande 
selbstständig entsch^den, welche sieh nach diesen Vorschriften 
entscheiden lassen. Sie sollten ferner im Allpjemeinen be- 
rechtigt sein, die zu ihrem Ressort gehörigen üffentlichen 
Bedienungen, mit Ausnahme der Stellen der Mitglieder des 
Kollegiums, der Landiftthe, der Superintendenten, der obem 
Lehrer der Gynmasien und einiger anderer Kategorien, ohne 
vorherige Anfrage, nur unter dem Vorbehalt halbjährlicher 
Nachweise frei zu besetzen, so dass also insbesondere die 
Besetzung, beziehungsweise die Bestätigung der Subaltem- 
und ünterbeamtenstellen bei den Regierungen selbst, der 
Zoll-, Steuer-, Forst- und, unter KonkuiTenz des Postdirektoi*s, 
der Post -Beamten -Stellen, endlich der Geistlichen- und 
Schullehrer -Stellen ihnen zustand. Sie konnten femer 
alle in Rücksicht ihres Ressorts entstehenden Processe ohne 
Anfrage anhängig machen oder sich auf solche einlassen, 



und in Breskn den Obopost-IMraktor SdidEler den Silion^ der Be- 
giernngen beiwolinen lassen. Allein . eine sweüihrige Eifidirong hal 
mich überzeugt, dasi es gaos anflmchtbar ist Denn nieht eine einsige 

Sache ist in dieser ganien Zeit snf diesem Wege abß:eniacht worden. 
Im Gegenthcil hat in einem vorgekommenen Falle die Regierung zu 
Breslau, wolrlip ich bei Gelegenheit einer neuen Postanlage um ihr Sen- 
timent über ciniu'e Lokal-Ümstände ersuihte, anstatt selbst in die Sache 
hineinzugehn , sich von dem p. Scheffler als Regierungs-Mitglied Aus- 
kunft geben lassen, und diese mir sodann mitgetheilt. Weit kürzer hätte 
ich sie von ihm diiekfe einfordern können. Es entsteht also nnr Llh- 
mong und VerschlepiNUig." Vgl aneh Stephan, Geschidite der praas* 
sischen Post Berlin 1868. S. 408. 
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wiedeirom unter d«m Vorbehalt der Einreichiing halbjähr- 
licher Listen. Sie waren weiter berechtigt, innerhalb ihres 
selbstständigen Wirkungskreises ohne höhere Genehmigung 
VerbindliehkeiteD im Namen des Fiskus oder anderer unter 
ihrer unmittelbaren Verwaltung stehender juristiseher Per- 
sonen zu übernehmen, Gerechtsamen zu entsagen, Vergleiche 
und Kontrakte einzugehen. Sie hatten die selbstständige 
Vermögensverwaltung der Kirchen und Schulen, insbesondere 
die Aufstellung der Etats und die Entlastung der Rechnungs- 
führung, die Disniembration und die ünirung von Pfarreien 
und Schulsodetäten. Sie konnten sämmtliche Keparaturbauten 
innerhalb des Etats selbststftndig anordnen, und mussten 
nur die Ansehlftge zu Keubauten, wenn die Summe den 
Betrag von 50u Ihalern überstieg, zur höhern Genehmigung 
einreichen. 

Gleichzeitig wurde nun aber den Regierungen eine Di- 
rektion in der Richtung einer möglichsten Beschränkung 

der Staatsthiltigkeit überhaupt gegeben. 

Der § 34 der Regienmgs-Instruktion stellte das Prindp 
dahin auf: „Bei allen Ansichten, Operationen und Vor- 

schltägen der Regierun^ien muss der Grundsatz leitend 
bleiben, Niemanden in dem Genuss seines Eigenthums, seiner 
bOrgerlichen Gerechtsame und Treiheit, so lange er in den 
gesetzlichen Grenzen bleibt, weiter einzuschränken, als es 
zur Beförderung des allgemeinen Wohls nothig ist, einem 
jeden innerhalb der gesetzlichen Schranken die möglichst 
fireie Entwickelung und Anwendung seiner Anlagen, Fähig- 
keiten und Krftfte, in moralischer, sowohl als physischer 
Hinsicht zu gestatten, und alle dagegen noch obwaltende 
Hindemisse baldmöglichst auf eine legale Weise hinweg zu 
riiumen." 

Der § 50 der Regierungs-^Instiniktion gab die nähere 

15 
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AttsfOthi-uog: „Die Wirksamkeit der Begierungen btt Aus^ 
Übung der Polizeigewalt muss nicht bloss auf die AbweodiiBg 

von Gefahren und Nachtheilen, und Erhaltung dessen, wis 
schon da ist, sondern auch auf die Meinung und Beförderung 
der allgemeinen Wohlfahrt sich erstrecken. Dieses kana 
nur durch eine feste Ausübung des § 84 enthaltenen Gnmd- 
satzes, und durch die mü^rlichste Gewerbefreiheit, sowohl il 
Absicht der Ei-zeugung und Verfeinerung, als des Vertriebs 
und Absatzes der Produkte, geschehen. £s ist dem Staate 
und seinen einzelnen GHedem hnmer am zuträglichst^ die 
Gewerbe jedesmal ihrem natürlichen Gange zu überlassen, 
das heisst: keine dei-selben vorzugsweise durch besondere 
Unterstatzungen zu b^nstigen und zu heben, aber auch 
keine in ihrem Entstehen, ihrem Betriebe und Ausbreites 
zu beschränken, in so fern das Kechtsprincii) daliei nicht 
verletzt wird, oder sie nicht gegen Religion, gute Sitten und 
Staatsverfassung anstossen. Es ist unstaatswirthschafüicli, 
den Gewerben eine andere, als die eben bemerkte Grenze 
anweisen und verlangen zu wollen, dass diesell)en von einem 
gewissen Standpunkt ab in eine andere Hand abergehen, 
oder nur von gewissen Klassen betrieben werden,* 

„Neben dieser Unbeschrftnkheit bei Erzeugung und Ver- 
feinerung der Produkte, ist Leichtigkeit des Verkehrs und 
Freiheit des Handels, sowohl im Innern, als mit dem Aus- 
lände, ein nothwendiges Erfordemiss, wenn Industrie, Ge- 
•werbeHeiss und Wohlstand gedeihen soll, zugleich aber auch 
das natürlichste, wirksamste und bleibendste Mittel ihn zu 
befördern. 

„Es werden sich alsdann diejenigen Gewerbe von selbst 

erzeugen, die mit Vurtheil betrieben werden können, und 
dieses sind wieder diejenigen, welche dem jedesmaügea 
Produktionszustande des Landes, und dem Kulturzustande 
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der Nation am aiiLroinessensten sind. Es ist unnchtig, wenn 
man glaubt, es sei dem Staate vortheilhaft, Sachen dann 
noch selbst zu verfertigen, wenn man sie im Auslande wohl- 
feiler kaufen kann. Die Mehrkosten, welche ihm die eigene 
Verfertigung verursacht, sind rein verloren, und hätten, 
wären sie auf ein anderes Gewerbe angelegt worden, reich- 
haltigen Gewinn bringen können. Es ist eine schiefe An- 
sicht, man müsse in einem solchen Fall das Geld im Lande 
zu behalten suchen, und lieber nicht kaufen. Hat der Staat 
Produkte, die er ablassen kann, so kann er sich auch Gold 
und Silber kaufen, und es münzen lassen.** 

„Je vorthoilhafter der Produzent und Fabiikant seine 
£i*zeugnisse absetzen kann, je mehr bestrebt er sich, sie 
hervorzubringen, und je mehr davon hervoigebracht wird, 
um so weniger Iftsst sich Mangel davon besorgen. Ausfuhr- 
freiheit ist also gerade daliin gerichtet, dem Mangel vor- 
zubeugen, statt, wie man gewöhnlich glaubt, ihn herbei zu 
fahren. Freiheit des Handels macht den Spekulationsgeist 
des Kaufmanns rege. Dieser wird seine Waaren nicht so- 
fort absetzen, wenn er noch Aussicht hat, solches vorthoil- 
hafter thun zu können, oder gerne das Steigen der Preise 
abwarten wollen, wenn er sie höher eingekauft hat; er wird 
sie also auch nicht ausführen, wenn er sie im Lande selbst 
noi'h mit Vortheil abzusetzen hoffen darf. Auf diese Weise 
schafft sich der Staat Vorrftthe und Magazine im Lande, 
ohne dass er besondere Kosten darauf verwenden darf. 
Leichtigkeit des Verkehrs und der Kommunikation wird die 
Waaren im Lande jedesmal dahin bringen, wo sie am 
nöthigsten sind, weil sie da am theueraten bezahlt werden.** 
„Es ist nicht nothwendig den Handel zu begünstigen, er 
muss nur niclit erschwert werden.'' 

»£beü diese Freiheil im Handel und Gewerbe schafft 
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zu^jleich die möglichste Konkurrenz in Absicht des produ- 
zirenden uDd feilbietenden Publikums, und schützt daher das 
konsumirende am sichersten gegen Theurusg und fibermas- 
sige Preissteigerang.'' 

„Es ist falsch, das Gewerbe an einem Ort auf eine be- 
stimmte Anzahl von Subjekten einschränken zu wollen. 
Niemand wird dasselbe unternehmen, wenn er dabei nicht 
Vortheil zu finden glaubt; nnd findet er diesen, so ist es 
ein Beweis, dass das Publikum seiner noch bedarf; findet er 
ihn nicht, so wird er das Gewerbe von selbst aufgeben." 

„Man gestatte daher einem jeden, so lange er die vor- 
bemerkte Grenzlinie hierin nieht verletzt, sein dgenes In- 
teresse anf seinem eigenen Wege zu verfolgen, und sowohl 
seinen Fleiss, als sein Kapital in die freieste Konkurrenz 
mit dem Fleisse und Kapitale seiner Mitbttiger zu biiogen.'' 

„Dieses sind die GrOndzQge, nach denen die Regierungen 
bei Verwaltung der Gewerbe- nnd Handelspolizei zu ver- 
fahren haben." 

„Nicht staatswirthschaftliche, sondern bloss pohtische 
Gründe (oder allenfalls Bedfirftiiss des Augenblicks, welchem 
aber, wenn diese Maximen befolgt werden, der Regel nach 
immer wird vorgebeugt werden können), können es nöthig 
und rätblich machen, anderweite Afaassregelu zu ergreifen. 
Von ehiem solchen Falle werden die Regierungen aber Jedes- 
mal hohem Orts benachrichtiget werden, vorzQglich in Ab- 
sicht der Getreideausfuhr." 

.,lhr Augenmerk muss dahin gehen, die Gewerbe- und 
Handelsfreiheit so viel als möglich zu befördern und darauf 
Bedacht zu nehmen, dass die verschiedenen Beschränkungen, 
denen sie noch unterworfen ist, abgeschafft werden, jedoch 
nur allmählich auf eine legale Weise, und selbst mit mög- 
lichster Schonung des Vorurtheils, da jede neue Einrichtung 
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mit Beibungen yerbtinden ist, und ein xa schneller Ueber- 
gang TOD Zwang zur Freiheit manchmal nachtheiligere Folgen 
hervorbringt, als der Zwang selbst. Auf keinen Fall aber 
müssen die Regierungen von jetzt ab, Konzessionen oder 
BereehtigODgen zu Gewerben, toq welcher Gattung diese 
sein mögen, ertheilen, durch welche ein ExklusiT- oder gar 
Zwangs- und Bannrecht begründet werden soll. Letztere 
sollen von jetzt ab unter keinen Umständen mehr verlieben, 
und Exklusivrechte gleichfalls, so viel als mOglich, vermieden, 
höchstens nur dann und auf gewisse Jahre gegeben werden, 
^enn bei einem neuen Gewerbe der Versuch gemacht werden 
soll, ob es gedeihen werde. Es ist dazu auch jedesmal die 
Genehmigung der höhem Behörde nothwendig.*' 

lieber die Entstehung dieser Paragraphen ergiebt sich 
aus den Akten nur Weniges. Die Fassung iUhrt, wie die 
Fassung der Regierungs-Instruktion Überhaupt, von Friese 
her, der zur Rechtfertigung in dem Berichte Schrötters vom 
19. November nur bemerkt, es habe nothwendig geschienen, 
die Kammern wenigstens mit allgemeinen Bestimmungen 
aber den materiellen Geschäftsbetrieb zu versehen, und ihnen 
die Grundsätze der neuen geläuterten Staatswirthsdiaft als 
legale Norm aufzustellen, da es bekannt sei, wie sehr 
die Übrigen Provinzen noch an Vorurtbeilen und an dem 
Zwangssysteme klebten. Klewitz hat sich damit in dem 
Gutachten vom 22. December ausdrücklich einverstanden er- 
klärt, und nur temporelle Abweichungen namentlich hin- 
sichtlich der Getreide-Polizei vorbehalten, deren dann auch 
noch besondere Erwähnung geschah. 

Man folgte übrigens in dieser Hinsicht nur dem Vor- 
bilde der ältern Instruktionen ; denn wie hier ein Programm 
des Freihandels aufgestellt wurde, so hatte einst die Frideri- 
daoische Instruktion filr das General-Direktorium im Art 11 
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„Von den Zöllen und Kommenden'* nnd im Art. 12 ««Von den 

Manufakturen" eine ebenso breite theoretische Darlegung und 
Yertheidigung des Merkantilsystenis gegeben. 

In die B^giernngs-Instniktion yom 23. Oktober 1817 
§ 7 ist zwar der ganze § 34, aber nur der erste Satz des 

§ 50 aulgeuommen worden. 

3. DIE OIlGAMöATlON. 
a. IM ALLGEBIEINEN. 

Ucber die Frage, ob die bisherig o Kollegial-Verüassung 
beizubehalten, oder zum Präfekten-Systeme überzugehn sei, 
hat eine eigentliche Diskussion damals nicht stattgefunden. 
Der Einzige, der sicii ausiiilirlicli und in einer Weise darüber 
ausgesprochen hat, dass sich in (iieseu Erörterungen ziemlich 
Alles zusammenfindet, was überhaupt zu sagen ist, war 
Vincke in dem Gutachten Ober die koU^alische Form der 
Finanz- und Polizei- Verwaltung. 

„Die französische Form der Verwaltung von Polizei und 
Finanzen, welche den Kollegien einzelne Beamte als isolirte 
Behörden substituirt, ist entstanden, und hat sich entschie- 
den wirksam bewiesen, um aus der chaotischen Verwirrung 
und Auflösung des Revolutious-Zustandes eine Art von 
Ruhe, Ordnung und System herzustellen. Dazu beduiite es 
einer despotischen Gewalt, unbedingt abhftngiger, sut unbe- 
schränkter Willkür ausgerüsteter Werkzeuge ; dem Zwecke, 
alles unter eine neue Form zu ordnen, mussten alle übrigen 
Rücksichten aufgeopfert, und um diese Form zu sichern und 
zu befestigen, dieselbe Maassregel fortgesetzt, bei den sich 
dann entwickelnden grossem, zunächst die benachbarten, 
dann alle Staaten umfassenden Plänen, auch in diese über- 
tragen werden, nicht aus eitler Ruhmsucht allein, sondern 
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um sich ihrer Abhängigkeit durch AssimiliruRj? der Formen 
zu versichern , darauf die Alleinhen^schaft fester und wirk- 
sam in allen Verhältnissen zu begründen." 

„Es lässt sich zwar nicht läugnen, dass diese Fonn eine 
sehr gefällige, glänzende Aussenseite auch denen Regierungen 
darbietet, welche die Menschen nicht allein als Mittel für 
die Zwecke der Regierenden betrachten. Der einzige all- 
gewaltige Beamte, kann weit mehr und schneller ausführen, 
Einheit und Kraft in alles bringen; Ehre, Schande und Ver- 
antwortung sind ganz andere wirksam, wenn sie allein treffen; 
diese Form ist in abstracto die allen'ollkonimenste, aber sie 
setzt auch ganz vollkommene Menschen voraus, welche in 
den Posten, worin sich die ganze Regierung concentrirt, 
ihre Zwecke und Pflichten auch ganz umfassen wollen und 
jeifüllen können, alle Ideen von Einwirkung des Eigennutzes 
und der noch mächtigeren Eitelkeit, von Unwissenheit, Un- 
ei-fahrenheit, Trägheit u. s. w. ausschliessen. Solche Men- 
schen sind in dieser unvollkommenen Welt, in unseim ego- 
istischen Zeitalter selten anzutreffen: Mittelmässigkeit aber 
kann nicht genügen, zumal alle Mittel der Kontrole cessiren ; 
auch bei der sorgfältigsten reinsten Auswahl, sind grosse 
Versehen und Fehlgritfe unvermeidlich, von diesen die 
schreiendsten Missbräuche, die völlige Preisgebung der In- 
dividuen unzertrennlich. Das Hebel an der Sache muss das 
Gute überwiegen, sobald es darauf ankommt, dadurch etwas 
mehr als Begründung und Sichei-ung rein despotischer Ge- 
walt zu eiTeichen, welche nur für den Augenblick die schnelle 
militärisch pünktliche Ausführung ihrer Absichten bezweckt.'' 
„Bei der koUegialischen Berathung scheinen weniger 
Missbräuche zu besorgen; Weisheit, Bedachtsamkeit und 
Beharrlichkeit lassen sich da zuverlässiger erwarten, die 
Leidenschaften können nicht mit der Vemünft davon rennen ; 



234 DBITTEB AfiSCHZnTT. CEMTRAL- UHD FBOYIBZIAL-BE^OBDXV. 

die Geschäfte kein Spiel der Wfllkfir, Unerfohienhett, Un- 
wissenheit, Uni'edlichkeit der l^nzelnen werden; ihre Ver- 
handlung ist an bestimmte Zeit gebunden, unabhängig von 
persönlicher Vorliebe und Launen, zu einem festen, das 
Schwanken der Gmnds&tse ansschlieasenden System gebildet, 
alles sehreitet gtefehmüssig mit einander fort, und ist einer 
besttodigen Kontrole unterworfen." 

^.Indessen beweiset die Eiiahrung, dass auch diese Form 
h&ufig in concreto nicht l^et, was sie in abstracto erwarten 
lAsst. Oft hat jeder Rath nur für seinen bestimmten Ge- 
Bchäftskreis Interesse, für allgemeine Gegenstände ist weniij 
Theilnahme, jeder glaubt schon alles eiiiillt zu haben« wenn 
er die ihm Toigesdiriebenen Geschäfte nur pünktlich ab- 
arbeitet, und zu der Zeit der Session beiwohnt, wo ihn die 
Reihe des Vortrags trifft. Die kollegialische Mitwirkung is| 
höchst träge, es ist meist nur isolirte Verhandlung zwischen 
Pr&sidium und euiem Tortrageoden Bath, worin der eine oder 
der andere immer dn oft schAdliches Uebeigewieht be- 
hauptet, der Rath oft ganz unabhängig ist, wenn es dem 
erstem an genauer alles umfassender Lokal- und Personal- 
Kenntniss gebricht (welches in einem ausgebrüteten Ge- 
sehfiftaberirk, bei der Menge unbedeutender Detail-GeschAfte, 
bei der erforderten allgemeinen Dienst-Kontrole , erst nach 
längerer Existenz in dem Kollegio und in der Provinz mög- 
lich wird) oder sich entwöhnt von aller eigenen Meinung, 
die fikcta TortrSgt, erwartend die Eingebung des Präsi^ums, 
dadurch allmählich ganz abgestumpft, zum selbstständigen 
Handeln über die buchstäbliche Vorschrift hinaus ganz un- 
filbig wird, aber desto mehr an kleinen FörmlichkeiteD 
mäkelt Auch die kollegialische Nachgiebigkeit wirkt oft 
nachtheilig, sowie das Zuschieben der Verantwortlichkeit 
auf das Ganze, da bestimmte Vorschiifteu über die Ver- 
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theilung und Anrechnung derselben schwierig sind; die Re- 
gierungssucht nimmt Uberhand, zumal bei einem Missver- 
hältmsa der Arbeiter so den Arbeiten; alle Kleioigkeiten 
erhalten eine nbemUteBig ermndende Wichtigkeit, der Formen- 
Geist fdhrt Pedantery und Peinlichkeit in die Arbeit u. s. w. 
Kurz, die Berathung ist nicht so vollkommen, als sie sein 
sollte, die AusfOhrung bOchst unbeholfen, häufige Missbräuche 
sind auch hier an der Tages-Ordnnng. Bei der prenssischen 
Verwaltung tritt nun noch hinzu, das Uebel der Unterord- 
nung einer ganzen Hierarchie von zwei auch drei auch mehr 
sub- und koordinirten Kollegien, dadurch vermehrte Schreib- 
seligkeit, Entfernung von Menschen und Sachen auf welche 
In allen Stationen nur meist durch die Feder gewirkt wird, 
Nothwendigkeit einer äussem Impulsion zum Handeln und 
dereu öftere Anfrischung, Entwöhnung von einzelner und 
koUegialischer Selbstständigkeit etc*' 

„Dennoch würde ich der letztem Form den Vorzug yor 
der ereteiTi einräumen; dort ist Verbesseiiing möglich, hier' 
nur von ideaiischer YervoUkommung des Menschen -Ge- 
schlechts SU erwarten.*^ 

„Wenn den Kollegien Selbstständigk«t gegeben wird, 
und in ihnen jedem Einzelnen ein bestimmter Wirkungs- 
Kreis, in welchem er mit eigener Verantwortlichkeit, aber 
noch nach eigener Einsicht handeln kann nnd handeln mnss; 
wenn die kollegialische Mitwirkung auf Berathung und all- 
gemeine Uebersicht, die Einwirkung des Präsidiums auf 
allgemeine ausgedehnte Kontrole beschränkt ist, wenn die 
Geschäfte auf wirklich nothwendige Konkurrenz der Re- 
gierung begrenzt, Zahlen und Buchstaben getOdtet, der Geist 
erweckt und lebendig erhalten, die Formen vereinfacht und 
Terkürzt, die ganze Hierarchie der Verwaltungs-Unterbehör- 
den gleichmässig constituirt wird — dann glaube ich, sind 
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alle billige Anspi-fiche an diese erreicht, und sie können, 
ihrem ganzen Umfange nach, ihre Pflichten erfüllen, " 

£s waren nun besonders folgende Punkte, hinsichtlich 
deren sich in Folge der Reorganisation die Regierungen von 
den Kriegs- und Dornftnen-Kammem unterschieden. 

Zunilchst fand eine Eintheilung der Regierungen in Ab- 
theilungen statt, deren jede besondere Sitzungen hielt und 
in eigenem Namen verfügte. Man war darQber allseitig ein- 
verstanden, eine Bewältigung des Geschftftsum&ngs wäre 
auch sonst nicht möglich gewesen. Die Zahl dieser Abthei- 
lungen, Uber die man während der Vorverhandlungeu ge- 
schwankt hatte, wurde in der Verordnung auf vier festge- 
setzt, und zwar für Polizeisachen, für Kultus und öffentlichen 
Unterricht, für Finanz- und Kassensvesen , und für Militär- 
wesen, denen indessen noch eine Abtheilung für Accise-, 
Zoll- und Salz-Angelegenheiten hinzutrat, die zwar einen 
Theil der Finanz-Abtheilung bilden, jedoch unter dem Vorsitze 
eines eigenen Direktors das Teclinischc, das Disciplinar- und 
Rechnungs- Wesen selbststiindig bearbeiten sollte, weshalb 
in der Folge meist von fünf Abtheilungen die Rede ist. 

Die Geschilitsbehandlung in den Abtheilungen sollte 
die Regel, die im Plenum die Ausnahme bilden. Zur Kom- 
petenz des Plenums wurden nur gerechnet: Gesetzentwürfe 
und neue Einrichtungen; Berichte an die höheren Behörden 
und die von diesen eingehenden Bescheide, insofern beide 
einen materiellen Gegenstand betreffen; Anstellungen und 
Suspensionen; Etatssachen; allgemeine Anlagen, Ausschrei- 
bungen und Repartitionen; Abweichungen und Ausnahmen 
von bestimmten Vorschriften, sofern wegen Gefahr im 
Verzuge nicht mehr die höhere Genehmigung eingeholt 
werden kann und die Abweichungen nichts enthalten, 
was einem landesherrlichen Gesetze ausdrücklich ent- 
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gesenläuft; wichtijre Kontrakte vorzüglich bei Entreprisen 
und Lieferun«:en; bedeutende Landes -Meliorationen; alle 
Gegenstände, welche entweder von Seiten. des Präsidenten 
oder der Direktoren ausdrücklich an das Plennm verwiesen 
werden oder welche in mehrere Abtheilunjyen einpi*eifen, so- 
feiTi die.se sich darüber nicht einigen können, oder welche 
von den einzelnen Abtbeilungen nach gehaltenem Vortrage 
an das Plenum abgegeben werden. 

Eine weitere Gliederuni? der Abtbeilungen in eine An- 
zahl von Unterabtheilungen war in dem vorlüufigen Or^^ani- 
sations-Plane in der Weise empfohlen worden, dass jede 
Unterabtheilung aus einem einzigen innerhalb seines Ressorts 
mit möglichster Selbstständigkeit handelnden Regierungs- 
rathe bestellen sollte. In dem Schreilx'n vom 27. Juni war 
die Aufmerksamkeit SSchröttei's namentlich auch darauf ge- 
lenkt worden , die Abgrenzung zwischen den Abtheilungen 
und den Ünterabtheilungen genau zu bestimmen. SchrOtter 
warnte indess in der Denkschrift vom 15. August , darin 
nicht zu weit zu gehen; er bezweifelte insbesondere, dass man 
stets Beamte haben werde, die einer solchen Geschäfts- 
iQhning vollständig gewachsen seien; auch werde sich nicht 
immer vermeiden lassen, dass dann ein und dieselbe Sache 
bei derselben Kegierung auf eine drei- und mehrfache Art 
eingeleitet und behandelt werde, was Zweifel und Ungewiss- 
helt, zuletzt Missti'auen gegen die Administration bei dem 
Publikum erregen müsse; die Verführungen der einzelnen 
Rätbe würden auch niemals das Gewicht haben, wie die 
Verfügungmi des Kollegiums, es werde demgemäss der Ver- 
such gemacht werden, Aendeiiingen vom Kollegium zu er- 
langen und dieses also zur Zwischeninstanz zu machen, so 
dass Statt einer Beschleunigung sehr leicht eine Verlang- 
samung die Folge sein werde; endlich sei auch die Besorg- 
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niss nSeht ausgeschlossen, dass einige Beamte ihre Selbst- 
ständigkeit in rechtswidriger Weise missbrauchen würden, 
was um 80 bedenklicher w&re, als der Staat keine Vertre- 
tongsverbindlichkeit flbemahme, obgleich solehes in der 
höchsten Billigkeit begrfindet sei. Diesen Bedenken stimmte 
Stein in dem Erwideiningssch reiben vom 25. August 1808 
im Ganzen bei: es schien ihm namentlich unzulässig, wenn 
bald VeiilOgungen einzelner Käthe, bald Verfbgungen der 
Sektionen, bald Verfügungen vom Plenum an die Unterthanen 
ergingen. 

Die Verordnung beschränkte sich demgemäss auf die 
Vorschrift)« daas jedes Ifit^lied, so weit es angehe, einen 
genau abgegrenzten GeschAftskreis zngetheilt erhalten solle, 

für dessen prompten, zweck- und ordnungsmässigen Betrieb 
dasselbe vollständig verantwortlich sein, innerhalb dessen es 
aber auch möglichst fi-ei wirken sollte. Jeder Gegenstand 
war demgemäss, wie die Instruktion nfther ausf&hrte, für 
den ganzen Bezirk in der Regel von einem Mitgliede zu 
bearbeiten; nur die Doniiinen-Verwaltuug, für welche geo- 
graphische Distrikte bestimmt waren, bildete davon eine 
Ausnahme. Jeder Dezernent war befugt, zur Abkürzung 
des Geschäftsgangs in seinem eiprenen Namen ohne Vortrag 
Anfragen an Privatpersonen oder öti'entliche Behörden zu 
richten. Ueberhaupt sollten die Sachen erst dann zum 
Vortrage kommen, wenn es in denselben auf eine materieUe 
Dedsion ankam, während Alles, was bloss die Einleitung, 
Vorbereitung, den Fortgang und die Ausführung der Sache 
betraf, Alles, wobei es noch auf Rückfragen und Einziehung 
von Nachlichten ankam, überhaupt alles, was sich bloss auf 
den formellen Geschäftsgang bezog, ohne Vortrag abzumachen 
war; der Vortrag konnte auch bei materiellen Decisioncn 
dann unterbleiben, wenn die EntBcheidung auf einer aus- 
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drücklichen Vorschrift bei-uhte; nur gewisse Sachen, insbe- 
sondere alle Beschwerden und Voi-stellungen, alle Entreprise- 
und andere Kontrakte, überhaupt alle Sachen von Wichtigkeit 
sollten unter allen Umständen vorgetragen werden. Jeder 
Departements-Rath war auch berechtigt, bei den jährlichen 
Dienstreisen schon an Ort und Stelle das Erforderliche zur 
Abstellung der von ihm vorgefundenen Mängel innerhalb der 
bestehenden Voi-schiiften zu veranlassen, und auch ohne 
einen besonderen Auftrag in Bezug auf Gegenstände seines 
Departements sämmtliche Kreis- und Orts-Behörden zu re- 
vidiren. Den Domänen-Departements- Räthen war ausserdem 
noch aufgetragen, auch die zu anderen Departements ge- 
höiigen Gegenstände auf ihren Reisen zu untersuchen und 
die vorgefundenen Mängel anzuzeigen: sie wurden daher 
geradezu als die Kontroleurs der Landräthe und Real-De- 
partementsräthe bezeichnet, waren befugt, den Sitzungen 
sämmtlicher Deputationen beizuwohnen, und mussten von 
diesen über Gegenstände, die eine besondere Aufmerksam- 
keit, Kontrole und Revision erforderten, durch kurze schrift- 
liche Notizen jedesmal benachrichtigt werden. 

Demgemäss lag aber auch den Departementsräthen die 
principale Verantwortlichkeit ob, von welcher dieselben 
nicht einmal durch den Beitritt des Kollegiums nach ge- 
haltenen Vortrage, sondern nur dann befreit wurden, wenn 
der Beschluss gegen ihr Votum ausgefallen und ihre dissen- 
tirende Meinung zu den Akten gebracht und von dem Vor- 
sitzenden attestirt worden war. Erst eventuell war eine 
Vertretungs-Verbindlichkeit des Koireferenten, des Vorsitzen- 
den, der übrigen Mitglieder begründet. 

Wenn diese Vorschriften den Zweck vei-folgten, die 
Wirkungen des Kollegialsystems zu eimässigen und zu be- 
schränken, so war dasselbe dagegen hinsichtlich der Kon- 



240 DRUTER ABSCHNITT. CENTBAIf tVD PB0VI1IZIAL«BEHÖBDKV. 



struktion des PiMdiums zu seinen ftussersten Konsequenzen 

ausprebildet worden. Das rräsidium war zunächst selbst 
kollegialisch orj^anisirt; dasselbe bestand auis dem Prilsiden- 
ten der gleichzeitig den Vomtz im Plenum und abwech- 
selnd in den Abtheilungen zu führen hatte, und aus den an 
der Spitze der einzelnen Abtheilunjjen stehenden Direktoren, 
zu denen auch der Direktor der Accise-Deputation geborte; 
es standen nun zwar jedem dieser Vorsitzenden die aus dein 
Vorsitze unmittelbar sich ergebenden Befugnisse der for- 
mellen Geschftitsleitung selbstständipr zn; dagegen mussten. 
alle tibrigen Präsidialsaiben, insbesondere diejenigen Saclien, 
welche die Personaiverhäitnisse der Mitglieder und Beamten, 
die Vertheilung der Geschäfte u. s. w. betrafen, im ver- 
sammelten Prftsidium abgemacht werden. Aber auch die 
Befugnisse des Präsidiunis resj). des Priisiiienten und der 
Direktoren gegenüber dem Kollegium waren sehr beschränkt; 
der Präsident und die Direktoren konnten zwar, wenn sie 
mit dem Materiellen der getroffenen Entscheidung nicht 
einverstanden waren, eine nochmalige Behandlung der Sarhe 
im Plenum veranlassen; bei dem alsdann gefassten Beschlüsse 
behielt es aber sein Bewenden. Die Sistirung von Beschlassen 
und die Einholung der höheren Entscheidung war nur statt- 
haft, wenn sämniiliohe Mit^rlieder des Präsidiums gleicher 
Meinung waren, und keine Gefahr im Verzuge war. 

b. DIE THEILNAHME STÄimiSGEXat REPRÄSENTAITIEN 

INSBESONDERE. 

Der Punkt endlich, auf den Stein seinerseits den gruss- 
ten Werth legte, war die Zuziehung von ständischen Re- 
präsentanten. 

Schon die Nassauer Denkschrift erfrfebt, wie er sich 
die Sache dachte. „Der Landtag,'' heisst es hier, „schlägt 
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Deputirte vor, aus denen der Kimig eine verliältnissiniissige 
Anzahl wählt, die als Mitglieder der Kammer-Kollegien die 
ProviozialangelegeDbeiten bearbeiten, und ziebe ich diese 
VerbindQDf? der Uebertra^uni? gewisser Geschäftszweige an 
ein besonderes landschaftliches Kollei^iuni vor, weil auf diese 
Art die zwischen vei'schiedenen konkurrirenden Behörden 
nothwendigen fieibungen TermiedeD, Eintracht und ein ge- 
m^nschaftlicber Geist erhalten wird. — Die Deputirten er 
neuern sich alle sechs Jahre, können aher wiederpfewählt 
werden. Alle diejenigen Angelegenheiten, welche die Pro- 
vinz insofern betreffen, als sie ein Theil des grossen Staats^ 
körpers ist, werden in den Kammer-Kollegien von Käthen be- 
arbeitet, die der König ohne alle Dazwischenkuuft der Land- 
Stände ernennt, und zu dieser Klasse der Geschäfte rechne ich 
Yomehmlich die Verwaltung des öffentlichen Kinkommens, 
Müitftrsaehen, die oberste polizeiliche Aufeicht u. s. w/* 

Die Altensteinsche Denkschrift verbreitete sich darüber 
ungefähr in demselben Sinne : „Auch den Volksrepräseu- 
tanten oder den Vorstehern der Kammerdistrikte ist ihre 
Stelle leicht anzuweisen. Sie würden, da sie umsonst dienen, 
nach einigen Jahren wechseln und mithin keine Anciennetät 
erhalten können, ihre Stellen nach dem rräsidium einnelimen. 
Sie wurden nur den Sitzungen des Plenums beiwohnen und 
nur aus besonderen GrQnden bei den Bureaugeschftlten mit- 
wirken. Eigentliche Arbeiten ausser Gutachten abzugeben, 
würden sie bei der Kammer nicht haben, sondern ihr Ge- 
schäft nur darin bestehen ihre Kommittenten zu benach- 
richtigen und zu instruiren, oder die höhem Behörden von 
dem zu benachrichtigen, was nach ihrer Meinung Nachtheil 
bringen könnte und sie selbst abzustellen nicht im Stande 
sind. Ihre Stimme wird zwar nur konsultativ sein, allein 
doch vorzügliche Wirksamkeit haben, weil sie iin Fall anderer 

Srait Meier, B«finm. 16 
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Meinung, die Aussetzung der Sache, bis zu erfolgter höherer 
Entscheidung würden fordeni können. Nach den erfolgten 
BestünmuiigeD, die sonach auf ihrer Zustimmung oder höherer 
EntBcheidmig, wie sehen in Vorsteheiidem gedacht ist, be- 
ruheten, würden sie cur Ausführung durch die zunächst auf 
sie nach unten folgenden Repräsentanten des Kreises oder 
gewisser Bezirke einwirken. Ihi-e Zahl wUrde sich nach dem 
Umfang des Kammerbesirks richten. Es erfordert dteses 
eine eigene Ausmittelung bei der Festsetsung der Verfassung 
für die Volks-Rcpriisentanten. Auf drei Wählende würde 
ein Repräsentant für die höhere Behörde zu wählen sein, 
z. B. bei sechs Kreis-Beprftsentanten zwei Kammer*Repiil- 
sentanten.'* 

Der Orpranisations-Plan vom 23. November 1807 fasste 
die Gründe der Einrichtung, zum Theil in denselben Wen- 
dungen, wie sie bereits in der Nassauer Denkschrift vorge- 
kommen waren, nochmals zusammen. Es sollten die Nacfa- 
theile vermieden werden, welche entstehen, wenn die Ad- 
ministration lediglich in die Hände besoldeter Diener kommt 
und die Nation Ton aller Theilnahme aufgeschlossen wird. 
„In die bloss aus besoldeten Beamten bestehenden Behörden, 
vüizü^'lich in die unteren, drängt sich häufig ein Miethlings- 
gcist ein. Es ergiebt sich bei solchen ein Leben in blossen 
Formen, eine Unkunde des zu verwaltenden Bezirks, eine 
Gleichgiltigkeit und oft Iftcherlicfae Abneigung gegen den- 
selben und eine Furcht vor Verandenmgen und Neuerungen, 
die die Arbeit vermehren, womit die besten Mit^^lieder über- 
laden sind, und der die geringhaltigeren sich entziehen. — 
Auf die Nation wirkt solches gleich schädlich. Die Theil- 
nahme an der Administration, ihrem Gedeihen oder Fort- 
schreiten und an dem nationalen Wohlstand, sowie endlich 
an der Nationalehi-e, leidet. £s wird eme schädliche Gleich- 
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giltigkelt faemclieii, und es entsteht wohl gar Widerwillen 
gegen die Verwaltung, die man raissversteht. Vorzüglich 
die grösseren Gnudeigentbamer, welche Tenn<yge ihrer Lage 
und Erziehung einen th&tigen Antheil an dem (tfratlichen 
"Wohle nehmen könnten, erschlaffen nach und nach, und he- 
kommen eine falsche Richtung. Die Staatsverwallung trennt 
sieh immer mehr und mehr yon der Nation, eine Erscheinung, 
die za jeder Zeit und an allen Orten die traurigsten Folgen 
hatte. Diesem Uebel künftig vorzubeugen ist bei dem 
ganzen Administrations-Organisations-Plane darauf gerechnet, 
der Nation ihrem Zustande und den Verhältnissen ange- 
messene St&nde zu gehen und d^ren Kepräsentanten eine 
zweckmUssige Theilnahme und Einwirkung auf die Admini- 
stration zu geben. Diese Theilnahme und Wirksamkeit wird 
solchen auf eine dem Ganzen wohlth&tigere Weise mehr bei 
den Ünterbeb5rden'% zu denen nach damaliger Termino- 
logie auch die Regierungen gehörten, „als bei den Ober- 
behörden gegeben, da es bei letzteren voi-zUglich auf wissen- 
schaftliche Kenntnisse und auf einen durch längeres Dienst- 
yerhältniss geübten Blick ankommt, bei ersteren aber eine 
genaue Kenntniss individueller Lokal-, Sach- und Personal- 
Verhältnisse wichtig ist, welche diese aus dem GewiiT des 
praktischen Lebens genommenen Repräsentanten in htUierem 
Grade besitzen und mit solchen in den Formenkram und 
Dienstmechanismus der Kollegien mit lebendigem, feststre- 
bendem Geist einen aus der Fülle der Natur genommenen 

Beichthum von Ansichten und GefQhlen bringen. Die 

Wirkung dieser Einrirlitung erstreckt sich aber, wenn auch 
bei den höheren Behörden und Departements keine Reprä- 
sentanten beigezogen werden, bis zu solchen, da alle Data, 
welche diese Departements Ton den UnterbehOrden erhalten, 

gründlicher und passender aus der Fülle des Lebens geschöpft 

16* 
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sind, und die Äiuführung aller hieruach entworfenen Plftne 

zweckmässig, leicht, mit allgemeiner Theilnahme und kräftii? 
erfolgt.** Die liepräsentanten sollten demgemäss ein voll- 
ständiges Votum bei dem Plenum der Kammer, in der 
Regel aber keim spedelles Depai'tement haben, vielmehr als 
Korreferenten der Departementsräthe fungiren; sie sollten 
voi-züglich an allen denjenigen Geschäften des Kollegiums 
Antheil nehmen, welche die Aufsicht des Staates auf das 
Korporationsvermögen und auf die Provinzialverwaltung be- 
treifen, im Gegensatz zu denjenigen Gesehftften, bei welchen 
wie z. B. bei dem ötfentlichen Einkommen, dem Militär 
tt. s. w. der Staat als Ganzes in Fratge kommt Die näheren 
Bestimmungen aber die Zahl, die Qualifikation, die Art der 
Wahl und die Bestätigung der Bepräsentanten wurden einst- 
weilen der allgemeinen Ordnung der ständischen Organisation 
vorbehalten. 

Diesen Ideen gegenOher verhielt sidi Schrötter in der 
Hauptsache ablehnend; er war zwar mit der Theilnahme 

solcher Organe an der Vorwaltung an und für sich einver- 
standen, wollte jedoch diese Theilnahme nicht auf die eigent- 
liche Ausfiihrung ausdehnen, sondeiTi auf die Kontrole, 
Revision und Verbesserung der Administration beschränkt 
wissen. Das Schreiben vom 15. August 1808 führt in dieser 
Hinsicht Folgendes aus: 

9S0 nothwendig und wttnsehenswerth ich die Theilnahme 
der ständischen Repräsentanten an der Öffentlichen Verwal- 
tung halte, so würde ich selbige doch nitlit auf die eigent» 
liehe Auslülu'ung in derselben ausdehnen. Denn es ist: 

1) ein grosser Unterschied, eine Sache zu beurtheilen, 
odei* sie selbst zu bearbeiten und auszuführen. Zu dem 
letztem gehört immer eine gewisse Geläufigkeit und prak- 
tische üebersicht, die auch der Talent- und Keuntnissvoliste 
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Mann nicht soc-leich besitzt, sondern sich erst durch Uebung 
eigen macbea muss. Bey dem öfteren Wechsel der National- 
Repräsentanten , und ihrem der Regel nach wahrscheinlieh 
Bnr kurtzen Anfenthalt am Orte der Kammern, Iflsst es sieh 
nicht erwarten, dass sie sich diese praktische Uebei'sicht 
so bald erwerben werden, um an den Geschäften selbst mit 
Nutzen Theil zu nehmen. Ich habe solches aus der Erfah- 
rung bey den Westpreussiscben Landrftthen, denen es vor 
einigen Jahren nachjre^eben wurde, den Sitzungen der 
Kammein von Zeit zu Zeit beyzuwohnen und die auch bey- 
nahe sämmtlich nach Marienwerder kamen, um bey derselben 
xa arbeiten, deron Arbeiten indessen dem grossem Theil 
nacli niclit zu Imiuchen waren, sondem jirewülinlich von den 
liäthen, die ihnen an die Seite gesetzt wurden, gemacht 
werden mussten. Geschah dies bey M&nnem, die mit den 
öffentlichen Geschäften schon etwas bekannt waren, wie viel 
melir wird es bey solchen geschehen, denen sie noch uanz 
fremde sind. Es kann meiner Meynung auch füglich kein 
Einwand aus der Verwaltung der Kommunal- und Societ&ts- 
Angelegenheiten entgegen gesetzt werden. Diese haben 
einen zu fest und zu enge abgegrenzten Gesichts-Kreys, als 
dass sie sich mit der Verwaltung von Provinzial- und 
Landes-Angelegenheiten in Parallele setzen Hessen.*^ 

„2) Die Ausführung in der Kameraladministration muss 
häufig sehr schnell und geheim betrieben werden. Da das 
Privatinteiesse der llepriisentanten öfters mit dem ötTent- 
lichen Intei-esse in Kollision kommt, so können sie nicht 
allein der Ausführung viele Hindemisse in den Weg legen, 
wenn sie dabei konkurriren und eine Stimme haben sollen, 
sondern auch die frühere Keuntniss, welche sie von den 
öffentlichen Plänen erhalten, leicht zur Benachtheiligung 
ihrer Mitbürger benutzen/* 
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„3) Aus beiden Unaehen (Nummer 1 und 2) werden sich 

fortwährende Reibungen zwischen den Repräsentanten und 
den Mitgliedern des KoUegii nicht vemeiden lassen, die 
natürlich auf die Administration sehr nachtheilig zurQck- 
wUrken mOssen/' 

„4) Die National -Repräsentanten können wegen der 
öffentlichen Verwaltung in Hingeht ihrer Meynungen und 
Stimmen füglich keiner Verantwortlichkeit unterworfen 
werden; dessen ungeachtet sollen sie gleich den Mitgliedern 
der Kammern ein volles Votum im Pleno haben und ihnen 
als Korreferenten beygesellt werden. Sie sind also in der 
Lage die Beschlasse und Absichten der eigentlichen Mit- 
glieder behindern und yereiteln, auch, was hiebey sehr in 
Erwägung gezogen zu werden Terdient, die Vota der ein- 
zelnen Mitglieder in das Publikum bringen zu können. 
Unter diesen Umständen lässt sich dann auch von den 
Letztem keine volle Verantwortlichkeit über ihre Dienst- 
Verwaltung verlangen, weil sie nicht freye Hand haben, nach 
ihrer Einsicht und ihrem Willen zu handeln.'* 

„5) Werden die Repräsentanten nicht bald Remuneration 
verlangen, wenn sie an den Geschäften selbst Theil nehmen 
sollen? Wie viele von ihnen werden in der Lage sein, sich 
ohne Nachtheil ihrer Wirthschaft und ihres Gewerbes un- 
unterbrochen oder doch wenigstens in langen Perioden — 
und wenn letzteres nicht geschieht, kann die Sache über- 
haupt nicht viel nutzen — am Sitz der Kammer aufim- 
halten? — Wo soll der Fond zu dieser Remuneration her- 
konunen ? — Soll das Land ihn auf biingen, so komt es bey 
bestimmten Offizianten immer besser weg/* 

„Ew. Excellenz erleuchtetem Ermessen gebe ich es nach 
der von den Eingesessenen der Provintz erlangten eignen 
Kentniss zu erwägen, wie viele wohlhabende Partikuiiers es 
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wohl giebet, die aus leineiii Patriotismus sieh ihren Wirtfa- 

schaften entziehen , und den öffentlichen Geschäften widmen 
werden, wie viele, bey denen man, um es mit Nutzen zu 
thmi, die nötbige Bildung und Qualifikation antreffen wird, 
und was den ftnneren Theil der Nation anbetrifft, wo man 
noch die mehresten Subjekte finden möchte, welche Talent 
mit gutem Willen vereinigen, so sind diese wieder in der 
Lage es wegen Mangel an Subsistenz nicht thun zu können.** 

„AUein man leite den denkenden Theil der Nation zu 
einer solchen Ausbildung, in Bezug auf Geschäfte aus reiner 
Vaterlandsliebe, und der Antheü den man ersteren an den 
Staatsgesehäiten nehmen Iftsst^ wird alsdann mit dieser Aus- 
bildung von selbst fortschrdten.** 

„Meines DafOrhaltens kann daher die Konkurrenz der 
National-Repräsentanten bey der öffentlichen Verwaltung 
folglich nur auf die Kontrole, Revision und Verbesserung 
denelben beschrftnkt werden." 

„Dazu kann fhhren, wenn man denen National-Repräsen- 
tanten nachgibt, sich von der richtigen und zweckmässigen 
Verwendung alles Kommunal- und Societäts-Vermögens zu 
jeder Zeit zu fiberzeugen. Ich habe kein Bedenken, die 
Verwaltung desselben ganz und gar den interesslrenden 
Kommunen und Societäten zu übergeben. Ich würde ihnen 
unter gewissen Modalitäten sogar eine Revision und Kontrole 
über die Verwaltung des landesherrlichen Einkommens ge- 
statten, wovon sie nach dem jetzt entworfenen Organisations- 
Plan ganz ausgeschlossen seyn sollen. Es sey ihnen nicht 
allein ungehindert, sondern man verpflichte sie sogar, alle 
Fehler und Misgriffe, welche sie in der öffentlichen Ver- 
waltung bemerken, sowie Malversation einzelner Offizianten 
zur Sprache zu bringen. Kein Gesetz, keine neue Einrich- 
tung werde getroffen, ohne vorher mit ihnen berathen zu 
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seyn. Man yeraamle sie zu gewissen Perioden aUenfalls 

vierteljährlich, am Sitz der Kainiiiein. Kine Deputation 
derselben lege ihnen alles vor, was sie zu inspiziren wünschen, 
und gebe ihnen aber alles Auskunft Ihre Bemerkungen 
und Erinnerungen mttssten vollständig erwogen und erledigt 
werden. Man zeige ihnen alle Bereitwilligkeit, auf ihre 
Vorschläge und Ansichten einzugehen, wenn sie dem All- 
gemeinen zuträglich sind, und mit der Verfassung nicht in 
Kollision kommen. Im entgegengesetzten Fall belehre man 
sie mit Gründen und Bescheidenheit von der Unstatthaftig- 
keit derselben. Man überzeuge sie, dass man durchaus 
keine Absicht habe, bey der öffentlichen Administration 
ihnen etwas zu verhdmlichen. Man gestatte daher jedem 
so oft er wolle, den Sessionen dee KoHegii und seiner ein- 
zelnen Senate beyzuwohnen , sobald man ihn verpflichtet 
hat, von dem, was er im Kollegio hört» eher keinen Gebrauch 
zu machen, als bis die Sache ofliziell bekannt wird. Nur 
die eigentliche Ausführung in der Administration bleibe frey 
von ibrein KinHuss, und man räume ihnen darin höchstens 
nur eine konsultative Stimme ein. Die konsultative Zu- 
ziehung der Repräsentanten kann aber auch in yielen Fällen 
äusserst nutzbar seyn , und ich würde sie in manchen den 
Kammern ausdrücklich zur Pflicht machen, z. B. bey 
Keguliimg aller allgemeinen Anlagen und Leistungen; bey 
Landes- und Fourage-Lieferungen, in specie darüber, ob die 
Lieferung durch Entrepreneurs, für*s Ganze oder Theilweise, 
her])eygeschaft't , wegen P.ostiiiiniuivu der Distrikte, welche 
nach jedem Punkt zu liefein haben , wegen Abhaltung der 
Licitations-Termine; endlich bei Kegulimng von Vorspann- 
Lasten, insofern dazu nicht blos» die Domainen, sondern das 
ganze Land kontribuiren, ersteren Falls wie in Preussen würden 
bloss die Xiepräsentauten der Domainen zuzuziehen seyn.'* 
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„Wenn auf diese Weise die Konkurrentz der National- 
Repräsentanten an der ötientlichen' Verwaltung organisirt 
wird, so scheint sie mir eben so geschickt zu seyn, ihren 
Hanptsweck: Erweckung von Patriotismns und Gemeingeist 
und Befestigung des Vertrauens der Natien zu der Re- 
frierung, zu belüidern, als l)ey dem jetzt in Voi-sehlag ge- 
brachten Wege, ohne dessen Besoi'gnisse zu erregen/ 

Indessen Hess sich Stein dadurch nicht irre machen, 
wie das Erwiderungsschreiben vom 25. August 1806 naher 
ergiebt^^): „Der Ansicht, dass es bedenklich sei, die Theil- 
nahnie der ständischen Repräsentanten an der öffentlichen 
Verwaltung, auch auf die eigentliche Ausflihrung auszudehnen, 
kann ich durchaus nicht beipflichten und daher auch meine 
Zustinunung zu einer Abweichung von dem, von des Königs 
Majestät bereits genehmigten Plane hierunter nicht ertheilen. 
Die volle Theilnahme der ständischen Bepräsentanten wird 
nützlich sein, um einen lebendigen Geschäftsbetrieb zu er- 
halten, mehr Sach- uml Ortskenntniss, mehr thätiges Interesse 
für den verwalteten Bezirk und flie verwalteten Personen 
in die Kollegien zu bringen, als durch die Zusammensetzung 
aus lauter Staatsdienem entsteht; so wie um das Ansehen 
der Kammer und das Vertrauen auf solche zu vermehren; 
dagegen hat die Formenkenntniss für Geschäfte nicht den 
grossen Werth, den man ihr beizulegen pflegt: Sach-, Orts- 
und Personenkenntniss und lebhaftes Interesse an den Ge- 
schäften ist wichtiger als aller Formenkram. Auch die 
Geschäfte einer grossen Stadt, deren Verwaltung man einem 
Gemeinderath anvertrauen will, fassen einen Kreis sehr 
mannigfaltiger Angelegenheiten in sich, und ich sehe daher 
nicht ab, warum sich diese nicht mit dar Verwaltung von 
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ProYinzial- und Landes-ADgelegenheiteii in Parallele setxa 
lassen sollten.** Er nüichte dann zur weiteren VHäßAtgvat: 

der Schrötterschen Einwendungen geltend, dass Gelidiiinkie 
in der Kammer selten vorkämen, und dass in vorkommendec 
Fällen Rftthe koinmittirt werden könnten, dass Eeibungei 
nnter den Mitgliedern eines KoUeginms mandien Kulm 
hätten, dass nicht von Volksrepräsentanten, sondern von 
wirklichen Offizianten die Rede sei, von ständischen Mit- 
gliedern der Kollegien; ob sie Bemoneration für ihre Dienst* 
leistnng erhalten sollten, werde sich finden. 

Schrötter fü^^te sich nunmehr, war aber nicht über- 
zeugt; er äusserte sich zunächst in einer llandbemerkun? 
zu dem Steinsehen Schreiben: „Ist alles pOnktlieh aat- 
zunehmen. Die Ei&hrung wird sehr bald ganz bestinnt 
darthun, welche Grundsätze bei der Theilnahme der Stande 
an den Geschäften der Kammern die besten sind. Meioe 
Absicht war, die Stände aUmählich auf den beabsicbtigteB 
Punkt zu bringen, denn es ist leichter, Rechte zu Terraehni 
als nachher vermindern zu müssen." Er konnte sich auch, 
in dem Schreiben vom 27. September 1808, mit welcheir 
er den Entwurf der Verordnung aberreichte, noch ni^ 
der Hoffnung hingeben, dass die Beiziehnng von ständisdieB 
Kepräsentanten bei der eigentlichen Verwaltung den Er- 
wartungen entsprechen werde; er hielt vielmehr noch immer 
daran fest, dass es besser gewesen smn wftrde, die Stände 
zuvörderst durch die in dem Schreiben vom 15. August vor- 
geschlagene Organisation ihrer Theilnahme auf den Punkt zu 
bringen, um bei der Adnunistration selbst mitNutzen zngenga 
werden zu können; es werde fär eine geraume Zeit nodk 
sehr schwer halten, dergleiclien Subjekte unter ihnen 
aufzufinden. 

Inzwischen setzte die Verordnung vom 26. December 
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1808 hinsichtlicli der ständischen Repräsentanten Folgendes 
fest: Ihre Beetimmung ist, die öffentliche Administration 
mit der Nation in nähere Verbindung zu setzen, den Ge- 
schäftsbetrieb mehr zu beleben, und durch Mittheilung ihrer 
Sach-, Orts- und Personenkenntniss mOgliehst zu vereinfachen; 
die M.lnfiel, welche sie in der öffentlichen Administration 
bemerken, zur Sprache zu bringen, um nach ihren aus dem 
praktischen Leben geschöpften Erfahrungen und Ansichten, 
Vorschläge zu deren Verbesserung zu machen, sich selbst 
von der Rechtlichkeit und Ordnun^r der ötfentlichen Staats- 
Verwaltung näher zu überzeugen und diese Ueberzeugung 
in der Nation gleichfalls zu erwecken und zu befestigen 
(§ 18). Ihre Zahl wird für jede Regierung vorläufig auf 
neun bestimmt, kann jedoch auf den Antrajr dei*selhen in 
Kriegszeiten vermehrt werden. Die General- Versammlung 
der Provinz bringt zu jeder Stelle zwei Subjekte m Vorschlag, 
aus denen der König einen ernennt Die WaU gilt auf drei 
Jahre, alle Jahre scheidet der dritte Theil aus, und zwar 
jedesmal die ältesten im Dienst. Wer das erste und zweite 
Jahr austreten soll, entscheidet, im Falle keiner Uebereinkunft, 
das Loos, im zweiten Jahre gilt solches bloss von denen, welche 
die Steile schon zwei Jahre versehen haben. Wahlfähig ist 
der, welcher zu der General- Versammlung der Provinz wahl- 
föhig ist (§ 19). Die landständischen Repräsentanten haben 
eine volle Stimme in dem vei-sammelten Kollegium, und 
erhalten ihren Sitz nach den Regiemngsdirektoren , zur 
linken Seite des Präsidenten, hinter einander in der An- 
ciennetät nach dem Dienst, und, wenn diese gleich ist, nach 
dem Loos, insofern sie sich dartiber nicht vereinigen. Ein 
specielles Departement kann ihnen wegen ihrer kurzen 
Dienstzeit nicht angewiesen werden. Sie sind aber die ge- 
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wöhnlichen Korreferenten in den wichtigeren Verwaltungs- 
zweigon und können dem Regierungs-Präsidium die Fächer 
vorschlagen, in denen sie voi-züglich beschäftigt zu sein 
wünschen (§ 20). Die ständischen Mitglieder werden durch 
ihr Votum nur insofem verantwortlich, als ihnen böser Wille, 
oder grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen werden kann. Sie 
sind aber verpflichtet, in einzelnen Fällen Aufträge anzu- 
nehmen, und haften wegen deren zweckmässigen Ausführung 
gleich jedem anderen Staatsbeamten (§ 21). Bei ihrem 
Eintritte in das Kollegium werden sie mittelst Handschlags 
an Eidesstatt, welches aber die volle Würdigung eines 
köiperlichen Eides hat, vei-pflichtet, ihr Amt gewissenhaft 
und voi-schriftsmässig zu verwalten, von den ihnen bekannt 
werdenden Dienstsachen keinen unerlaubten Privatgebrauch 
zu machen, und insbesondere davon nicht eher etwas ins 
Publikum kommen zu lassen, als bis solches auf dem 
officiellen Wege geschieht, auch ebensowenig die Stimmen 
und Aeusserungen der einzelnen Mitglieder bekannt werden 
zu lassen (v^ 22). 

. Der S 93 der Instruktion verordnet dann nur noch, dass 
in die Polizeideputation drei und in jede andere zwei 
Repräsentanten kommen, sowie dass ihr Ausscheiden so 
regulirt werden solle, dass auf keinen Fall sämmtliche 
Repräsentanten einer Deputation auf einmal ausscheiden. 
„Die Dienstordnung crfordeii; es, dass, wenn sie zur Besor- 
gung ihrer Privatangelegenheiten vom Sitz des Kollegiums 
verreisen müssen, sie es nur mit Vorwissen des Präsidenten 
thun. Der Urlaub soll ihnen indessen nur dann versagt 
werden, wenn gerade zu der Zeit Angelegenheiten von 
Wichtigkeit in der Deputation verhandelt werden, in welcher 
sie angestellt sind." 
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B. DIE WEITERE ENTWICKLUNG, INSBESONDERE DIE 
KABINETS-ORDRE VOM 1. AUGUST 1812^«). 

Die Organisation der RegieruDgen war kaum zur Aus- 
ftthruog gelangt, als sich bereits ziemlich allgemein die 
Ansicht geltend machte, dass dieselbe den gehegten Er- 
wartungen nicht entspreche, und aucli bereits Hand angelegt 
^urde, um eine abermalige Umgestaltung herbeizuführen. 

Zunächst machte sich die Tendenz geltend, neben den 
Regierungen wieder selbststftndige Behörden für einzelne 
Geschäftszweige zu errichten. Die Instruktion von 1808 
hatte insbesondere auch vorgeschneben, dass alle Landes^ 
kultnr- Angelegenheiten, Gemeinheitstheilungen , Dismem- 
brationen, Ablösungen und Meliorationen zum Regierungs- 
Ressort gehören sollten. Indessen verfügte bereits das Edikt 
betreffend di^ Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse vom 14. September 1811 § 59 die Errichtung 
einer General-Koniniission für jede Provinz, und das Edikt 
zur Beförderung der Landeskultur von demselben Tage 
§ 41 die Errichtung eines Landes-Oekonomie-KoUegiums, 
welches, unter dem Vorsitze des General-Kommissars für 
Kegulirung der gutsherrlich-biiuerlichen Verhältnisse, die 
Lande.sükonomie- und Landeskultur-Suchen bearbeiten und 
mit der Regierung in einem lediglich formellen Zusammenhange 
stehen sollte. 

54) Acta betr. die Organisation der Provinzial-Regierungen 1810, 
Aetabetr. den Geschäftsgang bei dem Ministerium des Innern 180'^— 1814. 
Acta des Stiiatskanzlers betr. die Organisation dos Landes ü])erhaupt 
und besondors der neuen Departements- und Kn iscintlu ilunii 1>^12— 1814, 
(der Sacksche Bericht). Acta des Staatskanziers betr. die veränderte 
Yerfassimg der obersten Staatsbehörden und den Geschäftsgang ilber> 
haupt. VoL II. (die SchamweberBcha Dankscbrift.) FOr die BpStere Zeit: 
Acta betr. die neue Einfheilung des prenssischen Staate und die Orgiuii- 
satton der ProTinaial-KoUegieo. Yol L II. 
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Sehr viel weiter ging man aber bereits im Ministerium 
des Innern ; hier verfolgte man nicht bloss, und zwar in der 
weitgehendsten Weise, die Tendenz, die Regiemngen in 
eine Anzahl von Spedalbehörden nach den einzelnen Ge- 
schäftszweigen aufzulösen, sondern hier war man auch bereits 
entschlossen, das Kollegialsystem durch die Präfektur-Ver- 
fassung zu ersetzen, wofür sich abrigens auch Schön in dem 
Berichte vom 23. Juli 1810 bereits ausgesprochen hatte, 
während Dohna in dem Berichte vom 10. Juli 1810 an der 
Kollenialveifassung noch festhielt. 

Der sehr ausfohrliche Immediatbericht des allgemeinen 
Polizei-D^artements (Sack) vom 14. August 1811 verkannte 
zwar nicht, dass es bedenklich sei, die kaum zwei Jahre in 
ihrer jetzigen Gestalt eingericliteten Regierungen wieder 
umzugestalten, und dass eine so schnelle Abweichung von 
Grundsätzen, die man eben erst als die besten promulgirt 
habe, namentlich auch auf das Vertrauen nachtheifa'g wirken 
müsse, dessen Eihaltung doch für die Einführung der noch 
bevorstehenden Keformen von hohem Weithe sei. Der 
Bericht begnOgte sich daher auch mit dem Vorschlage, die 
neue Verfassung zunächst nur in einigen wenigen Bezirken 
einzufüliren , um sie hier ilire praktische Probe bestehen zu 
lassen. Die Grundziige dieser neuen Verfassung waren nun 
aber folgende. An die Spitze jedes Bezirks sollte ein Präfekt 
oder vielmehr ein Präsident gestellt werden, um sämmtUche 
Zweige der Landospolizei zu verwalten. Unabhängig von 
ihm sollte ein Direktor fUr die Verwaltung der Staatsabgaben 
und ein Direktor für das Domänen- und Foi-stwesen fungiren. 
Jedem dieser Administrationschefs war eine angemessene 
Zahl von Rathen beizugeben, die zwar auf die Entscheidung 
selbst keinen Eintiuss hatten, die jedoch jedesmal gehört 
werden mussten, und denen das Recht zustand, ihre 
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abweichende Meinung den höheren Staatsbehörden vor- 
zutragen, die sich sogar verantwortlich machten, wenn 
sie solehes in denjenigen Fällen, wo der Präsident oder der 
Direktor Yon den bestehenden Yonehriften abwichen, unter» 
liessen. Die Verwaltung der geistlichen und Schul-Angelegen- 
heiten endlich sollte von Behörden besorgt werden, welche 
in den drei grossen Stftdten Berlin, Königsberg nnd Breslau 
zu errichten waren. Jeder Präsident sollte ttbrigens einen 
geistlichen und Schul-Rath zur Seite haben, der ihm in 
schleunigen Fällen mit Bath und That an die Hand zu 
gehen hatte. 

In wesentlich denselben Bahnen bewegte sich eine Denk- 
schrift Scharnwebers über die Organisation der gesammten 
Staatsverwaltung, dieselbe, welche auch für die Gestaltung 
der Kreis- und Polizei-Verfassung des platten Landes von 
Bedeutung geworden ist, insofern sie die Grundlage des 
Gendarmerie-Edikts bildet. Danach sollen die Regiemngen 
hinfort aus drei Abtheilungen bestehen, der Polizei-Deputation, 
welche auch die Militär-, sowie die Kirchen- und Sehulsachen 
zu bearbeiten hat, der Gewerbe-Deputation, die sich auf 
Landbau, Fabriken und Handel erstreckt, und der Finanz- 
Deputation. Jeder dieser Deputationen steht ein Präsident • 
Tor, der die alleinige Entseheidungsgewalt hat, sofern es sich 
nicht um Aufstellung neuer oder um Abänderung bestehender 
Grundsätze handelt; jedem Präsidenten wird ein Präsidial- 
Rath und ein Präsidial-Secretär beigegeben, von denen jener 
den formalen Dienst in der Deputation leitet, während diesem 
die Leitung des Subalternpcisonals obliegt. Der Prilsident 
der Polizei-Deputation hat jedoch als Ober-Präsident die 
Leitung des Ganzen mit entscheidender Stimme in allen ge- 
wöhnlichen Administrationssachen ; die Präsidenten der übrigen 
Deputationen werden als seine Stellvertreter betrachtet In 
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der Polteei-Bepiitatioii bearbeitet ein Oberhaiiptniann die 
Sicherheitspolizei und die Militilrsachen. Den beiden ersten 
Depatationen sind tedmisch-wissenschaftliche Konmussiooeii 
beigegeben, der Polizei-Deputation eine Medidnal- nnd eine 
Unterrichts-Kommission, der Gewerbe-Deputation eine Han- 
dels- und Fabriken- und eine Kultur-Kommission. Ein eigent- 
liches Plenum besteht niclit; bei Gegenständen von allge- 
meinem Interesse zieht der Ober-Präsident die Präsidenten, 
Prftsidial-Rftthe und zwei bis drei Mitglieder jeder Deputation 
zu den Berathunjjen zu. 

Auf dem Boden dieser Anschauunp:en ist dann auch die 
nicht publicirte Eabinets-Ordre an den Staats-Kanzler Frei- 
herm von Hardenberg vom 1. August 1812 erwachsen, weiche 
folgenderniaasscii lautet : 

„Es ist schon olt bemerkt worden, dass der Geschäfts- 
gang bei den Regierungen einer Verbesserung bedürfe, damit 
mehr persönliche Verantwortlichkeit, auch allenthalben mehr 
Thätifrkeit eintrete und zugleich Vereinfachung und Krspai ung 
bewirkt werde. Zu diesem £nde tiude Ich es zweckmässig: 

55) l>ie Kab.-Ord. vom 1. Aug. 1812 ist zwar von Fricdricli von 
Raumer, Ueber die Verfassung der Behörden im prcussischen Staate 
(Beilage zu Manso, Uebchicbte des preussischen Staats Bd. Iii. (lö2U) 
S. 435 ftX von T. Wokogen, PrausoiB StakttTarwaltong S. 25 und Ton 
Goldschmidt, die Keaordnang F^enssens nach den BViedensschlaseen von 
1807 und 1815 (Zdtsclirift ftkr preossische Geschiehte nod Landeekimde 
Jahrg. Vlir. 1871. S. 326) erwähnt worden, unter aUgwneiner Bezeichnang 
des Inhalts derselben, sie ist aber meines Wissens noch nicht gedruckt; 
der hier erfolgte Al>dnick ist nadi einer Abschrift veranstaltet, die sich 
in den Acta gen. lietr. die Organisation der lYovinzial-, Polizei- und 
Finanz - Behörden Voh IV, (Ministerium des Innern) lindet , und dorthin 
erst aus dem llardeubergscbeu Dieubtnachlasse mittelst Schreibens der 
Eabüiets-Hmiater FOnt Wittigensteiii and Graf Lottum rm. 28. Februar 
1828 gekommen ist, nachdem sie in den Besitz Hardenbergs dorch 
das nunmehr auch bei diesen Akten befindliche, unten mitgetheilte 
{Schreiben des Geheimen Batiis Schaniweber vom 17. Iftlrz 1819 
gelangt war. 
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I. In Absicht des Ressorts im AUgemeinen 

a. (iass die Regierungen zwar alle Theile der eigentlichen 
öffentlichen Verwaltung wie bisher verwalten, da- 
gegen aber 

b. die besondem technisehen Verwaltungen des Privat- 

Eigenthums und der Gewcrbs-Entreprisen des Staats 
besonders bearbeitet werden. Dahin gehören die 
Domänen-, Forst- und Torüsachen, 

c dass der technisch wissenschaftliche Theil der Medi- 
zinal-, sowie der Kirchen- und Schulsachen in beson- 
dern mit der Ivegieiiing verbundenen Deputationen 
bearbeitet werden. 

Demgemftss sollen: 

II. Die Regierungen statt der bisherijren ftknf Depu- 
tationen drei Haupt- Abtheilungen erhalten, wonoh die erste 
das Militär- und Polizei-Departement, die zweite das Gewerbe- 
Departement , die dritte das Finanz-Departement genannt 
«erden sollen. 

A. Zum Ressoi*t des Militär- und Polizei-Departements 
gehören : 

a. alle für die Civil-Verwaltungen geeigneten Militaria, 
wofür nicht bereits besondere Verwaltungen ange- 
ordnet sind, 

b. die Hoheitssacben, 

c. die Sicherheits-, Ordnungs- und Gesundheitspolizei, 

d. der polizeiliche Theil der Kirchen- und Schulsachen. 

Unter und neben dem Departement wird, wie <^chon 
nach dem bisherigen Organisations-Plan die Absicht war 
1. eine technisch-wissenschafUiche Medizinal-Deputation 
errichtet. Sie steht unter der Direktion des Re- 

«lieruTi'Js-Rjiths, welclier dir Mcdizinalijolizeisachcn im 
Departement bearbeitet und hat zu Mitgliedern dcu 

Ernit Meier, B«lonn. 17 
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Medizinal-Bath des Polizei-Departemeiits, einen andern 
Arzt, einen Chirurgus, einen Apotheker. 

Diese Deputation erhält kein besonderes Subalteiii- 
Peisonal, sondern benutst in dieser Hinsicht die Bureanx 
des Departements. Sie besorgt den technisch-wissenschaft- 
lichen Theil der Medizinalsachen, hat die Disciplinar-Aufsicht 
Uber alle Medizinal-Pei-sonen der Provinz, prüft solche soweit 
es ihr obliegt, und erledigt die Beschwerden, die wegm 
Vemachlflssigung der diesen Personen obliegenden Pflicht 
yorkommen. 

Sie ist berechtigt mässige Gebühren zu erheben und 
bestrmtet davon die Bemuneiimng ihrer ICitglieder mit Aus- 
nahme des ersten Medizinal-Raths, welcher seine Besoldung 

wie bisher aus der Uegiemngs-Kasse bezieht 

2. Für den technisch-wissenschaftlichen Theil der Kirchen- 

und Sehulsachen, soll die bisherige Schul-Deputation 
fortdauern, jedoch in Hinsicht des Personals dergestalt 
besetzt werden, dass die Mitglieder deraelben dahin 
wirken, der Bildung der Jugend diejenige Richtung 

zu poboD, welche sie für das praktische Leben brauch- 
bar machen kann. 

B. Das Gewerbe-Departement besorgt 

a. die gesammte polizeiliche Gewerbs Leitung, die sich 
sowohl auf ländliche als auf städtische Gewerbe er- 
streckt Die besondem Landes-Oekonomie-EoUegien 

• werden mit diesem, Departement vereinigt und durch 
solches einsetzt. Die ernannten General-Konimissarien 
uud Präsidenten dieser Kollegien werden Prüsidenten 
des Gewerbe-Departements, 

b. die Land- und Wasserbaosachen. 
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Ausserdem liegt demselben ob 

c. die Gewerbe- und Luxus-Abgabeo aller Art zu regu- 
lireD, und re^. dabei za konkurriren, endlich 

d. eine gleiehmüssige Vertheilnng der Grundsteuer bei 
Güter-Dismembrationen zu bewirken. 

Damit das Departement mit dem bürgerlichen Verkehr 
stets in enger Verbindung bleibe, die sieh darin ereignenden 
Veränderungen und entstehenden neuen Bedürfnisse schnell 
und sieber ei*fahre, und diesen zu Hälfe kommen könne: so 
^ird eine besondere Deputation etablirt und ihm unter- 
geordnet, um ssur Konsultation in Landeskultur-, Handels- 
und Fabrik-Sachen benutzt zu werden. 

Diese Deputation wird aus Mitgliedern des Departements 
und aus ausgezeichneten Landräthen, Kaufleuten und 
Fabrikanten formirt, die weiter keine Besoldung und nur 
die Kosten vergütet erhalten, die ihre Geschaftü- Kelsen 
verursachen. 

£ine periodische Neben-Branche des Departements ist 
das General-Kommissariat wegen Regulirung der gutsherrlichen 

und bäuerlichen Verhältnisse, welches nach Beendigung 
dieser Geschäfte wieder eingeht. 

Um der Einheit willen und bei der Wichtigkeit dieses 

R^gulirungs-Geschäfts bleibt solches der speciellen Besorgung 
des Präsidenten des Departements, mithin des bereits ange- 
setzten General-Kommissarius anyertraut 

C. Das Resi^ort des Finanz-Departements umfasst 

a. die Accise- und Zollsachen dergestalt, dass jedoch bei 
Veränderung der Abgaben selbst das .Gewerbe- 
Departement konkurrirt, 

b. die gesammte übrige Abgaben-Verwaltung, 

c. das Kassen- und Kechnungswesen mit Ausdehnung auf 

17* 
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Kirchen und Schulen, die pia corpora und die 

Komnuiual-Verw altungen. 
ni. Damit in der Verwaltung dieser Geschäftszweige 
Einheit, Uehersicht und schnelle Wirksamkeit mit GrOndlich- 
keit und strenger Ordnung yerhunden werden können: so soll 

a. dem ei'sten Präsidenten der Regierung, als Chef- 
Präsidenten des Ganzen, eine grössere Autorit&t und 
Wirksamkeit hei grösserer persönlicher Verantwort- 
lichkeit beigelegt werden. Er soll in allen Fallen, 
wo es auf Ausführung schon bestehender Bestimniung:en 
ankommt, oder wo Gefahr auf dem Verzuge haftet, 
allein zu entscheiden und zu handeln befugt sein, 
jedoch die Mitglieder des Kollegiums zuziehen und 
ihnen Aufträge geben, wo er es für gut findet. Vor- 
pflicbtet ist er hiei'zu, weun Gutachten Uber Aufstellung 
neuer Grundsätze oder Abänderung schon bestehender 
gefordert sind , ingleichen in solchen Fällen, die ihrer 
Natur nach eine licratliung nöthig oder nützlich 
machen. Alsdann entscheidet die Mehrheit der Stim- 
men, der Chef-Präsident muss aber der höheren Be- 
hörde seine Meinung besonders vorlegen, wenn sie 
von der Mehrheit abweicht. Ist Gefahr auf dem Ver- 
zuge, so muss nach der Meinung des Präsideuteu 
auf seine Verantwortlichkeit verfahren, der Fall aber 
sogleich der höhei-en Behörde angezeigt werden. 

b. Der Chef-Präsideut führt neben dem Oberpräsidium 
zugleich das specielle Präsidium des Militär- und 
Polizei-Depaitements. 

c Die beiden anderen Departements haben jedes einen 
besonderen lYäsidenten, dem in seinem Departement 
eben die Befugnisse zustehn, als dem Chef in Absicht 
auf das Ganze und in Absicht auf sein Departement. 
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d. Dieser hat aber das Recht, Kenntniss von den Ge- 
schäften jener beiden andern Departements zu neh- 
men, und wenn er es für ^iit findet, die Rechte darin 
auszuüben, die ihm oben sub a beigelegt sind, in solchen 
Fällen treten die Präsidenten dieser Departements in 
die Kategorie der übrigen Bfitglieder in BesBiehung 
auf den Chef. 

e. Neben dem Chef-Präsidenten und den Präsidenten sollen 
weiterhin keine Direktoren ernannt werden. Die jetst 
angestellten treten, insofern sie dazu tauglich sind, in 
die Präsiden teustellen ein oder bleiben als ei-ste lUthe 
in den Kollegüs. 

f. Jedes Departement soll einen Präsidialrath erhalten, 
welcher den Präsidenten in allen Sachen, wo er es 

I* 

dienlich tindet, unterstützt und ihn in- und ausserhalb 
des KoUegü vertritt 
Diese sind ans den vorzüglichsten Direktoren, die nicht 

Präsidentenstellen erhalten, oder aus den übrigen Gliedern 
des Kollegii zu wählen. 

Ausser dem Präsidiäl-Rath soll 

g. in jedem Departement aus den besten Mitgliedern des 

Sekretariats ein Präsidial-Sekretär angestellt werden, 
welcher neben der Expedition für den Präsidenten 
die Aufsicht aber die Subaltem-Bureaux führt und 
dem Chef die Leitung derselben erleichtert. 
IV. Die Domänen- und Foi*stsachen sollen eine beson- 
dere Verwaltung unter dem Namen 

Haupt-Domänen- und Forst-Direktion 

eifaalten. 

Diese Behörde muss in Hinsicht der Domänen,' da diese 
nach und nach veräussert werden, als eine vorübexgehende 
betrachtet und auf einen Fuss orgaoisirt werden, der ihre 
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saceessive AuflOswig in dem Maasse erleichtert, wie die fort- 

«chreitende Veräusserung sie ratbsam macht. 
Zu dem Ende sollen 

a. nur diejenigen R&the des Gewerbe-Departements« 
welche darin die Landesknltnr-Sachen bearbeiten, 

als ordentliche Mitglieder angestellt, 

b. diejenigen Geschäfte aber, welche diese nicht besorgen 
können, von aosserordentlichen Mitgliedern bearbeitet 
werden, die bloes Anstellung auf Diäten erhalten oder 
aus der Zahl der durch die neue Organisation über- 
flüssig werdenden Räthe genommen werden. 

Das Prilsidium dieser Haupt-Domänen-Direktion soll der 
Präsident des Gewerbe-Departements fbhren, dem auch 
als vorttbergehendes Geschäft das General-Kommissariat 
wegen Kegulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse femer übertragen bleiben solL 
y. Da bei der neuen Einrichtung ein grosser Theü der 
Räthe wegfallen und dadurch Vereinfachung und Ersparaiss 
eintreten kann: so sind diejenip:en noch dienstfähigen Käthe 
der Regiemng, welche bei der neuen Organisation entbehr- 
lich werden, als Kreis-Direktoren anzustellen. 

VI. In Absicht der Subaltemstellen muss eine Ein- 
schränkung stattfinden und solche vorzüglich bei dem 
Sekretariat und Registi'aturen bewirkt werden. 

VII. Ueberhaupt empfehle ich Ihnen die vorzüglichste 
Achtsamkeit auf die bei Gelegenheit dieser Veränderung zu 
bewirkende P^rsparung. Dass solche nach dem vorläufig ent- 
worfenen Organisations-Plan *zu erwarten ist, vernehme Ich 
gern und will, dass f&r jede Regierung sobald als möglich 
ein Nomftd-Etat angefertigt und Mir vorgelegt werda 

Ich trage Ihnen auf, nach der vorstehenden Bestimmung 
die näheren Pläne auszuarbeiten, uud Mir vorzulegen, vor- 
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läufig aber den Theil der Ausfohrung zu yerfügen , welchen 

Sie nach den Umständen dazu geeignet finden.'* 

Cbarlottenburg, den 1. August 1812. 

Friedrich Wilhelm. 
An den Staats-Kanzler Freiherru von Hardenberg. 

Diese Ivabinets-Ordre ist aus derselben politischen An- 
sehanungsweise hervorgegangen wie das zwei Tage vorher 
publiciite Gendarmerie -£dikt, auf welches dieselbe auch 
insofern Bezug nimmt, als die durch die Reorganisation ent- 
behrlich werdenden Kegierungsräthe in der Stellung von 
. Kreis-Direktoren untergebracht werden sollen. 

• üeber die letzten Phasen der Entstehung der Kabinets- 

Ordre herrscht ein gewisses Dunkel. Die Akten sind hier 
äusserst unvollständig; es ergiebt sich aus denselben nur, 
dass Hardenberg den Berieht vom 14. August 1811 an&ngs 
dilatorisch behandelte, indem er erst auf den weiteren 
Bericht des allgemeinen Polizei - Depailements vom 16. 
December 1811 eine ?om 17. Februar 1812 datirte aus- 
weichende Antwort gab; und dass ausserdem auch das 
Departement des Ministeriums des Innern für die Sicher- 
heitspolizei (Schuckmann) in einem Berichte an den Staats- 
kanzler vom 9. Mai 1812 gegen jede etwa beabsichtigte 
Aenderung sich ausgesprochen, eine solche wenigstens 
zur Zeit für nachtheilig erklärt hat. Merkwtirdiger Weise 
behauptet Hardenberg in der Antwort, welche er erst am 
14. August 1814 auf die Berichte vom 14. August und 
16. December 1811 ertheilt hat, er habe auf den Bericht 
vom 14. August 1811 noch keinen Entschluss gefasst, 
die veränderten Verhältnisse machten neue Vorschlage 
erforderiich. 

Es sind nur zwei an Hardenberg gerichtete Frivat- 
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schreiben aviziifinden gewesen , welche sich direkt auf die 

Kabinets-Ordre vom 1. August 1812 beziehen. 

Zunächst ein Sehreiben Scham webers vom 7. März 
1819, mit welchem er die bisher in seinem Besitz befindliche 
Abschrift der Kabinets^Drdre dem Staatskanzler Oben-eichte, 
aus dessen Dicnstnachlasse sie dann einip:e Jalire später zu 
den Akten gekommen ist. Dieses Schreiben ist für die 
Erläuterung der Kabinets-Ordre von um so grosserer Be- 
deutung, als Schamweber selbst ganz offenbar der VerfiEusser 
der Kabinets-Ordre gewesen ist. Dasselbe lautet in seinen 
hier in Betracht kommenden Stellen: 

gEw. HochfiXrstlichen Durchlaucht verfehle ich nicht, die . 
In meinen Händen befindliche Abschrift der in Betreff der 
Regierungs-Organisation unterm 1. August 1812 erjranizeneu 
Kabinets-Ordre hiemeben ehrerbietigst zu übersenden." 

„Soviel ich mich erinnere, nahmen Ew. Durchlaucht diese 
Sache, sowie die Entwürfe der YcorfOgungen zur Ausführung 
des sogenannten Gensdannerie-Edikts mit nach Schlesien 
oder Hessen Sich solche dahin nachsenden. Nach der Rück- 
kehr von daher erwähnten Ew. Durchlaucht der Sache nicht 
weiter, und ich habe seitdem nicht das Mindeste davon 
gesehen. Nach so langem Zeitverlauf werden Sich Ew. 
Durchlaucht der näheren Motive dieses Organisations-Plans 
vielleicht nicht mehr genau eiinnem; ich halte es daher fflUr 
Pflicht, dasjenige zu bemerken, was mir davon noch vorschwebt** 

„Die damalige Regienings- und Kreis-Ver&ssung hatte 
den wesentlichen Fehler, dass so wenig die Regiemngen 
wie die landräthlichen Stellea das waren und leisteten, was 
ihnen eigentlich oblag. Letatere sollten die Spedalverwaltung 
des Landes, femer die Kontrole, Aufsicht und Leitung 
derselben besorgen. Die Kreisstellen reichten aber für die 
Specialverwaltuug so gi'osser Distrikte nicht aus, weil die 
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Landräthe kaum dem dritten Theil nach dazu gehörig 
qualificirt waren und weil auch die Qualificirten bei der Be- 
schränkung aller Arbeit auf ihre Person unmöglich Praestanda 
prästiren konnten. Um diesen Mangel zu ei*setzen, besorgte 
die Regierung viele Details, die zur Kreis- V'er waltung ge- 
hörten. Eine soweit entfernte Behörde konnte aber niemals 
das leisten, was einer Distriktsbehörde möglich ist, und 
unsere Regierungen waren um so weniger dazu vermögend, 
da sie zwar gelehrte aber sehr wenig praktische Geschäfts- 
männer enthielten, die fähig waren für das wirkliche Leben 
wirksam zu sein. War das schon in ruhiger Zeit übel em- 
pfunden worden, so waren noch viel empfindlichere Nach- 
theile in der gefährlichen Periode zu besorgen, die damals 
eingetreten war und alles erschütterte. Es trat dann hinzu, 
dass die neue Gesetzgebung von 1810 und 1811 die Arbeiten 
bedeutend vermehrte, und diejenigen, welche sich auf die 
Gewerbe und die Veränderung der ländlichen Verhältnisse 
bezogen, schlechterdings mehr und mehr praktische Hände 
erforderten. Es kam daher vor allen Dingen darauf an, der 
Kreis- Verwaltung dem Ressort nach den gehörigen Umfang 
und durch die Organisation so viel Personal zu geben, dass 
Jenes befriedigt werden konnte. Geschah dies, so konnte 
die Regierungs - Verwaltung einfacher werden und mehr 
Wirksamkeit erhalten. Beides jedoch nur unter der Be- 
dingung, dass auch in sie mehr Praxis kam, und die durch 
die koUegialische Verfassung gestörte Einheit und Konsequenz 
diu'ch deren Aenderung gewährt wurde." 

„Bewirkte man dieses Alles dadurch, dass 

1. der Präsident unter den gehörigen Einschränkungen 
entscheidende Stimme erhielt, 

2. dass man bei der Unmöglichkeit die vorhandenen 
Räthe schnell in tüchtige Praktiker umzuwandeln für 
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die Gegenstände, welche techmsch-wissenschaftHche 
Kenntnisse erfordern, besondere den Haupt- Abthei- 
Inngen untergeordnete Deputationen etablirte, welche 
durch Zuziehung ausgezeichneter Praktiker aus den 
höheren GewerhaUaBaen die gehörige Ausrttstung 
erhielten, 

S. dass man auf solche Weise besonders die Gewerbe- 
leitnng solide basirte, 
so wurde es unbedenklich, nun auch die bftuerliche Regu- 

lirungs- Angelegenheit zum Ressort der Repfieruugen zu 
ziehen, was wegen des engen Zusammenhangs mit der 
polizeilichen Leitung der Landeskultur- und Gewerbesachen 
höchst wUnschenswerth ist, und nur unterblieben war, weil 
man sich Oberzeujrt hielt, dass die Regierungen wegen jenes 
Mangels an praktischen Kenntnissen unvemögend sein 
wttrden, die Begulirungs^Angelegenheit zu besorgen. Diese 
bezweckte Vereinigung machte zugleich die angekündigten 
Landes-Oekonomie-Kollegieu entbehrlich, und es ist das der 
Grund, dass ihre Organisation unterblieb." 

„Man erlangte aber auch ausserdem den wichtigen Vor- 
theil, dass die Zuziehung der Elite des höheren Gewerb- 
standes zu jenen Geschäften ihr Kenntniss von den Geschäften 
der Innern Landes* Verwaltung und dem innern Zusammen- 
hang ihrer einzehien Theile verschaffte, und sie dadurch be- 
fähigt wurde eine Pflanzschule für die kOnftige Repräsentatioii 
zu bilden/' ' 

„Theils desselben Zwecks wegen, theils der Kreis-Ver- 
waltung ohne Kosten f&r den Staat die zu ihrer yoUsten 
Wirksamkeit erforderlichen Hände zu yerschaffen, und end- 
lich um der Kommunal -Verwaltunsr diejenige Ausdehnung 
und Freiheit zu gewähren, deren sie bedarf, um die nähern 
Örtlichen und Distriktsinteressen mit dem dem Auge des 
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Staatsbürg:ei*s weniger nahe liegenden Gesanimtinteresse zu ver- 
einigen, und so ohne Nachtheil für dieses, vielmehr mit dem 
klarsten Gewinn for dasselbe die innere Freiheit möglichst zu 
erweitern und zii gründen, wurde neben dem landrftthlichen 
Officio unter dessen Praesidio eine Kreis-Verwaltung ange- 
ordnet, die aus Deputirten der drei Stände bestehn und die- 
jenigen Geschiiftsdetails besorgen sollte, welehe die Interessen 
dieser Stiinde am nächsten beiilhrten, und befiiedigender 
von ihren Deputirten, wie von dem Laudrath oder Kreis- 
Direktor besorgt werden konnten/' 

„Die demnächst angeoi'dnete Beschäftigung der Gendar- 
mcrie-Officiere in den Kreis-Direktorial-Bureaux hatte haupt- 
sächlich den Zweck, das Uebel zu vermindein, welches die 
Lage der unangestellten (Meiere des aufgelösten alten 
Heeres erzeugte. Aus Subsistenz*Noth und Nichtsthuerei 
arteten sie so sehr aus, dass sie in Gefahr kamen, ihre 
Fähigkeit für künftige Militärdienste ganz eiuzubüssen. 
Gab man ihnen in den Kreisen Beschäftigung, so konnte 
man hoffen, sie dem Staate zu einer kfinfUgen militärischen 
Verwendung zu erhalten, und indem sie Civilgescliäfte lernten, 
SO erleichterte das ihre successive Unterbringung im Civü- 
dienst/^ 

„Uebngens sollte sieh die Regierungs- und Kreis-Organi- 
sation auch insofeni unterstützen, dass man die Kegierungs- 
mitglieder, welche zu V$ ihrer bisherigen Zahl entbehrlich 
geworden wären, als Kreis-Direktoren anstellte, wozu theils die 
Kreis-Vermehrung, theils die nothwendige Entfernung der 
un.qualificirten Landräthe eine beinahe zureichende Gelegen- 
heit gegeben hätta Wäre das Alles zur Ausführung gekom- 
men, so wttrden die Kriegslasten der Jahre 1812->1815 viel 
gleichmässiger vertheilt, und Oberhaupt viel Gutes gestiftet 
sein, was nun unterblieben ist, und auch nicht eher werden 
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kann, bis man den Mftngeln der Kreis* und Kegierungs- 
Verwaltung abhilft, die nun im Ganzen unverändert auf dem 
alten Fuss geblieben ist. In den Kieisen, wo die Kreis- 
Verwaltungen zur Existenz gekommen sind, soll man äusserst 
damit zufrieden sein/' 

Das andere Schreiben ist von Friedrich von Raumer, 
der gerade unmittelbar vorher seine Stellung in der nilchsten 
Nälie des Staatskanzleis angegeben hatte. Dasselbe giebt 
den Bedenken Ausdruck, die sieh bei einem grossen Theile 
des Beamtenthums gegen die neuen Tendenzen geltend 
machten. Die entscheidenden Stellen lauten 

„Ew. Ezcellenz gn&dige Aeusserung Uber die Organisation 

der Behörden, zusammengestellt mit dem Edikt über die 
Gendarmerie haben grosse Sorgen, die ich im Stillen hegte, 
einigermaassen, aber nicht ganz, gehoben. In unsenn Staate 
bildet weder Adel, noch Bfiiiger, noch Bauer, noch Provinz 
ein wahrhaft tüchtiges Korpus; es giebt kaum Gewichte, viel 
weniger Gegengewichte, kaum Kräfte, viel weniger Gegen- 
kräfte. Keine Veifassung im echten Sinne des Wortes ver- 
einigt die losen Theile; die yetsuchte Repräsentation 
wirkt auf diese Weise noch nicht belebend oder begeisternd. 
Sie konnte es nicht, denn theils ging sie von oben herab, 
theils stand sie in schreiend unrichtigen Verhiütnissen, theils 
erschien sie nur kostspielig, theils stand ihr Wirkungskreis 
nicht fest, thefls waren die Männer unwissend in Staats- 
sachen, theils war sie keineswegs der Administration auf 
lichtige Weise gegenübergestellt u. s. w. Die Landesbehörden 
ersetzten zeither bis auf einen gewissen Punkt die Repräsen- 
tation, sie ersetzten die Verfassung selbst Kur in diesen 



56) Friedrich toq Raumer, Lebenserinnerungen Th. L (1861) 
S. 262, der Brief ist ani Breslau Tom 2& August 1812 datirt. , 
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grossen Körpern war no(ii Zusammenhang, Festigkeit; sobald 
auch sie zerbröckelt sind, sehe ich in unserm Staate schlechter- 
dings nur Einzelheiten, Persönlichkeiten.'' 

,,In den Behörden bildete sieh ein Geist, der sieh des 
Bösen schämte, man hielt auf Khre, einei- ziigelte, einer 
bildete den andern. Der Jüngling sah einen edlen Wirkungs- 
kreis, ein schönes Ziel der Th&tigkeit Der Präsident, 
war er tOehtig, regierte; aber wie in einem freien 
Staate, nicht wie ein gesetzter Tyrann ; seine Einsicht, seine 
Giilnde Nvurden freiwilliges Gesetz; seine Willkür, seine 
Verkehrtheit, seine Einseitigkeit konnte es nieht werden. 
Man klagt über die Unbewegliehkeit der Regierungen, Ober 
ihre Langsamkeit; und soweit die Klage gerecht ist, lässt 
sie sich heben, ohne die Grundformen aufzulösen, z. B. durch 
richtige Abgrenzung des geographischen Wirkungskreises. 
Aber es giebt auch eine ungerechte Klage; sowie Friedrich II. 
ober die Langsamkeit und Schwierij^keit des enprlischen 
Parlamentes klagte. Der Widerstand, der innere Zusammen- 
hang, das freie Leben ist mehr werth als die Baschheit und 
der Sturz der Despotie. Der untergeordnete Despot wird 
indessen keineswegs rasch sein kOnnen, wenn die higheren 
Behörden, wie jetzt, einer Regierung 0000—8000 Reskripte 
zusenden." 

Er bekftmpfte dann im weitem Verlaufe seines Schreibens 
den Grundsatz, dass das Vollziehen Einem, die Berathnng 

Mehreren zustehen solle, mit der Frage, was denn Berathung 
erfordere. Er suchte nachzuweisen, dass die beabsichtigte 
Annahme der französischen Einrichtungen diese noch über- 
bieten würde, und führte sogar eine längere Er(yrtemng 
Napoleons dafür an, dass es dem öffentlichen Wesen schäd- 
lich sein würde, wenn die Beamten Sklaven wären. 

Zar Ansföhrung der in der Kabinets- Ordre yom 
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1. August 1812 enthaltenen Gnindzftge einer neuen Organi- 

sation ist es bekanntlich nicht gekommen. Das Gendarmene- 
Edikt vom 30. Juli 1812, § 102 ordnete jedoch an, dass ein 
Ober-Brigadier als Mitglied einer jeden Regierung in der 
Poli^-Deputation die Angelegenheiten der Sicherheitspolizei 
unter Konkurrens eines zweiten Regieiningsraths zu be- 
arbeiten habe. 

In einer Beziehung ist auch die Verordnung vom 
26. December 1808 unanagefahit . geblieben. Wenigstens 
sind die Vorschriften über die TheQnahme der Natio&al- 
Beprisentanten an den Gesehftften der Regierungen nur in 
sehr beschränktem Maassc ins Leben geführt. Schon die 
zur Ausftlhrung der Verordnung vom 26. December 1808 
erlassene Ministerial-Instruktion yom 11. Februar 1809 hatte 
zwar auf die Auswahl und Beiziehung der ständischen 
Repräsentanten hinjrewiesen , jedoch den Erlass näherer Be- 
stimmungen dartiber vorbehalten. Insbesondere ist es bei 
der Regieiiing zu Potsdam zur Beiziehung ständischer Re- 
Präsentanten nicht gekommen und zwar zunächst schon des- 
halb nicht, weil die kurmärkischen Stände, als sie vom 
Oberpräsidcnten zur Pnisentation aufgefordert wurden, 
vielerlei Bedenken erhoben. Aber auch das aus dieser 
Veranlassung erforderte Gutachten des dortigen Regierungs* 
Präsidiums, welches damals aus t. Vincke, Bassewlts 
und Maassen bestand, erklärte die Anordnung nicht allein 
für ganz zwecklos und überflüssig, sondern auch bei der 
ausgesprochenen Abneigung der Stände selbst fUr bedeuklich 
und sprach sich demgemäss dahin aus, von der Ausführung 
dieser Einrichtung, behufs welcher die Eingesessenen jähr- 
lich Aber 18,000 Thaler als Remuneration für die ständischen 
Repräsentanten noch autbringen müssten, bis zur vollendeten 
Organisation einer wiiklichen Provinzial-Repräsentation ganz 
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abzustehn. Und ia diesem Sinne verfügte auch, in lieber* 
einstimmüng mit dem Ober^PräsideDten, der Minister des 
Innern unterm 17. Oktober 1809 die Aussetzung der Wahl. 
In dem ostpreussischen Regierungrs-Departement , dem ein- 
zigen, in welchem eine Zuziehung stattgefunden zu haben 
scheint, waren die Repräsentanten alsbald in Opposition gegen 
das Kollegium gerathen und hatten sich unterm 23. April 
1810 Beschwerde führend an den König gewandt, der ihnen 
jedoch in der Eabinets-Ordre vom 3. Mai 1810 sein Miss- 
fallen darüber zu erkennen gab, dass sie sich noch immer 
als eine vom Regieinings - Kollegium abgesonderte Behörde 
betrachteten, zu dessen Mitgliedera sie nach ihrer gesetzlichen 
Bestimmung gehörten. 

Wie bereits in seiner amtlichen Eigenschaft, so sprach 
sich Vincke auch noch nach seiner Entlassung in der 
Immediateingabe vom 7. April 1810 dahin aus, dass der 
Nutzen der ständischen BeprSsentanten in der Regierung 
ein höchst problematischer sei, der jedenfalls nicht noch mit 
Geld erkauft werden dürfte. Ebenso verwarf Seliön die 
Einrichtung in den Bemerkungen yom 18. Juli 1810, weil 
der HauptTorwurf, den man den Provinzial- Behörden mit 
Recht mache, der sei, dass sie der Kraft und Schnelligkeit 
entbehrten, und weil ausserdem die National-Repräsentanten 
nur bei der Gesetzgebung berathend einzuti-eten hätten, 
w&hrend dem Wesen der ausfibenden Gewalt eine solche 
Mitwirkung widerspreche. Auch Wilhelm von Hum})()ldt 
war gegen die Zuziehung der Repräsentanten, wenigstens in 
der angeordneten Art; er wollte sie in den „Vorschlägen 
zur Organisation der Behörden*' auf die Besorgung yon 
Kommunal-Angelegenheiten , unter möglichster Erweiterung 
dieses Begriffs, beschränkt wissen, und ihnen lediglich die 
Stellung der Stadtverordneten anweisen. Die Frieseschen 
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£ntwarfe aus den Jahren 1810 und 1811 enthalten gerade- 
zu die Aufhebung der ganzen Einrichtung. Nur Dohna 

hielt in dem Iramediat-Bericht vom 6. Juli 1810 daran fest, 
dass die Zuziehunp: der Repräsentanten das Vertrauen der 
Nation in die Ordnung und Lauterkeit der öffentlichen Ver- 
waltung stiirken werde. 

Der Berliner Magistrat hat ttbrigens noch unterm 
9. Dccemlier 1815 beim Ober-ri;isi(kMiten, und untenn 3. MUrz 
1816 beim Staatskanzler den Antrag auf Zuziehung? vonlieprä- 
sentanten derBUi*gerschaftzu den Sitzungen der Regierung zu 
Potsdam gestellt Der Staatskanzler gab indessen unterm 
13. April 1816 zu bedenken, dass jedenfalls nur der General- 
Vei*sammlun^r der Troviiiz, nicht den berliner stildtischen 
Behörden ein Priisentationsrecht zustehen würde, dass aber 
Überhaupt die betreffenden Bestimmungen der Verordnung von 
1808 durch die Verordnungen Yom 80. April und 22. Mai 
1815 aufjcrehoben seien ^^). 

In der That enthält die Verordnun^^ vom 3u. April 1815 
wegen verbesserter Einrichtung der Provinzial-Behörden über 
der Zuziehung ständischer Bepräsentanten kein Wort, wäh- 
rend die kollegialische Form, „welche Achtung für die Ver- 
fassung, Gleichförmigkeit des Verfahrens, Liberalität und 
Unpartheilichkeit sichert*', wiederum beibehalten wurde. 
Die Verordnung vom 80. April 1815 gab jedoch nur die 
Grundztkge der neuen Organisation, während die Instruktion 
zur Geschftftsfahrung der Regierungen vom 28. Oktober 1817 
die Einzelheiten regelte. 



57) Acta betr. die von dem Magistrate zu Berlin vorlangte Auf- 
nahme von Kepräsentanten der Bülrgenchaft in die Kegienmg. Ibl6. 
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DIE STÄDTEOEDNÜNa 



Ernst II«Ur, BtdTorn. 18 



I. D£B ÄUSSERE HEE&ANö 



1. DIE EBSTEK AKßEGUNGEN STEIKS. 

Schon in der Nassauer Denkschrift hatte sich Stein far 
unbesoldete, von der angesessenen Bürgerschaft auf sechs 
Jahre gewählte Magistrate ausgesprochen, die nach Staats- 
seitig eiiolgter Bestätigung und unter der Aufsicht der I^ro- 



5S) Acta gen. betr, die OiganiBAtion der Monidpal-yerfusiiiigni 
und di« EhtiiebtoDg der MagittMtiireii Toi. I. II. 1808. 1809. — ROnne, 

Die preussischen Städteordnungen vom 19. November 1808 und 17. März 
1831. Breslau 1843. Das Buch lohnt ein eifriges Studium, indem es die 
hunderte von Ministerial-Rcskripten zusammenfasst und ordnet , die in 
Bezug auf die Auslegung der Stiidteordnung ergangen sind ; dieselben 
zeigen übrigens von einer gegen den Geist der Städteordnung gerichte- 
ten Tendenz, abgesehn von g;in/. wenigen Nummern, keine Spur, und 
sind Muster verwaltungsrecbtlicher Erörterungen ; sie dürften in der Form 
dem Besten beinuSUeB sein, wts damals geschriebeo worden ist In der 
Einleitnng des Bönneschen Werks smd anch ebige den obigen Akten entp 
nommene Angaben, aber die Entstehung der St&dteordnnng enthalten. — 
Ports, II, 150 ff. hat in seuem siebenbindigen Werke etwa swei Selten Ar 
die Städteordnung erübrigt; die Thatsacben werden in einer Weise auf den 
Kopf gestellt, dass eine Polemik g^en Einzelnes nicht lohnt; Alles beruht 
auf Hörensagen und Vermuthungen ; eine Berücksichtigung von Rönne, die 
übrigens in der ganzen spätem Literatur nirgends stattgefunden zu haben 
scheint, würde vor den gröbsten Irrthümem bewahrt haben. — Die Darstel- 
le» 
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vinzial-KoUegien die Verwaltung des GemeiDdevermögens, 
und der zum öffentlichen Unterricht, zur Wohlthätigk^t und 



long bei Schön, Pajnere I, is ist noch etwas kiirzor und fi^r Schön selbst 
in hohem Maasse charakteristisch; sie lautet folgendermassen: „Das erste, 
was uiit Eifer verfolgt wurde, war die Städteordnung. Jeder, der im Con- 
s€il var, sowie jeder gebtreicbe Mmu, der davon Kenntiiiss erhielt^ wenn er 
snch niÄt im Cooseil war, trug aein Schftrflein dazu bei. FOr Stein war es 
genug, dass die Franzosen damals keine selbstständigen Munidpalitäten 
hatten, um das Oppoaitum davon, die Städteorduung, eifrigst zu fördern. Die 
Redaktion der Städfeordnung bekam ein Manu, dem zwar der Sinn der- 
selben erst gegeben werden inussto, der aber warm die Sache aufnahm, 
und mit einer seltenen Ptiichtmässigkeit und mit einem seltenen Eifer 
das Gesetz aufteilte.* Dass die Stftdteordnnng nicht das Erste war, 
was verfo^ wurde, eri^ebt sieh sofort; dass die Mitarbeiter entweder 
im Conseil — worunter wahrscheinlich die Oeneral-Eonferens an ver- 
stehn ist — oder ausserhalb desselben sich be&nden, ist unbestreitbar; 
din T?emerkung über die IVscbaffenheit des geistigen Zustandos von 
Stein riclitet sich selbst; interessant aber wäre es gewesen, den Namen 
des merkwürdigen .Mannes kennen zu lernen . der die Stadtenrdnung 
ohne rechtes Bewusst^jein redigirt hat; Frey kann nicht gemeint sein, 
denn er hatte gerade die Ideen gegeben, mit der Redaktion hat er da- 
gegen Nichts sa thun gehabt; es bleibt also nur die Wahl swischen 
Schrötter und Friese, welche Beide doch nicht bloss in den leisten Mo- 
naten, sondern sogar schon vor 1806 den Beweis geliefert hatten, dass 
ihnen der Sinn der Reformgesetzgebung pelautig war. — Manches findet 
sicli übrigens auch in der Broscbüren-Literatnr über die Stadtenrdnung seit 
Ende der zwanziger Jahre. J)ahiu gebort insbesondere: i riedrich von 
Raomer, Ueber die preossische Stidteordnung, Leipzig 1828, (darauf besielit 
sich auch der Brief Sfdns in den Baumerschen Ld>enserinn«ungeQ 
II, 258X Streckfuss, Ueber die preussische Städteordnung, Berlin 1828 
(Beleachtung und Berichtigung der Raumerschen Schrift). Friedrich von 
Raumer, Zur Rechtfertigung und Berichtigung meiner Sclirift etc , Leip- 
zig 1828. Ueber die Reform der preussiscben Stddteordnung, Potsdam 
1828 (Verfasser: Regieruugsrath Wehnert; Manches sehr gut). Horn, Be- 
merkungen sur Schrift von Friedrich von Raumer, Königsberg 1828 (der 
Yerfiuser hatte einst ein bei den Akten befindliches Qutachten anr 
Stidteordnung geliefert; andi rObrt noch ein Sendschrdben an den 
Bargermeister Fcrschke (Königsberg 1829) von ihm her. v. Ulmenstein, 
Die preussische Städteordnung und die französische Kommunalordniing. 
Berlin 1^2^i (vom rheinlandisciien Standpunkte aus). Gans, Ueber die 
preussische Städteorduung; (eine Ilezeuäiou Uber sämmtliche vorgenann- 
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zu sonstigen öffentlichen Kommunitiitsbedürfnissen bestimmten 
Anstalten, sowie auch die Verwaltung gewisser Zweige der 
niedern Gerichtsbarkeit (Bagatellsachen, Feldfrevel) und 
der Ortspolizei besorgen sollten; er hatte ausserdem die 
Einführung]: von Stadtverordneten oder Bürgerschaft-Depu- 
tirten behufs Zuziehung derselben zu ausseroitlentlichen 
Deliberationen, wie Rechnungsabnahme, Vererbpachtung der 
Giundstl\cke u, s. w., zuiL^leich aber für die grosse Mehrzahl 
der Städte eine unmittelbare Tbeilnabme der gesammteu an- 
gesessenen Bürgerschaft an dem Etats- und Rechnungs- 
wesen verlangt 

In dem Proniemoria zu den Altensteinschen Vorschlägen 
vom 15. Oktober 1807 heisst es nur: »Die meisten Geschäfte 
der Unterbehörden werden den Eorporationsbeamten über- 
vriesen*. 

Der vorlaufige Organis^itions-Plan vom 23. November 
1807 enthält Vichts dai-auf Bezügliches. 

Erat in dem ausführlichen Schreiben an den Minister 
von Schrötter vom 27. Juni 1808 über die Oi-ganisation der 
Provinziai-Unterbehörden kam Stein auf den Gegenstand zu- 
rOck. ^Ueber die künftige Organisation der Magistrate und 
der Kommunalverwaltungen*, heisst es hier, „habe ich 



ten Schriften, in den Beiträgen mr fie^sion der preussischen Gesetz-* 
geboDg, lierlin 1830— 18ö2. S. 260 ff.) J. G. IIoiTmann, Ueber die Städte- 
ordnung etc., (zuerst in der Allg. preuss. Staatszeitung vom 29. April 
ISaO; si»äter im Nachlass kleiner Schriften, Bcriin lö47. S. 411 fiF.) v. Sa- 
vigny, Die preussische Städteordnung; (zuerst in Ranke, bist, polit. Zeit- 
schrift 1882. S. 396; später in den Vermischten Schriften Bd. V,(18o0) 183 ff.) 
Streckfuss, Die beiden preussischen Städteordnungeu, Berlin 1841 (zuerst 
in der Deattchen Yierteyahntehrift 18S8, S. l99iL unter dem Titd : Ueber 
die preossitche Mnnidpal- Verftnimg; «oageieieluiet durch umfiusende 
KeontniBB und TentSndigen Sinn). Oani unbedeutend sind verBchiedene 
Au6&tse Ton Penchke, Janke, Reichard, Creizenach und Biedermann, 
die theils aelbststftndig, thdls in ZeiUchriften erschienen sind. 
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mehrere Gutachten erfordert, hisher aber noch nichts er- 
halten. Ich überlasse daher Ew. Excellenz lediglidi ganz 
ergebenst, einen Plan hierzu gefälligst zu entwerfen, der zu 
dem Ganzen passt Schon dadurch werden die Hauptgrund- 
Sätze, und dass so wenig als möglich dabei auf besoldete* 
Diener zu rechnen ist, bestimmt. In dem Aufsätze des 
Herrn Präsidenten von Vincke finden sich auch schon 
mehrere Materialien dazu/' £r wiederholt dann in wenigen 
Zeilen die schon in der Nassauer Denkschrift enthaltenen 
Grundprincipien. 

2. DAS VINCKESGHE GUTACHTEN. 

Was nun zunächst das Vinckesche Gutachten betriflftr 
so ist es zweifelhaft, welches hier gemeint sei. Mit dem 

Schreiben vom 27. Juni wurden, nach Angabe desselben, nur 
die Aufsätze über die kollegialische Form der Polizei- und 
Finanzverwaltung, über die Organisation der Unterbehörden 
zunächst fUr die Polizeiverwaltung und über die innere Ver- 
waltung Grossbritanniens übersandte während der Aufisatz 
über die Organisation der Unterbehörden für die Kom- 
munal- Verwaltung keine Erwähnung tindet; in dem zuerst 
eiwähnten Aufeatze ist jedoch von städtischer Verwaltung 
gar nicht, in dem zweiten und dritten nur sehr flüchtig 
die Rede, während ei-st der vierte, scheinbar nicht mit über- 
sandte, die Saclie ex prolesso behandelt. 

Möge es sich aber damit verhalten, wie immer, jeden- 
falls sind diese Vorschläge auf die spätere Städteordnung ohne 
allen Einfluss geblieben. Nicht dass Vincke auch in dieser 
Beziehung eine Nachahmung engli.^clier Einrichtungen eni- 
pfohleu hätte; eine solche verbot sich auf diesem Gebiete 
von selbst, denn so ungünstig man auch den Zustand der 
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preussischen Städte zu jener Zeit beurtheilen möge, so 
galt doch von dem Zustande der englischen Städte damals 
in noch höherm Maasse wie heute, dass alle städtischen Rechte 
und Freiheiten lediglich Rechte und Freiheiten der Magistrate 
waren, und dass die Bürgerschaft mindestens in demselben 
Maasse wie in Preussen der selbstständigen Theilnahme an der 
städtischen Verwaltung entbehrte; als nachahm enswerth 
stellte sich höchstens die Freiheit der Städte von staatlicher 
Bevormundung heraus, die jedoch, wenn sie nicht zu einer 
Verschlechterung der bestehenden Verhältnisse führen sollte, 
eine freiheitliche Stadtvei-fassung zur Voraussetzung hatte ^^). 

Von der übertriebenen Bevormundung der Städte ging 
Vincke bei seinen Vorschlägen in der That aus, indem er 
das Heilmittel für die dadurch entstandenen unbefriedigen- 
den Zustände in der Erweckung und Belebung der ver- 
ständigsten Einwohner zum eignen Betriebe ihrer Lokal-Inter- 
essen erblickte. Zu diesem Zwecke müsse damit begonnen 
werden, die grösseren Massen unter kleinere Abtheiluogen 
zu bringen, sodann die verständigsten Individuen zur 
Wirksamkeit in denselben zu rufen; aus diesen müsse dann 



59) Die Unabhängigkeit der beiden Länder in Bezug auf die Ord- 
nung der städischen Kommunalverhältnisse ist übrigens eine gegenseitige. 
£b ist zwar wohl die Behauptung aufgestellt worden, dass die Municipal- 
Korporation-Act von 1834 der Steinschen Städteordnung nachgebildet 
sei. \Var das nun schon bei einer Vergleichung des Inhalts der beider- 
seitigen Gesetze schwer anzunehmen, und war es ausserdem wenig 
glaublich, dass sich die englischen Staatsmänner, bei ihrer bekannten 
Missachtung kontinentaler Verhältnisse, zumal in Sachen der Selbstver- 
waltung und in damaliger Zeit, an das Vorbild des absolutistischen Preus- 
sen gehalten haben sollten, so versichert nun auch Seeley, Life and Times 
of Stein Vol. II. (1879) S. 241, dass bei einer Iiurchsicht der bezüglichen Par- 
laments-Papiere sich nur in einer einzigen Rede eine leichte Anspielung 
auf Stein und dessen Gesetzgebung gehinden, und dass mau übrigens in 
der vollsten Unkenntiiiss der preussischen Zustände gehandelt habe. 
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weiter du Regimeot für die gemeinsamea AngelegenbeitQii 
der ganzen Eommiine gebOdet, und endlich genau geschieden 
werden, was Angelegenheit der AbtheÜungen sei, und was 

dem Ganzen gehöre. 

Die Bildung der Abtheilungen könne nun geschehn ^ 
entweder nach kirchlichen Gesichtspunkten, oder nach Lo- 
kal -Veihältnissen, oder nach Personal- Rücksichten. Das 
Erstere habe seine Schwierigkeiten. „Es giebt in den 
Stildten, zumal in den trrössern, Menschen des verschiedensten 
Glaubens, sehr viele ohne irgend einen Glauben; der preus- 
sische Staat aber gewährt Allen die gleichen bürgerlichen 
Rechte, während in Hamburg, wo die Stadt in fünf Kirch- 
spiele abgetheilt ist, alle Nicht-Lutheraner vom Stinmirecbt 
ausgeschlossen sind; die Kirche ist daher schon jetzt, wie 
viel mehr wenn, so wie bisher fortschreitend nach etwa 
25 Jahren, Niemand mehr um die Kirche sich bekflmmert, 
ein unpassendes Fundament ihrer börgerlichen Zusammen- 
füguüin." Ebenso wenig passten hierzu die Personal-Ver- 
hältnisse, welche ehemals in der Zunft-Abtheilung ein brauch- 
bares Fundament abgegeben hätten; die alte Zunft- Ver- 
fassung habe zu ihrer Zeit sehr wohlthätig gewirkt, und 
erhalte auch jetzt noch einen gewissen Gemeingeist; indessen 
zur Begründung eines bürgerlichen Regiments sei dieselbe schon 
deshalb nicht mehr geeignet, weil sie eiue zu- schmale Grund- 
lage darbiete, da nicht alle zur Theihiahme an der Kommunal- 
verwaltung geeigneten Einwohner einer Zunft angehörten, auch 
nicht alle Zünfte in jeder Stadt, wenigstens nicht in gleich- 
massigem Verhältnisse bestünden. Es bleibe also nur übrig, 
die städtischen Kommunen nach SU'assen und Häusern in 
Viertel abzutheilen, die nicht grösser su machen seien, als 
die ordentliche Verhandlung der vor dieselben gdiörigen Ge- 
schäfte gestatte. 
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Die Angelegenlieiten dieser Stadtviertel sollten auf 
Tieitelstagen verhandelt werden, auf welchen alle Diejenigen 
stiinnibereditigt waren, die entweder als EigenthOmer zehn 
Thaler oder als Miether zwanzig Thaler Grund- und 
Haussteuer, oder fünf Thaler Personalsteuer entrichteten. 
Biese Ausdehnung des Stimmrechts erscheint ihm zwar 
nicht ganz unbedenklich; indessen sei doch eine mehr als 
scheinbare Mitwirkung zu wünschen, weil sie die einzige 
Möglichkeit gewähre, den Einwohnern Interesse an öffent- 
lichen Angelegenheiten einzuflOssen, ,sie zu tüchtigen Stadt^ 
Borgern und daraus zu guten Staats-BQrgem zu bilden, und 
daneben den Vortlieil des wichtigen Ausbildungsmittels für 
die verständige Wahrnehmung der eignen Geschäfte zu 
schaffen, welches nach der Erfahrung in der Theilnahme an 
den öffentlichen Angelegenheiten liegt." 

Jeder dieser Viertelstage hatte dann aus meiner Mitte 
einen engeren und einen weiteren Ausschuss zu wählen, mit 
der doppelten Bestimmung theils die Angelegenheiten des 
Viertels von einem Viertelstage zum andern zu besorgen, 
was besondei'S die Auligabe der engern aus sechs Mitgliedern 
bestehenden Ausschüsse sein sollte, theils das Viertel beim 
Regiment des Ganzen zu veHi-eten, was wesentlich dem 
weitern Ausschusse oblag, der aus den Mitgliedern des 
engern Ausschusses und zwölf andern von den Viertelstagen 
gewählten Mitgliedern bestand. Der vereinigte weitere Aus- 
schuss aller Viertheile wählte dann aus sieh selbst, unter 
Vorbehalt königlicher Genehmigung, den Magistrat, der aus 
zwei abwechselnd regierenden Bürgermeistern, einem Syndikus, 
emem Sekretär und so vielen Rathsherren als Viertel waren, 
auf je sechs Jahre gebildet werden, und so viele jährlich 
wechselnde Gehülfen für die Geschäftsführung aus dem 
engem und weitem Ausschüsse sich zueignen sollte, als die 
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Organisations-Akte der Stadt bestimme. Dieser Magistrat 
war, unter BeseitiguDg der städtischen Gerichtsbarkeit und 
Polizei, lediglich auf die Verwaltung des Kommunal- Vermögens 
und der aus demselben , event. aus städtischen Steuern zu 
bestreitenden Anstalten bestimmt, unter einer niiher testzu- 
setzenden Mitwirkung der Ausschüsse und unter Theilnahme 
von Verwaltungs-Deputationen. Alle eine Vereinselung ge- 
. stattende Angelegenheiten gehörten in das Departement der 
Vier te 1 s- A u ssc 1 1 ü s se. 

Das Vinckesche Gutachten kam doch über eine leichte 
Skizze nicht hinaus. Dabei hatte die Hambuigisehe Ver- 
fassung, die in dem Gutachten ziemlich ausführlich geschildert 
wird, insofern einigermassen zum Mustei* gedient, als es sieh 
um die Bildung der Bürgei*schaft und um die Eintheilung der- 
selben handelte, wilhrend dagegen die Cooptation des Senats, 
die Theilung der Gewalt zwischen Senat und BQrgerschalt« 
die fQr die Ausgleichung tou MeinungSYerschiedenheiten 
zwischen beiden Körperschaften bestehenden Einrichtungen 
keine Nachahmung fanden, und für die Regelung des Ver- 
hältnisses von Staat und Kommune in diesen Verhältnissen 
überhaupt kein Vorbild vorhanden war. 

8. DER BRAKD8CHE PLAN. 

Stein hatte in dem Schreiben vom 27. Juni 1808 
geäussert, dass er noch mehrere Gutachten eiibrdei% aber 

bisher noch Nichts erhalten habe. An einer Stelle, wo 
man eine solche Mittheilung nicht erwaiteu sollte wird 
nun auf einen Plan hingewiesen, den der Bechtskon- 
sulent der Stadt Königsberg, Eriminälrath Brand, nach den 



60) PreuM, l riedheb der Grosse Bd. lY (18;^) S. 485£. 
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iKrährend des Kriegs gemachten Erfahrungen bereits im 
December 1807 auggearbeitet habe, und auf den Stein 
während der Anwesenheit in Berlin bei einem Zosammen- 
treffen mit Brand im April 1808 aufmerksam geworden sei; 
es wird auch ein Schreiben Steins an Brand vom 26. Juni 
1808 mitgetheilt, in welchem es heisst: „Ich bin mit Ihnen 
von der Nothwendigkeit überzeugt, den städtischen Kom- 
munitäten eine zweckmässige Mnnidpal-Verfassnng zu geben, 
beschaftif^e mich damit, um Materialien zu einem Entwui-f zu 
sammeln und glaube, dass die Kinreichung des von Ihnen 
Yerfossten Plans bei des Königs Mijestät Höchstselbst dnrch 
die Bürgerschaft von Nutzen sein wird.* So anffkllend es 
nun erscheint, dass Stein in seinem Schreiben an Schrötter 
vom folgenden Tage des Brandschen Plans gar nicht erwähnt, 
vielmehr ausdrQcklich erklärt, er habe noch nichts auf die 
ötädteordnung Bezü^^liches erhalten, und es demgemäss bei 
den äussersteu Umrissen bewenden lässt, so mag doch Stein 
der Ansicht gewesen sein, dass der Entwarf demnächst nach 
der Annahme durch die Königsberger Bürgerschaft und in 
Folge der Eingabe derselben an den König noch zur Kennt- 
niss Schiöttei's gelangen werde. 

Jedenfalls lässt sich an der Existenz einee Brandschen 
Plans in diesem Stadium der Angelegenheit nicht zweifeln; 
auch Pertz redet davon, übrigens wiederum ohne von der Sache 
näher unterrichtet zu sein, da man nach seinen Wendungen 
annehmen muss» dass er die Kenntnissnahme Steins von dem- 
selben erst nach dem Schreiben an Schrötter setzt, was sich 
selbstvei*stilndlich nicht aufrecht erhalten lässt. Wirklich findet 
sich nun auch bei den Akten ein Brandseher Plan; indessen 
dieser datirt vom 24. August und ist sogar erst mit 
einem Begleitschreiben vom 31. August eingegangen, welches 
sich auf die sogleich zu erwähnende Kabinets- Ordre 
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vom 25. Juli und auf eine Aeu^serung Steins darüber be- 
ruft, dass alle Städte in die neue Ordnung einbegriffen 
werden sollten. Brand eiklärt in demselben ausserdem 
noch, sein Bestreben sei gewesen, die £rfahrungeD , die er 
als Richter in einer kldnen Stadt, und als Konsnlent der 
Königsberger Bürgerschaft EU machen Gelegenheit gehabt 
habe, — von den Krlahnmgen speciell während des Kriegs 
ist keine Kede — mit den Forderungen der Zeit zu ver- 
binden. 

Der Plan selbst steht mit dem Entwürfe der KOnigs- 

berger Bürgei-schaft , von dem sogleich näher die Rede «ein 
wird, in irgend einem Zusammenhange. Der Brandsrhe 
Plan hat zwai* nur sechszehn, der Königsberger Entwurf 
dagegen yierunddreissig Seiten und noch siebzehn Seiten 
Motive; der Königsbei'ger Entwurf enthält ausserdem trotz 
seiner doppelten Länge nur etwa die Hälfte der im 
Brandschen Plane vorkommenden Materien. Im Uebrigen 
ist aber die UebereinsUmmung in der Anordnung eine höchst 
auffallende. Der Titel 1 des Brandschen Plans von den 
Rechten der Stadtgemeinden entspricht im Ganzen dem 
Titel 1 des Königsberger Entwurfs von dem Bürgerrechte; 
ebenso der Brandsche Titel 2 von dem Bürgerrecht dem 
Königsberger Titel 2 von der Bürgerschaft; dem Brandschen 
Plane fehlen dann zwar die Titel 3. 4. 5 des Königsberger 
Entwürfe, die von den drei Ordnungen handeln; der Brand- 
sche Titel 3 von der Stellvertretung ents})richt aber wieder 
ganz dem Königsberger Titel 6 von den Beprilsentanten der 
Bflrgerschaft; ebenso der Brandsche Titel 4 von den Voll- 
machten der Stellvertreter dem Königsberger Titel 7 und 8 
von den Vollmachten der Repräsentanten und von der Art 
des Gebrauchs dieser Vollmachten ; der Brandsche Titel 5 
von den Versammlungen der Stellvertreter den Königsberger 
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Titeln ^15 von den Vereinigungen der Repräsentanten n. s. w., 
wenn auch die Fassung und die Breite der Ausführung vielfach 
abweicht; die Titel 6— 9 des Brandscheo Entwürfe von: den 
Obrigkeiten, von der Besetzung des Magistrats, von dem 
Geschäftskreis der Magistratsglieder, von dem Verhältniss 
des Mauii^trats gegen die Bürgerschaft fehlen dann freilich 
im Königsberger Entwurf gänzlich; dagegen entspricht der 
Brandsche Titel 10 von der Bürgerpflicht zur Annahme der 
Stadtämter wiederum dem Königsberger Titel 16 von der 
Verpflichtung der Bürger und Repräsentanten zur Annahme 
der auf sie gefallene Wahlen ; endlich fehlt dem Brandschen 
Plane ein d^ Königsberger Titel 17, allgemeine Kegeln, 
entsprechender Titel ganz. Wo die Uel)ereinstimniun^^ über- 
haupt vorhanden ist, ist sie grossentheils eine wörtliche. 

Es ist nun an sich ebenso gut möglich, dass der Brand* 
sehe Plan dem Königsberger Entwürfe zu Gninde gelegen 
habe, wie das Lnigekeiirte. Für die spätere Entstehung 
des Brandschen Plans scheint zwar nicht bloss die grössere 
Kürze und Präcision desselben, sondern auch der Umstand 
zu si)re('hen, dass derselbe erst lange nach dem Königsberger 
Entwürfe eingereicht worden ist. Indessen ist doch anderer- 
seits die Existenz eines Brandschen Plans in einer fiilheren 
Zeit auf eine keinen Zweifel zulassende Weise bezeugt. 

Die Sache kimnte sich demgemäss etwa so verhalten 
haben, dass der Brandsche Plan allerdings bereits der 
Königsberger Bürgerschaft bei ihren Berathungen vorgelegen 
hatte, dass es jedoch nicht gelungen wäre, deren Zustimmung 
zu demselben zu erlangen, und dass nunmehr Brand sich ver- 
anlasst gesehn hätte, seinen vielleicht noch weiter umgearbeite- 
ten Plan der Regierung einzureichen. Die kurze Darstellung bei 
Preuss nimmt ohne Weiteres an. dass der Brandsclie Plan 
„durch die Zünfte gegangen sei', ein Beweis dafür liegt 
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jedoch nicht Tor. Es bleibt auch in der That aofifollend, 
dass das Begleitschreiben vom 31. Aognst diesen Sachver- 
halt ganz übergeht, und sich lediglich auf die Kabincts- 
Ordre vom 25. Juli als auf die alleinige Veranlassung des 
Plans beruft, obgleich doch diese erst durch den Königs- 
berger Entwurf hervorgerufen war. Es bleibt auch femer 
unaufgeklärt, weshalb Brand nach dem Erlass dieser Kabinets- 
Ordre, wenn sein Plan schon längst fertig war, noch einen 
ganzen Monat bis zur Einreichung versti-eichen liess*^*). 

Jedenfalls hatte der Brandsche Plan neben dem Königs- 
berger Entwürfe seine selbstständige Bedeutung; denn trotz 
aller Uebereinstimroung in der Anordnung und in dem In- 
halte der auf das Repräsentanten - Verhältniss im All- 
gemeinen bezüglichen Theiie, so war doch, ganz abgesehen 
davon, dass der Königsbeiiger Entwurf eben nur auf diese 
Stadt, der Brandsche Plan aber auf alle Städte sich bezog, 
die Konstniktion der städtischen Verfassung in beiden eine 
durchaus verschiedene. Und zwar zeichnete sich der Brand- 
sche Plan in dieser Hinsicht vor dem Königsberger Entwürfe 
sehr entschieden aus. Insbesondere war nach dem Brand- 
schen Plane die Bürgei-schaft eine einheitliche, nicht in 
Ordnungen zertheilte, die in kleinem Städten bis zu 
6000 FinwohneiTi ihre Geschäfte selbst wahrnehmen sollte, 
während sie in grössem nach den Stadtbezirken Vertreter 
wählte, und zwar in solcher Zahl, dass nach den da- 
maligen Bevölkerungsverhältnissen auf Königsberg 300 —400 
Vertreter gekommen sein würden; diese Vei-sammlungen, 
8ei es der ganzen Bürgei"schaft , sei es der Stellveitreter, 
sollten dann fUr jede erledigte Stelle des Bargermeisters 

61) Veitcideflene BemQhimgeii, du SaehverbAltniBS durch Eikon- 
digungen in Königsberg aufniklären, haben keinen Erfolg gehabt; Brand- 
acbe Papiere scheinen nicht vorhanden so sein. 
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und der Käthe dem Magistrate drei Kandidaten vorschlagen, 
von denen dieser einen w&hlte, der jedoch der landesherr- 
lichen Bestätigung bedurfte. Der Magistrat, dem übrigens 
Justiz und Polizei genommen waren, stand durchaus im 
Mittelpunkte der städtischen Verwaltung und hatte die 
Präsumtion der Kompetenz für sich; von der Büigenchaft 
und den Stellvertretern sollte er nur in besondem Fällen, 
namentlich bei der Finanzverwaltung beschränkt weiden. 
Auf eine Einschränkung der staatlichen Aufsicht war es 
weniger abgesehen. 

Indessen bat der Brandsche Plan schon aus äussern 
Gründen auf die Steinsche Städteordnung keinen Einfluss 
zu Üben vermocht; er kam so spät, dass er nur eben noch 
in den formellen Geschäftsgang gelangte; wie denn SchrOtter 
in dem Schreiben an Brand vom 4. September — der 
4. August in der Marginalbemerkung ist ein Schreibfehler — 
geradezu erklärte, „ich bedaure nur, dass es nicht möglich 
gewesen ist, mir den Plan schon vor etwa vierzehn Tagen 
mitzutheilen, wo ich von demselben noch einen ausgebreiteten 
Gebrauch zu machen im Stande gewesen sein würde", während 
er seinen Käthen anheim gab „hie und da mö.chten sich 
wohl noch einzelne Stetten zur Aufnahme qualifidren**; jeden- 
falls kam das Werk schon nacli wenigen Tagen im Wesent- 
hchen zum Abschluss, ohne dass in dem Constituüons- 
Entwürfe vom 9. September irgend eine Einwirkung des 
Brandsdiai Plans zu erkennen wäre. 



4. DER KÜNIGSBERGEK ENTWURF. 

Die Eingabe der Königsberger Bürgerschaft, mit welcher 
der Entwurf einer Städteordnung für Königsberg überreicht 
wurde, datirt vom 15. Juli. So sehr nun auch dieses 
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Vorgehn noch in den spätem Stadien, namentlich in dem Im- 

inediat- Berichte vom 9. September und in derKabinets-Ordre 
vom 19. November offidell gewürdigt worden ist, so bat das- 
selbe doch streng genommen nur eine formelle Bedeutung ge- 
habt. Es ist zwar in Folge dessen die Kabinets-Ordre vom 
'25. Juli erlassen worden, in welcher zum ersten Male von 
höchster Steile aus eine Neuordnung der städtischen Ver- 
£ft88ung in Aussicht gestellt wurde, es geschah das doch aber 
erst zu einer Zeit, wo die Vorarbeiten bereits im vollsten 
Gange waren. Vollends aber von einer materiellen Einwir- 
kung des Königsberger Entwürfe auf die spätere Städte- 
ordnung ist sowenig die Rede, dass derselbe bei einer Dar- 
stellung der Kntstehunir der Stä(lte(»rdiiuiin' geradezu aus- 
scheiden könnte; von den epochemachenden Grundlagen der 
Stadteordnung findet sich in dem Königsberger Entwürfe nichts 
Es ist ein Grundprincip der Städteordnuug , die bis- 
herijj^e staatliche Bevormundung auf das ßreringste Maass 
zu beschränken; der Königsberger Entwurf verwies aber 
einfach auf das bestehende Recht, es heisst in dieser 
Bezieliunj? Titel 13, Kr. 4: „Die Beschltlsse der Vereinii:- 
un-^en tler Uepriisentauten erhalten die Wirkung der Heehts- 
verbtndlichkeit in den Fällen , wo die Verfassung der 
Stadt oder das Gesetz die Genehmigung der Obiigkeit 
oder des Staats erfordern, erst dann, wenn diese dazu er- 
theilt ist/ Es ist ein Grundprincip der Städteordnung, dass 
Justiz und Polizei in die Verwaltung des Staats Uber- 
gehe, auch davon ist hier keine Rede. Es ist ein Grund- 
princip der Städteordnung, dass die Ma«iistrate von den 
Stadtverordneten frei gewählt werden, hier aber wird das 
Wahl- und Repräsentationsrecht zu den Stadtftmtera fhr die 
Bürgerschaft nur insoweit in Anspruch genommen, als das- 
selbe bereits bisher verfassungsmässig war. 
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£8 ist insbesondere ein Grundprincip der St&dteordnung, 
dasB die BOigeiachaft nicht naeh ZOnften und Klassen ge- 
thellt werden solle. Dagegen behielt der Königsberger Ent- 
wurf die von Alters bestehende Abtlieilung der Bürgei-schalt 
nach der Verschiedenheit der Hauptgewerbe in die drei 
Klassen der Kaufmannschaft, der Mftltsenbrftuer und der 
Gewerke ausdrücklich bei. Derselbe beseitigte nur die weitern 
drei Unterabtheilungen der Kaufinaunschait iu die Lieger, 
die zunftfreien und die zünftigen Kaufleute, von denen die 
Lieger, ursprünglich ausländische« namentlieh holländische 
und englische Kaufleute, die in Königsberg Niederlassungen 
gegründet hatten, sowie auch die unter dem JSamen der 
zunftfreien Kaufleute begriffenen einheimischen Grosshändler 
bis dahin von allen Borgenrechten und Bfirgei-pflichten eximirt 
gewesen waren. Zu den Mältzenbräuern gehörten übrigens 
die EigenthOmer der durch das Privileg von 1721 mit dem 
Braurecht yersehenen Häuser. Zu den Gewerken endlich 
wurden nicht nur die eigentlichen Handwerker, sondern 
auch die ohne ein bürgerliches Gewerbe angenommenen 
Bürger gerechnet; jedoch sollten die Bttrger dieser dritten 
Abtheilung nur dann ihre aktiven Bürgerrechte zu Oben be- 
fugt sein, wenn sie Gmndeigenthum besassen, weil sonst die 
Versanmilung dieser zahlreichsten Klasse der Bürger äusserst 
schwierig sein wOrde, auch die meisten Verpflichtungen auf 
die Grundstücke gelegt wttrden. Die Nothwendigkeit dieser 
Abtheilung der Bürgei-schaft in die Ordnungen liegt nach 
den Motiven theils in der Verschiedenheit der Interessen 
der verschiedenen Klassen, theils in der Besonderheit der 
für dieselben bestimmten Stiftungen, Anstalten und Besitz- 
verhältnisse. Jede dieser drei Ordnungen, die dann noch- 
mals nach den Stadtbezirken in je drei Unterabtheilungen 
zerlegt wurden, sollte wie bisher aus ihrer Mitte Repräsen- 

Ernst M«i«r, Beforn. 19 
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tanten wählen, die in dem Falle fikr Jede Ordnung zu beson- 
deren Vereinigungen zusammentraten , wenn es sidi nm 

Beschlussfassungen über Gegenstände handelte, welche die 
besondern Verhältnisse der beti'effenden Ordnung ausschliess- 
lich betrafen. Es bezeichnete nan allerdings einen Fort- 
schritt gegen frtther, dass die sämmtlichen Repräsentanten 
aller drei Ordnungen in denjenigen Fällen, wo es sich um 
das Interesse der Stadt oder Bürgerschaft überhaupt han- 
delte, zu einer gemeinsamen Vereinigung, der sog. Haupt- 
deputation der Bürgerschaft zusammentreten sollten; es 
hatte zwar eine solche Hauptdeputation auch schon frtther 
jzegeben, aber sie war nur aus den Vertreten der beiden 
ersten Ordnungen zusaramengesetzt gewesen, wählend die 
Vertreter der dritten Ordnung, die sog. Aeltesten ihre Er* 
klärungen dem Magistrate besonders abgegeben hatten. Es 
war nun im hohen Orade charakteristisch, dass man sich bei 
der Aufstellun<; des Entwuifs über die Zahl der den ein- 
zelnen Ordnungen zukommenden Repräsentanten nicht einigen 
konnte. Der ursprüngliche Vorschlag hatte nach dem Ver- 
hältniss der Personenzahl und der Beitragsqnote zu den 
Kommunallasten der Kaufmannschaft 42, den Mältzenbräuem 
24 und den Gewerken 36 Repräsentanten zugestanden; die 
Mältzenbräuer hatten jedoch verlangt, dass die Zahl f&r jede 
Klasse eine gleiche sein, die Gewerke dagegen, dass ihnen 
die Hfilite der Geeammtzahl zustehn solle. Wie es gewOhnlieb 
bei den Entwürfen zu Interesse- Vertretungen zu geschehen 
pflegt, blieb auch hier nichts übrig, als an dieser Stelle eine 
Lücke zu lassen, und die Schlichtung der Differenz einer 
hohem Weisheit anheimzusteUen. Der ständische Charakter 
des Eönigsberger Entwurfs zeigt sich dann noch weiter 
darin, dass die von der sog. Tlauptdeputation aus ihrer Mitte 
zu erwählende Kommission von achtzehn Mitgliedern aus 
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den drei OrdnimgeiL in der Weise znsammengeeetst sein 
sollte, dass jeder Ordnung secbs Mitglieder angehören 

nrassten, die dann wieder für jede Ordnung besondere Kom- 
missionen bildeten. 

Die wesentlichen ZOge des Königsbeiiger £ntwur& waren 
mithin eine geringe Ausdehnung des Bttrgerreehts in der 
ersten und dritten Klasse, die Herstellung einer einheitlichen 
städtischen Vertretung, unter Beibelialtung der Klassen und 
der denselben entsprechenden Sonder-Reprftsentationen, end- 
lieh eine den strengsten Forderungen entsprechende gesets- 
liche Berollmaehtigung der Repräsentanten. 

Auf diesen letzten Punkt kam es eigentlich der Königs- 
berger Bürgerschaft ausschliesslich an. Wie in den Ver- • 
handlungen Ober das Landrecht und die E^vinzialrechte, so 
wurde in den Motiven dieses Entwürfe nochmals ausgefthrt^ 
dass nach Maassgabe der bisherigen Gesetzgebung die 
blosse Wahl nicht als hinreichend erscheine, um den Ge- 
wählten zum entscheidenden Handeln zu legitimiren, dass 
also zur Ausmittlung des BQrgerwillens kein anderer Weg 
Hbrig bleibOb als alle Glieder der Bttigeigemeinde individuell 
darober zu befragen, dass aber die Grösse und Volksmenge 
der Stadt diesen W'eg äusserst schwierig mache, indem das 
Resultat mit dem Aufwände an Zeit nicht im Verhältniss 
stftnde, da die Bürger fast immer auf den Beinen gehalten 
würden, dass femer die Genauigkeit der Aufzeiehnung und 
die Kontrole der Stimmgebung itcinahe unmöglich sei, dass 
aber ein solcher Zustand nothweudig ^ur Auflösung führen 
müsse, indem bei dem Mangel jeder wirklichen Verfassung die 
Gefishr entweder der Gesetzesrerletaung oder des Unteigangs 
der kommunalen Einrichtungen entstehe, wie sich Letzteres 
namentlich in den jüngsten Zeitumstanden gezeigt habe. 

Es handelt sich also bei dem Königsberger Kntwuiie in der 

19 ♦ 
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Haaptsache nm die Begründung einer wahren Repräsenta- 
tion Oberhaupt, nicht um eine den neuen Verhältnissen ent- 
sprechende verbesserte Art derselben. 

Von einer anderweiten Zusammensetzung des Magistratii, 
von einer neuen Vertheilung der Icommunaien Attribute 
zwischen Magistrat und Stadtverordneten war nirgends 
die Rede. 

6. DIE BEIDEN FREYSGHEN AUFSÄTZE. 

Den Ausgangspunkt für alles Spiltere bildet der auf 
Steins Anregung ausgearbeitete, aus 74 Nummern bestehende 
Au&ats des Geheimen Kriegsraths und Polizei-Direlstors Frey, 

den Stein bereits am 17. Juli, also unmittelbar nach dem 
Eingange des Königsberger Entwurfs und vor der Kabinets- 
Ordre vom 25. Juli mit einem ausführlichen Schreiben an 
SchrOtter flbersandte. Auf diesen Au&ats beziehen sich 
auch die ins Einzelne gehenden, von Portz bereits mitgeth^lten 
Bemerkungen Steins'^-), die ohne den Freyschen Aufsatz 
bisher ebensowenig vollständig? zu vei*stehen waren, wie ohne 
die Altensteinsche Denkschrift das darauf bezügliche Pro- 
memoria, übrigens aber das Ausführlichste sind, was Stein 
überhaupt Ober die Städteordnung geschrieben hat. In 
diesem Aufsatze erkannte Stein mit Recht die Ausführung 
seiner eigensten Gedanken. 

Frey geht davon aus, dass es sich vor Allem um 
eine Einschränkung der staatlichen Bevormundung handele, 
„um dadurch Interesse für Gemeinwohl und den Reiz der 
öffentlichen Thätigkeit hervorzurufen, welche den Geist 
der Nation erhebt, zur Erwerbung gemeinnütziger Kennt- 
nisse, ja selbst eines unbescholtenen Rufe anfeuert, und 

62) Ports U, 680 ff. 
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dadurch den Egoismus und selbst die FriToHtftt zttgelt." 
Er koDStruirt dann eine einheitliche Bürgerschaft, welche 
ans sUmmtlichen Gnindbeätzeiii und desjeiiigea Gewerb- 
treibenden, deren Gewerbe jährlich 200 Thaler abwiift, 
l)estehen soll, und auch aus den Kreisen der Beamten, 
Rentiers u. s. w. erj^änzt werden kann. Diese Bürgerschaft, 
neben welcher die Korporationen und Zünfte hinfort keine 
öffentlich rechtliche Stellung einnehmen, ttbt in demjenigen 
Städten, wo die Anzahl der Bürger nicht über 100 beträgt, 
ihre Rechte in der Gesammtheit aus, in den ttbiigen Städten 
durch Repräsentanten, welche sie selbst aus ihren Mitteln 
wählt Die Wahlversammlungen werden distriktsweise ab- 
gehalten, wobei es jedem Bürger freisteht, einen Kandidaten 
laut vorzuschlagen und zu empfehlen; die Wahl erfolgt in 
der Weise, dass jeder Wähler eine Marke bekommt, die in 
ein mit einer weissen und schwai-zen Abtheihmg versehenes 
Gefäss, dessen f^inrichtung eine solche ist, dass nicht be- 
merkt werden kann, weiche dieser Abtheilungen der Stim- 
mende benutzt, gelegt wird, und gilt dann als erfolgt, wenn 
so viele Marken in beiden Abtheilungen vorgefunden werden, 
als Wähler gegenwärtig sind, und mehr Stimmen in der 
weissen als in der schwarzen Abtheilung sich befinden. Wahl- 
fähig ist jeder, welcher stimmfilhig ist „Die Repräsentanten", 
heisst es weiter, „sind in Kücksiclit alles dessen, was sie in 
der Versammlung vortragen und beschliessen, nur ihrem 
Gewissen Rechenschaft schuldig; sie sind Repriisentanten im 
vollsten Sinne des Worts, daher haben sie nicht nöthig, sich 
nach Instruktionen, welche ihre Wähler ihnen etwa geben 
möchten, zu achten. Noch weniger können die Korporatiimen 
und ZOnfte, zu welchen sie zufUlig gehören, verlangen, dass . 
sie ihr Interesse in den Vei-sanimlungen der Repräsentanten 
wahrnehmen. Ihre Pflicht ist allein zum Besten der Stadt- 
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gemeinde nach ihrer individuellen Ueberzeugunp zu sprechen 
und zu stimmen." Die Befugnisse dieser Repräsentanten be- 
ziehen sich auf die Mitwirkung bei finanziellen Angelegenheiten, 
auf die Darlegang von Beschwerden und auf die Wahl des 
Magistrats. Diese letztere gestaltet sich yerschieden in kleinen, 
mittleren und grossen Städten ; in kleinen Stüdten, wo es in 
der Regel gar keine besondere Kepräsentation giebt, wird 
der Borgermeister aus den vom Magistrate vongeechlagenen 
Kandidaten, und werden die Obrigen Magistrats-Mitglieder 
ohne solchen Vorsehlag, silmmtlich auf drei Jahre ^zewählt; 
in den mittleren Städten ci-streckt sich das Voi"Schlagsrecht 
des Magistrats auch auf die Stellen des Kämmerers und Syn- 
dikus, deren Wahl wie die des Borgermeisters in solchen 
Städten auf Lebenszeit erfolgt; endlich in grossen Städten 
wird der Stadtprftsident von dem Magistiat aus sechs Kan- 
didaten gewählt, die zur Hälfte von den Repräsentanten, 
zur Hälfte von der Provinzialbehdrde yoigeschlagen werden, 
während die Wahl der fibrigen Magistrats-Mitglieder den 
Repräsentanten mit der Beschränkung gebohrt, dass dem 
Magistrate zu den Stellen der auf liebenszeit gewählten be- 
soldeten Räthe ein Vorschlagsrecht zusteht; sämmtliche 
Wahlen bedikrfen der Bestätigung. Endlich heisst es noch: 
filnsofem bei den einzelnen Zwdgen der stildtischen Admini- 
stration und selbst bei der Polizei das Zutreten der Bürger- 
schaft für nothwendig und nützlich erkannt werden sollte, 
sind die Repräsentanten verpflichtet, tbätige und ihrer Recht- 
lichkeit wegen geachtete Borger der Magistratur in Vor- 
schlag zu bringen, welcher die Auswahl und Anstellong 
sodann uberlassen bleibt." 

Auf diesem Aufsatze und seinen eignen dazu gehörigen 
Bemerkungen hatte Stein das ostpreussische Provinzial- 
Departement ausdrücklich ersucht, bei der Au8aii>eituiig der 
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Städteordnung weiter zu bauen. Das ist denn aneh in der 

That geschehn. Auf diesen Kiitwurf beziehen sich die aller- 
dings sehr flüchtigen Bemerkungen Morgenbessers vom 31. Juli 
— 11 Uhr Morgens bis 5Vt Uhr Naehmittags die aus- 
fthrliehen Gutachten der Stadtrftthe Horn und Buck, und 
die Gegenbemerkungen Freys in dem Schreiben an Schrötter 
vom 28. August; Alles bevor der Brandsche Plan einlief; 
endlich auch das Schreiben Schrötters an Frey vom 3. August, 
in welchem derselbe ersucht wurde, eine Vervollständigung 
des Entwürfe in der Richtung herbeizuführen, dass bei jedem 
einzelnen Zweige der Polizei die Grenze aufgesucht werde, 
bis zu weit her man die Bürgerschaft duich ihre Kepräsen- 
tauten betheiligen könne. 

Diese Veryollständigung hat der zweite Freysche Auf- 
satz vom 29. August, der die Uebersehrift ^von der GeschUfts- 
Organisation" führt, in einer sehr umfassenden Weise bewirkt. 
Danach sollen nun keineswegs die Burger - Repräsentanten 
als solche zu einer Verwaltungsbehörde eingerichtet werden, 
sie haben vielmehr lediglich das Recht der Gesetsgebung, 
der Anfragen und der Kontrole; wohl aber sollen an der 
den Kommunen zustehenden Verwaltung polizeilicher Ein- 
licbtungen und Anstalten — nur die Sicherheitspolizei und 
die polizeUiche Au&icht sind dem Wirkungskreise der Kom- 
munen entzogen — neben dem Magistrate und in Unter- 
ordnung imter denselben besondere Deputationen und Kom- 
missionen Theil nehmen, die aus Mitgliedern des Magistrats, 
der BeprAsentanten und der abrigen BOrgerschaft zu bilden 
sind; Und zwar in der Weise, dass die gesammte Geschafts- 
fUirung im Interesse der Einheit im Magistrat sich kon- 
zentrirt. dass aber die Einzelverwaltung von den Deputationen 
wahrgenommen wird. Demgemilss gehörte zur Geschäfts- 
Ahnuig des Magistrats das .Anstellungswesen, insbesondere 
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die Besetzung der UnterbedienteBStellen , die auf die Stadt- 
verwaltung bezüglichen Generalien, alle Beschwerdesachen, 
welche entweder die Beeinträchtigung einzelner Mitglieder 
der Stadt» oder die Verwaltnng als solche» iDsbesoadere die 
Vendgemng einzelne AagelegenheiteD betreffen, die An- 
nahme der Borger, die Ertheilung von Gewerbskonzessionen, 
die Angelegenheiten der Innungen und Zünfte, die Landwirth- 
scbaftUchen- Vorspann- und Wegesachen, die Handlungs-, 
Strom-, Sdufifahrts-, Mfanufoetur- und Fabrik-Angelegen- 
helten, die Kantonssachen und die Militaria, endlieh die 
Kontrole der öffentlichen Kassen, das Etats- und Rechnungs- 
wesen; dagegen wurden an die Deputationen verwiesen, die 
Kirchen- und Schul- Angelegenheiten, die Feuersodetäts- 
und Feuerpolizei -Angelegenheiten, die Senrissachen, die 
Ajnstirung der Maasse und Gewichte, die Bausachen ein- 
schliesslich des Strassenpflasters und der Promenaden, die 
Strassenheleuchtung, das Gefängnisswesen, das Sanitätswesen, 
insbesondere die Kranken- und Entbindungsanstalten, das 
Hebammenwesen, die Badeanstalten, die Bettunimmaassregehi, 
die Führung der Gebuits- und Sterbelisten, die Kuratel des 
Kassenwesens, endlich das SchOtzenwesen. 

Die Zusammensetzung der Verwaltungs-Deputationen und 
die Kompetenz derselben ist dabei auf das Genaueste ange- 
geben. Die Ar die Irirchlichen Angelegenheiten bestimmten 
Deputationen bestehen demnach aus einem Obervorsteher 
aus dem Magistrat, und zwei Vorstehern aus der Bürger- 
schaft, und zwar sollte fQr jede Kirche eme solche Deputation 
gebildet werden, der Geschftftakreis bezog sich aber lediglieh 
auf die Externa. Die Externa des Schulwesens wurden 
durch Deputationen besorgt, die in dei^selben Weise zu bil- 
den waren, und deren es für jede gelehrte Schule eine be- 
sondere gab, während die andern Schulen, auch die bisher 
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Icirchlichen Armenschulen , zusammengeworfen und mehrere 
derselben einem Vorsteheramte anterstellt wurden. Für die 
Interna des Schalwesens war dagegen ein aus Magistrata- 
Mitgliedem, ans vier Repräsentant^ und einigen praktisehen 
Schulmännern bestehendes Collegium scholarchale bestimmt, 
dem insbesondere auch die Prüfung der Lehrer und der 
Vorsehlag zn den Stellenbesetzungen zustehn sollte, wogegen 
die Vokationen vom Magistrate auszufertigen waren. In der 
Deputation für das Feuersocietätswesen sollte der Syndikus 
Sitz und Stimme haben; in der fttr die Feuerpolizei sollte 
der Polizei-Direktor, insbesondere bei der Revision der 
Löschgeräthschaften , mitwirken; fttr das Ajustir-Amt wurde 
ein beeidigter Werkvei-ständiger, fttr da& Bauamt wurden 
neben dem Baurathe des Magistrats sachverständige Borger 
insbesondere Holzhftndler, Zimmer- nnd Maurermeister, für 
die Beleuchtungs-Deputation Klempner und Glaser in Aus- 
sicht genommen; der GeiÜLngniss- und Gesundheits-Deputation 
floUte der Stadtphysikus angehören, auch Jede dieser beiden 
letztem Deputationen aus so viel Borgern bestehn, als er- 
forderlich sind, dass für jede einzelne Anstalt eine specielle 
Leitung dadurch gewonnen wird. 

Eine von der sonstigen abweidiende Oiganisation 
wurde ftkr die Verwaltung des Armenwesens vorgeschlagen. 
Den Mittelpunkt dei-selben bildete nicht der Magistrat, son- 
dern eui besonderes Armendirektorium, welches ans dem 
Stadtprilsidenten , zwei gelehrten Mitgliedern und einigen 
sonstigen Mitgliedern des Magistrats und aus Mitgliedeiii 
der besondern Armen-Kommissionen besteht. In diesen ledig- 
lich aus BOrgerschafts-Deputirten bestehenden Armen- 
Kommissionen, die nicht nach Bezirken, sondern nach den 
Hauptgegenständen der Armenpflege, als Vei-sorgung, Kran- 
kenpflege» Beschaffung der Mittel, £rziehung und Unterricht 
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TOD einander gesondert waren , lag der Sehwerpnnkt dieses 

Theils der kommunalen Verwaltung; von ihnen sollten nicht 
bloss die direkt mit dem Annenwesen in Verbindung stehen- 
den Anstalten, sondern auch die milden Stiftungen, unbe- 
schadet der Bestimmungen der StiftiingB-Urkunden ressor- 
tiren. Und zwar wurde diese abweichende Behandlung des 
Armenwesens dadurch gerechtfertigt, dass dasselbe sowenig 
als möglich Spuren einer bürgerlichen Gewalt an sich tragen 
mflsse; die Sache werde stets desto besser gef&hrt werden, 
je mehr sie das aOeimge Werk der Einsicht, der Freiwiltig- 
keit und der borgerlichen Eintracht sei. 

Endlich wurde noch eine weitere Ausdehnung der Selbst- 
verwaltung voi^eschlagen, wonach die Besorgung der klei- 
neren Angelegenheiten und die Kontrole der dabei stattr 
findenden Dienstleistungen einzelnen Borgern als Verwaltern 
und Aufsehern nach solchen kleinen Qnartier-Abtheilungen 
übertragen weiden sollte, dass diese Geschäftsführung 
ohne besondere Störung in dem Gewerbe des Bürgers statt- 
finden könne. Diese Qnartier-Herr«! wttrden demgemftss 
namentlidi zu besorgen haben die klemeren Ausbesserangen 
des Strassenpflasters , die Logung der Strassenbrücken über 
die Rinnsteine, die Reparatur der Brunnen und Wasser- 
leitungen, sowie die Bedeckung und Beeisung derselben zur 
Winterszeit, die Kehning ond R«nigung der ölfentlichen 
Strassen und Pl&tze, die Substitnirung der Leistungen, welche 
dem PMnzelnen in l'olizeiangelegenheiten obliegen, wenn sel- 
bige sich hieiin lässig zeigen, und die Polizei die Leistungen 
erfordert, die Kontrole der Beleuchtungsanstalten, insbe- 
sondere die rechtzeitige und vollständige Betriebsetsung der- 
selben, die Kontrole der Nachtwachen, die Verwaltung und 
Beaufsichtigung der Kettuugsdepots, endlich die Besorgung 
der Aufträge, welche ihnen von den Deputationen in Bezug 
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auf polizeiliebe Anstalten ertheflt werden. Bis zu einem 

gewissen Betrage sollten sie auch, vorbehaltlich der Rech- 
muigslegang, Uber die von den Deputationen ihnen angewie- 
senen Fonds ohne besondere Autorisation verfftgen können« 
Mit diesen beiden Aufsätzen war die Mitwirkung l^Yeys 
bei dem Zustandekommen der Städteordnung abgeschlossen. 
Derselbe trat erst wieder hervor, als es sich um die Einführung 
derselben in Königsberg, insbesondere um die Festsetzung 
der Höhe des Bürgerrechtsgeldes handelte. Die Grundlagen 
der Städteordnung waren aber nunmehr vorhanden. 

6. DER KOKSTITUTIONS-ENTWUEF (OTSPREUS- 
SISCHES PROVINZIAL-DEPARTEMENT, GENERAL- 

DEPAKTEMENT, GE^EEAL-KONFEREKZ). 

An die beiden Freyschen Aufsätze hat sich der Ent- 
wurf einer Konstitution für sämmtliche Städte in Öst- 
pieussen, Westprenssen und Litthanen nebst einer Instruk- 
tion für die Repräsentanten der Bürgerschaft auf das Engste 
angeschlossen. Derselbe wurde Seitens des ostpreussischen 
Provinzial- Departements mit einem Begleitschreiben vom 
9. September — Entwurf und Begleitschreiben aus der Feder 
von Wilckens, wenigstens ist der von Sehreibershand ge- 
schriebene Konstitutions-Entwurf von ihm stark durchkorri- 
girt, ~- dem General-Departement ttbersandt Dieser Kon- 
stitntions-Entwurf vom 9. September ist aber in der Haupt- 
sache bereits die spätere Städteordnung. 

Am 18. September beim General-Departement präsentirt 
und zur Bearbeitung den Geheimen Finanzr&then von Alten- 
stein und von Schön zugeschrieben, ist der Entwurf im 
General-Departement — und nicht, wie Pertz behauptet, in 
der General-Konferenz — am 4. Oktober berathen worden« 
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Das Resultat dieser Berathung Ist das Konklnsnm Nr. 192, 

das einzige auf die Entstehung der Städteordnung bezagHche 
Aktenstück, welches nirgends in den Akten aufzufinden ge- 
wesen ist, dessen Kenntniss aber auch deshalb füglich ent- 
behrt werden kann, weil sich der Inhalt desselben aus den 
späteren Verhandlungen auf das Allergenaueste ergiebt 

Man war nämlich im General-Depaitement, wie der 
spätere Vortrag Altensteins in der General- Konferenz ergiebt, 
mit dem fintwnife der neuen Ordnung in den Hauptpunkten 
durchaus einverstanden, man fiwd ihn sehr vollständig und 
zweckmässig ausgearbeitet, und machte nur hindehtlleh 
mehrerer minder wesentlicher Punkte einige, namentlich 
die Fassung betreifende Einwendungen. 

Der Entwurf kam jetzt an das Provinzial-Departement 
zurflck, und es ergiebt sich nun auch ans den von dem- 
selben unterm 12. Oktober formuliilen ri Gegenbemerkun- 
gen", die wiedei-um Wilckens zum Verfasser haben, und 
die sich dem Konklusum Schritt für Schiitt anschliessen, 
dass die Differenzpunkte ohne Jede prinzipielle Bedeutung 
waren. Einer der hauptsächlichsten betraf das formale Ver^ 
luiltniss der neuen Städteordnung zum Landrecht. Das 
General-Departement hatte nämlich in dem Konklusum vom 
4. Oktober die spezielle Angabe der durch die Städteordnung 
abg^derten Bestimmungen des Landrechta beschlossen. 
Das Provinzial-Depaiiement erklärte sich jedoch in den 
Gegenbemerkungen vom 12. Oktober entschieden dagegen. 
Wie es überhaupt nicht thunlich gewesen sei, in dem Kon- 
stitutions-Entwurfe der Ordnung des A. L. B. f u folgen, weil 
dieses die Materie von den Stadtgemeinden mit der von den 
Korporationen so sehr in Verbindung gesetzt habe, dass 
dnrch die Beobachtung der Reihenfol<:e des Landrechts ein 
für den Bürger unverständliches Werk entstanden sein würde. 
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so bezögen sich auch die Abänderungen und Aufhebungen der 
landrechtüchen BesUmmongen nicht bloss auf diejenigen 
Titel, weiebe mit der neuen Konstitotion in unmittelbarer 

Beziehung ständen, sondern auch auf eine grosse Anzahl 
korrespondirender Stellen in andern Titeln; dazu komme 

* 

noch, dasB nur drei Stellen aus dem A« L. R. in den Kon- 

8titution8-Entwui*f wörtlich übeniommen seien, während alle 
übrigen Paragraphen desselben materiell oder formell vom 
Landrechte abwichen; die AUegirung der auf diese Weise 
abgeschafften Stellen des Landrechts, etwa- am Rande der 
neuen Ordnung, sei deshalb so gefährlich, weil bei einer 
solchen Operation sehr leicht eine durch die neue Ordnung 
in Mitleidenschaft gesogene landreehtliche Stelle Ubeigaiigen 
werden könne; das Landreebt sei doch auch bereits durch 
das Edikt vom 9. Oktober 1807, durch die Verordnung 
wegen Aufbebung des Mtthlenzwanges und dui'ch sonstige 
neuere Vorschriften mcbt bloss in den snn&chst in Betracht 
kommenden Titeln, sondern in seinen Grundlagen so wesent- 
lich verändert worden, dass dessen Revision und Umarbei- 
tung UBTermeidlich und wahrscheinlich bald nöthig sein werde. 

Auf diese Schrötterschen Gegenbemerkungen vom 
12. Oktober beziehen sich vier ganz kurze Notizen von 
Steins Hand auf einem Viertel-Bogen ohne Datum, indem 
er gleichzeitig darauf dringt, dass die Sache am Mittwoch in 
der General-Konferenz zum Vortrage gebracht werde. 

Das ist denn auch geschehn; am Mittwoch den 19. Okto- 
ber hat dort Altenstein seinen Vortrag gehalten; derselbe 
besteht ans einer geschichtlichen Einleitung, aus dner sum- 
marischen Inhaltsangabe der neuen Konstitution und aus 
einer nähern Bezeichnung derjenigen Punkte, welche noch 
einer Berathung und Bescblussfassung bedurften. Die ge- 
schichtliche Einleitung ist lediglich eine meist wörtliche Re- 
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Produktion der in dem ersten FreyschSD Aufsätze, besonders 
der in den Schrötterschen Gegenbemerkangen enthaltenen, 
übrigens keineswegs «inwandsfreien und ziemlich oberflftch* 
liehen Daretellung des bisherigen Zustandes. Die Inhalts- 
angabe und die Beleuchtung der streitigen Punkte sind gleich- 
falls ohne jede Bedeutung. 

Hinsichtlich der weit meisten Differenzpnnkte hat, wie 
sich aus dem Konklusum der General -Konferenz Yoni 
19. Oktober erpiebt, die Ansicht des ostpreussischen Pro- 
vinzial-Departements gesiegt Insbesondere schloss sich auch 
die General-Konferenz den in den Gegenbemerkungen für 
den Wegfell der landrechtlichen CState entwickelten Gründen 
an; nur im Eingange und am Schlüsse sei eine die land- 
rechtlichen Stellen einschliessende allgemeine Aufhebungs- 
Klausel hinzuzufügen ; im Uebrigen sei es rathsam, das All- 
gemeine Landrecht, welches durch die neuere Gesetzgebung 
so viele und wesentliche Veränderungen erleide, baldml)g- 
lichst in den betreffenden Theilen einer Revision zu unter- 
werfen, um die Partikular-Gesetzgebung mit dem Allgemeinen 
Gesetzbuch im Zusammenhang zu erhalten. £benso ist in 
dem Konklusum die in den Gegenbemerkungen vorgeschla- 
gene Fassung des Eingangs gutgehässen. Der einzige ma- 
terielle Punkt, der gegen die Meinung des ostpreussischen 
Departements entschieden wurde, war die Frage der Lebeus- 
l&nglichkeit der Magistratsmitglieder, indem in dieser Bezie- 
hung Stein an seiner Ansieht zäh festhielt Im Uebrigen hat 
die General-Konferenz noch beschlossen, die den Begriff der 
Stadt enthaltenden 1—3 als zu Missverstiinduissen Anlass 
gebend zu streichen, dagegen einen aus zwei Paragraphen 
bestehenden neuen Abschnitt, der das staatliche Aufeichts- 
recht vorbehielt und regelte, an die Spitze des Ganzen zu 
stellen, wenn mxk aus dem Zusammenhange schon hervor- 
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gehe, dass der Staat sein Aufsichtsrecht keineswegs aufgebe, 
sondern nur in der Ausübong durch die neue Ordnung be- 
sehrAnken lasse. Es worden ausserdem ▼erschiedene ans- 
lilndische Ausdrücke durch deutsche ersetzt, z. B. Senator 
durch Stadtratb; sowie die Paragraphen des leichteren Ge- 
brauchs wegen durch s&mmtliche Titel mit laufenden Zahlen 
versehen. Es wurde Alles weggelassen, was sieh auf einen 
besonderen Haus- und Grundbesitzer- Ausschuss bezog, weil 
ohnehin zwei Drittel der Stadtverordneten aus Hausbesitzern 
bestehen mussten. Es wurde endlich die sofortige Aos- 
dehnung der neuen Ordnung auf sftmmtliehe Provinzen der 
Monarchie, die alle gleichen Anspruch auf diese Wohlthat 
hätten, beschlossen, dagegen der in der Kabinets-Ordre vom 
25. Juli voigeschiiebene Zusammentritt mit den städtischen 
ständischen Deputirten behufs Beratbung der neuen Ordnung 
für unzweckmässig erklärt, namentlich in dem Falle, wenn 
die Städteordnung sofort allgemein eingeführt werden sollte. 

7. DIE SCHLUSS-REDAEnON UND DIE SANKTION. 

8ehr6tter behielt bis zuletzt das Heft in der Hand. Er 

glaubte sich an die Bestimmungen des Konklusums nur in- 
soweit binden zu müssen, als es sich um den Sinn, nicht aber 
insoweit, als es sich um den blossen Wortlaut handelte. 
Eine ganze Anzahl der von der General-Eonferenz abgeän- 
derten Paragraphen hat daher nachmals eine aiiderweite 
Fassung erhalten; so der § 146 (Amtsdauer der Magistrats- 
MitgliederX der § 158 (Besoldung), der § 159 (Pensionirusg), 
der § 171 (neue Einrichtungen), der § 189 (Veräusserung von 
Immobilien), der § 208 (Amtskleidung). Die Schluss-Redaktion 
des ProTinzial-Departements erstreckte sich aber noch weiter. 
Und wenn diese Aenderongen zum Theil allerdings mit der 
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beschlossenen Ausdehnung der StiUJteordnung auf den ganzen 
Staat zusammeuhiDgeo, wie die üinzufügimg des § 145, wo- 
naeh unter Umstftnden eine grOesere Zahl besoldeter Ma- 
giatrats-Penonen zoltaig sein sollte, oder der Zusatz su 
§ 179, wonach in grossen Städten die Anneiibezirke mehrere 
Wahlbezirke umfassen können , so waren dagegen die im 
zweiten Absätze des § 6, und in den g§ 31, 34, 44, 58, 59, 
60, 200 yorgenommeneD Aenderungen zwar an sich zweek- 
mllssig, konnten aber dnreh irgend welche Beschlossfassungen 
der General- Konferenz in keiner Weise gerechtfertigt werden. 

Schrötter, oder vielmehr Wilckens hat dann endlich 
auch den von Stein und Schrötter gemeinsdiaftUch zu er- 
stattenden Immediatberieht yerfiust, ja sogar mittelst Schrei- 
bens vom 9. November diesen Bericht nebst dem nunmeh- 
rigen Entwürfe der Städteordnung gleichzeitig im Konzept 
und in der Reinschrift an Stein übei'sandt, der auch gar 
konen Anstand nahm, die beiden Konzepte und Bein- 
Schriften, auf denen sich der Name Schrdtters berdts be- 
fand , nun auch seinerseits zu vollziehn. Die Allerhöchste 
Kabinets-Ordre vom 19. November 1808, welche die Sanktion 
ertheilte, ist wiederum an beide Minister gemeinschafUich 
gerichtet 

8. DIE SrlTERN ANSICHTEN STEINS UND DIE 
STÄDTEORDNÜNG VON 1831. 

Es ist schon hervorgehoben worden, dass Stein durch 
die Erfohrungen, die sich aus der praktischen Anwendung 

der Städteordnung allmälig ergaben , um so eher zu einer 

Aenderung früherer Ansiditen bestimmt werden konnte, je 
weniger diese das Ergebniss einer reiilicheu Ueberlegung 

63) Ueber die Einführung der St&dteordnuog in Beriin und den 
•Bdflm karailikiBehai Stftdtn v. BMtewits lY, 212ff. 
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und einer eingelienden Diskussion jjewesen waren. Eine 
Aendeining in den Ansichten hat aber in der That bis in 
die Grundfragen hinein stattgefunden; namentlich in Bezug 
auf die Bildung der stimmühigen Bttrgerschalt, in Bezug 
auf die Stellung von Magistrat und Stadtverordneten, in 
Bezuj? auf die staatliche Autsicht. Die späteren Aeusse- 
i'UDgen finden sich, wenn in;i,n von vereinzelten Bemerkungen 
in den Grundzfigen des Plans zu einer provinzialstftndischen 
Verfassung vom 5. November 1822 und in dnem Schreiben 
an V. Rochow vom 24. Februar 1827 absieht, vorzugsweise in 
dem aus dem Jahre 1826 herrührenden, durch die heab- 
sichtiirte Einführung der Städteordnung in der Provinz West- 
phalen hervorgerufenen Aufsätze aber die Städteordnung 
von 1808, in dem Schreiben an den Oberprasidenten 
von Ingersleben vom 17. Oktober 1826, und in den auf die 
Revision der Städteordnung bezüglichen Schreiben an den 
Minister von Scbuckmann vom 15. März 1829 und an den 
Feldmarschau Gneisenau vom 22. Januar und 2. Aprü 1880 
Es ist darauf bei den bezüglichen Gegenständen zorfickzu- 
koinmen. 

Jedenfalls bedeutete die Städteordnung von 1831 in 
Steins Augen kein Abweichen vom rechten Wege. Er hat 
zwar an den betreffenden Berathungen des Staatsraths keinen 
Antheil genommen ^ aber er begleitete das Werk mit seinen 

besten Wünschen. Man war aber auch sonst gar nicht der 
Meinung, mit der revidirten Städteordnung einen Rücksehritt 
zu machen. «Es w&re freilich/ heisst es in dem Briefe 

CA) I)ie Gnindzöge des Plans zu einer provinzialständischen Ver- 
fassung bei Tertz, Denkschrittcn S. 225; das Sclireiben an Kocbow eben- 
daa. S. 243. Der Aul'sutz von lb2G bei Pertz VI, 307 ff. '616 S. ; die 
ScbiiBien an bgenlebeo a. a. 0. 335, an SdwclmiMtt a. a. 0. Beilagen 
24Bfi; an Gneisenan a. a. 0. 848. 858, letstere beiden anch bei Perts^ 
DeokBchriften 8. 248. 253. 

Srati Seforai. 20 
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Gneisenaas an Stein vom 25. M&rz 1890, »allen Parteiei 
sehr erfreulidi gewesen, wenn es Ihnen gefallen fa&tte, äm 

von ihnen gezeufjte Kind selbst zur Taufe zu brin*:en, und 
dieses gros^artiue Institut — und eines solchen erfreut sich 
kein anderes Reich, selbst £ngland nicht — in seiner toCi- 
ten Ausbildung anzuerkennen. — Zu Ihrer Freude kann icfc 
Ihnen saacn, dass noch keine einzige Stimme sich g^en 
das Institut überhaupt erklärt, oder solches als ein revolo- 
tion&res angesehn hat, wie Manche erwarteten. Weder in 
den Sitzungen noch in der Gresellsehaft habe ich auch nv 
den leisesten Anklang davon vernommen 

Das Motiv zur Revision lag auch, zwar nicht aos- 
schliesslich, aber doch grösstentheils auf dem formellen Ge- 
biete, indem es, wie schon oben angedeutet worden, in der 
Tbat kaum thunlich erschien, die durch zahlreiche Deklara- 
tionen nahezu unverständlich gewordene Städteordnong h 
dieser Gestalt auf die neu und wiedelgewonnenen Provinai 
zu übertragen. 

Erst die Bewegung von 1848 hat nicht bloss zu der 
Beseitigung der Städteordnung von 1808 geführt, nmden 
auch wesentlich abweichende Gestaltungen geschaffen. Es ei^ 
giebt sich das aus den Verhandlungen der National- Versamm- | 
lung und aus dem Inhalte der Gemeindeordnung von 1850, 
welche wieder die Grundlage der jetzt geltenden Stfidte- 
ordnungen bildet In dem Berichte der Kommission der 
zweiten Kammer ül)er den Kntwui*f der Gemeindeorduuug 
von 1850 wird geradezu gesagt, beide Städteordnungen 
hätten innerhalb des Staatsverbandes kleine, fast unabhän- 
gige Republiken geschaffen, die in der konstitutionelleii 
Monarchie weniger als in der früheren Staatsfonu ihre Stelle 
finden könnten. 

G5) Fertz, I>eDkschriften S. 251. 
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1. DER WIRKUNGSKREIS D£R KOMMUNAL- 

VERWALTÜNG. 

In demselben Aagenblicice, wo die stftdtiBCbe Bttrger- 
scbeft durch eine verbesserte Organisation zu einer grössem 

Betheiligung an ihren Angelegenheiten beiiifen wurde, er- 
folgte eine tief greifende Beschränkung der kommunalen 
Kompetenz. 

Zwar hatte Stein noch in der Nassaner Denkschrift den 

Städten trotz der beabsichtigten Emancipation ihre bishenge 
Polizei- und Justizverwaltung belassen wollen. Und noch 
vierzig Jahre später erklärte Stüve, in mancher Hinsicht 
ein Odstesverwandter Steins, beide Funktionen so sehr für 
Grandbedingungen eines gesunden städtischen Kommunal- 
lebens, dass bei Entziehung dei-selben die Stadt zu einem 
Dorfe herabsinke. Indessen wie gi*oss auch die Vortheile 
sind, welche aus einer Vereinigung von Justiz und Verwal- 
tung in unterster Instanz und ans einer dnheiUiehen nach 
allen Seiten hin abgeschlossenen Stadtverwaltung sich er- 
geben, so sind es doch gerade die Stüveschen Organi- 
sationsgesetze gewesen, welche wenige Jahre nach jenem 
Att8q>ruche den hannoverschen Städten die Justiz genom- 

20* 



Digitized by Google 



808 



yiERTEB ABSCHNITT, DIB GTiDTBOBDinTlIO. 



men und die Polizei nur unter grofisen Einschränkungen ge- 
lassen haben. Jedenfalls fühlte man in Preussen 1808, 

dass die Vorbedingung für die Gewährung kommunaler 
Selbstständigkeit in einer prinzipiellen Scheidung der bei- 
derseitigen Wirkungskreise liege, und dass die schwer er- 
rungene Einheit der höchsten Gewalt nicht wieder in Frage 
gestellt werden dürfe. Mit gi*088er Bestimmtheit hatte ins- 
besondere Brand die Aufhebung der städtischen Gerichtsbar- 
keit und Polizei gefordert. „Da die Sicherheit des Eigen- 
thums und der Person," so heisst es in seiner Schluss- 
bemerkung, „die alleinigen Zwecke des Staates sind, so 
können auch die Polizei und Justiz als die Mittel zur Hand- 
habung dieses Zwecks als eines allgemeinen des ganzen 
Staats nicht Zweige der Verwaltung der Stadtgemeinden, 
sondern mfissen es des Staates sein.^ „Die Städte,"* heisst 
es in den Sehrötterschen Gegenbemerkungen, „sollen sich 
selbst wiedergegeben werden, sie sollen das wieder werden, 
was sie waren, res publicae, jedoch, wie sich von selbst ver- 
steht, ohne Landeshoheit, also ohne Polizei- und Justizgewalt, 
die lediglich vom Landesherm abhängig bleibt** 

Mit diesen Bemerkungen ist die schwerwiegende Frage 
selbstverständlich nicht für alle Zeiten abgethan, in den da- 
maligen Verhandlungen aber ist sie gar nicht weiter dis- 
kutirt worden. Nur auf die Uebeistände der Verbindung 
der Justizverwaltung mit der Magistratur hat Frey in den 
einleitenden Bemerkungen seines ersten Aufeatzes noch 
besonders hingewiesen, indem er auszuführen sucht, dass 
diese Einrichtung die Begierung aller kleineu Städte in die 
Hände der Richter gegeben habe, welche vermöge ihrer 
Ueberlegenheit im Schreiben die YormOnder der Städte ge- 
worden seien und welche die übrigen Magistratspersonen 
nur gebrauclit hätten, um Verautwortlicbkeit und unange- 
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nehme Geschäfte abzuwälzen; er fordert aber „die Veinich- 
tung dieser verderbliclien Einrichtung" zugleich im Interesse 
der Justiz, der nur geholfen werden könne, wenn unter Be- 
seitigiiDg aller kleinen Jurisdiktionen Kreiogerichte gleich- 
mSßsAg ftlr Stadt und Land errichtet würden; er wirft bei 
dieser Gelegenheit sogar einen vorschauenden Blick auf die 
Gestaltung des Vormundschaftßwesens, und spricht sich da- 
für aus, den Vonnandem einen freiem Spielraum zu ge- 
wahren, uro sie in den Stand zu setzen, ihren Pflegbefoh- 
lenen, allenftJls mit Aufopferung eines Thefls des Vermögens 
eine zweckmässigere Erziehung und Ausbildung zu ver- 
schaffen. „Jetzt wird, um jeder Vertretung zu entsprechen, 
nur fUr die Erhaltung des Vermögens, dagegen für die Bil- 
dung des Menschen und für die Vorbereitung desselben zum 
nfitzlichen Borger höchst mangelhaft gesorgt, woraus der 
unglückliche Erfolg hervorgeht, dass Minorenne, wenn sie 
nach erlangter Grossjährigkeit zur Verwaltung eines Ver- 
mögens gelangen, dasselbe vergeuden und dem Staate als 
untaugliche Subjekte zur Last fallen." 

Die AbschaflFung der kommunalen Polizei erstreckte sich 
selbstverständlich nur auf die Sicherheits- und Ordnungs-, 
nicht auch auf die WohlüahrtspolizeL Vielmehr war es die 
natürliche Folge der durch die neue Ordnung herbdgeführten 
finanziellen Selbststftndigkeit der städtisdien Verwaltungen, 
dass diese nunmehr freie Hand bekamen, die verschiedenen 
Zweige der Wobifahrtspolizei, oder, wie man heute sagen 
wOrde, der innem Verwaltung, ganz nach ihrem Ermessen 
zu handhaben. In diesem Sinne trat Sehrötter in dem 
Schreiben an Fi-ey vom 3. August in eine Erörterung Ober 
die Frage ein, wie eine Theilnahme der Bürgei-schaft durch 
ihre Repräsentanten an der Polizei Verwaltung herbeizuführen 
sei, indem er ihn beauftragte, die verschiedenen Branchen 
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derselben durchzugebu uod bei jeder derselben die Grenze 
aufsttSttchen, bis zu welcher eine solche Betheüiguog ik 
Werk gesetzt werden könne. In diesem Sinne hat sich 
Frey in dem zweiten Aufsatze mit dem „Veriiiiltniss der 
Polizei zur Stadt-Kommune'' beschäftigt; es bandelt sich 
dabei lediglich um die städtische Ai-men-, Unterricht«-, Baa-, 
Gesundheits- u. s. w. Verwaltung und um die fttr diese Verwal- 
tuDgszweige zu schatfenden Organe. 

In dem Schreiben an Schrötter vom 29. Augast ftnssecie 
sieh Frey ausdrücklich dahin: „Ich bin Yon dem GmndsatM 
ausgegangen, dass die Ausübung der Polizei den Kommunea 
Kraft eines besondern Rechts nicht ^^elassen, soudei-n nur 
im Namen des Landesherm durch Uebertragung verwaltet 
werden kann, weil sie einen Theil der höchsten Gewalt aua- 
macht und deshalb unveräusserlich ist. Soll die Poliiei- 
Agenz des Staats eine tüchtige werden, dann müssen alle, 
besonders die grossen Städte des Reichs, in eine polizeilidie 
Verbindung gesetzt, und die Maassregeln zur Erreichung der 
Polizuiz welke zur Einheit geführt werden, welche nicht 
stattfinden kann, wenn bloss das Lokalbedürfoiss entscheidet'' 
Die Polizeiverwaltung müsse jedoch von demjenigen Ge> 
^Schäften entlastet werden, zu deren Verwaltung sie ihrer 
Natur nach nicht geeignet sei, dabin gehöre insbesondere 
die Verwaltung der polizeilichen Anstalten, w^che vielmehr 
dem Magistrat in Verbindung mit der Bargerschaft obliege; 
„es lässt sich auch'', heisst es weiter, „mit vollem Rechte 
erwarten, dass bei dem eignen Interesse, welches die Bürger- 
schaft an guten Polizeianstalten hat, sie die grOsste Auf- 
merksamkeit auf diese Gegenstande wenden, und mit der 
möglichsten Kostonersparniss für die gute Ausführung' Sorge 
tragen werde.'' Uebrigens hält es Frey nicht fOr aus- 
geschlossen, dass selbst an der Ausübung der dem Staate 
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nunmehr vorbebaltenen polizeilichen Thätigkeit, „deren 
Zwecke durch eine wohlorganir^ Aufeicht und thätige 
Anwendung des Zwangs zu erreichen stehen'S und welche 
namentlich auch die Bürger zur Errichtung polizeilicher An- 
stalten zu n6thigen hat, immerhin Mitglieder des Magistrats 
und der Bürgerschaft theilnehmen können, um die Autorität 
des Polizei-Direktors zu stärken, und die Vexationen zrt 
verhüten, welche von einer schlecht salarirteo Dienerschaft 
zu befürchten seien, sofern nur die Bürger zur Annahme 
solcher Stellen zu bewegen sein würden. 

Demgemäss war die Ucgieruii^; nach IGG der Stildte- 
ordnung unbedingt befugt, in jeder Stadt ohne Rücksicht 
auf die Grösse derselben, und ohne nach den damaligen 
Verhältnissen einer Etatbewilligung zu bedürfen, eigne 
Polizeibehörden anzuordnen; sie hat auch von dieser Befug 
niss einen ziemlich weitgehenden Gebrauch gemacht, indem 
sie, wie sich aus einem Schreiben Dohnas an Hardenberg tom 
16. Juni 1810 ergiebt, nicht bloss in Berlin und in den da- 
maligen Proviuzial-Uauptstädten Königsberg, Stettin und 
Breslau, sondern auch in den bedeutendem Mittelstädten» 
wie Memel und Elbing; Potsdam, Frankfurt, Brandenburg 
und Landsberg; Stargard, Colherp:, Anciam, Demniin und 
Stolpe; Brie^?, Neisse, Schweidnitz, Cosel, Liegnitz und 
Glogau kdnighche Polizeidirektionen errichtete. 

Die Regierung war aber zugleich befagt, die Ausübung 
der Polizei der Stadtgenieinde zu übertragen, ^Yc]chc die- 
selbe unweigerlich übernehmen musste. Das kommunale 
Polizei-Organ war dann aber nicht etwa der Bürgermeister, 
oder ein sonstiges einzelnes Mitglied des Magistrats, sondern 
wie nach der hannoverschen Städteordnung der Magistrat als 
solcher, und zwar ohne dass der Magistrat, wie es in der 
hannoverschen Städteordnung vorgeschrieben ist, für die 
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eigentliche Executive eins seiner Mitglieder za delegiren 
gehabt hätte. Nor ttbten die Magistrate in solchem Falle 
die Polizei lediglieh yennö<2:e staatlichen Auftrags aus, und 

standen bei dieser Geschäftsführung wie die königlichen 
Polizeidirektionen unter den obern Staatsbehörden: sie wurden 
in dieser Hinsicht, nach dem eignen Ausdruck der Städte- 
ordnung, als Behörden des Staats betrachtet. 

Nach der weitem ausdrücklichen Bestimmung des M07 
der Stftdteordnung lagen die Kosten der Orts})()]izei vorwaltung, 
weil es sich dabei hauptsächlich um die Sicherheit und das 
Wohl der städtischen fiiawohner handelte, im ganzen Um- 
fange, sowohl diejenigen Kosten, welche die Erhaltung des 
nöthigen Polizeipei-sonals als aucli diejenigen, welche die 
nach der Disposition der Polizeibehörde erforderlichen An- 
stalten noth wendig machten, der Stadtgemeinde ob, ganz 
einerlei ob der Magistrat oder eine andere Behörde die 
Polizei ausübte; erst der 10, No. 3 des Allgemeinen Ab- 
gaben-Gesetzes vom 30. Mai 1820 hat die Städte von der 
Unterhaltung der staatsseitig angeordneten Polizeibehörden 
entbunden. 

Endlich ist sogar die Ortspolizeibehörde, und zwar gegen 

Schrötters Ansicht, in Folge eines Konklusums der General- 
Konferenz und zwar in einem ziemlich weiten UmfaDge, zur 
Kommunal-Auüsichtsbehörde bestellt worden ^^). 



66) Die Authcbung der städtischen Gerichtsbarkeit ist übrigens 
nicht atudrOcklich durch die St&dteordnuog selbst erfolgt, sondern durch 
das Circular-Reikript vom 16. Apifl 1809. Nach eiiier Bekarnitmacheag 
des Kamnergeriehti Tom 26. Oktob« 1810 sollten hinfort simmtUche 

Stadtgerichte sich der Benennung königlicher Gerichte bedienen, und einen 
Adler in ihrem Siegel ftkhrai; vgL T. Bönne, Die pronssischoa Stidte- 
Ordnungen etc. S. 500. 
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2. DAS STÄDTISCHE BÜRGERRECHT. 

Wie nach dem Landrerlit , so scheidet sich auch nach 
der St&dteordnung die städtische Einwohoerschaft in die 
beiden Kategorien der Bürger und der Schutzverwandten. 

Nach beiden Gesetzprebungen war zwar das Büi*gerrecht 
von einer besondein Verleihun«? dunii die städtischen Be- 
hörden abhängig, indessen dui-fte dasselbe nach dem Land- 
recht Niemandem, welcher hinlängliche Fähigkeit zum Be- 
triebe eines städtischen Gewerbes besass (Th. II, Titel 8, § 17), 
nach der Städteordnung Niemandem , welcher in der Stadt 
sich häuslich niedergelassen halte, und von unbescholtenem 
Wandel war (§ 17), versagt werden. 

Von diesem leichten Erwerbe des Bargerrechts war 
jedoch in landrechtlicher Zeit wenig Gebranch gemacht 
worden, weil die Wirkuntren desselben sich damals, abge- 
sehen von den geringen Befugnissen bei der städtischen 
Verwaltung, auf die Befugniss zu bürgerlichen Gewer- 
ben beschränkten. Es wird in der That selten yorge- 
komroen sein, dass Jemand ausserhalb des Kreises Der- 
jenijren, die hiernach zur Gewinnung des Bürgerrechts ver- 
pflichtet waren, dasselbe erwarb; Zunftthum und Bürger- 
thum fielen zusammen; fbr die übrigen Einwohner der Stadt 
hatte das Bargerrecht keinen rechten Inhalt Es war nun 
allerdings schon bei der Redaktion des Landrechts lebhaft 
daiüber debattirt worden, ob nicht auch der Erwerb 
Städtischer Grundstücke von der Gewinnung des Bürger- 
rechts abhängig zu machen sei; insbesondere war das der 
Standpunkt des ersten Entwürfe gewesen; die Monita hatten 
aber darauf hingewiesen, dass es nur wenige Städte gebe, 
wo vennöge besonderer Statuten Derjenige, der Grundstücke 
erwerbe, zugleich städtischer Bürger sein müsse; nur auf 
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bürgerliche Nahrung komme es an; sonst werde auch der 
Besitz städtischer Grundstöcke zu sehr erschwert Dem- 
gemSss hatte auch Suarez bei der Revisio Monitorum (Mat. 

Bd. 12, Fol. 160. 265), dalüi gehalten, dass nur für den 
Betrieb eines stadtischen Gewerbes die Erwerbung des 
BOigerrechts die Voraussetzung sei. Da übiigens das Land- 
recht doch nur den vorhandenen Durchschnittszustand wieder 
gab; und selbst nur als subsidiäre Norm diente, so kam es 
schon damals vor, dass in vielen Stiuiten auf (irund der 
bestehenden Statuten und Ke^lemeuts die Bürgerschaft nicht 
bloes aus den Gewerbtreibenden, sondern auch aus den 
Grundbesitzern bestand, wie Solches namentlich v. Bassewitz 
als den regelmässigen Zustand in den kurmärkischen Städten 
bezeichnet*^'). 

Die Entwüi-fe der Städteordnung sprachen sich nun 
sämmtlich in dem Sinne einer Erweiterung der Bürgerrechts- 
Wlrkungen aus. Der § 15 der Städteoi-dnung rechnet denn 

auch zu denselben nicht nur die Befu^miss, stiultisohe Ge- 
werbe zu betreiben, sondern auch die Beluguiss Grund- 
stücke im Polizeibezirke der Stadt zu besitzen. Dadurch 
wurde also der Kreis Deijenigen, welche das BürgeiTOcht 
ndth wendig erwerben mausten, in Etwas vergrössert; und 
zwar um so mehr, als der 2;i der Städteordnuni: vor- 
schrieb, dass Diejenigen, welche bis Jetzt zuni Bürgertbum 

67) V. Hassewitz, I, .SO. Das war auch z. B. der Zustaud in Halli» ; 
das IJürgenecht war die Voraussetzung fiir den Betrieb einer bürger- 
licbeo Nabrung und für den Kauf von Grundstücken; das Bürgerrecht 
koonte Jeder erlangen, dessen Gesuch Ton xwei Bttrgem auf der Raths- 
stabe mfindlich ontentQtst wurde, ein Fremder musste dabei sehien 
Geburtsbrief und eine Kundschaft seines Verhaltens von seina Torigen 
Obrigkeit aufweisen, die Gebühren waren gering; rgL Dreyhaupt, Th. II 
(I7')l)i S. 101; auch Fischer, Lehrbegriflf II, G59, der namentlich darauf 
hinweist, dass das Bürgerwerden in Norddeutschland schon damals viel 
leichter gewesen sei, als in Süddeutschland. 
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gehörige städtisehe Gewerbe betrieben, oder GrandstOcke in 
einer Stadt erworben haben sollten, ohne das Bür^rerrecht 
besessen zu haben, letzteres sogleich nachsuchen unrl er- 
langen, oder das betriebene Gewerbe niederlegen und das 
erworbene Grandstück verftossem mOssten. Wegen dieser 
wesentlich j)nvatrcchtlichcn Wirkungen des Bürgerrechts 
konnte übrigens der i:^ 18 der Städteordnung nicht umhin 
die Gewinnung desselben auch den Frauen, wenigstens den 
unverheiratheten Frauen zuzugestehn, die sonst gewerbs- 
und l)esitzuiifähig gewesen sein würden, wahrend ihnen das 
Stimmrecht im Gegensatz zu den meisten Entwürfen, die 
nur die Ausübung desselben an eine Stellvertretung binden 
wollten, ausdrücklich abgesprochen wurde. Dabei versteht 
es sich endlich von seihst, dass weder nach dem Landrecht 
noch nach der Stftdteordnung der Erwerb des Bargerrechts 
für sich allein die Befugniss zum Gewerbebetriebe ertheilte, 
diese hing vielmehr noch ausserdem von der Genehmigung 
der Zünfte, des Magistrats, oder der Staatsbehörde, je nach 
der Art des zu betreibenden Gewerbes, ab. 

Die Bürger unterscheiden sich nun aber von dem Schutz- 
verwandten nicht hloss durch (lewerbs- und Besitzfilhigkeit, 
sonderu auch dadurch, dass sie allein einen Antbeii am 
BürgervermOgen hatten, und dass ihnen in erster Linie 
die Tragung der städtischen Lasten oblag, insbesondere aber 
dadurcli, dass ihnen ausschliesslich das Stimmrecht in städ- 
tischen Angelegenheiten zustand. 

Was indessen dieses städtische Stimmrecht betrifft, so 
schied sich mit liücksicht darauf die Bürgerschaft nochmals 
in zwei Kategorien. In früherer Zeit scheint zwar die Aus- 
Übung der politischen Bürgerrechte im AUgemeinen ein 
blosser Annex der privatrechtlichen Befugnisse gewesen zu 
sein, indem siimmtliche Bürger ohne Weiteres berechtigt 
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waren, die damals allerdings wenig ins Gewicht feilenden 
Stimm- ond Wahlrechte geltend zu machen. Indeesen hat 

es doch auch schon zu jener Zeit einen Unterschied von Klein- 
und Grossbürgerthum fjepeben, wie aus der Städteordnuug 
selbst benrorgeht, welche diese Untei-schiede ausdrücklich ab- 
schaffte; ganz abgesehen davon, dass die Abtheilung der Borger» 
schalt in mehrere Ordnungen von selbst zu einer Abstufung in 
den politischen Bürirerrechten führte. Bei den Berathungen über 
die Städteordnung hat man in dieser Hinsicht geschwankt; vw 
Allen Stein selbst, der im Juni 1807 nur die mit Häusern und 
Eigenthum angesessenen Bürger zur Wahl des Magistrats 
zulassen wollte, während er am 17. Juli 1808 keinen Grund 
absah, warum nicht Jeder, der in einer Stadt wirklich do- 
midlire, auch am städtischen Wesen Theii nehmen solle; 
weshalb ihm die Bestimmungen des Freyschen Entwuffs 
zu Ängstlich ausgewählt zu sein schienen. Der Königsberger 
Entwurf hatte nur die Angesessenen, der Brandsche die 
Ginndbesitzer und die Kaufleute, der Freysche endlich, mit 
dem die Morgenbesserschen Bemerkungen ziemlich überein- 
stimmen, die Grundbesitzer und diejenigen Gewerbtreibenden, 
welche entweder einen gewissen Ertrag nachweisen oder 
welche das Bürgerrecht bisher schon besessen hatten, für 
stimmfähig erklärt. Die Städteordnung selbst schloss dann im 
§ 74 diejenigen unangesessenen Bürger von dem Stimmrecht 
aus, deren reines Einkommen in grossen Sti&dten nicht 
200 Thlr., in mittlem und kleinen Städten nicht 150 Thlr. 
jährlich beträgt, indem sie im § 79 vorschrieb, dass in der 
Büi^gen-olle in einer besondem Kolonne bemerkt werden 
müsse, ob der Bürger stimmfthig sei oder nicht 

Es ist wohl kaum einem Zweifel unterworfen, dass die 
Städteordnung von 1808 in diesen Bestimmungen über das 
städtische BürgeiTccht wenig glücklich gewesen ist, indem sie 
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sich In dieser Beziehung allzosehr an den bestehenden Zu- 
stand anschloss. 

Es war die Befugniss zum Erwerb des Bürgerrechts 
zu weit, die VerpflichtuDg zu dem Erwerbe desselben zu 
eng bemessen. Denn dasselbe mnsste auf Verlangen einem 
Jeden ertheUt werden, der bis dahin einen nnbeseholtenen 
Wandel geführt hatte, d. h, nicht zu scliworen Strafen ver- 
urtheilt war, während es an jeder Handhabe lehlte, die zahl- 
reichen Klassen st&dtiscber Einwohner, welche weder ein 
Hans besassen, noch ein Gewerbe betrieben, die Gapitalisten, 
Staatsdiener u. s. w. zu nöthigen, dem Bürgerverbande bei- 
zutreten. Die Bildung der städtischen Bürgei-schaft beruhte 
mithin grossentheils nicht auf Gesetz, sondern auf subjektivem 
Belieben. 

Ebenso war die Begrenzung des politischen BOigerrechts 

im Verhältniss zum Bürgen'echte Oberhaupt gleichzeitig zu 
eng und zu weit; sie war zu eng insofern, als manche 
Handwerker, Welche städtische Lasten zu tragen hatten, von 
allen städtischen Rechten ausgeschlossen waren, sie war zu 
weit insofern, als jeder noch so verschuldete Besitzer einer 
noch so unbedeutenden Lelinihütte das Stimmrecht besass, 
und ausserdem der Census, selbst für die damaligen Yermö- 
gensverhältnisse, so niedrig bemessen war, dass er seinen 
Zweck des wirksamen Ausschlusses einer erheblichen Kate- 
gorie gänzlich verfehlte; wenigstens kommen die Schrift- 
steller und die Provinzial-Landtage in den zwanziger Jahren 
darin überein, dass ein Einkommen von 200 Thaler resp. 
150 Thaler iXii die Unterhaltung einer TagelöhneriiRmilie 
eben hinreichend sei 

Dazu gesellen sich nun noch die ganz ausserordentlichen 
Unbequemlichkeiten, die sich in der Praxis alsbald daraus 
ergaben, dass das Bürgerrecht die Voraussetzung fttr den 
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Erwerb von GmndeiReBthiim bildete, so dass die Gerichte 
sich vor der Beriehtiguni; des BesitzÜtels den Erwerb des 

Bürgerrechts nachweisen lassen mussten, einerlei ob der Er- 
werb des Gnindeigenthiuns auf einer Handlung unter Le- 
benden , oder auf Testament oder auf Intestaterbfolge be- 
ruhte. Es entstanden daraus beim Grunderwerbe und beim 
Gewerbebetriebe von Minderjährigen, von Frauen und von 
juristischen Personen die giossten Schwierigkeiten. Was 
namentlich die Verpflichtung der grundbesitzenden und ge- 
werbtreibenden Frauen zur Erlangung des BQrgeiTechts be- 
trifft, so nahm man sehliesdieh an, dass die Ehefrauen von 
Bürgern desselben niclit bedüriten, weder wenn sie auf ihren 
Namen Grundstücke erwerben, noch wenn sie ein eigenes Ge- 
werbe betreiben wollten, indem in solche Falle nur der Nach- 
weis erforderlieh sei, dass der Mann das BOiigerrecht erwort>eii 
habe, weil die Frau an den Rechten des Mannes Theil nehme; 
dass dasselbe von Bürgerwitt wen und geschiedenen aber 
nicht ausdrücklich für den schuldigen Theil erl^lärten Bürger- 
frauen gelte, die, so lange sie sich nicht wieder verheira- 
theten, eben sowohl fftr den Besitz der aus der Masse auf 
sie gekommenen Grundstücke, und für die Fortsetzung des 
Gewerbes, als auch für den Neuerwerb von Grundstücken 
und für den Beginn eines Gewerhebetriebs legitimirt er- 
schienen; dass aber endlich unverheirathete Frauen, sowie 
Frauen von Nichtbürgem in den gegebenen Fällen verpflichtet 
seien , das Bürgerrecht zu erwerben , etwa wenn sie auf 
eigene Kechnung in ihrer Wohnung das Gewerbe von Schnei- 
derinnen beginnen wollten; wobei noch die Schwierigkeit 
bestand, dass der § 18 der Städteordnung streng genommen 
nur den unverheiratheten Frauen das BOrgerwerden ge- 
stattete. 

Auch beim gemeiuschaftlicheu und oft nui* vorüberge- 
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henden Besitze mehrerer Erben kam die Bestiminiiiif; der 

Städteor(inun«r mit dem natürlichen Rechts- und Billigkeits- 
gefühl in die schwei-ste Kollision ; es sind Fälle vorgekommen, 
dass die Btiigerrechtsgelder mehr betragen haben, ala der 
Werth eines dnreh Erbsehaft an Mehrere gelangten Grund- 
stocks, von denen keiner die Mittel besass, die Andern ab- 
zufinden. 

Endlich waren auch beim Verluste des Bürgerrechtes, 
welches wiederum den Verlust des GrundbesitsEes nach sich 
zog, die Folgen oft ganz empfindliche. Es sind Fälle vor- 

gekommen, dass wehren eines ganz geringen Vergehens, wel- 
ches die Absetzung keines Beamten nach sich gezo^^en h:il)en 
?rOrde, Subhastationen von H&usem stattgefunden haben, 
während der Betreffende berechtigt war, sich mit dem ErlOse 
ein Rittergut zu erstehen. 

Es ist demgemäss auch bereits dui cli die Verordnung vom 
25. August 1822 und durch die auf derselben fussendo Zu- 
sammenstellung vom 4. Juni 1832 bestimmt worden, dass die 
Versagnng des nachgesuchten Bttrgerrecfats und die Ausschlies- 
sung von dem schon gewonnenen nur die Ausschliessung von 
den Wahlrechten zur Folge haben, dagegen auf Grundbesitz 
und Gewerbebetrieb ohne Einfiuss sein solle. Seitdem hatten 
zwar noch immer alle Grundbesitzer und Gewerbtreibende 
die Verpflichtung, das Bfirgerrecht nachzusuchen; dasselbe 
bestand al)er hinfort nicht mehr in der Befugniss, Grundstücke 
zu besitzen und Gewerbe zu betreiben, da diese Befugnisse 
nanmehr auch ohne BQrgerrecht Seitens blosser Schutzver- 
wandten ausgellbt werden konnten**). 

Namentlich Stefai erkannte das Fehtsame jener Be- 
stimmungen in späterer Zeit vollständig an. £s heisst in 



68) V. Böooe a. a. 0. 8. 125ft 
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dieser Beuehang in dem Aufsätze Aber die Städteordnimg 
ans dem Jahre 1826: „Das Haupt-Moment in der Gemeinde- 
Verfassung ist eine tüchtige, religiös-sittliche, arheitssanie 
und arbeitsfähige Bürgerschaft; alle Municipal-Einrichtuugeo 
sind kraftlos, wenn die Mehrzahl der Gemeinde aus einem 
rohen, verarmten Pöbel besteht; daher sind richtige Vor- 
schiiften über Ertheilung des Bürgerrechts der Grandstein 
des ganzen Gebäudes der Städteordnuug. Das Bürgerrecht 
soll nach § 17 der Städteordnimg Jedem ertheilt werden, der 
einen unbescholtenen Wandel geführt und sich redlich ge- 
nfthrt hat; unter bescholtenem Wandel versteht man nach 
§ 20 Verbrechen, so dreijähiige Zuchthausstrafe zur Folge 
haben. Diese Bestimmung ist aber im grellsten Widerspruch 
mit dem Geist der Städteordming, sie soll den Gemeingeist, 
den Büigersmn beleben; es sinkt aber durch die ohnbe- 
dingte Zulassung aUer Niehtverbreeher zum BQrgerstande 
sein moralischer, intellektueller und ökonomischer Zustand, 
und es entsteht der Widerspruch, dass man dem bürgerlichen 
Leben eine ^ere Bewegung giebt, während dem man den 
Bürger venmedelt und zum Gebranch seiner Rechte unfähig 
macht Diese unglücklichen Folgen der Entwürdigung des 
Bürgerstandes beklagen die kurniärkischen, preussischen, 
pommerschen Landstände. Die Aufnahme zum Bürger muss» 
wenn man anders den Qmi des Gesetzes aufrecht erhaltOD 
will, abhängig gemacht werden von dem Urtheil der ßürger- 
scliaft, dem Besitz eines gewissen Vermögens, von der (5©- 
werbfähigkeit und Sittlichkeit. Die Gemeinde hat das grosste 
Interesse bei der Annahme eines neuen Mitglieds; von 
semer Sittlichkeit, seinem Vermögen Öffentliche Lasten zu 
tragen, hängt seine Tüchtigkeit zu einem würdigen Gemeinde- 
maiiii ab, und ist die Verwandlung der Melirlieit der Dür- 
gei-scliaft in eine Masse rohen Pübeis ein grosses Uebei, hier 
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ftthre man statt der Städteordnun? eine strenge Polizeiord* 

nung ein, bestelle statt der Stadtverordneten Polizeidiener 
und Büttels und hole sich die Data zu einer neuen Städte- 
ordnung von Botany-Bay*" 

In dem Schreiben an Schuckmann vom 15. Mäiis 1829 
sprach er sich dann namentlich noch dagegen aus, dass das 
aktive und passive Wahlrecht allein von Gewerbe und Grund- 
eigenthum abhängig gemacht, und der Intelligenz keine an- 
gemessene Stelle einpreriiuiiit sei; die Kcfrierung befinde sich 
bei dem Monopol, das sie dem materiellen Eigenthum gegeben 
habe, mit sich selbst in Widerspruch, indem sie bestrebt sei, 
durch kostbare Anstalten und Anstrengungen aller Art wissen- 
schaftliche Bildung in der Nation zu verbreiten, und doch auf 
der andern Seite den Gebildeten den Weg zum öffentlichen 
Leben erschwere; man dttrfe nicht das Grundeigenthum 
und den Erwerb vergötternd^). Und ganz ähnlich heisst es 
in dem Schreiben an Rochow vom 24. Febiniar 1827, es 
nittsse der Eintritt der Intelligenz in die Stadtvei-ordneten- 
Versammlungen erleichtert werden, da mit der ungebildeten 
Materie nichts auszurichten sei, und sie doch nur von einem 
Dritten geleitet werde, der, bei ihrer natürlichen Abneigung 
und gewöhnlichem Neid gegen die oberen Stände, auch 
gewöhnlich ein subalterner Intriguant sei'*). 

Die spätere Zeit hat sich dann auch von der geschicht- 
lichen Grundlage, an welcher die Städteordnung von 1808 
noch in flbertriebener Weise festgehalten hatte, immer mehr 
entfernt, es ist nämlich euierseits nahezu eine völlige Iden- 
tität von Kiuwohnerschaft und Bürgei'schaft herbeigeführt^ 



69) Pertz VI, 320. 

70) l'ertz VI, Beilagen S. 24b ff. 

71) Pertz, Denkschriften S. 243. 

ErD»t Jticier, K«forni« 21 
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andererseits aber das Bürgerrecht lediglich auf Offentlidi- 
reehtliche Wirkungen beschrftnkt worden. 

Diese Beschränkung war bereits das Werk der Städte- 
ordnung von 1831 ; danach waren alle Einwohner zu Grund- 
besitz und Gewerben gleich fähig; Beides war vöUlg unab- 
hängig von dem Erwerbe des Bargerrechts; das BOigerreeht 
bestand Yielmebr lediglich in dem Stimmrecht bei den 
Wahlen ; der Begriti der Scliutzverwandteu war also ein ganz 
anderer geworden. DagejL^en benitihete sich die Städte- 
ordnung von 1831 noch, den Erwerb dieses nunmehr zu einem 
rein politischen Rechte gewordenen Bfirgerrechts in ähnlicher 
Weise wie nach der Stftdteordnunp von 1808 auf einen engem 
Kreis zu beschriluken. Wahieiul nämlich nach der Städte- 
ordnung von 1808 das Stimmrecht abhängig gewesen war von 
irgend wdchem Grundbesits oder von einem Einkommen von 
200 Thlr. resp. 150 Thlr^ so verordnete nunmehr die Städte- 
ordnung von 1831, dass das zum Erwerbe des Bürgenechts 
erforderliche Vermögen entweder in einem städtischen Grund- 
stücke von dOO Thlr., in grossen Städten von 1000 Thlr. Werth, 
oder in dem Ertrage eines städtischen Gewerbes von 
800 — 600 Thlr., oder in einem sonstigen Einkommen von 
400—1000 Thlr. bestehen müsse, dass aber die Wählbarkeit 
zu städtischeu Aemtern von einem höhern Gensus abhängig 
sei. Diejenigen städtischen Einwohner, welche unter jenem 
Aktiv-Gensus blieben, waren Schutzgenossen, hatten aber als 
solche genau dieselben Rechte, wie nach der Städteordnung 
von 1808 die nicht stimnitähigen Bürger. 

Die jetzige Städteordminü hat diesen Census stark er- 
mässigt, indem irgend welcher üausbesitz und irgend welcher 
Gewerbebetrieb, in grossen Städten mit wenigstens zwei Ge- 
holfen, im Uebrigen ein geringes Einkommen genügt. Das ur- 
sprüngliche Verhältuiss, wonach Jemaud Bürger sein musste, 
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um zum Haiisbesitze und zum Gewerbebetriebe sngelasBen zu 

werden, hat sich also geradezu uiii^^ekehrt: man wird Bürger, 
wenn man Hiluser besitzt oder Gewerbe betreibt Ja die 
Reichs-Gewerbe-OrdnuDg hat sogar ia Widersprach mit der 
Stildteordnung yorgeschrieben , dass die Verpflichtung zur 
Gewinnung des Bürgerrechts für die Gewerbtreibenden ei*st 
Dach Ablauf von drei Jahren, und dann unter Befi'eittng von 
dem Bfiigerrechtsgelde eintreten solle, sofern nicht etwa in 
der Zwischenzeit einer der sonstigen RechtsgrOnde, welche 
den Bürgerrech ts-Er weih von selbst herbeiführen, eingetreten 
ist Mithin bildet der Gewerbebetrieb heutzutage sogar einen 
Grond, das Bürgerrecht nicht zu erwerben. Die Gewerbe 
freiheit, das Hecht des Individuums hat immer entschiedener 
(las Uebergewicht gewonnen gegenüber den Rücksichten auf 
das Recht der Verbände, auf die Festigkeit der städtischen 
Verfassung. 

Die jetzige StiUlteordriung hat ausserdem das städtische 
Bürgerrecht durch die Einführung des Dreiklassensystems 
nach den Steuerleistangen abgestuft; des Dreiklassensystems, 
welches zuerst auf kommunalen Boden , in der rheinischen 
Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 zur Anwendung ge- 
kommen ist, und welches dann, nachdem es auch für die 
Landtagswahlen auf Grund der Verordnung vom 30. Mai 
1849 maassgebend geworden war. in die Gemeindeordnung 
vom 11. März 1850 Eingang' gefunden hatte. 

3. DIE bTADTVEKüRDISETE^\ 

Nach dem Braudschen Plane erschien die Bepräsentatiou 

der Bürgerschaft noch gewissermassen als die Ausnahme, 

da in allen SUldten unter 6000 Kinwohnem das Bürgerrecht 

iu der Versammlung aller Mitglieder geübt werden, in den 

21* 
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„auf die Stellvertretung gewiesenen Städten*^ aber die Re- 

Präsentation eine unverhältnissnuissig zahlreiche sein sollte. 
Frey wollte die allgemeinen Bürgerversamuiluugen wenigstens 
in den Städten unter 100 Bai-gem zulassen. Indessen ge- 
rade gegen diese Bestimmung des Freyschen Aufisatzes hatte 
sich Bnck In seinem Gutaehten ausgesprochen; wenn in 
solchen Städten jedes noch so unbedeutende Geschäft mit der 
ganzen Bürgerschaft abgemacht werden müsse, so würde 
der Geschäftsbetrieb hier schwieriger sein, als in grossen 
St&dten, wo der besser besetzte Magistrat nur mit 30 bis 
40 Repräsentanten zu thun habe. 

Auch die StiUlteordnung ging noch davon aus, dass 
eigentlich allgemeine Bttrgerversammlungen die normale 
Einrichtung sein würden, sie richtete aber trotzdem für alle 
Arten von Stftdten und alle Arten von Angelegenheiten mit 
gänzlichem Ausschluss von Rürgerversainndun^ren eine Ke- 
präsentativ- Verfassung ein. Sciirötter hatte bei Ueber- 
sendung des Konstitutions-Entwuifs gemeint, dass die An- 
gelegenheiten jeder Stadtgemeinde von einer Bepritoitanten- 
Versammlung sicher mit mehr Ordnung betrieben würden ; 
es werde überdies nur wenige Städte geben, die nicht 100 
stimmfähige Bürger hätten. Die 67—09 der Städte- 
ordnung lauten demgemflss folgendermassen: nVon allen nach 
Inhalt dieser Ordnung der Stadtgemeinde beigelegten oder 
derselben sonst zustehenden Rechten wird einzig und allein 
die Befugniss der Stadtverordneten- Wahl von der Stadt- 
gemeinde in der Gesammtheit ausgeübt. Alle übiige innere 
sowohl als äussere Angelegenheiten der Stadtgemeinde werden 
durch Berathschlagungen und Beschlüsse ihrer erwählten 
Stadtverordneten angeordnet, es mögen diese Angelegenheiten 
die Stadtgemeinde als eine moralische Person betrachtet, 
oder die Mitglieder derselben als solche betre£fen. Die Yer- 
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tretung der Stadtgemeinde oder Bfirgersehaft durch Stadt- 
verordnete ist nothwendig, weil jene aus zu vielen Mit- 
gliedern besteht, als dass ihre Sümmen (Iber ötTentliche 
Angelegenheiten jedeBmal einzeln venioninien werden könnten.'* 
Die Städteordnung begnügte sich also mit der Feststellung 
des theoretisehen Gedankens, ohne davon praktischen Ge- 
brauch zu machen. Es ist immerhin cliaiakteristisch, dass 
da^enige Gesetz, welches im Eingänge ausdrücklich als 
seinen Zweck bezeichnet, der Büigerschaft eine th&tige Ein- 
wirkung auf die Verwaltung des Gemeinwesens beizulegen, 
in ganz richtiger Erkenntniss der Sachlage, mit den allge- 
meinen Bürgerversammlungen zuerst gebrochen hat. 

Der zweite wichtige Fortschritt der Städteordnung ist 
dann der, dass die Bildung der Repräsentanten-Versammlung 
nicht mehr nach Ordnungen, Zttnften und Korporationen 
erfolgte, sondern dass die Bürgerschaft als eine Einheit 
betrachtet wurde, welche nur aus äusseren Zweckmässigkeits- 
gründen sich behufs der Wahlen in Distrikte theilte. 

Endlich wurde auch der bisherige privatrechtliche Stand- 
punkt der Beyollmftcbtigung verlassen und eine völlige 
Unabhängigkeit der {^twiUilteu Repräsentanten von den 
Wählern hergestellt. Die 108 und 110 der Städteordnung 
lauten demgemäss folgendermassen: „Die Stadtverordneten 
erhalten durch ihre Wahl die unbeschränkte Volhnacht, in 
allen Angelegenheiten des Gemeinwesens der Stadt die 
Bürgergemeinde zu vertreten . sämmtlii'he Gemeinde-An- 
gelegenheiten für sie zu besorgen und in Betreti des gemein- 
flchafüichen Vermögens, der Rechte und der VerbindUch- 
kdten der Stadt und der Bfiiigerschaft Namens derselben 
verbindende Erklärungen abzugeben. Die Stadtverordneten 
sind bereclitifit, alle diese Angelegenheiten ohne Rücksprache 
mit der Gemeinde abzumachen, es mögen solche nach den 
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bestehenden Gesetzen bei den Korporationen von dar Z&. 
stmunnng der Mehrheit der Mitglieder oder jedes einselMB 

Mitgliedes abhängen. Sie bedürfen dazu weder einer be- 
sonderen Instruktion oder Vollmacht der Bürgei-schaft, noch 
sind sie verpflichtet, derselben aber ihre Beschlüsse Eecfaei- 
schalt za geben. Das Gesetz und ihre Wahl sind ihre VaD- 
macht, ihre Ueberzeugun^ und ihre Ansicht vom penieinec 
Besten der Stadt ihre Instruktion, ihr Gewissen aber die 
Behörde, der sie deshalb Bechenschaft zu geben haben. 
Sie sind im vollsten Sinne Vertreter der ganzen Bttrgersdiaft, 
mithin sowenij; Vertreter des einzelnen Bezirks, der sie ge- 
wählt hat, noch einer Korporation, Zunft etc., zu der äe 
zufällig gehören.'' 

Die Wahlhandlung selbst erfolgte durch geheime Stimm- 
gebung vermittelst Stimmzettel, weil, wie das Schreiben 
Schrötters vom 9. September sagt, „der Einfluss der reichet 
Borger wirklieh so gross ist, dass eine freimttthige WaU 
von jedem Einzelnen nur dann stattfinden wird , wenu er 
unentdeckt seine Stimme für oder gegen den Kandidaten 
abgeben kann/' Und zwar stand es, ganz in der bereits 
von Frey vorgeschlagenen Weise, jedem stimmfUngen 
Bürfrer frei, einen Kandidaten laut vorzuschlagen und kun 
zu bemerken, was zu dessen Empfehlung diente; über die^ 
Wahlkandidaten wurden dann die Stimmen der Reihe nach 
gesammelt; jedes Mitglied erhielt ein weisses und ein 
schwarzes Zeichen, wovon jenes für, dieses wider den Kandi- 
daten galt; es ging alsdann ein verdecktes Grefäss herum, 
in welches von Jedem eins dieser Zeichen geworfen wurde, 
das zweite Zeichen musste Jeder in ein anderes verdecktes 
Gefäss zurücklegen; das erstere Gefäss wurde von dem 
Wahlaufseher vor der Versammlung eröffnet; wer dann die 
Stimmenmehrheit für sich hatte, galt als gewählt. 
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In spaterer Zeit hat sich Stein nicht bloss j^epen die 
direkte Wahl erklärt, sondern er wollte auch die Bürger- 
schaften der kleinen Städte an eine vom Ma^strat auf- 
zustellende Wahlliste binden. Er fand aber überhaupt, dass 
das Wählen nach Klassen den Vorzug vor dem Wählen nach 
Bezirken habe, indem die Identität der Ei-ziehung, des Berufs 
und des Lebenszwecks mannigfaltige Berührungen, Ueber- 
einstimmung in Ansichten und Interessen gäbe, welche aus 
dem Zusammenwohnen in Stadtvierteln, selbst in Häusern 
nicht entständen. „Ich stimme," heisst es, „dem Hemi 
Geheimen Staatsrath Niebuhr bei, dass das Wählen nach 
Klassen, nach identischen Beschäftigungen besser ist, als nach 
Bezirken, und halte die Wiederherstellung der Zünfte und 
Gewerbsverbindungen für durchaus nöthig/* Oder ein anderes 
Mal: „Das Bürgerthum wird schöner erblühen aus Zünften, 
die durch gemeinschaftliches Gewerbe, Lebensweise, Erziehung, 
Meisterehre und Gesellengeist gebunden sind, als aus der 
topographischen Eintheilung nach Stadtvierteln, wo Nachbar 
neben Nachbaren vereinzelt steht, und wo Alle durch den 
Egoismus Aller auseinander gehalten werden" 

Die Städteordnung von 1881 hat bekanntlich dem Statut 
überlassen, ob der Bezirkseintheilung eine andere Eintheilung 
nach Berufsklassen beizuordnen, oder an ihre Stelle zu 
setzen sei (Jj 62). 

4. DER MAGISTRAT. 

In der Nassauer Denkschrift hatte Stein nicht bloss 
gegen die Kooptation, sondern auch gegen die Besoldung 
und gegen die Lehenslänjrlichkeit der Magist rats-Mitglicder 
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sieh erklftrt, und einen von der ansftssigen Bttrgersehaft auf 
sechs Jahre gewfthlten , in . der Hauptsache unbesoldeten 

Mapstrat verlangt. 

Mit der Wahl des Mapistrats durch die Bürgerschaft 
resp. die Stadtverordneten an Stelle der bisherigen Kooptation 
war man im Prinzip iiülseitig einverstanden. Ueber die 
Modalitäten dieser Wahl sind aber verschiedene Ansichten 
hervorgetreten. Stein selbst hatte in der Nassauer Denk- 
schrift den Gedanken hingeworfen, in allen Städten über 
3000 Seelen der Borgerschaft hinsichtlich der Stadtdirek- 
toren lediglich ein Vorschlagsrecht von drei Kandidaten 
zu geben« aus denen der Staat einen zu ernennen habe. 
Brand wollte die Wahl auf Voi*schlag der Stadtverordneten 
durch den Magistrat vornehmen lassen. Frey unterschied 
zwischen kleinen, mittleren und grossen Städten, und ausser- 
dem zwischen Bttrgermeistem und sonstigen Magistrats- 
mitgliedem; in den kleinen Städten sollte die gesanimte 
Bürgerschaft, die eben wegen ihrer geringen Zahl keine 
Repräsentanten hatte, die Übrigen Mitglieder ganz frei, die 
Bürgermeister aber aus drei vom Magistrate vorgescMagenen 
Kandidaten, unter denen aber nur einer aus der Mitte des 
Magistrats sein durfte , wählen : in den mittleren Städten 
sollte die Wahl durch die Keprasentauten nach denselben 
Grundsätzen erfolgen, nur dass der Magistratsvorschlag, im 
Uebrigen ganz in derselben Weise, nicht bloss auf den 
Bürgermeister, sondern auch auf den Kämmerer und SyndicuR 
sich ei-streckte; in den grossen Stiidten endlich sollten 
sämmtlicbe besoldeten Magistrats-Mitglieder auf Vorschlag 
des Magistrats von den Repräsentanten gewählt werden, die 
Wahl des Stadtpräsidenten aber dem Magistrate zustehen, 
und zwar aus sechs zur Hälfte von den Be])r;isentanteii, zur 
Hälfte von den Pruvinzialbehördeu vorgeschlagenen Kandi- 
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daten. Dasu hatte Stein bloss bemerkt, es sei nicht 

einzusehen, warum die Wahlen der besoldeten Stadträthe 
durch ein Vorschiagrecht des Magistrats beschränkt werden 
sollten; in den grossen Städten — über 10000 Einwohner — 
habe jedoch der Staat den BOrgermeister und StadtprSsi- 
denten einzusetzen. Mor^^eül)esser wollte auch in grossen 
Städten die Wahl der Bürgermeister der Bürgerschaft über- 
lassen, aber unter der Einschränkung, dass die Kandidaten- 
liste vorher eingereicht und höheren oder höchsten Orts 
bestimmt werde, wer nicht gewählt werden dürfe. Endlich 
hat dann die Städteordnung selbst 152 ff. angeordnet, 
dass sfimmtliche Magistrats-Mitglieder mit Ausnahme der 
Oberbürgeimeister der grossen Städte von den Stadtverord- 
neten gewählt und von der Pi*ovinzialbehoi:de bestätigt 
werden, dass aber die Oberbaif^ermeister der grossen Städte 
aus drei von den Stadtverordneten prftsentirten Kandidaten 
vom Könige zu ernennen seien. 

In der Nassauer Denkschrift hatte Stein nur dem Stadt- 
Direktor und dem Rendanten eine Besoldung gewähren wollen, 
und noch in dem Schreiben an Schrötter vom 27. Juni 
hervorgehoben, dass bei der Organisation so wenig als mög- 
lich auf besoldete Diener gerechnet werden dürfe. Als 
nun Frey in seinem ersten Auftatse vorschlug, dass in 
kleinen Städten zwar nur der Bürgermeister und Rendant 
(Kämmerer), in mittleren ausser diesen beiden auch noch 
der Syndikus, in grossen aber nicht bloss der Stadtpräsident 
und Syndikus, sondern auch drd technische und zwei gelehrte 
Stadträthe zu besolden seien, der Stadtpräsident mit 
3000 Thlr. und freier Equipage, die Stadträthe mit 1200 bis 
1500 Thlr., so war Stein mit diesen Vorschlägen nicht durch- 
weg einverstanden. Da wo Frey auszuführen sucht, dass 
die Bürgermeister in mittleren Städten kein Gewerbe neben- 
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her betreiben dftrften, bemerkt Stein: „Ich sehe gar nicht 
ab, warum der Bargermeister kein Gewerbe treiben soll, 
nnd waram ein grosser Kaolinann oder Fabrikant nicht sollte 

Bürgermeister werden können" ; und da, wo Frey auszuführen 
sucht , dass in grossen Städten der Präsident sehr ansehn- 
lich, die Übrigen besoldeten Mitglieder sehr anstandig besol- 
det werden mQssten, damit ausgezeichnete Mftnner diese 
Posten amtiren könnten, und ohne alles Nebengewerbe über 
Nahrungssorgen erhoben seien, bemerkt Stein: „Was von 
den Besoldungen angeführt ist, scheint mir nicht richtig; 
ausgezeichnete Männer müssen die Posten aus Liebe zum 
gemeinen Besten suchen*^; er war auch noch 1826 
der Ansicht, dass das (Gemeinwesen selbst einer mittleren 
Stadt nicht v.on dem Umfange sei, um die ganze Kraft eines 
Bürgermeisters in Anspruch zu nehmen. Die Städteordnung 
hat sich jedoch auf diesem Punkte nicht der Steinaehen, 
sondern der Freyschen Anschauung angeschlossen; sie geht 
zwar von dem allgemeinen Grundsatze aus, dass jeder mit 
Gemeinsinn ei-füllte Bürger auch ohne Yortheü für seine 
Person das Amt eines Magistrats-Mitgliedes gern abemehmen 
werde, und dass daher zur Verminderung der Administrations- 
kosten nur diejeni^'en \fagistrats-Mitglieder för ihre Amts- 
führung entschädigt werden könnten , welche ihre Zeit der- 
selben ganz zu widmen hätten; indessen ist doch die 2«ahl 
der besoldeten Mitglieder fOr die einzelnen Klassen der 
Städte genau nach den Frejrschen Vorschlägen bestimmt 
worden; die Zahl dieser besoldeten Mitglieder wurde so- 
gar im letzten Augenblicke, nach der beschlossenen Ausdeh- 
nung der Städteordnung auf den ganzen Staat, mit Rücksicht 
darauf, dass dieselbe nunmehr auf einige besonders grosse 
Städte Anwendung fand, insofern erhöht, als den Stadt- 
verordneten unter Genehmigung der Provinzial-Behörden 
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freigegeben wurde, auch eine grössere Anzahl besoldeter 
Magistrats-Mitglieder anzusetzen 141—145). 

In der Nassauer Denkschrift hatte Stein eine periodische 
Neuwahl aller Magistrats-Mitglieder alle sechs Jahre, nach 
dem Konzept sogar alle drei Jahre verlangt, nur der 
Rendant sollte auf Lebenszeit gewählt werden; und auch in 
dem Schreiben an Schrötter vom 27. Juni hatte er sich für 
einen nur auf gewisse Jahre gewählten Magistrat mit ein 
Paar permanenten Officianten, den Sekretilr und Kämmerer, 
beide in einer Pei-son vereint oder getrennt, erklärt. Frey 
ging hinsichtlich der kleinen Städte darauf ohne Weiteres 
ein, indem nur der Rendant pennanent sein, die übrigen 
Magistrats-Mitglieder aber mit Einschluss des Bürgermeisters 
alle drei Jahre von Neuem gewählt werden sollten; hinsicht- 
lich der mittleren und grossen Städte glaubte er aber 
zwischen den besoldeten und unbesoldeten Mitgliedern unter- 
scheiden und für jene die Lebenslänglichkeit in Anspruch 
nehmen zu müssen, während er für diese die periodische 
Neuwahl unbedenklich empfahl; der Wechsel dieser Raths- 
Mitglieder, heisst es, werde den Vortheil haben, dass meh- 
rere Bürger mit der Administration bekannt würden, dass 
Missgriffe in der Wahl nach einem massigen Zeitraum ohne 
Aufsehn verbessert werden könnten, und dass die Raths- 
verwandten ein Interesse daran hätten, das Wohlwollen 
ihrer Mitbürger zu erhalten; groben Ausbrüchen von 
Familien-Kinfiuss und Parteigeist stehe die Bestätigung der 
Provinzial-Behörde entgegen. Dagegen ging Morgenbesser 
über den Steinschen Standpunkt noch hinaus: „Die Ver- 
leihung der Dienste auf Lebenslang scheint überhaupt dem 
Staate nicht vortheilhaft zu sein. Man setze jeden besol- 
deten Officianten auf einjährige Aufkündigung und lasse die 
Bürger bei der alle drei Jahr zu erneuemden Repräsentanten- 
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wähl auch darüber stimmen, ob einem oder dem andern 

Officianten der Dienst aufgekündigt werden soll." Ein der- 
artiger Radikalismus lag damals in der Luft, er war durch 
die mangelhafte Dienstfahrung bei vielen mittlem und 
untern Beamten sowie dadurch hervorgerufen, dass Dienst- 
entlassungen nur im gerichtlichen, nicht auch im Discipli- 
narwege möglieh waren. Selbst Vincke war von solchen 
Anwandlungen nicht ganz frei; auch er hatte sich bei Ge- 
legenheit der Darstellung des englischen Friedensrichter- 
Amts ganz allgemein für Zulüssigkeit der diskietibnftren Ab- 
setzbarkeit der Beamten ausgesprochen; sie konnten eine 
Menge Pflichtwidrigkeiten begehen, ehe sie zur Entsetzung 
im Wege eines förmlichen Kriminal-Prozesses reif würden; 
ein Despot werde ohnehin andere Mittel finden, um mnen 
freimüthigen Staatsdiener sich unbeschwerlich zu machen^*). 

Indessen bot die Frage doch auch noch eine andere Seite 
dar; namentlich das Gutachten von Horn suchte die Lebens- 
länglichkeit sowohl aus der Natur des öffentlichen Dienstes, 
als aus der^'Eigenthümlichkeit städtischer Kommunal- Ver- 
hältnisse zu rechtfertigen. Es helsst insbesondere: „Mit 
dem Augenblicke wo die Bürgerschaft Officianten nicht nur 
anstellen, sondern auch durch einen Machtspruch absetzen 
kann, wird dem crimen ambitus, den Bänken und Kabalen Thür 
und Thor geOffhet sein. Ueberiiaupt möchte ich wissen, wie 
es zu vereinigen sei, während man die Patrimonialgerichts- 
barkeit wegen der Dependenz der Justitiarii vom Jurisdictio- 
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diensts ergeben jedo^i dass in der Hauptsache nur ein vernünftiges, 
mit allen Crarantien gegen Fngerechtigkeit und WiUkUr versebeues Dis- 
cipUnarverlabren verlangt wurde. 
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nario mit R^eht fUr untanglich erklärt, auf der andem Seite 

in der Municipal-Verfassung ein ganz gleiches Verhältniss 
als dem, Staatszwecke förderlich anzupreisen. Die Bürger- 
schaften würden Männern, die ihr Amt mit Achtung für 
Recht und für das Beste des Ganzen 'verwalten, ohne dem 
grossen Haufen zu schmeicheln, dem sie vielleicht oft mit 
Nachdruck entgegenarbeiten müssten, den Dienst gewiss bei 
der nächsten Repräsentanten-Versammlung kündigen, und 
denjenigen schenken, die bei der innigen Ueberzeugung von 
ihren) Unwerth nur das l>estre])en haben, sich eine Pfründe 
zu sichern, übrigens aber Alles gehn zu lassen, wie es geht/ 
In demselben Sinne äusserte sich das Gutachten von Buck. 
Und Frey in seiner Kritik trat den riSentiments^ beider voll- 
ständig bei. Das war auch die Ansicht von Schrötter. In- 
dessen gehörte gerade diese Bestimmung des Konstitutions- 
Entwurfs zu denjenigen, gegen welche das General-Departe- 
ment sich erklfli*te. In den Gegenbemerkungen vom 12. Oktober 
suchte dann das ostpreussische Provinzial-Departement noch- 
mals auszuführen, dass die besoldeten Magistrats-Mitglieder 
Männer sein müssten, die ganz für die Geschäftsführung ge- 
bildet seien, und die neben ihren Dienstfreschäften kein bürger- 
liches Gewerbe treiben könnten. „Ihr Vemögen ist in der 
Regel auf ihre Bildung verwandt, und sie werden völlig 
brodlos, wenn die Bürgerschaft sie nach Ablauf der zu be- 
stimmenden Dienstjahre nicht wieder wählt; denn der An- 
spiiich auf das Mitleiden der Stadtgemeinde ist in Absicht 
des Erfolgs unzuverlässig, und wird bei einem Manne von 
Charakter kanen hohen Werth haben können. Ist also die 
Bürgerschaft nicht im Staude, diese Magistrats-Mitglieder so 
gut zu bezahlen, dass sie zu ihrem Unterhalt nach der 
vollendeten Dienstzeit sich das nOthige Kapital sammeln 
können, so lässt sich nicht darauf rechnen, dass vorzügliche 
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Subjekte zu dieseo Stellen sieh fiuden werden. Durch die 
auf bestiniinte Zeit zu beschrftnkende Aneetzuni? dieser 

Magistrats-Mitglieder wird aber überhaupt der Magistrat in 
ein so abhängiges Yerhältniss in Beziehung auf die Bürger- 
schaft gesetzt, dass er frei zu wirken ausser Stande ist. 
Die Besorgniss durch den Verlust seiner Stelle brodlos zu 
werden, muss einen mächti^n £influ88 auf die Handluniors- 
weise haben und würde sicher in diesem Fall ein kriechen- 
des Wesen und stete Kabale erzeugen." 

Diese Gründe haben doch ihren Eindruck auf Stein 
nicht gflnzlich vei'fehlt; er proponirte nunmehr einen Mittel- 
weg, der merkwürdigerweise in der bisherigen Diskussion 
noch nicht zur Sprache gekonimen war : darauf bezieht sich 
die eine der Bemerkungen auf dem Viertelbogen; es heisst 
da: «Für den Fall des Abgangs mfisste man Pensionen be- 
stimmen, dann würde das leichtsinnige Verwerfen vermieden, 
und das lästige Behalten gleichfalls." Selbstverstilndlich ging 
die General-Konferenz darauf ein. Das Konklusum dei-selbeu 
lautete: „Der in den Gegenbemerkungen ad 22 für die Wahl 
der § 6. Tit VI aufgeführten Magistrats- Mitglieder auf 
Lebenslang angeführten Gründe ungeachtet, sei es bei der 
Wahl auf 12 Jahre zu belassen, und nur damit sich desto 
eher tüchtige Männer dazu finden, sie nicht zu sehr von der 
Laune der Wählenden abhängig werden und diese nicht zu 
leichtsinnig Veränderungen vornehmen, eine angemessene Pen- 
sionirung, im Fall ein solches Mitglied nicht wieder gewählt 
werde zu bestimmen, und zu dem Ende der Paragraph 
folgendermaassen zu fassen : 

„Von aHen in den 3. 4 und 5 bestimmten Magistrats- 
Mitgliedem werden allein die Syndid in den grossen und 
mittleren Städten, und die gelehrten Stadträthe nebst dem 
Stadtrath für das Baulach in den grossen Städten auf 12 
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Jahr, die übri^'en aber nui' auf 6 Jahr bestellt, so dass von 
letstem al^ftbrlich, oder wo die Ansahl daza sa klein ist, 
Yon zwei zu zwei Jahren immer ein Theil ansacbeidet und 
durch neue Mitglieder ersetzt wird. Bei der Bestimniunj::, 
dass auch die bemerkten Stellen nicht auf Lebenszeit, 
sondern nur auf eine Beihe von Jahren gewählt werden, 
liegt die Absieht zum Grunde, dass es der Bürgerschaft 
leichter werden solle, eine Veränderung im Fall der Unzu- 
friedenheit mit einem oder dem andern dieser Mitglieder 
zu treffen. Damit es der Bürgerschaft aber möglich werde, 
Männer zu finden, welche sich zur Uebernalmie solcher Stellen 
bereitwillig finden lassen, und die erforderliche (.Kialitikation 
besitzen, so ist es erforderlich, ihr Verhältniss durch Pen- 
monirung noch mehr zu sichern, und es wird daher rück- 
sichtlich dieser Stellen Folgendes bestimmt: 

1. Es bleibt der Bürgerschaft überlassen sich mit diesen 
Mitgliedern über die Besoldung zu vereinigen, da es 
natürlich ist, dass solche bei der Ungewissheit ihrer 
Beibehaltung eine höhere Belohnung, die aber auch 
durch angestrengtere Dienst-Belastung wieder ersetzt 
werden wird, fordern dürfen. 

2. Können solche nach Ablauf der ersten 12 Jahre wieder 
gewählt werden, und sofort nach jedesmaligem Ablauf 
der Wahlperiode. 

3. Erhalten solche im Fall sie nach dem Ablauf der 
Wahlperiode nicht mehr Liewiihlt werden : 

a. Nach 12jähriger Dienstleistung im Fall sie über 
1500 Thlr. Gehalt hatten, wenigstens 800 Thlr. 
Pension, hatten sie Über 1000 Thlr. Gehalt, so be- 
kommen sie wenigstens 600 Thlr. Pension, und im 
Fall ihr Gehalt unter 1000 Thlr. betragen haben 
sollte, wenigstens die Hälfte als Pension. 
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b. Nach 2^ähnger Dienstleistung, oder wenn sie zwei- 
mal gewühlt worden sind, erhalten sie bei mehr 
als 1500 Thlr. Gehalt wenigstens 1000 Thlr. Pension, 

bei mehr als 1000 Thlr. Gelialt wenijrstens 800 Thlr. 
Pension, und bei einem Gehalt unter 1000 Thlr, 
behalten sie als Pension. 

Es schliessen diese Bestimmungen jedoeh eine höhere 
Pensions-Bewillignng von Seiten der Bttrgerschaft nicht aus, 
und diese liisst sich siclier erwarten, wenn solche einen 
Mann zum dritten Mal wieder gewählt hat, da solches ein Be- 
weis besonderen Vertrauens und von besonderer Zufrieden- 
heit ist, so dass deshalb alles Weitere der Bargerschaft flber- 
lassen bleibt'' 

Diese Bestimmungen des Konklusums sind dann in die 
146 und 159 der Städteordnung üemlich wörtlich Über- 
nommen worden. 

Demgemib» waren aber nur die Syndid und die ge- 
lehrten Stadträthe nebst dem Stadtrath für das Baufach, 
(leren Wahlperiode eine zwölfjährige war, nicht auch die 
Bürgermeister und Oberbüigermeister, die immer nur auf 
sechs Jahre gewählt wurden, pensionsberechtigt Man hatte 
also die Gewährung von Pension trotz der dafür an- 
geführten Gründe nicht konsecjuent zur Durchführung ge- 
bracht, was namentlich hinsichtlich der Bürgeinieister der 
kleinen Städte schwer ins Gewicht fiel. Erst das Gesetz 
vom 11. Mai 1839 über die Pensionsberechtigung der nach 
der Städteordnung vom 19. November 1808 angestellten 
Bürgermeister hat denjenigen derselben, die nach Ablauf 
ihrer Dienstzeit nicht wieder gewählt wurden, nach sechs- 
jähriger Dienstzeit ein Viertheil, nach zwölQähriger Dienst- 
zeit die Hälfte, nach vierundzwanzig|ähriger Dienstzeit zwei 
Drittheile ihres Diensteinkommens als Pension zugesichert 



Digitized by Google 



U. 4. ÜKU MAtiläTKAT. 



337 



Die Städteordnun'r von 1831 erhöhete dann die Wahl- 
periode für sämmtliQbe besoldete Magistrats- Mitglieder auf 
zwölf Jahre, und gewährte event die Hälfte als Pension; 
sie lenkte ausserdem auf Lebenslänfrlichkeit hin, die indessen 
nur bei Uebereinstimnmnjr der beiden städtischen Behörden 
und nur unter Zustimmung der Regierung zulässig sein bollte, 
auffallenderweise flbrigens nach der Declaration vom 4. Juni 
1882 auch im Geltungsbereiche der Städteordnung von 1808 
for statthaft erklärt worden war. 

Die periodische Wicdci wahl liat den Vortheil, etwaijre 
Missgriffe bei der Wahl zu redressiren, obgleicli dafür eigent- 
lich die Amtsperiode schon eine viel zu lange ist, sowie 
auch die Anstrengung im Dienste zu befördern, was um so 
schwerer ins Gewicht ftllt, als es den Kommunen im 
Uebrigen an denjenigen Ani-egungsmitteln , welche dem 
Staate in dieser Hinsicht zu Gebote stehen, wie Hoffnung 
auf Beförderung u. s. w. ganz fehlt. 

Sie hat aber andererseits auch erhebliche Nachtheile. 
Es wird den Kommunen zunäclist schwer werden, in Folge 
dieser weniger gesicherten Lebensstellung ihrer Beamten, 
an welche doch im Grossen und Ganzen dieselben Anfor- 
derungen gestellt werden müssen, wie an die Staatsbeamten, 
die Konkurrenz mit dem Staate siegi^ch zu bestehen; es 
wird dazu weni'zstens hi'iufig ganz uusserordentlicher pekuni- 
ärer Aufwendungen bedürfen, um so mehr, als der Staats- 
dienst auch sonst eine grosse Anziehungskraft übt Es 
handelt sich dabei nicht sowohl um die Bürgermeister der 
grossen und mittleren Städte, auch nicht um die Übrigen 
Magistrats-Mitglieder in den grösseren Städten, wohl aber 
um die Bürgermeister in den kleinei"en und um die übrigen 
Magistrats-Mitglieder in den mittleren und kleinen Städten. 
Eme unbefangene Vergleiehung der Personalverhältnisse 

Ernst Xei»r, R«ftim. 22 
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in den übrigen preussischen Provinzen und in der Provinz 
Hannover würde die Vorthdle des Systems der Lebensläng- 
lichkeit in ein helles Licht stellen. 

Die periodische Wiederwahl wirkt dann aber vollends 
ungünstig auf die Kegelung des Ortlichen Polizei-Organismus. 
Man würde in Preussen lilngst nicht mit der zum Theil 
doktrinftren Beharrlichkeit wie bisher die Ortspolizeiverwal- 
tun.ef als ein rein staatliches Attribut in Anspiiich nehmen, 
welches nur in Folue persönlichen Auftrags von einzelnen 
Magistrats^Mitgliedeni ausgeübt werden kann, wenn wenig- 
stens die Bürgermeister lud besoldeten Magistrats-Mitglieder 
auf Lebenszeit angestellt würden. Denn es bedai-f keiner Aus- 
führung, dass es in der Tliat grobsen Bedenken unterliegt, 
die Handhabung der Ortspolizei-Verwaltung durch den Hin- 
blick auf eine künftige Wiederwahl in ihrer durchgreifenden 
Energie zu erschweren. Insbesondere in kleinen Städten be- 
steht gegen den Ablauf der Wahlperiode vielfach eine völlige 
Folizeilosigkeit, indem namentlich einliussreiohe Stadtver- 
ordnete thun und lassen können was sie wollen. Die Lebens- 
längliehkeit der hannoverschen Magistrats- Mitglieder steht 
mit der Uebertragung der Polizei auf den Magistrat als 
solchen im engsten Zusammenhange. 

5. DAS VEKHÄLTNISS VON MAGISTIUT UND STADT- 
VERORDNETEN. 

In der Nassauer Deuksclnilt war nur verlangt, dass die 
den i-eorganisirten Magistraten beizuordnenden Stadtverord- 
neten zu ausserordentlichen Deliberationen, als Rechnungs- 
Abnahme, Etats* Verhandlungen, Vererbpachtung von Grund- 
stücken u. s. w. zuirezoL'en werden sollten, ohne dass die 
aus dieser Zuziehung sich ergebenden Befugnisse irgend 
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wie näher bestimmt worden wären; för die Etats- und 
Kechnun^s-\ erhandiungen wurde ausdrücklich nur ihre Ge- 
genwart verlangt. 

Der erste Freysche Aufeate hatte dann die Zustimmung 
der Stadtverordneten auf diejenigen Fälle bescJirankt, in 
denen auch bisher schon das Alliremeine Laiidreclit oder die 
besonderen Statuten der Städte die Zustimmung der Bürger- 
schaft erfordert hatten; die Stadtverordneten sollten ausser- 
dem die Rechnungsführung der Kämmerei- und anderer zur 
städtischen Verwaltung gehörigen Kassen dechargiren, ihr 
(iutachten tlber städtische Angele<:('nheiten in den l'ällen, 
wo solches der Magistrat oder die höheren Provinziaibehörden 
fordern worden, erstatten, endlich Beschwerden und Ver- 
bessenmgSTOrschläge in städtischen Angelegenheiten unter 
Einhaltung des Instanzenzu^es darlegen. 

Die Bemerkun/ien Steins zu dem Freysclien Aufsatze 
enthalten eine Erweiterung der den Stadtverordneten zu- 
stehenden Befugnisse; die Unklarheit der Fassung lässt jedoch 
nicht deutlich erkennen, in welchem Umfonge dieselbe beab- 
sichtigt war. Die Stadtverordneten sollten nämlich zusammen- 
beiiifen werden müssen, wenn es sich um den Ankauf und 
die Veräusserung von Immobilien, um ausserordentliche An- 
lagen zu ausserordentlichen BedOrfoissen, um Anleihen, um 
Prozesse, um neue Gehälter, um Aufstellung eines neuen 
Kämnierei-Etats handelte. In solchen Fällen war irgend eine 
Mitwirkung von btadtverordnetea auch schon nach den bis- 
h^gmi Statuten, insbesondere nach dem Landrecbt in der 
Regel nothwendig gewesen; es geht nun aus der Fassung, 
wonach die Berufung der Stadtverordneten in solchen Fällen 
erforderlich ist. nicht liervor, ob die Entscheidung allein bei 
den Stadtverordneten liegen sollte, oder ob nach Maassgabe 
des bisherigen Rechts eine Uebereinstimmung von Magistrat 
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und Stadtverordneten in Aussicht genommen war. Hinsicht- 
lich der Mitwirkung bei der Aufstellung eines neuen Kiininierei- 
Etats findet sich noch die Bemerkung, dass die „Erinnerungen'' 
der Stadtverordneten „vernommen'' werden mOssten. Daneben 
wurde Übrigens den Stadtverordneten auch „die Benrtheilung 
und Prüfungf der Verwaltungr des städtischen Gemeinwesens, 
der Kämmerei, der Armen-, Schulen-, Reinigkeits- und Ge- 
sundheitspolizei'' übertragen; „die Repräsentanten" heisst 
es, „haben den Magistrat und seine Geschäftsführung zu 
kontroliren/' 

In dem Schreiben Freys an Schrötter vom 29. August 
wurden dann die Befugnisse der ^Stadtverordneten nochmals 
dahin formuliit, dass sie die Bewilligung zu neuen Bei- 
tragen oder zu Dispositionen Ober das Bttrgervermögen in 
den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen zu ertheilen, dass 
sie über alle Gegenstän<lc des Gemeinwohls der Stadt nach 
deui Antrag des Magistrats zu berathschlagen und zu be- 
schliessen, dass sie endlich die Kontrole des Magistrats 
durch Dechargirung der Rechnungen zu führen hätten. Von 
dem Antragsrechte, der Initiative des Magistrats zu neuen 
und zur Abänderung bestehender Verordnungen in An- 
sehung aller das Kommunalwesen betreffenden Angelegen- 
heiten ist im Eingange des zweiten Freyschen Auftatzes 
nochmals die Rede. 

Diese mateiiell dürftigen und foraiell zweideutigen Aeusse- 
rungen sind aber geradezu Alles, was sich aus der Ent- 
stehungsgeschichte der Städteorduung über einen der Kar- 
dinalpunkte derselben, Aber das Verhältniss von Magistrat 
und Stadtverordneten feststellen lässt. 

Die Städteordnung selbst steht auf einem wesentlich 
andern Standpunkte, aber auch ihre Bestimmungen ent- 
behren jeder Schärfe und Bestimmtheit, denn was soll es 
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heissen, wenn wiederholt gesagt wird, der Magistrat dOrfe 

nicht unbeachtet lassen, müsse frenaii bei'ticksichti.ü'en u. s. w. 
Wenn man jedoch den inneren Zusanimenliang der einzelnen 
Bestimmungen ins Auge fasst, so ist die Konstiniktion des 
Verhältnisses von Magistrat und Stadtverordneten in der 
Städteordnung von 1808 folgende: 

Eigentlich liejrt die pesaninite Entscheidungsirewalt in 
städtischen An «Gelegenheiten bei der Gesammtheit der Bür<^er- 
schaft. Diese hat nun zwar ihre Befugnisse in vollem Um- 
fange den Stadtverordneten Obeitragen. Bei den Stadtver- 
ordneten verbleibt aber der Schwerpunkt der kommunalen 
Gewalt. Sie haben zwar Nichts selbst zur Austühruni: zu 
bringen (ij 127), sie übertragen vielmehr die Executive in 
vollem Umfange auf den von ihnen auf Zeit gewählten Ma- 
gistrat Der Magistrat hat nicht das Recht, diejenigen 
Beschlüsse der Stadtverordneten, die seiner Ausftihining be- 
dürfen, einer materiellen Beurtheilunp zu unteraiehen und 
je nach seiner Ansicht von der Nützlichkeit oder Verwerflich- 
keit derselben, seine Zustimmung zu ertheilen oder zu ver- 
weigern, er muss vielmehr auch gegen seine üeberzengung 
die Beschlüsse schlechthin zur AusfOhriin^^ brin-ien; es steht 
ihm wenigstens ein Einspruchsrecht bei den Oberbehörden 
nur gegea gesetzwidrige, nicht auch gegen gemeinsch&dliche 
Beschlasse zu. Der Magistrat war mithin nach der Städte- 
ordnung von 1808 nur ein willenloses Executiv-Gomit^, was 
auch Savigny anerkennt: „Der Magistrat ist eigentlich nur 
ausführende Behörde." 

Wenn daher in manchen Stftdten tit^tzdem die Praxis 
bestand, dass die Beschlösse der Stadtverordneten dem Ma- 
fdstrate vor der Ausfühning zur Prüfung vorgelegt wurden, 
so war das eine leere Form, weil die Zustimmung nach 
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dem Sinn und Geiste der Stftdteordnung gar nicht Tersaft 
werden durfte. 

Insbesondere stand den Stadtverordneten ein weil- 
reichendes sog. Budgetrecht zu, indem sowohl die Fest- 
stellung des Geldbedürfoisses, als auch die Art und Weae 
der Deekung desselben im Wesentlichen von den Be- 
schlüssen der Stadtverordneten abhängig war. Zwar hatte 
der Konstitutions- Entwurf vom 9. September dem Magi- 
strate gerade in dieser Beziehung eine wirksame Thdl- 
nahme an der Beschlussfassung gewahrt; indessen das Kon- 
klusum des General -Departements vom 4. Oktober war 
dagegen ausgefallen; die Gegenbemerkungen des Provioziat- 
Departements vom 12. Oktober machten dann zwar noefa- 
mals (jas Bedenken geltend, dass die Bürgei-schaft deni 
Magistrate die Mittel zu einer zweckmässigen YerwaltuiiL^ 
versagen, Oberhaupt aber es vorziehen werde, die Sub- 
stanz des Kämmer^vermögens anzugreifen; Stein in den 
Bemerkungen auf dem Viertelbogen hielt trotzdem am 
Princip fest, suchte aber durch die £rOfinnng eines Rekuxseft 
an die Oberbehörden den gröbsten Ausschreitungen voizn* 
beugen. Der in seinen beiden ersten Absätzen bereits in den 
Gegenbemerkungen vom 12. Oktober, im letzten Absaue auf 
Sterns Anregung in der General-Eonferens fonnulirte § 1S4 
lautet demgemäss folgendermassen : 

„Für die Beschaffung der öffentlichen Geldbedüi-fnisse 
haben die Stadtverordneten zu sorgen, sie haben ins- 
besondere die Nothwendigkeit zu prüfen und lediglieh die 
Bedarlssumme zu bestimmen." 

„Die Art der Deckung der öffentlichen Geldl>e(lüi-fnisse 
schlägt der Magistrat der Versammlung der Stadtverordneten 
mit Rücksicht auf die Kammerei-Etats und Rechnungsab* 
schlösse, vor. Die Stadtverordneten entscheiden darüber, 
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und vertheilen das von den Stadteinwohnem aufzubringende 
Quantum auf die Bürger und Schutz verwandte." 

„Findet der Magistrat jedoch bei den Bestimmungen der 
Stadtverordneten erhebliche Bedenken, die ihm Gefahr für 
das Gemeinwesen oder die Erreichung der Staatszwecke be- 
fürchten lassen, und kanti er sich mit dei* Vei-sammlung der 
Stadtverordneten nicht einigen, so bleibt ihm der Rekui*s 
au die obere Landesbehörde vorbehalten.'' 

Die Stadtverordneten hatten insbesondere auch ganz 
selbststilndig daiüber zu befinden, nach welclien Grundsätzen 
die etwa nothwendigen Kommunalsteuern aufzubringen seien; 
der § 57 der Städteordnung verbot nur Prägravationen 
Einzelner. Man war sich der Tragweite der Kommunal- 
besteuerung damals überhaupt noch nicht bewusst, da die 
kommunale Finanz- Verwaltung in der Hauptsache noch 
immer eine Vermögens-Verwaltung war. 

Der ausschliesslichen Beschlussfassung der Stadtverord- 
neten unterlag ferner die Anstellung von Prozessen, die 
Abschliessung von Vergleichen, die Aufnahme und Kündigung 
von Kapitalien, die Veräusserung und Veii)fändung von 
Kämmereigütern, die Belegung dei*selben mit Dienstharkeiten, 
die Aufstellung der Pläne zur Bewiilhschaftung von Grund- 
stücken, die Anordnung zu ausserordentlichen Ilolzschlägen 
in den städtischen Foi*sten, die Feststellung der Bedingungen 
bei Vererbpachtungen und Verzeitpachtungen von Gmnd- 
stücken und Nutzungen, der Zuschlag auf die Gebote bei 
Lizitationen, die Bewilligung von Neubauten, der Abschluss 
von Lieferungs-Kontrakten, die Gewährung von Remis- 
sionen, und überhaupt die Entscheidung über alle Gegen- 
stände von Wichtigkeit. 

Hinsichtlich der Rechnungsabnahme war noch bestimmt, 
dass jede verwaltende Behörde schuldig sei, der Rechnung 
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ihres Ressorts eine Uebersicht von ihrer Administration bei- 
zufügen, und dass die Rechnungsabnahme sowie die Prüfung 
der Administration durch einen Ausschuss der Stadtverord- 
neten in einer Sitzung geschehen solle, zu welcher jedem 
Bürger der Zutritt vei"stattet wurde; es sollten aber ausser- 
dem in den mittleren und grossen Städten Extrakte aus den 
Rechnungen und Auszüge aus den Uebersichten der ver- 
waltenden Behörde nebst den Bemerkungen das Magistrats, 
den Erinnerungen und Entscheidungen gedruckt und den 
Bürgern verkauft werden. 

Diesem Systeme war also ein eigentlicher Dualismus 
fremd. Von Streitigkeiten zwischen Magistrat und Stadtver- 
ordneten, und von Einrichtungen zur Schlichtung dei*selben 
war mithin keine Rede. Eine solche Konstruktion hat nun 
nicht bloss theoretisch, eben wegen ihrer Einfachheit etw^as 
sehr Ansprechendes, sondern ist auch in der praktischen 
Handhabung äussei*st bequem ; bei einer stiikten Unterord- 
nung der einen Behörde unter die andere lässt sich sehr 
viel leichter verwalten, als bei einem gegenseitigen Veto. 
Es fragte sich nur, wie die städtischen Angelegenheiten 
dabei besorgt wurden. 

Stein selbst war bei einer genauen Beobachtung der that- 
sächlichen Zustände schon in dem Aufsatze über die Städte- 
ordnung vom Jahre 182G zu der Ueberzeugung gelangt, dass 
das Verhältniss von Magistrat und Stadtverordneten in der 
Städteordnung von 1808 schwankend und ungenügend be- 
stimmt sei ; er verwarf nunmehr principiell jede gegenseitige 
Unterordnung, verlangte vielmehr principielle Uebereinstim- 
mung und verwies auf gemeinschaftliche Kommissionen, oder 
auf die Entscheidungen der obern Behörde, um bei Diffe- 
renzen eine Einigung herbeizuführen. Er verlangte insbeson- 
dere, dass das Budgetrecht der Stadtverordneten eingeschränkt 
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werde, und scliluf? deshalb eine Aenderung der §}i 183 und 
184 in mehrfachen Richtungen, vor; eine Aenderung des 
§ 183 Nr. a in der Weise, dass die Feststellung der Etats 
nicht mehr ohne weiteres nach den Erinnerungen der Stadt- 
verordneten zu ei-folgen, sondern dass sich der Magistrat 
mit den Stadtverordneten Uber diese Erinnerungen zu ver- 
einigen habe; eine Aendening des § 183 Nr. c in der Weise, 
dass bei den meisten der dort aufgeführten (gegenstände, 
insbesondere bei Anstellung von Prozessen, Abschliessung 
von Vergleichen, Anleihen, Verftusserungen etc. eine gemein- 
same Besdilussfassung von Magistrat und Stadtverordneten 
einzutreten habe, dass aber die blosse Nutzung und Admini- 
stration des Gemeinde- Vermögens lediglich zu den Attributen 
des Magistrats gehörte; eine Aenderung des § 184 endlich 
in der Weise, dass auch für die Beschaffung der öffentlichen 
Geldbedürfnisse die Zustimmung des Magistiats erforderlich 
sd. Stein hebt ausserdem noch hervor, dass dem Magistrate 
wenn nicht die Ertheilung der Gehälter und Gehaltszu- 
lagen für die städtischen Beamten, so doch wenigstens die 
Initiative zustehn müsse, da wenn der Magistrat verwalten 
solle, die Werkzeuge durch die er verwalte, nicht anders 
als von ihm abhj\ngig sein dürften; er müsse auf ihre Be- 
lohnung und Bestrafung einen EinÜuss haben, und sei auch 
am besten geeignet, ihre Leistungen zu beurtheilen 7^). 

In ganz fthnlicher Weise sprach er sich in dem Schreiben 
an Schuckmann vom 15 März 1829 aus: „Die wesentlichen 
Unvollkommenheiten der Städteordnung von 1808 sinrl die 
Unbestimmtheit der Grenzen der Befugnisse des Magistrats 
und der Stadtverordneten, der Mangel einer Institution zur 
Ausgleichung der Meinungsverschiedenheit unter ihnen; die 
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Erhaltung geistijier und sittlicher Tüchtigkeit bei Sta<ltver- 
ordneten und Magistraten, und Entfernung der Bohheit und 
Unsittliehkeit aus der BOi^^rsehaft*. 

«Mancherlei Vorsebläge Ober die Grenzen beider Be- 
liörden sind von Ständen und auch von SchriftvStellern p:e- 
schehen. Eini^'e legen den Stadtverordneten ausschliessend 
das Hecht bei, aber Angelegenheiten so das städtische 
Lokal-Interesse betreffen, zu beschliessen, insofern diese Be- 
schHlsse denen Landesgesetzen fremitss sind; sie geben dem 
Miisristrat die Befuirniss denen Stadtverordneten Voi-sttdhinL'on 
zu thun, im Falle der £nthürung an die obem Behörden 
zu reknrriren und für einen solchen Fall werden verschiedene 
Vereinigungs-Anstalten vorgeschlagen ^^y. 

Mit grosser Energie erkliiite er sich endlich in dem 
Schreiben an (Inei.^enan vom 22. Januar 1830 im Hinblick 
auf den Fntwuii der neuen Städteordnung für ein Kollegium 
von Obmännern zur Entscheidung von Meinungsverschieden- 
heiten zwischen Magistrat und Stadtverordneten, und hielt 
ungeachtet der inzwisclien von Gneisenau geäusserten Be- 
denken in dem Schreiben vom 2. Apiil iSüi) an dieser Idee 
mit einigen Modifikationen fest^^). 

Die Städteordnnng von 1831 hat nun nicht bloss an 
Stelle der verwirrenden und zugleich unvollständigen 
Kasuistik der Stildteordnung von 1S08 feste und klare Prin- 
cipien gesetzt, indem sie die Fälle unterscheidet, in denen 
die Entscheidung entweder vom Magistrate allein, oder von den 
Stadtverordneten aUein, oder von der Einstimmung beider 
Behörden abhängig ist, sondern auch zugleich ein ziemlich 
umfassendes Kesbort geschaffen, hinsichtlich dessen eine 
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materielle Mitwirkung des Magistrats erforderlich ist, sowie 
auch die Mittel und Wege angegeben, wie bei Differenzen 
die Entscheidung herbeizuführen sei. 

6. DIE STAATLICHE AUFSICHT. 

Bei den Verhandlungen war durchweg als selbstverständ- 
lich vorausgesetzt, dass den Städten eine möglichst weit- 
reichende Autonomie verliehen werden müsse. Ueber den 
Umfang derselben herrschte jedoch eine ziemlich tiefgehende 
Differenz zwischen dem ostpreussischen Provinzial- Departe- 
ment auf der einen, dem General-Departement und der 
General-Konferenz auf der andern Seite, und zwar in der 
Weise, dass SchriHter einige durch die Natur der Sache 
gebotene Schranken aufrecht erhalten , Stein aber von 
solchen nichts wissen wollte. In der Städteordnung selbst 
ist die weitergehende Steinsche Ansicht zum Ausflrucke 
gelangt. 

y,Nach der Städteordnung", heisst es in dem Alten- 
steinschen Vortrage vom 12. Oktober, „erhalten die Bürger 
der Stadt die unbeschränkte Verwaltung ihres Gemein- 
wesens. Sie werden von der bisherigen Vormundschaft be- 
freit und gleichsam für mündig erklärt. Die Einwirkung 
des Staats beschränkt sich künftig auf die blosse Aufsicht, 
dass Nichts gegen die Zwecke des Staats vorgenommen, und 
die bestehenden Gesetze befolgt werden; er nimmt im All- 
gemeinen Kenntniss von dem Zustande des Gemeinwesens, 
bestätigt die ersten Magistratspersonen, entscheidet Streitig- 
keiten der Bürgei-schaft " 

In § 2 der Städteordnung wurde in der That das oberste 
Aufsichtsrecht des Staats darauf beschränkt, dass er die 
gedruckten Rechnungs-Extrakte oder die öffentlich daran- 
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legenden Rechnungen der St&dte Uber die Verwaltung ihres 
GemduTermögens einsieht, die Besdiwerden einzelner Bfiiger 
oder ganzer Abtheil uiigen über das Gemeinwesen entscheidet, 

neue Statuten bestätigt und zu den Wahlen der Magibtiuts- 
Mitglieder die Geneliinigung eitheilt. 

Demgemftss bestand insbesondere eine völlige Herr- 
schaft der Städte, und zwar der Stadtverordneten Aber das 
städtische Finanzwesen. Die Stadtverordneten waren auch 
nach oben hin durchaus selliststiindig bei der Feststellung 
der Stadthaushalts-Ktats, die der Aufsichtsbehörde noch 
nicht einmal zur Einsieht vorgelegt zu werden brauchten. 

Sie besassen feiner die vollständigste Autonomie in Be- 
zug auf das koniniunalo Steuerwesen (§ 56. 184), indem erat 
das Abgaben Gesetz vom 30. Mai 1820, {5 13 die Beschrän- 
kung einfühlte, dass Zuschläge zur Klassensteuer und zur 
Mahl- und Schlachtsteuer nur unter Genäimigung der vor^ 
gesetzten Regierung, die Einführung sonstiger neuer Ge- 
meinde-Abgaben aber , die nicht schon in der bestehenden 
Veifassung gegründet waren, nur unter königlicher (ieneh- 
migung zulässig sein sollten, was dann auch in die Dekla- 
ration vom 4. Juni 1882 aufgenommen wuixle. Uebrigens er- 
kannte das Ministerial-Reskript vom 20. Juli 1889 aus- 
drücklich an, dass städtisclie FJnkoniniensteuern als solche 
zu betrachten seien, welche auf der Veiiassung beruhten, 
da die städtischen Behörden berechtigt waren, die Steuer 
nach Verhältniss der Klüfte und des Einkommens auf die 
Einwohner zu vertheilen . dass daher städtische Einkommen- 
steuern keiner vorherigen Bestätigung der Staatsbehörden 
bedUiiten, und dass nur die Frage, ob wirklich eine Steuer 
der Kraft und dem Vermögen gemäss repartirt sei, nach 
§ 2 der Städteordnung bei eingehenden Beschwerden zur 
Entscheidung der Staatsbehörden gehöre, die sich dabei 



Digitized by Google 



IL ft. DIE 8TAATUCHE AUFSICHT. 



B49 



an das Normal-Regulativ vom 19. November 1838 zu halten 
hätten. 

Die Stadtverordneten konnten ferner ohne Genehmig- 
ung der Staatsbehörden Anleihen in beliebiger Höhe auf- 
nehmen. 

Sie besasseii endlich eine sehr freie Disposition über 
das gesauunte KoniuiunaUVermögen, sie waren insbesondere 
aueh naeh § 189 der St&dteordnung ohne irgend eine vor- 
herige Anfi*age zur Veräussernng des gesammten städtischen 
Grundvermögens befugt, sotein nur die \'eräusserung als 
eine nothweudige oder nützliche anzusehen war und im W^e 
einer öffentlichen Lizitation erfolgte, bei deren Bekaunir 
machung zugleich die Gründe, waram eine solche Yer- 
äusseruDg noth wendig und nützlich sei, anzugeben waren; 
es war nur eine kurze nachholende Anzeige ttber die ein- 
getretene Veränderung bei der Orts-Polizeibehörde erforder- 
lich. Es konnte (Iciu^chklss das gesanimte städtische Grund- 
eigenthum in Ötlentlicher Lizitation veräussert werden, indem 
die Begrifte der Nothweudigkeit und Nützlichkeit ihrer 
grossen Unbestimmtheit wegen keine wirksame Sehranke 
bildeten; es konnte insbesondere auch das Bürger- Vermögen 
an die augenblicklichen Nutzniesser vertheilt werden, ohne 
dass die Aufeichtsbehörde ein Einspruchsrecht gehabt hätte, 
obgleich es bei manchen Grundstücken sehr zweifelhaft war, 
ob sie zum Bürger- Vermögen und nicht vielmehr zum 
Kämmerei- Veimögen gehörten« und obgleich notorisch eine 
grosse Neigung bestand, das Kämmerei-Vermögen als Bürger- 
Vermögen zu behandeln, indem die Mitglieder der Stadt- 
verordneten- Versammlungen, gerade wegen der Bevorzugung 
des Grundbesitzes bei Bildung derselben, meist zu den 
Theilnahme-Berechtigten gehörten. Es bezog sich diese freie 
Veräusserungs-Befugniss insbesondere auch auf Forsten, seit- 
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dem der 4 des Landeskultur-Edikts vom 14. September 
1811 jede foi-stpolizeilicho Aufsirlit lu'seitipft hatte: es simi 
denn auch in der That Fälle vorgekommen, dass die Stadt^ 
verordneten ohne Weiteres beschlossen hab«i, die Gemeinde- 
Waldungen zu verkaufen und das Geld unter die Borger 
zu vertheilen. 

Es war gerade diese absolute Veräusserunjis-Bcfupniss 
einer der Differenzpunkte zwischen Schrötter und Stein ge- 
wesen; SchrOtter hatte in den wenigen Bemerkungen, die in 
dem umfassenden Schreiben vom 15. Auerust der StädteoiTl- 
minj: •zewidinet sind, sich dafiir erklärt, dass Grundstücke 
der Kommunen nicht ohne speoielle Genehmi^'unji der Kam- 
mern verftussert, sowie keine Kapitalien ohne solche ge- 
kündigt werden könnten; er hatte sich dann weiter in den 
Gegenbemerkungen vom 12. Oktober dahin geäussert, dass 
der Staat der kilnftijren Bürger wegen wohl einige Ver- 
anlassung habe, zu kontroliren, dass in Fällen, wo die Sub- 
stanz des Kämmerei-Vermögens angegriffen werden solle, 
solches nur aus sehr erheblichen Gründen geschehen dürfe, 
„denn es besteht die folgende Bürger-Generation nicht gerade 
aus den Erben der jetzigen, und es lässt sich daher nicht 
mit Sicherheit voraussetzen, dass die jetzigen Büiger durch 
Uebemehmung von Geldbeiträgen das Aufisehren der Sub- 
stanz des Eämmerei-Vermögens verhüten werden. Aus diesen 
Gründen kann man die Besorgniss nicht ganz unterdrücken, 
dass die ganz unbeschränkte Disposition über die Substanz 
des Kämmerei- Vermögens in den Händen der Bürgerschaft 
nachtheilig wirken könne/ Wiederum blieb das auf Stm 
nicht ganz ohne Eindruck, er proponirte nun in den Be- 
merkungen auf dem Viertt'lbo^fcn diejenige Fassun«: des 
55 189» die derselbe schliesslich erhalten hat, er stellte sich 
also nicht völlig auf den doktrinären Standpunkt des General- 
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Departements, er wollte vielmehr Einschränkungen des ab- 
strakten Princips, wählte dieselben aber so wenii; eflücklicli. 
dass sie wirkungslos blieben ; es sollten dadurch, wie in dem 
Konklnsum der General-Konferenz ausdrücklich gesagt wurde, 
die in den Gegenbemerkungen geäusserten Besorgnisse be- 
seitigt und es sollte gleichzeitig verbtttet werden, dass 
sich nicht wiederum eine Vonnundscliaft des Staats etab- 
Hre. K& war jedoch von vornherein klar, dass die blosse 
Veranstaltung einer öffentlichen Lizitation, und darauf be- 
sdiränkte sich in Wirklichkeit Alles, keine wirksame Schranke 
bilden wflrde. 

Es war diese unbescliriinkte Autonomie tibrijrens um so 
weniger gerechtfertigt , als die Bestimmung der A. G. 0. 
(I, § 24, Anh. § 153) in Kraft blieb, wonach die Gerichte bei 
Exekutionen geg^ Stadtgemeinden zunftcbst mit den Regie- 
ningen darüber verhandeln sollten, wie die Exekution ohne 
gänzlichen Ruin vollstreckt werden könne. Aus dieser Be- 
stimmung kann zwar nicht gefolgert werden, wie in einzel- 
nen Reskripten geschehen ist, dass der Regierung trotz der 
Bestimmungen der Stftdteordnung ein aktuelles Recht zur 
Genelunigung von kommunalen Finanzoperationen, insbeson- 
dere von \ erUusserungen zustehe. Soviel aber versteht sich 
▼on selbst, dass ein derartiges Privilegium, in Folge dessen 
z. B. einzelne Gläubiger zur Annahme you Abschlagszah- 
lungen gezwungen werden konnten, eine wirksame Einwir- 
kung der Regierung auf die städtische Finanzverwaltuug zur 
Voi-aussetzuug hatte. 

Man war in dieser Hinsicht ohne alle Noth zu weit ge- 
gangen; Stein erkannte das in dem Schreiben an Schuck- 
mann Tom 15. März 1829 ausdrOcklich an: „Höchst be- 
denklich ist es, die Befugniss, das Gemeinde-Vermö'jen zu 
veräussem, Schulden zu machen, denen Stadtverordneten 



Digitized by Google 



352 VIBBTEB ABSCHNITT. DIE STlDTEOBDUUNO. 

allein anzuvertrauen, das Schicksal zukünftiger Geschlechter 

von der Raschheit , der Uebereilunir , dem Leiclitsinn oder 
vielleicht durch selbstsüchtige Bewegungsgrunde verleiteten 
VersammluDg der Stadtveroixlneten abh&ngig zu machen. 
Die bedeutende Stadt Schmiedeberg, in deren Nflhe ich einen 
Theil des Sommers zubrachte, liefert leider dn trauriges 
Beispiel eines durcli ihre Stadtverordneten '/ei*störten Ge- 
nieindewesens. Leichtsinniges Schuldeumachen, unbesonnene 
Veräusserung des ansehnlichen, in Forsten und Vorwerken 
bestehenden Eftmmerei- Vermögens, unerträgliche Eommunal- 
Lasten, die zur Auswanderung veranlassen, das ist die 
traurige Ersclieinung , die das sonst so wolilhabende 
Schmiedeberg gewährt, dessen zerrütteter Wohlstand wieder 
den nachtheiligsten Einiiuss hat auf den des benachbarten 
platten Landes, indem dieses den Markt fhr seine Er- 
zeugnisse verlor. Ich halte es daher für unerlässlich zur 
Sicherstellung des Wohlstandes der Gemeinden, dass zur 
Veräusserung ihres Eigenthums und zur Eingehung der 
Schulden die Einwilligung des Magistrats und der Staats- 
behörden erforderlich sei. Man könnte eine Summe fest- 
setzen, wo die Zustinnmmg der Regierung, und eine höhere, 
wo die Genehmigung der obersten Behörden nachgesucht 
werden mfisste^^.** 

Die Städteordnung von 1831 hat dann jede bedeutende 
Veränderung im Bestände des Stadtvermögens, insbesondere 
jede Anleihe und Veräusserung von der Genehmigung der 
Staatsbehörde abhängig gemacht (§ 171 ff.). 

Wie es überhaupt mit der staatlichen Aufsicht nach 
der Städteordnung von 1806 bestellt war, eigiebt sich z. B. 
aus einem Reskripte des Ministers des Innern vom 9. April 
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1842. welches feststellt, dass in einer Stadt viele Jahre 
nach Einfahrung der St&dteordnuDg keine einzige Stadt- 
verordneten-Wahl zur AnsfÜhmng der gesetzlich vorgeschrie- 
henen Erneuerung eines Drittels stattgefunden hatte, ohne 
dass eine einzige Beschwerde eingekommea wäre, sodass 
nur der Zufall zur Entdeckung und Bemedur geführt hat 
Die Schuld trifft dabei fr^ieh auch in Etwas die Aufsichts- 
behörden, die immerhin noch zu Geschäfts-Kevisionen befugt 
und verpflichtet waren. 



Ernst M«{«r, B«fora. 
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Während des alten Staatswesens war die Gesammt- 

Verfassungf des platten Landes der natürliche Ausdruck der be- 
stehenden Gesellschafts- Ordnung gewesen, indem mit der wirth- 
schafüichen eine politische Herrschaft sich eng verbunden hatte. 

Diese Verfassung verlor aber ihre Grundlage, seitdem 
durch das Edikt betreffend den erleichterten Besitz und 
den freien Gebrauch des Grundeigenthums sowie die per- 
sönlichen Verhältnisse der Landbewohner vom 9. Oktober 
1807, durch das Edikt, betreffend die Regulirung der guts- 
henlicheu und bäuerlichen Verhältnisse und durch das 
£dikt zur Förderung der Land-Kultur, beide vom 14. Sep> 
tember 1811, die wirthschaitiichen Bedeliungen zwischen 
Gutsheri-schaften und Hintersassen gelöst worden waren. 
Sie stand nunmehr in der Luft, war nicht länger der Aus- 
druck einer bestehenden, sondern das Ueberbleibsel einer 
untergegangenen Gesellsehafts-Ordnung. Die wirthschaftliche 
und die politische Unterthäni^keit gehörten nothwendig zu- 
sammen, sie bedingten sich einander, trugen sich gegenseitig 
leichter; man durfte nicht die eine aufheben, und die andere 
bestehen lassen. 

Wohin das führte, hatte man in Frankreich bereits er- 
fahren. Wenn man nämlich fragt, warum dort vor dem 
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Ansbracbe der Revoltttion die Feadallasteii so sehr viel 
schwerer getragen wurden, obgleich sie an sich sehr ^el 

leichter waren, als anderswo, so liegt der Grund haupt- 
sächlich darin, dass man diese Lasten nicht mehr als die 
unvermeidlichen Folgen der Landesverfassung betrachten 
konnte, weil der Feudalismus bereits aufhört hatte, eine 
politische Institution zu sein, und nur noch als eine privat- 
rechtliche fortbet^tand. Denn die politische Hen*schaft des 
grundbesitzenden Adels in den Verhältnissen des platten Lan- 
des war Iftngst gebrochen, indem alle ortsobrigkeitliche Gewalt, 
alle Aufeicht tkber das ländliche Kommunalwesen bereits von 
den Giundherren auf die Btireaukratie über.ue'ranpen war, so- 
dass die Intendanten ganz Recht hatten, ihren Subdelegirten 
immer von Neuem einzuschärfen: „le seigneur n'est qu'un 
Premier habitaat"; höchstens dass auf den grossem Be- 
sitzungen noch eine patrimoniale Gerichtsbarkeit fortbestand, 
die jedoch von Staatswegen in ziemlich enge Schianken 
eingeschlossen war. Mithin erschienen die Feudallasten 
nicht mehr als Abgaben an (yffentliche Gewalten, die da- 
für Ruhe und Ordnung aufrecht erhielten, sondern nur 
noch als Privilegien von Privatpersonen, welche diese Vor- 
rechte nicht mehr durch die entsprechenden Pflichten be- 
zahlten ^^). 

Es musste jedoch ebenso verhängnissvoU wirken, wenn 
umgekehrt Fragmente der Staatsgewalt mit Gfttem in Ver- 
bindung bleiben, welche sich durch Nichts, als durch ihre 

durchschnittliche Grösse vor den übrigen auszeichneten; 
welche frei veräusserlich waren und frei getheilt werden 
konnten, und bald auch thatsächlich so sehr in den Handel 

78) Tocquevllle, L'ancien regime et la r^olution; Mit. Paris 
1866. S. :;9ä'. Taine, Les origines de la France contempondne. L'ao- 
den r^e; 2 ^dit Paris lö76. S. 47 fL lOä. 1^. 
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kamen, dass jede Spur des ii'ühern patriarchalischen Ver- 
hältnisses, jede Idee einer geborenen Obrigkeit nothwendig 
vernichtet wurde. 

lieber die Notliwendigkeit der Beseitipimir einer solchen 
Anomalie herrschte auch damals nicht der mindeste Zweifel. 
Nicht bloss das sog. Stdnsche Testament, d. h. das Rund- 
schreiben an die Oberbehörden yom 24. Noyember 1808, 
sondern auch die Kabinets-Ordres vom 31. Mai und 25. No- 
vember' 1808, sowie zahlreiche sonstige offizielle Kund- 
gebungen sprachen sich in der entschiedensten Weise in 
diesem Sinne aus^^). 

Der Wille und die Kraft für eine der veränderten Sach- 
lage entsprechende Befonn war in vollem Maasse vorhanden. 
Und ebenso auch jenes hohe Maass gesetzgeberischer 
Einsicht, welches ein völliger Neubau erforderte. Um 
einen solchen handelte es sich in der That; Anknüpfungs- 
punkte für die Herstellung einer ländlichen Selbstverwaltung 
fehlten durchaus. Denn nicht das konnte die Aufgabe sein, eine 
Landgemeinde-Ordnung, etwa nacli dem Muster der Städte- 
ordnung herzustellen. Das scheint fUr das gewöhnliche Ver- 
stftndniss das Nächstliegende zu sein und trat doch vor dem 
praktischen Sinne Steins und seiner Umgebungen weit in 
den Hintergnind. Eine vergleichsweise freie Verfassung 
der Landgemeinden hatte sich auch während der Feudalzeit 
nicht bloss erhalten, sondern theilweise neu gebildet und 
fortentwickelt. Und wenn diese Organisation allerdings zu- 
nächst und hauptsächlich den wirthschaftlichen Zwecken der 
Gemeinden dienen sollte, so war sie doch sehr wohl geeignet, 
bei einigen Korrekturen auch fQr die erst ällmälig entstehen- 

79) Perto n, 70f. 78f. 106f leOf. 248. 285. 810. Busewiti II, 
689ff. Preoss m, 531. SchOn, Papiere m, 220. (Facshnfle des 
pofititchen TettamenteK 
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den öffentlichen Aufgaben zu genflgen. Zu einer erheblichen 
Bedeutung wird es die östliche Landgemeinde bei ihrer ver- 
hftltnissmSasig geringen Leistungsftbigk^t- Oberhaupt nicht 

bringen, der ei|?entliclie Koiiiniunal-Verband des platten 
Landes ist im Osten der Kreis. Ausserdem bestand die 
Aufgabe bei der Reorganisation des platten Landes keines- 
wegs bloss darin, dem Drange nach Selbstverwaltung Raum 
zu geben, sondern mindestens in demselben Maasse darin, 
Organe zu Schäften, um die Wirksamkeit der Staatsgewalt 
zu befördern und zu vermehren. 

Um den Kreis, um seine kommunale und obrigkeitliche 
Organisation, hanptsllchlich um die Polizei- Ver&ssung des 
platten Landes hat es sich damals sogut wie bei jedem 
spätem ernstlichen Reformvei-suche in erster Linie ge- 
handelt 

£s lag freilich in der Natur der Sache, dass man es 
hier mit einer Nachbildung fremder Einrichtungen versuchen 

musste, was bei der Stiidteordnun^ ebenso s'elbstvei'ständlich 
Niemandem eingefallen war. Es waren wenigstens die besten 
Muster, die des klassischen Landes der Selbstverwaltung, 
welche Vincke bei seinem Gutachten zu Grunde legte. Und 
es war von verheissungsvoUster Vorbedeutung für das Ge- 
lingen, wenn Stein hier mässigend eingriff, indem er das 
englische Vorbild für ein Ideal erklärte, das man nie aus dem 
Auge verlieren dürfe, dessen volle Verwirklichung sich aber 
von den bisherigen Zustanden zu sehr entfernen wOrde. Der 
Erfolg schien in der That gesichert zu sein, als es auf 
Grundlage des Vinckeschen Gutachtens und im engsten An- 
schlüsse an die Steinscbeu Ideen wiedeinim dem ostpreussischen 
Provinzial- Departement gelungen war, einen Plan herzu- 
stellen, der zwar einzelne Unvollkommenheiten und insbe- 
sondere einzelne Lücken hatte, im Grossen und Ganzen aber 
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den Eindruck der yollsten Lebensfähigkeit macht, ein der 

StÄdteordnung ebenbürtiges Werk. „Die Einrichtung", heisst 
es am Schlüsse des am 13. Oktober 180S von Schrötter an 
Stein nbersandten Plans, „soll wo möglich Trinitatis 1809 
ihren Anfang nehmend Es handelte sich in der That nnr 
noch um Wochen, um auch diese Reform unter Dach zu 
bringen. 

Ba ist es denn ein Ereigniss von einer für die preus- 
sische Staatsentwicklung gar nicht zu ermessenden Bedeu- 
tung, dass in diesem für die Verwaltungs-Organisation ge- 
radezu kritischsten Momente Stein zurücktreten musste. Will 
man nicht einen ganz sinnlosen Personen-Kultus treiben, will 
man der historischen Wahrheit die Ehre geben, so muss man 
zugestehn, dass Stein bei Feststellung der Einzelheiten der 
Stftdteordnung, da wo er überhaupt eingriff, mehr schädlich 
als nfitzlich gewirkt hat Man hat aber trotzdem vollkommen 
Recht, wenn man die Städteordnung von 1808 die Steinsche 
nennt; es spricht sich darin die Empfindung aus, dass sie 
ohne ihn aberhanpt nicht zu Stande gekommen sein wOrde. 
Und die Schicksale, welche nun nach seinem Rflektritt die 
Reorganisation des platten Landes erlitten hat, bringen jene 
Empfindung zur vollen Evidenz. Das Fahrzeug war bereits 
im Hafen, als es von den Nachfolgern Steins nochmals auf 
die hohe See der Entwürfe hinausgeführt wurde, eine Fahrt, 
von der es nicht Ijeiinkeluen sollte. 

Die Schuld liegt nicht an einer angeblichen Reaktion in 
den Regierungskreisen; Dohna und Altenstein, vollends 
Hardenberg, von ihren Umgebungen gar nicht zu reden, 
waren viel liberaler als Stein; auch niclit an dem Wider- 
Stande des grundbesitzenden Adels. £in solcher Widerstand 
war allerdings in einem gewissen Maasse vorhanden, indessen 
doch langst nicht von der Bedeutung, wie mau nach ganz 
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vereinzelten Erscheinungen annehmen sollte; dieser Widern 
stand richtete sich auch vorzugsweise nur gegen die sociale, 
insbesondere gegen die agrarische Gesetzgebung, gegen eine 

Umgestaltung; der Eigenthuni^^ordnuiig wie sie tiefer greifend 
kaum gedacht werden kann. Indessen man wusste nach der 
Sitte der damaligen Zeit mit einer solchen Opposition ausser- 
ordentlich schnell fertig zu werden. Aeusserungen, die im 
Lichte heutiger Anschauungen vollständig harmlos erscheinen 
würden, führten direkt nach Spandau. Und was nun vollends 
die Opposition gegen die politischen Neusestaltungen betritit, 
80 beschränkt sich diese auf eine Anzahl von Eingaben, in 
denen um Beibehaltung der patrimonialen Gerichtsharkeit 
und Polizei gebeten wird. Sie wäre bei einigem Entgegen- 
kommen sehr leicht in die richtigen Hahnen zu lenken ge- 
wesen; denn wenn es z. B. in der Eingabe des Mohrunger 
Kreistags vom 11. September 1809 (Graf Dohna, Graf 
DönhoiF) heisst: „Wer könnte denn noch den geringsten 
Beruf in sich fühlen, auf Gütern zu leben, in denen ihnen 
keine andere Bestimmung mehr verbleibt, als seine Bevenüen 
zu verzehren»^)/ so hätte eine solche Gesinnung sehr wohl 
für die Selbstverwaltung im Steui-Vinckeschen Sinne ver- 
werthet werden können. 

Die Schuld lag vielmehr daran, dass niicli Steins Rück- 
tritt die EntwUiie einen immer höheren Flug nahmen, sich 
immer mehr von dem Boden der gegebenen Verhältnisse ent- 
fernten, und dass es ausserdem an der Energie zur Durch- 
fithrung einer solchen Aufgabe fehlte. 

In dem Gensdarmerie-Edikt von 1812 fand nach einer 



80) Acta, die Heschwerden der Gutsbesitzer in den Provinzen über 
die neue Organisation der Kreisverwaltung und der PolizeieiDhchtong 
des platten Landes betr. 1009—1812. 
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schneidenden Ironie der geschichtlichen Entwicklung die 
ganze grosse Bewegung ihren Abschluss. 

1. DIE VORLÄUFIGEN ÄUSSERUNGEN STEINS IN 
DER NASSAUER DENKSCHRIFT"). 

Der Grundgedanke war eine Verwaltung des platten 
Landes durch Wahlbeamte aus der Klasse der Eigenthümer. 
„Die Regierung, weit entfernt, Ursach zu haben über den 
Einfluss der Klasse der Eigenthümer aus einer ruhigen, 
sittlichen, vei-ständigen Nation Etwas befürchten zu müssen, 
vervielfältigt die Quellen ihrer Erkenntniss von den Bedürf- 
nissen der bürgerlichen Gesellschaft, und gewinnt an Stärke 
in den Mitteln der Ausführung. Alle Kräfte der Nation 
werden in Anspruch genommen, und sinken die höhern 
Klassen derselben durch Weichlichkeit und Gewinnsucht, so 
treten die folgenden mit verjüngter Kraft auf, erringen sich 
Einfluss, Ansehn und Vermögen und erhalten das ehrwürdige 
Gebäude einer freien, selbstständigen, unabhängigen Ver- 
fassung." 

Im Einzelnen lauten die Vorschläge noch sehr unbestimmt 
Hinsichtlich der ländlichen Gemeinde-Verfassung wurde ledig- 
lich auf die schlesische Einrichtung der Schulzen verwiesen, 
denen die Dorf- und Feldpolizei, die Ausfühining der landes- 
herrlichen Befehle und gewisse Zweige der untern Gerichts- 
barkeit übertragen seien. Hinsichtlich der Kreisordnung 
wurde die in den neuern Organisationen bereits durch- 
geführte Vereinigung von Stadt und Land mit einem ge- 
wählten Landrathe an der Spitze als nachahmungswerth be- 
zeichnet, und ausserdem etwas näher auf die Bildung des 



81) Pertz I, 428 ff. 
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Kreistags dng^gangen. Ib letzterer Beziehung heisst ^: 
„An die Stelle der BQreaukratie muss nicht eine auf ktkm- 

merlichen und sdiwachen Fundamenten beruhende Herr- 
schaft einiger Gutsbesitzer errichtet werden, sondern es 
kommt die Theiinahme an der Verwaltung sämmtliehen Be- 
sitzern eines bedeutenden Eigenthums jeder Art zu, damit 
sie Alle mit gleichen Vei-pflichtungen und Befugnissen an 
den Staat gebunden sind. Auf den Kreista^^en erscheinen 
daher die adligen Gutsbesitzer und Deputirte, so aus den 
fibrigen städtisdien und ländlichen Kommunitäten gewählt 
sind." Endlich wurden auch noch die GmndzOge einer 
Provinzial-Ordnung ^restreift, sowohl hinsichtlich der Kom- 
petenz, als der Zusammensetzung des Provinzial-Landtags; 
die Kompetenz sollte sich auf die Feststellung des Pro- 
vinzial-Gesetzbuchs, auf die Bestimmung der bäuerlichen Ver- 
fassung, auf die Innern Polizei-, Unterrichts- und Armen- 
Anstalten, die Landes-Meliorationen, die Bewilli'j:ung der zur 
Ausführung dieser Entwürfe erforderlichen Gelder erstrecken ; 
die Zusammensetzung sollte der der Kreistage nachgebildet 
werden, nur dass der Pro?inzial-Landtag aus den Deputirten 
der Kreistage zu bestehn hatte, und dass die Wählbarkeit 
an einen höhern Census geknüpft war. 

2. DIE VINCKESCHEN GUTACHTEN •>). 

Der Erste, welcher mit bestiiinnten Organisations- Plänen 
hervortrat, war Vincke. Von seinen Gutaciiten kommt in 
erster Linie das über die Organisation der Unterbehörden 
für die Polizei-Verwaltung vom 4. Juni 1808 In Betracht, 
daneben greifen aber auch die Gutachten Ober die Organi- 

82) Acta gen. betr. die Organisation der Kreii-Venraltangs* und 
PoUzei-ßeborden des platten Landes Vol. I.; Acta gen betr. die Oiga- 
nisation der Provinzial-, Polizei- und Finanz-Behörden Vol. L 
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satloD der Unterbehörden für die Finanz-Verwaltung vom 11. 

Juni 1808 und über die Organisation für die Kommunal- 
Verwaltung, ohne Datum, maassgebend ein. 

In Gemftssheit des Gutachtens ttber die Organisation 
der Unterbehörden ittr die Polizei -Verwaltung sollte die 
Reform in der Uebertragung der Polizeigescbilfte an die 
Einwohner, in der Verpflanzung der englischen Verwaltungs- 
Organisation auf den preussisehen Boden, soweit solche irgend 
möglich, bestehn. 

Es ist notbwendig, die Hauptstellen dieses Gutachtens 
wörtlich mitzutheilen ; dieselben lauten folgendermassen: 

„Es würde demnach die ganze bisherige Verfassung be- 
seitigt und in jedem Kreise nach Verhilltniss der Bevölke- 
rung und insbesondere des Flächeninhalts mehrere Land- 
r&the — dieser alte angesehene gewöhnte Titel drückt die 
Sache yollkommen aus — angeordnet, eher zu viel als zu 
wenig aus denselben Gründen wie in England , und jetzt 
besonders zum Anfange, wo die Sache recht leicht gemacht 
werden muss und unvollkommene Wahlen unvermeidlich 
sind, z. B. fOtr den Oberbamimschen Kreis der Kurmark 
von 27 DM. und 40,000 Menschen etwa 15 Landräthe". 

«Bei der Wahl würde nicht die Geburts-Kaste, nicht der 
borgerliche Stand, oder die Religion, immer aber ein ge- 
wisses Vermögen berücksichtigt und hierin dem Grundeigen- 
thum der Vorzug vor allen andern eingeräumt, also etwa, 
wer nach Abzug der Lasten und Schulden ein jährliches 
r^nes Einkommen von 400 Thlr. aus Grundstöcken, von 
8oO Thlr. aus Kapital- Vermögen , persönlichen Einkommen 



83) Der Auszug bei v. Bodelschwingh, S. 397 ff. erstreckt sich nur 
über zwei Seiten. Der obige Abdruck stimmt ganz genau mit dem Ori- 
ginal überein, was mit Bücksicbt auf einige stilistische Miuigel ausdrück- 
lich bemerkt sein mag. 
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oder merkantüischen Verkehr hat, oder eine Pachtung auf 
14 Jahre von '6 oder 4000 Thir.; bloss ausübende Advo- 
katen und Justiz- auch Kassenbeamte worden ausgeschlossen; 

man könnte auch den Grundbej^itzein ei^ne Auswahl einer 
bestimmten Anzahl von Kandidaten überlassen, aus denen 
der König wählte: aber besser scheint es, das königliche 
Gntdflnken ebensowenig zu beschränken bei der Anstellung; 
als bei der Entlassung und als in Ansehung der Anzahl. 
Der Vorschlag: ei-folfzte durch die Regierung und das De- 
partement der allgemeinen Polizei zur königlichen Geneh- 
migung. Diese Landräthe erhalten eine gemeinschaftliche 
Vollmacht, Landrathskommission, flAr die ihnen vereinigt 
zu übertragenden Geschäfte mit der Authorisation in deren 
Ausül)ung einzeln und in Deputationen zu handeln, und mit 
Ausnahme der Angelegenheiten, welche gemeinschaftlicher 
Berathung bedQrfen. Allen wird gleiche Gewalt gegeben, 
man möchte denn für den Anfang, wie es in England der 
Fall gewesen, ein Quorum bestimmen, dass bei gewissen Ge- 
schäften immer einer der zu benennenden vertrauenswür- 
digsten zug^en seyn solle ^^j"*. 

«Sie haben alle konkurrente Jurisdiktion im ganzen Um- 
fange des Kreises, sind nicht an bestimmte Orte, Zeiten, 
Geschäfte gebunden, bleiben in aller Absicht ebenso unab- 
hängig als sie es in England sind, und gewiss mit dem 
gleichen Erfolge als dort, noch sicherer hier bei den viel 
wenigem und einünchem Geschäften. — Dass diese aber 
nicht zu lästig gemacht werden und die persönliche Unab- 
hängigkeit nicht lieschränkeu, ist wesentliches Erfordemiss der 
tüchtigen, freudigen, unentgeltlichen Ausübung dieses Amtes*". 

84) Ueber die Bedeutung der Quorum: v. Vincke, Darstellung der 
innern Verwaltung Grossbritanniens 2. AuÜ. ItAti, b. 23 f. Gneist, Self- 
governmeut 3. Aufl. 1871. S. 196ff. 
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„Für die grOflsesten Städte, doch nur für diese, werden 

eigne Landrathskommissionen , unabhängig von den Krds- 
landrätlien bestellet; mau nenne sie aber nicht Stadträthe, 
sondern auch Landräthe, wegen der angeseheneren Bedeu- 
tung dieses Titels; in den Hauptstädten wird es auch 
uns nothwendig sein, dieselben zu besolden, weil hier Mftnner 
pefordeit werden, welche ihre ganze Zeit dem Amte widmen 
und es nicht als Nebensache betreiben können". 

„Die Landräthe vereinigen sich alle drei Monate an fest- 
bestimmten Tagen in der Kreisvereinigong, welche die eng- 
lischen Sessions vertritt, isur Verhandlung der gemeinschaft- 
lichen Kreis-Angelegenheiten, zur Entscheidung der von den 
einzelnen LandriUhen eingeleiteten und vorbereiteten Unter- 
suchungen, vornehmlich zur Ei-örterung und Entscheidung 
der angebrachten Beschwerden Qber Verfilgungen und An- 
ordnungen der einzelnen Landrilthe, welche über alle ihre 
Handlungen dem Ganzen Rechenschaft schuldig sind. In 
der Kreisvereinigung werden beständige und temporelle 
Deputation^ fCU' bestimmte Geschäftszweige z. B. Wegebau, 
Armen-Sachen, Schulangelegenheiten u. s. w. aus den dafür 
geeignetsten Landräthen bestellet, denen jedoch beizutreten, 
auch jedem andern unbenommen bleibt, welche in der näch- 
sten Zusammenkunft Bericht erstatten und von dieser jedes- 
mal erneuert werden. FOr die Kreisvereinigung wird von 
derselben ein Kreis-Secretair und Archivarius angeordnet 
und besoldet, die Landräthe müssen sich jeder mit einem 
eignen Schreiber versehen, welchen sie selbst wählen und 
dafar 100 Thlr. jährlich aus den aufkommenden Geldstrafen, 
in subsidium aus der Kreiskasse erhalten, insofern die 
Sportein soviel nicht ertragen haben. IHese würden massig 
l»estimmt . aber nicht ganz abgestellet , weil dadurch dem 
Queruliren zuviel Vorschub geschiehet; für Beiwohnung der 
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Kreisversammlung:, von Eröffnung bis zur Adjournii-ung er- 
hält jeder Landrath 15 Thlr. fintschädigong der Kosten des 
auBwArtigen Aufenthalts; auch andern Geschäften ausser 
dem Hause, Augenschein u. s. w. bleibt es ihm überlassen, 
Diäten von den Partheien oder aus der Kreiskasse zu for- 
dern; eigentliche Bezalung und Besoldung findet keine Statt.*^ 

.Der Gesch&ftskrds der Landiüthe umfiftsst den ganzen 
Kreis für welchen sie bestellt sind, alle darin begangenen 
Verletzungen der öffentlichen Siclierhcit, alle Einwohner ohne 
Untei'schied, in alle den Verhältnissen und Beziehungen, 
welche die zu emanirende Polizeiordnung und fernere ge- 
setzliche Bestimmungen ihrer liehterlichen oder administriren- 
ä&k Kompetenz nnterwerfen**. 

„Dahin gehört die Sorge: 

1. fOr öffentliche Kuhe und Ordnung, alle wirklichen 
Verletzungen derselben, sowie die Entfernung aller unmittel- 
bar zu deren Störung fahrenden Umstände, Landes?errätherel, 

verbotwidrige Zusammenkünfte, Verabredungen, En*egung 
von Missvergnügen, Aufruhr, Widei-setzlichkeit gegen Beamte 
oder deren Abgeordnete in Ausübung ihres Amts, Ver- 
letzungen der Ehrfurcht gegen den Landesherm, den Staat 
oder das Publikum, gegen die im Staat aufgenommenen 
Religionsgesellschaften; Störungen des Gottesdienstes, Miss- 
brauch der Religion zu Gaukeleien, Anmassung und Beein- 
ti-ächtigung der dem Staat vorbehaltenen Rechte u.8. w. (A.L.R. 
Th.II.Tit 20. §§ 91—322). Der Landrath muss den Offent^ 
liehen Frieden herstellen, den Thatbestand der Verletzungen 
konstatiren, die Ruhestörer entweder durch Bürgschaft oder 
durch gefängliche Verhaftung vor die nächste Kreisversamm- 
Inng zur weitem Erörterung und Bestraiung binden oder 
Sicherheit fOr kttnftiges gutes Betragen (A.L.R. Th. n. Tit 20. 
§ 533) bestellen lassen, oder dieselben, wenn die Gesetze dem 
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anpeschiildii^ten Verixehen eine Strafe bestimmen, welche die 
landräthlirhe Kompetenz übei-schreitet aü das Inquisitoriat 
sofort überweiseii; bis zu den Strafen von öffentlichen Aus- 
peitschen und Pranger, vom vierwöchentlichen GefiUigniss 
oder vierzehn Tage Zuchthaus und 50 Thaler 6e]d könnte 
wohl unbedenklich diese Kompetenz erstreckt werden. Das 
Militär umss der Aufforderung eines Landraths zur Aui'recht- 
haltung öffentlicher Ruhe sofort und nach dessen Anweisung 
Folge leisten. 

2. Sorge für Sicherheit der Personen, Leib, Leben, Ehre, 
Freiheit der Kinwohner, insofern auf ihre Beleidigung oder 
auf die Uebertretung der ihrer Beschädigung vorbeugenden 
Gesetze, eine Strafe bestimmt worden, unter der gleichen 
Kompetenzbeschrftnkung und lediglich in Absicht der öffent- 
lichen GenugtlKiung : es bleibt demnach jedem vorbehalten, 
nachdem dieser durch die Landrätbe genügt, bei dem ordent- 
lichen Richter seine Privatgenugthuung zu suchen, wobei 
jedoch der von erstem ausgemittelte Thatbestand, ohne 
weiters, zum Grunde gelegt, ihnen auch gestattet wird, den 
Partheien zum Vergleich zuzureden; dahin gehören Injurien, 
Duellje, körperliche Verletzungen, Misshandhingen, Beschä- 
digungen durch Reiten, Fahren, Bauten, bösartige Thiere, 
Gewehrsfhhrung, Menschenraub, Sklaverei, Entführung u. s. w. 

3. Sorge ftlr Sicherheit des Eigenthums und Vermögens 
sowohl gegen unmittelbare Beschädigung als gegen Ent- 
wendung, sowohl gegen verbotenen Eigennutz und Betrug, 
als gegen UnglacksfäUe und Naturwirkungen — auch hier 
unter der frohem Kompetenzbeschrftnkung, sowohl vor- 
beugend , als strafend , und alle Privatverletzung als eine 
öffentliche ahndend — daher gewalttluitige Besitzstorung, 
Feld- und Viehschäden, Diebstahl, Kauf und Versatz ge- 
stohlener Sachen, Pfondverleiher, Wucher, Ueberschreitung 

Brost X«i«r, B«form. 24 
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der Taxen, unerlaubte Kontrakte, Betrug im Handel und 
Wandel durch falsches Maass, Zahl, Geld oder Gewicht, 
durch schlechte Waare, durch Gesinde, falsches Spiel, Wahr- 
sagerei, Schatagrftber, FeuersbrQnste, Löschnngsanstalten, 
Uebersehweimnungen u. s. w. 

4. Sorge für Sicherung der Sitten und öffentlicher Ehr- 
barkeit, bei der Sonntagsfeier, Spiel, Trunkenheit, öffentliche 
Wirths- und Schankhäuser, Leihbibliothekea, Bordelle, Lust- 
barkeiten u. 8. w. 

5. Sorge fttr Sicherung der Gesundheit, Aerzte, Wund • 
ärzte, Hebammen, Impfungs- und Badeani^talten, Belebung 
von Scheintodten, Epidemien, Verkauf gesunder Nahrungs- 
mittel, Gefasse, Reinigkeit der Luft 

6. Gesinde, Handwerks-Innungs-Polizei , Besahlung der 
Löhne, und Streitigkeiten zwischen LohnheiTn und Gesinde 
und Arbeitern." 

„Auf alle diese Gegenstände scheint es durchaus noth* 
wendig, die Wirksamkeit der LandrAthe auszudehnen, um 
gute Polizei zu schaffen. Bisher wurden solche grossenthells 
in das alleinige Gebiet der Justiz geredmet, mit Aus- 
schliessung der Polizei sobald nur irgend eine Privatverletzung 
im Spiel war, oder unter Vorbehalt der besondem recht- 
lichen Untersuchung und Bestrafung. Die gröbem Ver- 
brechen mögen auch femer der Justiz verbleiben, aber fttr 
geringere Beschädigungen der Personen und des Eigenthums, 
wenn sie nicht wie bisher grossentheils ungeahndet bleiben 
sollen, ist es durchaus nothwendig, eine Uberall nahe gegen- 
wärtige, nicht sportelsüchtige Behörde zu konstituiren, welche 
gleich auf den Fleck wirken kann; es wird nicht weniger 
zweckmässig sein, dieser zugleich den ersten AnL'riff auch 
in allen grobem Vergehen zu übertragen , und man wird 
ohne Gefahr den Landrftthen die Beurtheilung der mehrem 
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oder roindern Erheblichkeit, nach Massgabe der DenantiatioD, 
der konknrrirenden Ümstände, der ihnen wohlbekannten 

Dennnzianten und Denunziaten, der möglichen Folpen und 
der wahrscheinlichen Straf bestimmung, Uberlassen können. 
Wenipstens wird das Publikum gewinnen diirdi raschere, 
wirksamere Untersuehunfr in den ersten entscheidendsten 
Momenten und durch die Bestrafung der kleinern, häufigsten 
und dadurch erheblichsten Vergehen, welche jetzt ganz 
straflos bleiben, weil jeder es scheuet sich deshalb in er- 
müdende, lästige processualische Weitlftufigkeit zu verwickeln, 
während der langsamen Untersuchung sich durch den Hass 
der Verklagten neuen Beschädigungen auszusetzen und doch 
dabei besorgen zu mflseen, daiss diese am Ende unter Be- 
günstigung der rechtlichen Förmlichkeiten und Spitzfündig- 
keiten durch die Humanität oder Fiivolität des Richtei*8, 
der für die Wichtigkeit solcher Objekte gar kein Gefühl 
hat, noch wohl gar straflos gelassen und der Angeber auf 
den Kosten sitzen hleibt. Das Cirkular vom 19. Oktober 
1801, wegen Abkürzung der fiskalischen Untei-suchungs- 
Prozesse (Amelang N. 11. II. 487), hat die Sache sehr wenig 
▼erbessert und stellt noch ein schrecklich weitläuftiges Ver- 
fahren dar; weit besser waren die alten westphälischen 
Brüchten- oder Polizeigerichte, ehe sie durch die preussische 
Prozessform yerdorben wurden, sowie sie noch bis zuletzt 
im OsnabrQckschen bestanden haben. Auch muss der Land- 
rath nothwendig Strafrecht haben, wenn er seine Autorität 
behaupten und etwas leisten soll: möge es indessen in allen 
FftUen seiner Diskretion ttberlassen bleiben, ob er sofort 
selbst strafen, oder ob er bloss zur Entscheidung der Kreis- 
vereinigung vorbereiten will, er wird schon selbst das richtige 
Mass treffen, oder man bestimme, dass letzteres bei allen 
Verletzungen der öffentlichen Ruhe, sowie der Sicherheit 

24» 
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von Pei"Sonen und Eigenthum stattfinden, bloss in den übrigen 
zu seiner Beurtheilung bleiben soll. Durch den Rekui*s von 
den individuellen Entscheidungen eines Landraths an die 
Kreisvereinigung, und in den Fällen, wo ein ^weiteres Ver- 
fahren nachgelassen werden möchte, an die Regieining, ist 
die Besorgniss eines übereilten ungerechten Verfahrens ent- 
fernt: oder man gestatte selbst an das Tribunal den Rekurs 
von Entscheidungen der Kreisvereinigung in den bemerkten 
Gegenständen, welche die Justiz bisher sich ausschliesslich 
aneignete, nur darf dann über den Thatbestand keine weitere 
Frage sein, dieser nmss angenommen werden, wie ihn erstere 
festgestellet, die immer die Vermuthung und den Glauben 
der Wahrheit für sich haben muss. Es dai-f auch nie ver- 
gessen werden, dass das allgemeine Wohl die ei*ste Rück- 
sicht ist, dieses muss gewinnen, wenn auch ja einmal von 
dem minder gelehrten aber praktisch verständigem Richter 
ein Individuum gekränkt und misshandelt werden sollte; es 
muss aber ganz zu Grunde gehen, wenn unter dem ängstlich 
sorgsamen Bestreben, jeder ei'sinnlichen und erdenklichen 
Kränkung der Unschuld voi'zubeugen, die kleinen und grossen 
Verbrecher sti*aflos durchschlüpfen, denn diese sind es doch 
gewöhnlich, welche den eigentlichen Voitheil davon haben. 
Warum ist doch immer ein so gi'osses Geschrei von Justiz- 
mord, wenn er den Einzelnen trifft, und nie der Justizmord 
des allgemeinen Bestens berücksichtigt!*^ 

„Daher sei denn auch das richterliche Verfahren der 
Landräthe nur summarisch und möglichst einfach, es nähere 
sich den Formen der brittischen Friedensgerichte, soweit sie 
hier anwendbar zu machen sind: er darf Niemand verur- 
theilen, ohne ihn gehört, ohne ihm alle Mittel zu seiner 
Vertheidigung gelassen zu haben, ohne Beweis seiner Schuld, 
aber sobald dieses dargethan, die Wahrheit gehörig aus- 
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gemittelt, der Verbrecher gehört, das Urtheil hierauf ge- 
gründet ist : sei mau auch zufrieden, man vei-sichere es durch 
Fönnlichkeiteii, aber man nehme diese nicht so buchstäblich 
ftngstlich, wie in England; man erleichtere es ihOglichst, 
durch gedruckte Formulare zu den noth wendigen sclirift- 
licben Verbandlungen, man begnüge sich, wenn aus diesen 
das Verfishren klar sich darstellt, und fordere von den Land- 
Tftthen keine Angabe und Ausführung ihrer Gründe. Man 
schreibe vor, in welchen Fällen dem Landrath eine blosse 
Vorladung genügen, in welchen er einen Verhaftsbefehl er- 
lassen soll, aber man besehrftnke ihn nidit in der An- 
wendung und überlasse es ihm gänzlich auf gegründet 
scheinenden Verdacht zu verfahren. Es ist doch wahrlich 
eine ganz übertriebene Humanität, dass gegenwärtig kein 
fiskalischer Beamte eine Untersuchung Tomehmen darf, ohne 
Authorisazion des vorgesetzten Collegii (A.G.O. ^ 35. 36), 
dass er diese bei vorhandener Denunziation erst durch 
Bericht eztrahiren mnss (37); bis solche nicht durch an 
Oewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit vorher konstatirt, 
gegen den Denunziaten selbst die Untersuchung nicht 
richten (39), eigenmächtiger Weise ohne spezielle Authori- 
sation die Verhaftnehmnng niemals veifdgen darf (44). — 
Auch muss der Landrath beftigt sein, Jedmi dessen Zeugniss 
ihm nützlich scheint, persönlich vorzuladen, bei entfernten 
abwesenden Zeugen werde jedoch auch die schriftliche ge- 
richtliche Erklärung admittirt; in allen zu seiner Kompetenz 
geeigneten Fällen, möchte immerhin der Beweis durch einen 
Zeugen zulässig sein ; das allgemeine Beste erforderte, hierin 
dem brittischen Veriiahren zu folgen; auch mnss der Land- 
rath befugt sdn, den Eid zu administriren , allenfalls unter 
jedesmaliger Zuziehung des Orts-Pfarrei*s. Dass man bei 
Entscheidung der Sache die faktischen Umstände dem Aus- 
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spmch einer Juiy unterwirft, dürfte unbedenklich und ob- 
gleich hier nicht nothwendig, wird es doch in anderer Hin- 
sicht von grossen Nutzen sein, nur wird man der Grand 
Jury fbglich entbehren kOnnen; man möchte denn anch die 
AssixeR für aUe Kriminalsachen adoptiren, und alle die 
Kompetenz der Landiäthe übei^schreitende Fälle, durch 
jährlich zweimal in den Kreisen herumreisende Deputiite 
der Tribunale zur Stelle erörtern und entscheiden lassen/' 

nln eben der Art, wie der richterliche dürfte auch der 
administrative Wirkungskreis der Landrftthe, in Absicht der 
Gegenstände zu bestimmen sein, welche 

7. das Armenwesen, Krankenanstalten, 

8. Anstalten für die Bequemlichkeit und Annehmlich- 
keit der Einwohner, Pflaster, Erleuchtung, Brunnen, Gossen, 
Uhren, Spaziergänge u. s. w. 

9. Wege, Landstrassen, Vorfluth, Ströme, Brücken 
und mehrere der Art betrefifen, welche grossentheils schon 
unter 1 bis d umstehend begriffen sind. — Von diesen sind 
7 und 8 immer an bestimmte Orte gebunden, es wird an 
vielen gelingen, einzelne Einwohner derselben zu ihrer Be- 
sor;iung willig zu machen, sie werden immer am besten dann 
gedeihen, und dieses sollte daher ein Hauptgeschäft der Kreis- 
Vereinigung sein, für jeden einzehien Gegenstand an den 
einzelnen Orten (oder beim Armenwesen für mehrere ver- 
bundene Orte) Kommitteen zu etabliren, welche sich künftig 
aus sich selbst propagirten, auf den Grund der für dieselben 
(wo wie bei Aimenunterstützung keine allgemeine Verbindlich- 
keit vorhanden ist), besonders zu ertheilenden Lokalgesetse der 
Regierung (Lokal-Akt). Ueber diese würde von den Land- 
räthen einzeln und vereinigt bloss eine allgemeine kontro- 
lirende Aufsicht geführt, und nur bei Missbrauch und Nach« 
Ifissigkeit, sowie bei Ausschreibung und Verwendung der 
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Beiträge thätifr eingegriffen , wo aber ein planniässiges Ver- 
fahren im ganzen Kreise nützlich, wie in Anuensachen, von 
der KreisTereinignng eSne besUndige Kommittee aus ihrer 
Mitte dam konstitnirt — die letztere wird aueh ftr Wege 
und VVassersachen erforderlich, für diese allgemeine Aufseher 
beBtelit und deren Bezahlung aus der Kreiskasse r^gnlirt. — 
Es werde aber dabei immer der Gesiehtspnnkt festgehalten, 
dass die Regierungsbeamten nur wirken sollen, wo Privat- 
personen es nicht wollen oder vermögen , und nur solange 
bis diese sieh damit befassen mOgen; es bleibe immer Zweck, 
die Regierung zu vereinfiidien und alle ihre Sorge den 
Individuen zu tibertragen." 

„Auch von der administrativen Wirksamkeit der Land- 
rftthe findet ein Rekurs an die Regierung statt, diese fordert 
iliren Berieht über angebrachte Beschwerden, und yerwirft 
oder bestätigt ihre Bestimmungen. Auch bleibt es jedem 
überlassen, den Landrath wegen seiner öffentlichen Hand- 
lungen , gerichtlich in Anspruch zu nehmen, auf Schaden- 
ersatz; aber er kann diesen nicht verlangen, wenn dieser 
bloss aus Irrthum fehlte, nur durch £rweis der bösen Absicht 
und Partheiligkeit, und er muss, wie bei jedem Rekurs, 
vorher ihn Yon der intendirten BeschwerdefUirung benaeh- 
richtipen. Ein fiskalischer Anspruch gegen denselben muss 
von der Regierung selbst ausgehen, sie kann auch seine Ent- 
lassung gehörigen Orts in Antrag bringen, ohne weitere 
Untersuchung/^ 

„Für die Gewerbe-Polizei sind ebenfalls die Landräthe 
die geeignete Behörde und eine viel wirksamere als die bis- 
herigen, da hier Tomehmlich die genaueste Lokalkunde erste 
Bedingung ist — Wenn hierin der Staat künftig sdne direkte 
Einwirkung beschränken möchte, so wird er desto thätiger 
in Hinwegr&umung der Hindemisse und Erweckung der 
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Individuen zur Selbsthätigkeit und zum Societäts^eist, wirksam 
und mit solchen Werkzeugen der Gewissheit eines gluck- 
liehen Erfolges Tersichert sein kOnnen, zumal hier eignes 

Interesse und eignes OelÜM der BedHrfiiisse, die eigne prak- 
tische Ansicht und Kenutuiss der besten Mittel und Personen 
unterstützen.'' 

„Dagegen bleibt alles, was bloss Partheisaehe ist, bloss 
das Mein und Dein angehet, alle sehiedsriehterliche, yer- 
sOhnende Gewalt von dem landräthlichen Wirkungskreise 
entfernt: es möchte denn solche ausnahmsweise durch be- 
sondere Gesetze dabin verwiesen werden.'^ 

„Die Unterbehdrde der Landräthe bleiben auf dem Lande 
die Schulzen, die in einigen Provinzen, z. B. Schlesien, schon 
grossentheils recht f;ut sind, auch einige Kreisschulzen für 
die zu bildenden giössem Abtheilungen der Kreise, und die 
Stadtverordneten, Polizei-Viertels-Meister, oder wie man sie 
sonst nennen will, in den Städten. Diese wttrden ganz nach 
dem Muster der englischen Konstabel geformt, alles Gute 
was in der brittischen Einrichtung liegt, ihnen übertragen, 
das Mangelhafte möglichst vermieden. r)ie Auswahl der 
dazu geeignetsten Personen sei lediglich den Landr&then in 
der Kreisvereinigung überlassen, Niemand möge derselben 
sich entziehen können, er mfisse es wenigstens drei Jahre 
bleiben, es werde dazu Niemand bestimmt, welcher nicht 
wenigstens mit einem Gioindeigenthum von 60 Moigen, in 
den Städten mit einem eigenen Hause angesessen ist Die 
Entlassung müsse von der Regierung auf Antrag der Ereis- 
vereinigung erfolgen können, Suhstituzionen würden nicht 
gestattet, wer die Wahl ablehnt zu ansehnlicher Geldstrafe 
verurtheilt, die jetzt häufig vorhandene Bealverbindlichkeit 
gewisser Güter zu diesem Amte würde In Geldabgabe zur 
Kreiskasse verwandelt — Aber die Münner, welche dieses 



Digitized by Google 



S. DIE VINCKnCBBV OCTACHTBir. 



377 



l&stige Amt übernehmen, müssen auch dafür auf alle Weise 
geehrt und belohnt werden, ersteres dureh dne äussere 
Auszeichnung der Kleidung, dureh den ersten Site in der 
Kirche, durch Voirang bei allen andern feierlichen Gelegen- 
heiten, durch doppelte Stimme bei allen Gemeindeverhand- 
luDgen, Prediger- Wahlen u. s. w., letzteres wenigstens durch 
Befreiung von allen Gtemeindelasten, Konmiunalabgaben, 
BSnquartirung, tou Chaussee-, Brücken-, Kanal-Geldem im 
Kreise, durch Sportein, wo eine Parthei konkinrirt, durch 
YeiigütuDg aus der Gemeindekasse (welche im Yerhältniss 
ihrer GeschAftigkeit und des Betrages der genossenen Be- 
gOnstignngen jährlieh von der Kreisvereinigung bestimmt 
werde), oder statt letzterer jährliche Gratifikationen an die 
verdientesten aus der Kreiskasse, durch Verbannung des 
bisherigen Phuzips, dass die Unterdiener alles ex officio 
Terrichten, von allen allgemein bestimmten Vagabonden- 
greilüngs- und andern Prämien ausgesdilossen bleiben sollten. 
Diese Begünstigungen und welche sich dem noch weiter bei- 
fügen lassen, würden jedoch nicht allen Schulzen sogleich 
mit Antritt des Amtes gemein, sondern erst sukzessiv mit 
der längem Verwaltung desselben; für 10 Jahre alle ohne 
Ausnahme; man muss Tomehmlich die ersten Jahre damit 
zu verstissen suchen, nach diesen werden Gewohnheit, 
Regierungslust etc. schon ihre Gewalt behaupten; wer 
25 Jahre den Posten tüchtig vorgestanden, und dieses in 
dem Zustande seiner Gemeinde nachsuweisen vermag, dem 
werde auch der Orden zu Theil, womit der Staat das Zivil- 
verdienst ehren wird, und welcher insofern die Dauer unbe- 
scholtener Dienstfohnmg dazu qualifiziren möchte, von 
unbesoldeten Beamten in halb soviel Jahren erworben werden 
muss, als von Besoldeten gefordert werden. Wenn diesem 
dann noch eine durchaus anständige, wftrdige, auszeichnende 
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Behandlung von Seiten der vorgesetzten Behörden hinzutritt, 
wenn insbesondere diese es sich zum Grundsatz machen, 
dem Schulzen soviel es irgend sein kann, seinen Wüllen 
za lassen und in seinem kleinern Wirkungskreise sowenig 
als möglich zu beschränken: So dOrfte es möglich sein, auch 
für diese Posten tüchtige Subjekte zu finden. Mehr als 
alles würden Konskripzionsbegünstigungen der Familien der 
Schulzen den Posten annehmlich machen, aber diese sind 
unter jedem andern Titel als 'ausgezeichneter persönlicher 
Qualifikation zum Studiren und Zivildienst, verderblich und 
mOg:1ichst zu beschränken. Der Umfang der üemeinden 
muss die Anzahl der Schulzen bestimmen, aber auch in den 
kleinem, werde jedem ein Substitut gegeben» oder doKsen 
Auswahl ihm selbst Qberlassen. Sowohl die Landrftthe mOssen 
befugt werden, sich zur Ausführung ihrer Aufträge jedes 
andern Einwohners des Kreises zu bedienen, als die Schulzen, 
jeden bei aussergewühnlichen Umständen zu ihrem tempo- 
rollen Deputirten zu bestellen und dadurch ihre Gewalt mü- 
zutheilen. Daneben bemühe man sich auf jede Weise Selbst- 
thiltigkeit und Sozietätsgeist unter dem V^olke zu erwecken 
und bethätige durch ein eigenes Gesetz den Willen, alle 
Wege-, Kanal-Bauten und andere öffentliche Gegenstände 
unter den englischen Modalitäten den Staatsbaigem unbe- 
schrAnkt zu äbertragen. SelbsthQlfe zur Pftndung wegen 
rückständiger PAchte, Miethe gestatte man auch bei uns 
den Eigenthümern, welches bei Aufhebung der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit ohnehin nöthig sein wird, um gerechten Be- 
schwerden vorzukommen, auch bisher den damit nicht ver- 
sehenen Gutsherrn in Westfalen zustand, und in Absieht von 
Vieh- und Holzbeschädigungen schon allgemein gesetzlich 
war. Die englischen Gewissensgerichte für kleine Schulden 



2. DIE VINOlESCHEN OCTACBTKM. 



379 



sind bei unserer Justiz nicht nothweudig, aber sie können 
sehr nützlich sein, Doch mehr die Bankerat-Kommissionen/* 
„Nach meiner innigsten Ueberzeugong wird es nicht 
unmöglich sein, diese Ideen zu realisiren; wanim sollte bei 
uns nicht geschehen können, was die Engländer in allen ihren 
Kolonien bei den verschiedensten Lokal- und Kulturverhält- 
niasen, wirklich ausgeführt haben? wenn nur die Begiemng 
den ernstlichen Willen hat, die Begierten werden sich bald 
in die neue Ordnung ftkgen nnd flir dieselbe bilden. Dennoch 
wtlrde es nicht rathsam sein, damit gleich überall vor- 
zuschreiten, man fauge an in der Provinz, wo der Erfolg 
am sichersten an erwarten ist, z. B. in Niederschlesien« man 
sorge da nur vornehmlich für ein Tmtandiges Begiemngs- 
Eollegium, welches der Sache nicht entgegenwirkt, die dahin 
strebt, seine eigene Existenz grösstentheils übertiüssig zu 
macheu, welches in den neuen Geist eingedrungen, den alten 
Geist der Regiemngssttcht ganz abzulegen vermag, und 
allmalig sich von den Gesch&ften zurückziehet, sowie die 
neue Einrichtung festen Fuss gewinnt, welche von demselben 
mit aller Kraft unterstützt, mit aller Vorsicht geleitet, und 
so allen entgegenstrebeuden üindemissen begegnet wird. 
Auch das Justiz-Tribunal muss da von gleichem Geiste belebt 
seyn; dann wird die Sache gewiss gehen und das auf- 
gestellte fest begründete Beispiel, die dabei gesammelten 
Erfahrungen, auch der dann allgemeinern Einführung den 
Weg bahnen. Das erste Bedürfhiss für die Sache bleibt 
indessen die Abfiissong einer allgemeinen Polizeiordnung für 
den ganzen Umfang der den Landrftthen übertragenen Wirk- 
samkeit, der sich dann die niihern lokalen Bestimmungen 
für jede Pi-ovinz und für einzelne Orte, leicht anpassen lassen, 
nnd wozu der 20. Titol des 2. Theüs des A.L.B., v. Bergs 
Polizeiredit and die demselben nachgelügte Sammlung vor- 
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Züglicher Polizeigesetze u. s. w. die Materialien liefern. Auch 
die AbüasBUDg einer Geschäftsordnung fQr die Landräthe." 

„Der YorsflglidiBte Einwurf, welcher sieb gegen die Sache 
machen Iftsst, dürfte beruhen in der Ünm(>gliGhkeit, sofort 
in den verschiedenen Kreisen gleich hinlänglich geeignete 
Subjekte zu Landrätheu zu finden ; aber wenn sie auch nicht 
gleich gans Tollkomnien la erhalten wären, so darf doch 
dieses die Einfbhning nidit hindern; man mllsste Ja sonst 
liberall beim Alten beharren, von jeder weitgreifenden Ver- 
besserung abstrahiren, weil jede einzig auf die Auswahl 
tachtiger Männer für die Ausführung beruhet, die selten 
gleich yorhanden sind, oft erst durch die Sache selbst ge- 
bildet werden müssen. Ich glaube indessen, dass der Mangel 
wirklich so gi-oss nicht ist, man identifizire und personalisire 
sich nur immer die Sache; sollten z. B. 15 Landräthe im 
vorhergenannten Oberbamimscben Kreise nicht anzutreffen 
sehi, unter allen GutsbesitBem, Domänen- und Outspäcbteni, 
SchulzenhoÜBbesitsern, Predigern, OberiSrstem, denKauflenten 
in Wrietzen, Freyenwalde, Neustadt, Strausberg? sie werden 
sich wohl überall finden, wenn man nur ernstlich sucht. 
Aber werden sie auch die Geschäfto unentgeltlich über- 
nehmen? auch dafür banget mir nicht, denn diese gewähren 
alle Annehmlichkeiten der öffratlichen Gesehäftigkeit, ohne 
Aufopferung des Nahrungsgewerbes und der persönlichen 
Unabhängigkeit, ohne lästigen Dienstzwang, Dienstunter- 
thänigkeit, völlige Hingebung; sie befriedigen den gemein- 
nützigen Eifer des Patrioten, wie das persünliche Interesse 
des Egoisten, weil ein solcher Posten überall zu Ansehen 
und Einfluss führen muss, den man lieber sich selbst aneignet, 
als andern über sich einräumt, welche sich noch vermehren 
lassen durdi eine demgemässe Organisation der Landesstände ; 
der reiche Gutsbesitzer wird sich bald dazu dränpren, hier 
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vie in EngUind, wie in dem neuen Königreich West&len 
selbst zn dem Maire (Schulzen) Posten in den agnen Dörfern, 

es wird ihm eine Entschädifrunp: gewähren für die bisher 
fiber seine untei-thänigen Bauern ausgeübte gutsherrliche 
Vormundsehafib und für die mit der. Patrimonialgerichts- 
barkeit sieh verlierende polizeiliche Gewalt; der Landraths- 
posten wird bald Gegenstand der grössteu ^'a('il eiferung und 
Eifersucht werden/' 

iJmmer yerdiente es wenigstens den Versuch, ob die 
Sache möglich und ausführbar, und wie sie am besten 
anwendbar zu machen, wodurch in einem andern Reiche so 
grosse Dinge geschehen.'' 

Um so kfirzer sind die Aeusserungen Vinekes Ober 
die Landgemdnde-Ordnung in den beiden Gutachten über 
die Organisation der ünterbehörden für die Koiimninal- 
TOrwaltung und Uber die Organisation der Unterbehörden 
fthr die flnanzverwaltung. 

Er ging davon aus, dass die Lokal -Bedürfnisse der 
ländlichen Kommunen in der Regel höchst einfach und un- 
bedeutend seieui und empfahl desshalb die Ausdehnung der 
in Westphalen bewahrten Einrichtung der Erbentage auf 
die übrigen Provinzen. Diese Erbentage waren Vei*samm- 
lungen der Beerbten, d. h. der GrundeigenthOmer mit Ein- 
schluss der domini utiles, der Erbpftehter u. s. w., oder viel- 
mehr streng genommen Versammlungen der Meistbeeibten, 
indem nur diejenigen stimmberechtigt waren, welche min- 
destens 13 Magdeburgische Morgen besassen. Die Erbentage 
waren gleichzeitig zur Untenrertbeilang der auf die einzelnen 
Bezirke, die Kirchspiele und Aemter entfallenden landes- 
herrlichen und provinziellen Abgaben und zur Feststellung 
des Bedarfs für die Lokal- und Kommunal-BedOrfoisse be- 
stimmt; es wurden dabei auch alle Gemeinde-Angelegenheiten 
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erledigt, einijze Deputirte für deren Wahrnehmung gewählt, 
die Rechnung des abgelaufenen Jalires von dem durch die 
Beerbten selbst erwAhlten, von der Kammer geprOften und 
bestätigten Rezeptor vorgelegt und abgenommen , der gaose 
innere Haushalt berichtigt; die Kammer konkurrirte nicht 
andei-s als durch Zustimmung zu neuen Ausgaben, durch 
Einholung der königlichen Genehmigung, wenn solche 
dauernd konstitnirt werden sollten, und durch Revision der 
Rechnungen in letzter Instanz. 

Es fragte sich nun aber doch, ob es möglich sein würde, 
eine solche Eimichtung, die an sich selbstverständlich ge- 
eignet war, eine gewisse Willfährigkeit bei der Bevölkemng 
und m Zutrauen derselben zu der Regierung hervonmrulbn, 
ohne Weiteres auf andere Landestheile zu Übertragen. Ins- 
besondere wäre (loch als eine nothwendige Vorbedingung die 
UeberUagung der westphälischen Kirchspiels- und Aemter- 
Verfassung erforderlich gewesen, und zwar hätten die Bezirke 
in den Ostliehen Provinzen einen viel grösseren Umfgoig 
erhalten mtlssen, indem die mittleren Grundeigenthfimer, auf 
denen diese Verfassung recht eigentlich bemhete, hier viel 
seltener waren, da die meisten Bauern hier vorläufig weder 
Eigenthum noch dominium utile hatten; wie das Alles Vincke 
selbst anerkannte und demgemäss vorschlug, vor der Hand 
auch den Zeitpächtem mit längerer Pachtzeit das Stimmrecht 
zu gewähren. 

8. DAS STEINSCHE SCHREIBEN AN SCHRÖTTER VOM 

27, JUXI 180H ÜBER DIE ORGAMSATION DER 
PUÜVlNZUL-ÜNTERBEÜÜltDEN ^'). 

Während hinsiehtlieh der Reorganisation der Regierungen 

die Mitwirkung Sclirotters nur in soweit in Anspruch ge- 

&5) Perts II, 670ff. 
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nommen war, als es sich um die nähere Ausfühiiing des in 
der Hauptsache bereits feststehenden vorläufigen Organisationflp 
Plans vom 28. November 1807 handelte, so war in Bezug 
auf die Verfassunjrs- Verhältnisse des platten Landes ein 
Bolcher allgemeiner Plan überhaupt erst aufzustellen. 

Es handelte stdi dabei in erster Linie um die Bildung 
der KreisbehOrden. Die eijsrenen Ansichten Steins ergeben 
sich aus der in dem Sehreiben enthaltenen Kritik der bereits 
Torliegenden Matenalien. 

Untei* diesen Icam zunächst ein von Schrötter selbst 
henührender Plan in Betracht, der unter der Bezeichnung 
„Anderweiter Organisations-Plan der bisherigen Land- und 
Steuerr&thlichen Officien in den vier altpreussischen Kammer- 
Departements" mittelst ausführlichen Berichts vom 5. März 
1806 dem Könige vorgelegt war^*'). Derselbe war dadurch 
veranlasst worden, dass in diesen Landestheilen im Gegen- 
satz zu allen übrigen Prorinzen der polizeiliche Wirkungs- 
kreis der Landrätbe bloss auf die RittergQter, nicht auch 
auf die DomUnen, Kölmischen Gtlter und städtischen Käm- 
mereigüter sich erstreckte, während andererseits die Kreise 
eine Ausdehnung hatten, welche eine wirksame Kontrole 
der Polizeiverwaltung Seitens der Landr&the auch nur in 
den ritterschaftlichen Gebieten völlig illusoiisch machte. 
Demgemäss wai* eine Verkleinerung der Kreise und eine 
Ausdehnung der landräthlichen Polizeiaufsicht auf alle im 
Kreise belegenen Grundstücke, ausserdem aber in Ueber- 
einstimmung mit der inNeuostpreussen bereits durchgeführten 

86) Der Bericlit vom 5. März 1806 nebst dem Anderweiten Orga- 
nisations-Plane sowie die Kab.-Ordre vom 18. Mai 1806 in Acta gen. 
betr. die Einrichtang der Kreis-Verwaltungs-BehOrdeii In Rmmeii* Dt»- 
•dben Aktenstücke nebst dem Sehröttencben Schreiben vom 21. Jon! 
1806 aneb in Acta gen. betr. die Organisation der Kreb-Yerwaltnngs- 
und Polisei-BehOrden des platten Landes. Vol. I. 
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Organisation auch eine Ausdehnung der landräthlichen Po- 
lizeiaufsicht auf die Städte und insofern eine VereiiiigUDg der 
landräthlieben und steuerräthlichen Offiden ToigeecUagoi 
worden, während im Uebrigen die Magistrate direkt des 
Kammern untei-stellt werden sollten, insbesondere hinsichtlich 
der Verwaltung des Kämmerei- und Bürgervermögens, hin- 
sichtlich der Gewerbepolizei, auch der Beförderung und Auf- 
nahme der städtischen Qewerbe, sowie Oberhaupt hinsichtfidi 
der sog. Stadtwirthschaft, nach Analogie der Staats \iirtli- 
schaft Es war Schrötter nicht entgangen, dass zur Durch- 
fbhrung einer solchen Organisation höhere Anfofdeniiige& » 
die Qualifikation der Landräthe gestellt werden mttssten. er 
hatte deshalb auf eine strengere Prüfung der Landrathsamtg- 
Kandidaten durch die Ober-Examinations-Komniission ge- 
drungen, und die Genehmigung erbeten, erfottlerlicheo FaOs 
bei den Vorschlägen von der Angesessenheit im Kreise absehen 
zu dürfen. Die Kabinets-Ordre vom 18. Mai 1806, aus der 
Übrigens henroigeht, dass man sich damals im niedeisii^ 
Bischen und pommerschen Departement mit dner fthnlidiei 
Reorganisation beschäftigte, hatte diesen Plan im ganzen üm- 
fange genehmigt, insbesondere auch gutgeheissen , dass die 
Ober-Examinations-Kommission angewiesen werde, die su 
Landrathsposten im altpreussischen Departement sich mel» 
denden Kandidaten ebenso gründlich als die angehendes 
Kriegs- und Domänen-B&the zu prüfen und daher die Prü- 
fung nicht, wie bisher Tielfach, auf einzelne spedelle iSad» 
liehe Polizei^'egenstandc zu beschränken, sondern auf die 
wichtigsten Zweige der Polizei- und der Staats-Wissenschaft zu 
erstrecken, sich auch mit der Präsentation unangesesseuer Be- 
werber einverstanden erklärt Mit der Ausführung dieser 
Organisation hatten sich auch die Kammer-Priisidien bereits 
befasst, als der Ausbruch des Kriegs und die baldige In- 
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vasion dazwischen trat. Dieser Plan ist zwar wiederum ein Be- 
weis für die Beformbestrebungen Schrötters vor der eigeoUichen 
Reform, indessen bat doch Stein ganz Recht, wenn er nach 
der Mittheilung des Plans In dem Schreiben Tom 27. Jnni 
darauf hinweist, dass solcher zu dem Geiste der neuen Or- 
ganisation nicht passe, da er ganz auf besoldete Diener be- 
rechnet sei, die Distrikte zu gross blieben, die Landr&the 
zu wenig sie onterstQtzende Personen hätten, nnd alle Ver- 
bindung mit den Ständen fehle, was dann auch Schrötter in 
dem Schreiben vom 13. Oktober als richtig anerkannte. 

Ein weiterer Plan, der in zwei Aufsätzen des Landraths 
Ton Itzeiiplits und in drei An&ätsen des Grafen von Rheden 
naher ausgeführt war, wonach die KreisbehOrden ans kleinen 
Kollegen bestehen sollten, fand die Zustimmung Steins des- 
halb nicht, weil diese Behörden zu zahlreich seien, und auser- 
dem gerade die Instanz, welche vorzugsweise exekutiren 
solle, zu einer schwerfälligen und doch immer nur sehr 
unvollkommen deliberirenden Behörde gemacht werden wQrde. 

Es blieb dann der Vinckesche Plan. 1 )ie sofortige Ausfilhmng 
desselben war Stein im Hinblick auf den Zustand des Volks 
und der Gesetzgebung bedenklich; er befürchtete namentlich, 
dass es schwer halten werde, die erforderliche Anzahl quali- 
fieirter Individuen sogleich zu erhalten; auch schien ihm die 
Umgestaltung der Gesetzgebung eine zu plöt2liche und tief 
greifende zu sein. Aber dennnoch fand er diesen Plan 
einer ganz vorzOglichen Aufinerksamkeit werth, „um ihn so- 
viel möglich schon Jetzt so in Ausführung zu bringen, dass 
künftig sich der Erreichung des Ideals immer mehr genähert 
wird". Die Landrilthe seien beizubehalten, es müssten ihnen 
jedoch Kreis -Deputirte in grösserer Anzahl als Geholfen, 
allen&Us mit konkurrirender Autorität beigegehen werden; 
die Landräthe mOssten dabei die Stellung der Quorum in 

Sraai Heiex, Btfom. 85 
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£Dgland vertreten, einige GescbAfte seien ihnen auscbiiesslich, 
andere nnter Th^nahme der Ereis-Dqiuturten zu abertragen. 
Das Sehreiben vom 27. Juni beschäftig sich ausserdem 

noch kurz mit dem Schulzenwei-eii und mit der Bes>chaffenheit 
der unteren Organe für die ausübende Gewalt. Hinsichtlich 
des Scholzenwesens wird lediglich auf die Vinckeschen Gut- 
achten und auf die Schlesische Verfiissung, hinsichtlieh der 
Exekutiv-Organe auf die Einrichtung der enplischen Con- 
stables im G^ensatz zu der fianzösischen Gendarmerie ver- 
wiesen. 

4. DER SCmiÖTT£RSCH£ PLAli ZUR EmRICÜTUNG 
DER KREIS- VERWALTUNGS-BEHÖRDEN IN 

PREUSSEN, VOM 13. OKTOBER 1808 «0. 

Unter Berufung auf das Schreiben vom 27. Juni legte 

Schrötter am 13. Oktober seinen wiederum nur auf die 
Provinz Preussen berechneten Plan vor. Derselbe be- 
schrankte sich auf die Kreis- und Polizei-Ver&ssuag dea 
platten Landes, r^elte diese aber in grösster Ausführ- 
lichkeit. Es war zwar die Ausarbeitung ehier förmlichen 
Verordnung nebst dazu gehöriger Instruktion ausdrücklich 
vorbehalten, es wäre aber die Verwandlung der 158 Nummeni 
in Gesetzes-Paragraphen eine verhftltnissmftssig leichte Arbeit 
gewesen; der Plan vom 18. Oktober hatte zwar noch nidit 
die Vollendung des Constitutions-Entwui-fs der Städteordnung, 
doch ging derselbe über die Freyschen Aufsätze in formeller 
Hinsicht weit hinaus. 



87) Acta gen. betr. die Oi^anisation der Kreis-, Verwahungs- und 
Polizei- Behörden des platten Landes Vol. I; auch fUr die folgenden 
Abschnitte. 
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Eine Ergänzung des Plans bildet das mit den Gegen- 
bemerkungen vom 24. November eingereichte Gutachten über 
die Organisation der Ortsbehörden auf dem platten Lande. 
Diese Organisation der Ortebehörden war in dem Plane vom 
18. Oktober, wie Scbrötter inzwischen selbst eingesehen hatte, 
allzu kurz behandelt gewesen; so wichti^j es auch war, den 
Neubau mit den höhern Stufen zu beginnen, so stellte es 
sich doch gleichfalls als nothwendig heraus, die Fundamente 
an einzelnen Punkten zu emenem. 

Aus der Verbindung dieser beiden Entwürfe eigiebt sich 
nun folgendes Bild. 

a. DIE ORTS-YERWALTÜNG. 

Jedes Dorf mit fündig Seelen und dai*aber macht mit 
allen dazugehörigen Gütern, ohne Untenchied ob sie Bitter- 

gOter oder Domänen-Vorwerke sind, und mit allen in den- 
selben befindlichen Einwohnern einen Polizeibezirk aus; ein- 
zeln belegene Höfe, Grundstücke und Dörfer unter fünfsig 
Seelen werden entweder unter einander oder mit einem be- 
nachbarten Polizeibezirke vereinigt^ 

Ortspolizei-Behörden sind entweder die Guts- und Vor- 
werksbesitzer, oder Schuhsen&mter. Den Gute- und Vorwerks- 
besitzem steht die Ortspolizei- Verwaltung in allen denjenigen 
Bezirken zu, in welchen Ritterfrüter oder Vorwerke sich 
befinden, in der Weise, dass unter mehreren in einem Bezirke 
befindlichen Gute- oder Vorwerks-Besitzem die Polizei- Ver- 
waltung von sechs zu sechs Jahren wechselt, dass femer 
diejenigen Besitzer, welche abwesend sind, oder der nöthigen 
Eigenschallen entbehren, oder für ihre Person von der Be- 
fiigniss keinen Gebrauch machen wollen, einen von ihnen in 
seiner AmtsfÜhi-ung völlig unabhängigen Stellvertreter der 

hohem Behörde pi'äsentiren können, und dass endlich auch 

25* 
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diejenigen Besitzer, welche das Amt in Person walimehmen» 
doch befiigt sind, gewisse Gesch&fte einem in ihrem Namen 
handelnden, gleichfaUs ym der Behörde bestätigten Geholfen 
20 übertragen. 

Die Schulzenämter bestehen aus dem Schulzen und zwei 
Geschworenen. Die Bestellung zum Schulzen erfolgt hinfort 
nicht mehr auf Grund des Besitzes sog. SchnlzengQter, indem 
der Bestimmung der Kammern Oberlassen wird, inwiefern 
die Krbschulzen wegen der ihnen für die Verwaltung des 
Schulzenamts zugestandenen Vortheile den Gemeinden ge- 
recht werden mflssen. Vielmehr kommt es hinsichtlich der 
Besteüung hinfort darauf an, ob die bäuerlichen Grund- 
stöcke des Bezirfcs entweder dem Gutsherrn ganz oder 
grossentheils eigenthümlich gehören, oder ob sie den Ein- 
gesessenen ganz oder grossentheils erblich zustehen, indem im 
erstem Falle der Gutsherr die Mitglieder des Schulzenamts 
zur hohem Bestätigung vorschlägt, während im letztem Falle 
die Dorfgemeinde, resp. die mehreren Dorfgemeinden, nach 
einem Turnus oder aufGnind einer verhältnissmiissigen Ver- 
theilung, zu jedem Posten zwei Subjekte wählt, Yon denen 
die Behörde eins bestätigt» Die Behörde hat fibrigens das 
Becht, die Wiederholung des Vorschlags resp. der Wahl zu 
verlangen, wenn sämnitliche Vorgeschlagenen oder Gewählten 
der aöthigen Eigenschaften entbehren. 

In Angelegenheiten der administrativen Polizei fungirt 
der Schulze allein, in Angelegenheiten der Polizei- und 
Civil-Gerichtsbarkeit das Schulzenamt. Das Schulzenamt ist 
insbesondere kompetent bei Polizei -üebeilretungen bis zu 
acht Tagen Gefilngniss oder verhältnissniässiger Geldstrafe, 
bei Diebstählen in den FäUen der §§ 1122, und 1128 Th.ll, 
Tit 20 A.L.R., bei Verbal- und geringeren Bealiijurien, 
bei Gesinde und Pfilndungssachen , sofern bei letzteren der 
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Beschädigte sicli mit einem Pfandgelde begnügt, endlich bei 
Schuldsachen unter fünf Thalern. 

Behu& der Kommunal- Verwaltung, an weleher adlige 
Güter und Domänen mit ihren Leuten in der Hegel Mnen 
Theil haben, bildet jedes Dorf mit seiner Feldmark einen 
natürlichen Gemeindebezirk, indem nur einzelne Gehöfte und 
solche OrtBchalten, die nicht über drei Fenerstellen betrageoi 
mit andern vereinigt werden sollen. Die Verwaltung der 
Eommunal-Angelegenbeiten wird theils von der Gemeinde in 
ihren Versammlungen, theils Tom Schulzen und zwei Ge- 
schworenen besorgt; der Schulze und die Geschworenen wer- 
den dann besondei^s gewählt, ^wenn sie nicht schon Gemeinde- 
glieder sind, was nur bei dem ausnahmsweisen Auseinander- 
fallen des Polizei* und Gemeinde-Bezirks eintreten kann. 

b. DIE BEZIBK8.yERWALTUK0. 

Das gesammte Areal des platten Landes wird in Bezirke 
abgetheilt, von denen keiner über 8000 Seelen oder über 

8 DMeilen umfassen soll. Bei dieser Abgrenzung ist haupt- 
sächlich nur auf administrative Zweckmässigkeit zu sehen, 
jedoch die Trennung der Rittergüter von den dazugehörigen 
Bauerdörfem in soweit zu vermeiden, als diese Dörfer mit 
dem Gute zusammeuhäugen und nicht besondere Umstände 
die Zerstückelung nothwendig machen; die Städte bilden 
Bezirke für sieh (3—6). 

Diese Bezirke sind lediglich Verwaltungs- Bezirke und 
nicht zugleich auch Kommunal-\ erl)ände. Das Organ der 
Bezirks-Verwaltung ist der Kreis-Deputirte, der aus mehreren 
vom Kreistage Präsentirten, von der höchsten Landesbehörde 
ernannt wird. Prasentationsfiihig ist Jeder, der dreissig Jahr 
alt ist und im Bezirke wohnt, sofern er entweder mit einem 
Grundstücke von wenigstens 500 Thln sehuldeniireien Er- 
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trag im Kreise angesessen ist, oder ein Pachtgrundstück zum 
jährlichen Pachtzinse von 2000 Thlr. auf 12 Jahre inae 
hat, oder eine jährliche RevenOe von 800 Thlm. aus Ge- 
werbe, Kapitalzinsen u. s. w. nachweisen kann. Derjenifie, 
welcher hieniach präsentationsfähig ist, ist in der Regel auch 
verpflichtet, und zwar bei Verlust des Stimmrechts und der 
Theilnahme an der Kreisverwaltung, sowie bei einer Strafe 
von 1000 Thlr, das Amt des Kreis - Deputirten zu über- 
nehmen, sofern nicht dauernde Krankheit, häufige Abwesen- 
heit, höheres Alter, gewisse Berufsgeschäfte und dergleichen 
mehr nach der Entscheidung des Kreistags einen gültigen 
Entschuldigungsgi-und bilden. Die Ernennung erfolgt auf 
di-ei Jahre in der Weise, dass jährlich der dritte Theil der 
Kreis-Deputirten jedes Kreises ausscheidet. Eine Wieder- 
wahl ist statthaft, ein Zwang zur Wiederannahme findet aber 
erst nach Ablauf von 9 Jahren statt. Das Amt ist ein un- 
besoldetes Ehrenamt, unbeschadet des Bezugs von Reise- 
kosten und Diäten, sowie der tiixmässigen Sportein in Partei- 
sachen. Die Stellvertretung des Kreis-Deputirten in Be- 
hinderungsfällen übernimmt der auf dieselben Weise bestellte 
Kreis- Assistent, auf Grund einer Anzeige an die vorgesetzte 
Behörde, ohne dass es eines fönnlichen Auftrags derselben 
bedürfte (133. 141—153. 30. 31). 

Der Kreis-Deputirte verwaltet in seinem Bezirke die 
Landes-Polizei nach den bestehenden Vorschriften, und wacht 
über die Befolgimg der Landes-Gesetze. Er ist der unmittel- 
bare Vorgesetzte und Kontroleur der Orts-Polizei und führt 
die Aufsicht über die Kommunal-Verwaltung (16—20). Die 
Beschwerden über die Orts-Polizei-Behörden werden von ihm 
untersucht, und vorbehaltlich des Rekurses an die höhere 
Polizei-Behörde, entschieden. In die Verwaltung des Kom- 
munal- Vermögens darf er sich aber nur dann mischen, wenn 
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dabd yon den gesetzlidien Bestunmungen abgegangen wird ; 

sonst ist er bloss Aufsichtsbehörde (23. 24). Mit der Polizei- 
Verwaltung ist eine vorläufige Straffestsetzung in denjenigen 
Fällen verbunden, in welchen die Gesetze nur eine Strafe 
von 14 Tagen Gefftngniss oder verhaltnissniftssige Geldstrafe 
verordnen; jedoch muss dazu das Schulzenamt desjenigen 
Oils, wo die Kontravention begangen ist, zugezogen, und vor 
Abfassung der Resolution nicht bloss dessen Anerkennung 
der Richtigkeit des Thatbestandes, sondern auch dessen Zu- 
stimmung zu der bestimmten Strafe zu Protokoll gegeben 
werden; der Beschuldigte hat das Recht binnen zehn Tagen 
nach dem Emp&nge der Resolution auf förmliches rechtliches 
GebOr und Erkenntniss bei der Justizbehörde anzutragen, 
was ihm in der llesolution besonders mitgetheilt werden 
muss; die Akten werden dann sofort an das Gericht abge- 
geben (84—88. 99); dies Alles in analoger Anwendung des 
§ 45 der Verordnung vom 20. December 1808, 

Bei Ausübung der ihnen verliehenen exekutiven Gewalt 
müssen die Kreis-Deputirten in der Regel die in den Gre- 
setzen vorgeschriebenen Grade beobachten; sie sind indessen 
befugt, in Fällen, wo die verlangte Verpflichtung auch durch , 
einen Dritten geleistet werden kann, solche nach finichtlos 
gebliebener Aufforderung des Verpflichteten &a dessen Rech- 
nung zu bewirken; es besieht sich das namentlich auf 
Lieferungen, bei denen es nicht gerade auf einzelne im Be- 
sitze des Verpflichteten befindliche Gegenstände ankommt; 
es wird dann der Kostenbetrag von dem Verpflichteten exe- 
kutivisch beigetrieben und zwar ohne Einrede hinsichtlich 
der Höhe des Betrags, sofern der Verpflichtete bereits in der 
Aufforderung darauf hingewiesen war, dass dies Verfahren 
eintreten wttrde. Strafbefehle im Wege des exekutivischen 
Verfahrens können die Kreis-Deputirten bis zur Summe von 
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10 Thlr. oder 5 Tapen Gefängniss erlassen und vollstrecken, 
ohne dass der Justizbehörde darüber eine Einmischung zu- 
stände**®). Militilr- Exekution findet nur bei hartnäckigem 
Ungehorsam oder wirklicher Widersetzlichkeit ganzer Ge- 
meinden nach fruchtlos gebliebener Civil-Exekution und vor- 
heriger Androhung statt. Die Einlegung von Militär-Exe- 
kution darf ohne ausdrückliche Genehmigung der Provinzial- 
Polizei-Behörde nicht veranlasst werden. Kommt es bei der 
Exekution auf den Verkauf eines Grundstückes an, so wird 
selbige zwar von dem ordentlichen Gerichte, unter welchem 



88) Dadurch wird ein neues Licht auf die unendlich oft, insbe- 
sondere auch im Landtage, erörterte Kontroverse geworfen, ob die den 
Landes-Polizei-Behörden in 48 der Verordnung vom 26. December 
1808 beigelegte Exekutions-ßefugniss , ob insbesondere die Befugniss 
zum Erlass förmlicher Straf befehle entweder ein Voi recht der Landes- 
Polizei-Behörden, oder eine den sämmtlichen Polizei-Behörden gemein- 
sam zustehende Befugniss sei, wobei namentlich auch das Verhältniss 
des 4i 20 des Gesetzes vom IL März 1850 von Bedeutung ist. Sofern 
nun von den Gegnern der Ausdehnung jener Befugniss auf die Land- 
räthe und Ortsbehörden häufig darauf hingewiese'b ist, dass der Gesetz- 
geber seiner Zeit mit voller Absiebt die administrative Exekution auf 
die kollegialisch organisirten Behörden, wegen der in dieser Organisation 
liegenden Garantie gegen eine missbräuchliche Anwendung, beschränkt 
habe, so crgiebt sich jetzt die nur relative Richtigkeit dieses Arguments ; 
es ist nur der Betrag der sog. Exekutivstrafen bei den Unterbehörden 
ein sehr viel geringerer. Die Kontroverse hatte bereits seit der Kreis- 
ordnung und dem Kompetenz-Gesetze für die betreffenden LandestheUe 
ihre Wichtigkeit verloren, sie ist jetzt durch die §^ 68 ff. des Gesetzes 
über die Organisation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 
1880 völlig beseitigt, indem die Regelung ganz im Sinne der Gesetz, 
gebung von 1808 erfolgt ist Theoretisch bleibt aber die Kontroverse, 
insbesondere in den wechselnden Phasen ihrer Entwicklung eine der 
interessantesten des Verwaltungsrechts, da sie in die höchsten Princi- 
pienfragen hineinreicht und ein treues Bild von der Stellung der poli- 
tischen Parteien zu der Staatsgewalt gewährt; es ist ausserdem eine 
seltene Fülle von Kenntnissen und Scharfsinn auf die Erörterung ver- 
wendet worden; ich behalte mir vor, in einer besondem Ausführung 
darauf zurückzukommen. Vgl. übrigens Th. F. Oppenhoff, Die preussi- 
sehen Gesetze über die Ressort-Verhältnisse. Berlin 1863. S. 182. 
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€6 gelegeii ist, im Wege der notfaweiidigeii Subhastation be- 
iHrkt, die Benrthefltmg aber, ob zu dem Verkauf geschritten 
werden muss, gebührt lediglich den Kreis-Deputirten; die 
Subhastation kann daher auf ihren Antrag nicht vei-sagt 
werden. Der Verkauf abgepf&ndeter Effekten geschieht Jedes- 
mal mit Zuziehung einer Justizperson (99—107). Auch diese 
Bestimmungen sind den für die Regierungen gegebenen durch- 
aus nachgebildet ( Verordnung vom 26. December 1808 § 48). 

Endlich ist die Polizei- Verwaltung der Krei8*Deputirten 
in sehr weitgehender Weise der Kontrole der Gerichte unter- 
worfen. Insbesondere soll der Weg Rechtens bei solchen poli- 
zeilichen Veiftigungen, welche einer ausdrücklichen Disposi- 
tion der Gesetze gerade entgegen sind, unbedingt offen stehen, 
und zwar nicht nur über den Schadensersatz, sondern auch 
Ober die Verpflichtung selbst Dasselbe ist der Fall, wenn 
der Kiftger ein besonderes gültiges Recht erworben zu haben 
behauptet, welches der durch die Pülizci-Verfügung ange- 
ordneten Verbindlichkeit entgegensteht; in diesem Falle kann 
jedoch der Kreis- DeputiitOi des Widerspruchs ungeachtet, 
mit der Ausführung vorgehen und die Exekution yerfügen, 
wenn nach seinem pflichtmässigen Ermessen damit ohne über- 
wiegenden Nachtheil des Allgemeinen bis zur richterlichen 
Entscheidung nicht gewaltet werden kann. Wenn dagegen 
die Klage nicht auf eins dieser beiden Fundamente^ sondern 
nur auf die allgemeine Freihdt und auf die Prindpien vom 
freien Genuss des Eigenthunis gegründet wird, so steht der 
Justiz-Behörde nur dann eine Kognition über die Nothwendig- 
keit der Polizei-Verfügung zum allgemeinen Besten und 
deren Zweckmässigkeit zu, wenn eine richterliche Er&rterung 
darüber in den Gesetzen ausdrücklich nachgelassen worden, 
oder die Polizei -Verfügung eine ganz neue Anordnung ent- 
halt, welche weder von der höheren Polizei-Instanz genehmigt. 
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noch durch ein Gesetz begrQndet wird. Jedoch kann in 
diesem Falle niemals Ober die Verpflichtung zur Befolgung 

der Polizei -Verfüj^iinp, sondern nur darüber eine recht- 
liche Klage gestattet werden, ob und in wie weit, jedoch 
unter vorausgesetzter Nothwendigkeit und Zweckmässigkeit 
der Verfügung, ein Entschädigungs-Anspmch wegen derselben 
dem Kläger nach den Gesetzen zustehe. Endlieh soll sogar 
in diesem Falle die richterliche Einwirkung in vollem Um- 
fange eintreten, wenn die höhere Polizei-Behörde die \'er- 
fügung gemissbüiigt hat, und zwar wird diese Ausdehnung 
des BeehtswegB ftr „natOrlich'' erUftrt (78—83). Wiederum 
sind hinsichtlich dieser Bestimmungen die f&r die Regierungen 
in der Verordnung vom 26. November 1808 g 38 flf. aufge- 
stellten Grunds&tze maassgebend gewesen. 

G. DIE £K£IS-y£BWALTUNO. 

Die Kreise, welche zugleich Staatsverwaltungs-Bezirke 
und Kommunal-Verbände sind, erstrecken sich mit Ausnahme 
der Stadt Königsberg i die einen Kreis für sich bildet, 
gleichmässig auf Stadt und Land; sie sollen nicht aber 
35 □ Meilen gross sein und nicht über 45 000 Seelen ent- 
halten, im üebiigeu aber so abgegrenzt werden, dass sie, 
ohne Rücksicht auf bisherige Kreisgrenzen, möglichst r^u- 
läre Figuren bilden (1. 2. 5. 7. 8). 

Die neuen Kreis-Verwaltungs- Behörden haben in ihrer 
doppelten Eigenschaft als Staats- und als Kommunal-Behör- 
den die Verwaltung der l'olizeigeschäfte, die Aufsicht über 
das niedere Kommunalwesen, die Erhebung aller direkten 
GefiUle des Staats, die Besoigung aller Militär-Angelegen- 
heiten und die Torschriftsrnftssige Regulirang und Ausführung 
der Kreis-Societats-Geschafte (14). 

Zu diesen Kreisbehörden gehört nun vor Allem der 
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Laodrath. Die Besetzung des Landratbs-Amts erfolgt genau 
nach denselben Grundsätzen, wie die Besetzung der Kreis- 

Dcputirten-Stellen (141—153), so dass insbesondere von der 
Ablegiinp eines Examens irgend welcher Art nicht mehr die 
Rede ist; die Amtsdauer der Landräthe ist jedoch nicht vie 
die der Kreis • Depntirten eine dretjfthrige, sondern eine 
sechsjährige, ausserdem erhalten sie neben Diäten, Reise- 
kosten und Sportein einen Gelmlt von 000 Tlilr. iieiist 1<h) Thlr. 
als Entschädigung für einen Schreiber; Schrötter bemerkt 
aber, dass die bisherige Besoldung in der Regel nur 500 Thlr. 
Alles in Allem betragen habe, und dass 700 Thlr. auf dem 
Lande und auf dem eignen Gute mehr seien, als 1500 Thlr. 
in der Stadt; nach dem früheren Schröttei-schen Plane war 
Obrigens die Landraths-Besoldung auf 100 Thlr. mehr an- 
genommen, als nunmehr gewährt werden sollte. 

Der Landrath hatCe nun zunächst in demjenigen Bezirke, 
in welchem er wohnte, die Funktionen des Kreis-Deputirten 
wahrzunehmen (16—20. 23. 24. 84—89. 99—107. 78—83); 
er musste ausserdem die einzelnen Kreis-Deputirten in ihrer 
Geschäftsführung im Allgemeinen kontroliren, sie auf Mängel 
und Verstösse aufmerksam machen und ihnen seine Meinung 
über die Ausführung polizeilicher Maassregeln eröffnen; den 
Kreis-Deputirten blieb es zwar überlassen, ob sie darauf 
achten wollten oder nicht; fand sich in der Folge, dass die 
Kreis-Deputirten ohne überwiegende Gründe die den Vor- 
schriften und der Katur der Sache angemessenen Eröffnungen 
des Landraths unbeachtet gelassen hatten, so waren sie für 
den daraus entstehenden Nachtheil verantwortlich, der Land- 
rath aber TOrpflichtet, sobald dergleichen Nachtheil zu be- 
sorgen, den VorfaU vollständig der Provinzial-Polizei-Behörde 
anzuzeigen (38—86). 

Der Landrath hatte dann ausserdem in seiner Eigen- 
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Bchaft als Landrath im ganzen Kraise die MOiUr-Angelegen- 
helten mit Einsehlnss der Voi'spannsachen, die Regnlinmg 

und Erhebung sämmtlicher direkten Gefälle des Staats nebst 
der geliöiipen Kassenverwaltung durch die dazu geordnete 
Behörde, die Publikation aller im Kreise bekannt za machenden 
Landeagesetze und Polizei-Vorschriften, die Sammlung statisti- 
scher Nadirichten, endlich alle allgemeinen Erels-Societftts- 
Angelegenheiten, welche wegen Gefahr im Vei-zuge sofort er- 
ledigt werden mussten, oder deren Erledigung dem Land- 
raths ausdrOeklich abertragen war, zu besorgen (32). 

Bei dieser seiner Verwaltung war der Landrath antori- 
sirt, ohne ROeksieht auf anhängige Klagen, alle landesherr- 
lichen und grundherrlichoii königlichen Revenuen, Abgaben 
und Dienste zur Leistungszeit beizutreiben, sobald der Ver- 
pflichtete nicht wenigstens schon zwei Jahre hindurch sich 
im Besitz der Freiheit befand, und es nicht auf ein Vor- 
zugsrecht auf einen Dritten ankam; er mussto ferner in den- 
jenigen Fällen, wo sich die Verbindlichkeit zur Zahlung etats- 
mftssiger Reven&en auf Kontrakt zwischen dem Fiscus und 
der verpflichteten Privatperson gründete, z. B. bei den Dom&- 
nenverpaehtungen, nadi vorheriger summarischer Vernehmung 
des Weigernden, ein vorläufiges Liquidum mit Genehmigung 
der ProvinzialbehOrde festsetzen und solches einziehen; er 
hatte endlich die ErfüUung vertragsm&ssiger Verbindlich- 
keiten durch Zwangsmittel herbeizuführen, sofism sieh aus 
der Weigerung, wie z. B. bei Kriegslieferungen, ein unwider- 
bi inglicher Schaden besorgen liess, fOr welchen derWeigemde 
keinen Ki-satz zu leisten im Stande war (74—76). 

Das zweite Organ der Kreis-Verwaltung war die Kreis- 
Direktion. Dieselbe bestand unter dem Vorsitze des Land- 
raths, welcher den Stichentscheid hatte, aus sämmUichen 
Kreis-Deputirten , welche zur Theilnahme verpflichtet, und 
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aus s&mmtiichen Kreis- Assisteateii, welche zur Tbeilnahme 
bereehtigt waren. Die regelmäsagen VersammluiigeD &nden 
▼iermal jährlich statt (38- 45). 

Zum Ressort dieser Kreis- Direktions-Versammlun^r gehörte 
einerseits die Regulining und Ausführung allgemeiner Kreis- 
Societätfi-Angelegenheiten, insbesondere anch die R^gnlining 
und Verth^lnng von Societ&tslasten, andererseits die Ent- 
scheidung von Besc]i werden gegen Verfügungen und Ein- 
richtungen der Kreis-Deputirten und des Landraths in Polizei- 
nnd Kommnnal-Angelegenheiten, welche der Kreis-Direktion 
Ton der Provinzial-Polizei-BehOrde snr PrOftmg sugefertigt 
werden, sowie anch die etwa nach den Polizei -Gesetzen 
zum Ressort der Kreis-Direktion verwiesenen Fälle und 
endlich alle Gegenstände der Polizei- und Kommunal-Auf- 
sieht, bei denen die Kreis-Direktion eine Mitwirkung nöthig 
fand (46). Es wird nnn zwar ausdrllcklieh hervorgehoben, 
dass die Krds-Direktion keine Zwischen -Instanz Ober den 
Kreis - Deputiileu und Landrüthen, sondern nur ein Ple- 
num zur Einheit der Kreis- Verwaltung und einen Verei- 
nignngspunkt Ült die yersehiedenen Ansichten bilden solle 
(47), dass die Kreis-Direktion insbesondere nicht befogt 
sei , Strafverfügungen der Kreis - Deputirten aufzuheben, 
oder in die Steuer- und Militärgeschäfte des Landraths, 
sofern nicht SteuerUberbüidungen in Frage kommen, sich zu 
mischen (53—57); indessen sollen doch andererseits die Kreis- 
Deputirten verbanden sein, ihre Maassregeln in Polizei- und 
Kommunal-Angelegenheiten nach dem Beschlüsse der Kreis- 
Direktion abzuändern und zu verbessera, wie auch der Land- 
rath die Erinnerungen derselben bei SteuerQberbOrdungen 
nicht unbeachtet lassen darf; während die Kreis-Direktion 
beftigt ist, von jedem Kreis-Deputirten sowie vom Landrathe 
selbst Kechenschalt über die Geschäftsführung in allen Po- 
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^ lizei' oDd Kommonalsacheii, insbesondere auch bei den Viertel- 
Jahrs-Sitsungen zu fordern (48. 49. 54). 

Für bestimmte Geschäftszweige, die eine allß^emeine Be- 
handlung ei-fordern, wie für Wegebau, Armensachen u. s. w. 
werden von der Kreis-Direktion beständige oder temporelle 
Deputationen ernannt, deren natttrliehes Mitglied jeder Kreis- 
Deputirte innerhalb s^nes Bezirkes ist (50—52). 

In jedem Kreise und zwar in der Regel in einer Stadt, 
möglichst in der Mitte desselben, wird eine Kreis-Kasse mit 
einem Kreis-Intendanten und einem Kreis-Einnehmer errich* 
tet, welche Beide gldchrnftssig die pOnktliehe Erhebung der 
Gefälle, die unverzügliche Abführung der Ueberschflsse zur 
Provinzial-Revenuen-Kasse und die eigentliche Kassen-Ver- 
waltung zu besorgen haben, während dem Intendanten speciell 
die richtige AusmitUung und Konsignirung der Bevenuen, 
und die anderweite Regulirung der Gefälle^ dem Einnehmer 
aber die eigentliche RechnuDgsfÜhi'ung und die gewöhnliche 
Kassen-KoiTespondenz obliegt. Beide werden auf Vorschlag 
des Landratbs von der Kammer auf Lebenszeit angestellt, 
und sind dem Landrathe unteigeordnet (10. 62—68. 184. 154). 
Diese Kreis-Kasse verwaltet nun wieder gleichzeitig alle 
direkten Gefälle des Staats und säramtliche Kreis-Societäts- 
Abgaben; es tliessen dahin insbesondere auch die Forst- 
Revenuen und die Pachtgelder der Domänen (58. 60). 

Der Krttstag endlich ist zunächst die kontrolirende 
Behörde der Kreis-Direktion, des Landraths und der einzelnen 
Kreis-Depiitirten in allen Kreis-Societäts- Angelegenheiten, so 
dass demselben insbesondere die liecbnungs-Entlastung und 
die Abnahme von Neubauten, soweit es sich dabei um 
Kreismittel handelt, zusteht; er vertritt ausserdem die Ge- 
sammtheit der Kreis-Eingesessenen, sofern es sich um die 
Uebernalime neuer Lasten, Schulden und Verptiichtuugea 
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des Kreises, oder um neue Einriehtimgen handelt, worQber « 

die Kreis-Eingesessenen gehört werden sollen. Merkwürdiger- 
weise ist nun aber über die Zusammensetzung dieses Kreis- 
tags Nichts bestimmt, es wird dieserhaib lediglich auf be* 
sondere Yerordnnngen verwiesen. 

t 

d. DAS VEBHÄLTXISS DER KREIS-BEHÖRDEN GEGEN DIE 
PROVINZLVL-KAMEHAL-BEHÖRDE. 

Die Provinzial- Kamera] -Behörde ist die vorgesetzte 

Behörde der Kreis - Direktion , des Landraths und der 
Kreia-Depatirten, die also sämmtlich den Befehlen der Kam- 
mer unbedingt Folge zn leisten haben, und der Auüdcht, 
Revision und Disciplin derselben unterworfen sind. Auch 
der einzelne Departements-Rath steht in Beziehung auf die 
den Landrath und die Kreis-Deputirten betreffenden Ange- 
legenheiten in dem Verhältniss eines Revisors, der nicht 
nur von der Geschäftsführung der Lokal- und Kreis-Behörden 
Kenntniss nimmt, und von dem Erfolge seiner Revision der 
Kammer Anzeige macht, sondern dessen Anleitungen audi 
befolgt werden mOssen. Indessen soll doch der Departements- 
Rath nur in schleunigen Fällen, wo Gefalir im Verzuge ist, 
und nur bei Abwesenheit des Landraths oder Kreis-Deputirten 
unmittelbare Anordnungen in Polizei-Angelegenheiten treflfen 
(113—117). 

5. DER GEGENPLAN SCHÖNS VOM 14. NOVEMBER 
UND DIE GEGENBEMERKUNGEN SCURÖTTERS VOM 

24. NOVEMBER 1808. 

Das im Namen des General-Departements von Schön 
erstattete Votum leidet zunächst an einigen Missverständ- 

nissen des Schröttei-schen Plans, sowie auch an einigen 
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, Unrichtigkeiteii in der Darstellnng der bestehenden TerhSlt- 

nisse, die jedoch in den Gegenbemerkungen richtig gestellt, 
sind und daher hier ebenso auf sich beruhen bleiben mögen, 
wie die Nebenfragen hinsicbtiich der Besorgung der Steuer- 
nnd Domanial-Angelegenbeiten. 

SebOn nennt den Plan des ostpreussischen Proyinrial- 
Departements „ein in vieler Hinsicht sehr gutes Werk", und 
schliesst sich demselben auch in der That bei seiner Gegeu- 
Deduktion sehr eng an, die sich übrigens wiederum nur auf 
flttebtige Umrisse besehrftnkt. 

Die principiellen Differenzpunkte besogen sieb ^erseits 
auf die Bestellung der Polizei-Behörden, anderei-seits auf die 
Verbindung der Polizei- und Kommunalgeschäfte. 

In ersterer Beziehung erklärte Schön: ,,So wie die 
höchste Gewalt die Provinzial-Polizei-Officianten setet, so 
bestimmt sie auch obenein , wer die Polizei in jedem Kreise 
und jedem Orte verwalten soll/' Deragemäss bestellte der 
König ohne Weiteres den Landrath, die Kammer auf Vor- 
schlag des Landraths die Friedensrichter, der Landrath auf 
Vorschlag der Friedensrichter die Scholien, die Friedens- 
richter auf Voi-schlag der Gemeinde die Geschworenen. 

Dem gegenüber blieb Schrötter bei seiner Ansicht stehen. 
£s leide gar keinen Zweifel, dass die Bestellung der Polizei- 
Behörden ein Aosfluss der höchsten Gewalt sei, deshalb solle 
aneb die höchste Gewalt die Ordnung festsetzen, wie die 
Subjekte zu solchen Stellungen gewählt würden, und welche 
Eigenschaften sie besitzen rnttssten, hieinäcbst unter mehreren 
Subjekten die Wahl haben, und Unqualificirte Terweifen 
können. iiE& erscheint*, heisst es weiter, „aus erheblichen 
GrQnden rathsam, die Organisation der Unterbebörden in 
den Provinzen und ihre Bestellung so zu bestimmen, da^s 
die Nation an der Auswatil der Subjekte Theü nimmt, und 
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diese Behörden gewissemiasseu durch die Nation fortgepflanzt 
werden. Die Ausübung der höchsten Gewalt kann, der 
Natur der Sache nach, nicht immer in den Händen gleich 
guter Staatsbeamter sein. Die Nation bleibt aber dieselbe. 
Deshalb sind in der Auswahl der Pei-sonen zu den Unter- 
behörden weniger Fehlgriffe zu besorgen, wenn die Nation 
Theil daran hat, und die Subjekte dazu voi-schlägt, als wenn 
Solches von besoldeten Staatsdienern, welche die höchste 
Gewalt ausüben, geschieht. Ausserdem aber wird das Ver- 
trauen der Nation zur Regierung durch diese Theilnahme 
in einem hohen Grade vermehrt.'' An einer andeni Stelle 
wird noch darauf hingewiesen, dass bei solchen Stellen- 
besetzungen die höhere Behörde sich auf die untere ver- 
lassen müsse, und dass daher dieser letztern thatsächlich 
die Entscheidung anvertraut werde. Dazu komme noch, 
dass doch bisher die Stände das Recht gehabt hätten, ihre 
Kreis-Behörden zu wählen; nun sei es selbstvei-ständlich, 
dass diese Befugniss hinfort nicht auf den Adel beschränkt 
bleiben dürfe, sondern auch auf andere freie Ivlassen des 
platten Landes ausgedehnt werden müsse, welche man 
sämmtlich durch die Entziehung jener Befugniss zum höch- 
sten Missvergnügen reizen werde; die Bestellung des Land- 
raths ohne ständische Theilnahme würde auch nach dem 
natürlichen Gange der Dinge, selbst bei der gi-össten Vor- 
sicht und besten Wahl, beständige Ausstellungen, Tadel und 
Unzufriedenheit der E.ingesessenen über die angestellten 
Subjekte zur Folge haben; endlich liege es auch gar nicht 
in der Absicht des Königs den Ständen dieses Wahlrecht zu 
nehmen, da bisher alle Anträge auf interimistische Aus- 
nahmen abgeschlagen seien. 

Schön hielt indessen wie aus den in dem Schreiben vom 
13. December enthaltenen Einwendungen gegen die Schrötter- 

Ernst Meier, K^forin. 26 
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sehen GegeDbemerkungen hervorgeht, an seiner Ansieht 
fest „Ich kann es mir nieht klar denken", heisst es, ,,wie 

Jemand in einem Staate das Recht haben kann, den Re- 
präsentanten der höchsten Gewalt für die höchste Gewalt 
zu vählen. Wenn der Begierer nieht die Instrumente seiner 
Begiemng bestimmen daif, so ist er abhängiger als ein 
Wahlmonarch. Ich glaube dies widerstreitet dem Wesen 
unserer Verfassung:. Nur der König sei Herr, hat uns ein 
grosser Mann noch in seinem Testamente zugerufen, und 
dieser Ausspruch ist auch so innig mit meiner Treue gegen 
den Monarchen und meiner Einsicht verwebt« dass ich ihn 
für wahr halte.** Schliesslich giebt er aber doch anheim, 
ob es nicht mit Rücksicht darauf, dass die Officianten nicht 
ganz ihren Standpunkt kennten, rathsam sein düiite, vor der 
Hand auf einige Zeit, als Sicherheit gegen die Staatsbeamten, 
den KreiS'Eingesessenen die Wahl zu belassen. 

Die Frage wurde dann noch ganz besonders im Hinblick 
auf die gutsherrliche Polizei-Gewalt erörtert. Schrötter hatte 
anfangs geschwankt. In dem ursprünglichen Plane des 
Provinzial-Departements lag eigentlich, wie Schlutter in den 
Gegenbemerkungen geradezu sagt, die Tendenz, die Ein- 
nchtung der ortsobrigkeitlichen Gewalt nicht nur liinsicbt- 
lich der Domänen, sondern auch hinsichtlieh der RitterLälter 
ganz aufzuheben, denn es war vorgeschlagen, dass die Kreis- 
Depntirten die nächste Instanz aber der Orts-Polizei-BehOrde 
sein, und dass die Orts-Polizei vom Schulzenamte verwaltet 
werden sollte. Damit stimmte Schön natürlich überein. sein 
Votum beschritnkte sich daher nur auf den Satz: „Niemaudem 
ist das Kecht angeboren, und von Niemandem kann das 
Recht gekauft werden, die Polizei an einem bestimmten Orte 
zu verwalten/' Der Gegen plan hat demgemäss die Schulzen- 
ämter als aubualimslose Einrichtung für^die \ erwaltuug der 
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Orts-Polizei. Inzwischen hatte sich aber Schrötter die Sache 
näher überlegt. Es heisst darüber in den Gegenbemerkungen: 
„Bei nochmaliger Erwägung glaubt das Provinzial-Departe- 
ment, dass es nothwendig sei, den Guts- und Yorwerks-Be- 
sitzeni in denjenigen Orts-Polizei-Bezirken, wo die Güter 
und Vorwerke sich befinden, die Polizei-Verwaltung dergestalt 
zu tibertragen, dass sie in solchen die Stelle des Schulsen- 
amts vertreten, wie sieh solches aus der Beilage A*^ — die 
bei der Darstellung des Schrötterschen Plans bereits mit 
benutst worden ist — „näher ergiebU'' Die strenge Durch- 
führung des Schönschen Grundsatzes sei nicht mOglich. Die 
gänzliche Aufhebung jener ortsobrigkeitlichen Gewalt werde 
eine höchst ungünstige Sensation hervorrufen; man müsse 
die Lage der Gutsbesitzer, das bisheiige Yerhältniss der 
Erbunterthänigkeit und den grossen Mangel an Bildung der 
untern Volksklasse berücksichtigen, um Kollisionen mö^^lichst 
zu verhüten; insbesondere könnten, bei den ganz ver- 
schiedenen Bei-echtigungen der Rittergüter und Vorwerke 
im Vergleich mit den bäuerlichen Eingesessenen, die Dorfer 
und Güter, wie auch mehrere Dorfgemeinden in Absicht 
der Kommunal- Verwaltung nicht füglich verbunden werden. 

Schdn war dadurch doch schwankend geworden; denn 
in den Bemerkungen yom 18. December äusserte er sieb 
folgendermaassen : „Dass die gutsherrlichen Hechte, welche 
EingrüTe in die höchste Gewalt sind, au%ehoben werden, 
halte ich zwar ftkr nothwendig, allein diese Sache ist so 
wichtig, dass deren Ausfühning nur bei der vollkommensten 
Ueberzeugung von deren Nothwendigkeit rathsam ist. Es 
ist der heftigste Widerstand zu erwarten; dies wii'd zwar 
nur der Widerstand der Einzelnen sein, welche nach den 
Worten des erwähnten grossen Mannes, nicht das Volk sind, 

und deren Stimme Vichts giebt, wenn sie|BegUnstigung auf 

26* 
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Kosten der Pei-sönlichkeit von Tausenden, also aui Kosten 
von Treue und Eifer für unseren König fordert, allein nur 
bei yollem Leben in dieser Sache ist ein guter Ausgang der- 
selben zu erwarten. Viele Gutsbesitzer werden zwar da- 
durch, dass sie Friedensrichter werden, und sie die Kreis- 
Angelegenheiten unabhängig verwalten, vollkommen Ersatz 
finden, und Diejenigen, welche sich beklagen, werden da- 
durch zeigen, dass sie nicht beklagenswerth sind; aber, 
meiner Einsicht nach, lilsst sich eine solche Sache nur mit 
dem heiligsten Eifer für sie ausführen, und wenn bei den 
Ausf&hrem entfernt ein Zweifel deshalb obwaltet, so ist kein 
guter Ausgang zu erwarten; ich glaube dies ausdrücklich 
anführen zu müssen, damit mein Plan selbst dadurch seineu 
Werth behaupte." 

Der zweite Differenzpunkt betraf die Verbindung der 
Polizd- und Kommunal-Geschftfte. Der SchrOttersche Plan 
hatte eine solche ftor zulassig gehalten, insbesondere auch 
auf der Stufe der Kreis- Verwaltung; die Kreis-Direktion war 
zu gleit her Zeit Pohzei- und Konununal-Behörde; für die 
kommunalen Interessen war bei der Oiiganisation dadurch 
gesorgt, dass bei der Bildung der Kreis-Direktion eine Mit- 
wirkung des Kreistags stattfand, und dass dieser die allge- 
meinen Regeln für die Konnnunal-Verwaltung aufstellte, 
dieselbe auch kontrolirte; für die Polizei-Interessen aber 
dadurch, dass der Provinzial-Behörde neben der Mitwirkung 
bei der Bildung der Kreis^Direktion eine weitgehende Einwir- 
kung auf die Geschäftsführung belassen war. 

Dieser lebensvollen Organisation stellte nun Schön das 
abstrakte Princip entgegen: „Die Verwaltung der Kommunal- 
Angelegenheiten wird Yon der Polizei-Behörde durchaus ge- 
trennt; die Polizei-Behörden sehen nur darauf, dass sie ver- 
waltet werden." Indessen war doch Schön mit der Ver- 
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ciiii^aiii^^ l^eidorlei Funktion in der Spliäi e der Orts-Verwaltung 
ohne Weiteres einvei-standen. „Die Schulzen und Geschworenen 
verwalten zugleich die Kommunal-ADgelegenheiten, deshalb 
werden die Geschworenen gewählt'' — d. h. anf den Voi^ 
schlag der Gemeinde vom Friedensrichter bestimmt — „der 
Schulze ist von Polizeiwegen dabeL'^ Dagegen hatte die 
SchOnsche Kreis-Behörde nur die Kontrole der Ortspolizei- 
Verwaltunpr Seitens der Schulzenämter, die Beaufsichtigung 
des niedera Kouimuuaiwesens und unter Zuziehung des 
Kreishchters eine geringe Civil- und Stra^eriehtsbarkeit; 
die Schönsche Kreisbehörde war in den meisten Fällen 
der Landrath, der thatsächlich die laufende Verwaltung 
allein zu führen hatte, ausserdem dann die Ivreis-Direktion, 
die unter seinem Vorsitz aus den Friedensrichtern, also aus 
lauter ernannten Personen bestand, und sich nur ein Mal 
im Jahre versammelte. Ueber die daneben projektirte 
Organisation der Kreis-Kommunal-VerwaltUDg hat sich Schön 
nicht näher au8geq[>rochen; es heisst nur: ,,Der Kreis ver- 
waltet seine Kommunal -Angelegenheiten allein für sieh; 
der Landrath veranlasst nur die Wahl der Kommunal- 
Deputirten und unterhandelt mit ihnen allein; er hat bei 
dieser Versammlung keine Stimme, sondern nur ein Veto." 
Der Dualismus sollte sich bis zu den Kassengeschäften er- 
strecken, denn „es hängt von der Wahl der Kreis- Vertreter 
ab, ob sie ihre Geldgeschäfte dem Steuereinnehmer des 
Kreises gegen Entschädigung übertragen wollen/* 

Schrötter verwies dem gegenüber einerseits auf die 
Vermehruog der Behörden, anderei-seits daraui, dass es bei 
der Besorgung der Kreis-Kommunal- Angelegenheiten nach dem 
Schönschen Plane an einer wirksamen Scheidung der be- 
schliessenden und ausführenden Organe fehlen würde. 

In dieser Hinsicht enthalten die Schönschen Ideen 



/ 

Digitized by Google 



406 FCNFTEB ABSCfDUTT. KBSI8., POXJZEI. WD OEMEIMDE-VEBPABBUXG. 

geradezu eine Negation der Grundprincipien der Städteord- 
nung, sowie aller wahrhaften Selbstverwaltung, die seitdem 

in Deutschland zur Ausführung gekommen ist, und die ein- 
fach darauf berulit, dass gleichzeitig Staats- und Komuiunal- 
gesch&fte durch gewählte Organe besorgt werden. 

Abgesehen von diesen auf prindpielle GrOnde zurück- 
zuführenden Verschiedenheiten unterscheidet sich dann der 
Schönsche Plan von dem Schrötterschen nocli daduicli , dass 
an die Stelle der Kreis-Deputirten sog. Friedensrichter ge- 
setzt werden, die zwar wie jene unbesoldet sind und die auch 
in ähnlich gebildeten, wenn auch kleinem Bezirken amtiren 
sollen, deren Bestellung aber durch Ernennung erfolgt, und die 
hauptsilclilich dazu bestimmt sind, den einzelnen Schulzen- 
iimtern zu präsidiren. Die Sache ist so komplicirt, dass sie mit 
SchOns eigenen Worten wieder gegeben werden muss. „Das 
Schulzenamt verwaltet seine Geschäfte ohne in jedem einzelnen 
Falle beim Friedensrichter anzufragen ; es bestimmt und er- 
kennt bis auf 5 Thlr. Strafe und 8 Tage Gefilngniss mit Vor- 
behalt der Berufung auf die KreisbebOrde. Der Friedensrichter 
kann das Schulzenamt durch Ordnungsstrafen zur £iiÜUung 
seiner Obliegenheiten anhalten. Er kann und soll von der 
Verwaltung Notiz nehnieu . und kauu in jedem Falle, wo er 
will, das Präsidium fuhren. Er hat alsdann zwei Stimmen, 
und das Amt ist, wenn er da ist» vollständig, wenn nur noch 
zwei Mitglieder dabd sind. In zweifielhaften Füllen giebt 
er in Polizei^Angelegenheiten dem Schulzenamte Bath; bei 
Angelegenheiten, welche Personen verschiedener Bezirke in- 
teressiren, versammelt er ein Ober-Schulzenamt, nämlich die 
dabei interessirten Schulzen, und diese bestimmen mit ihm 
nach der Mi^jorität Der Friedensrichter ist für sich keine 
besondere Behörde, er steht als Sehulzenamts-PrKses, wie 
dieses bestimmt, unter dem Landrath. Der Friedensrichter 



Digitize 



«. DIE KBITtK Y0ICEE8. 407 

konferirt in zweifelhaften Fällen mit dem Landrath« In 
Fällen, wo Personen ans yersehiedenen Friedensrieliter- 

Distrikteu iuteressirt sind, können zwei Friedensrichter ein 
Oberschulzen-Amt halten. Der älteste Friedensrichter an 
Jahren prftsidirt dabo/^ 

Daraufhat Schrötter mit vollem Recht erwiedert : „Vom 
Friedensrichter verspricht man sich um deswillen wenig 
Wirksamkeit^ weil er für sich keine besondere Behörde bilden 
soll nnd doch nach dem ihm beigelegten Wirkungskreise 
entweder eine selbstständige oder eine Zwischenbehörde 
zwischen dem Laodrathe und Schulzenamte sein mUsste, 
wenn er wirken sollte. Sein Verhältniss ist daher zu 
schwankend nnd wird der Erwartung nicht entsprechen." 
Und an einer andern Stelle: „Die Führung des Präsidii bei 
vielen Schukenämtem wird für den noch nicht einmal für 
seine Auslagen vollständig entschädigten Friedensrichter auf 
jeden Fall sehr kostbar und lästig sein. Der Friedensrichter 
wird daher das Präsidial-Geschult bei den Schulzenilmtern 
nur selten und an wenigen Orten wirklich verrichten, dadurch 
aber aus aller Geschäftsverbindung kommen. Man wird sich 
davon überzeugen, wenn man erwägt, dass der Friedensrichter 
bei 50—100 Schulzenämtero hierzu verpHichtet sein solL 
Die Schttlzenämter werden vergebens die Eingebungen von 
ihrem Präses erwarten, und so wird der eine auf den andern 
sich verlassen.'' 

6. DIE KRITIK VINCKES. 

Dieselbe ist enthalten in der Denkschrift über die Or- 
ganisation des Polizeiwesens vom 19. MiLrz 1809 und in dem 
Promemoria betreffend die Gememde-Vertoung auf dem 

Lande vom 25. März 1809. Jene schliesst sich dem Schrötter- 
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Bchen Plane vom 13. Oktober 1808, dieses dem Schi'Otterschen 
Naehtragsplane yom 23. Noyember eng an ; in beiden werden 

die Schönschen Gegenvorschläge genau berücksichtigt. 

Hinsichtlich der Bestellung der Polizei-Behörden stellt 
sich Vincke, wohl hauptsächlich unter dem Einiluss englischer 
Anschauungsweise, prindpiell auf den Schönschen Standpunkt, 
kommt aber doch schliesslich im Resultate den Schi'Otterschen 
Aufstellungen ziemlich nahe. Denn was zuniiclist die Frage 
der gutsherrlichen PolizeigeNvalt betrifft, so geht er zwar 
davon aus, dass die Regierung sich der polizeilichen Gewalt, 
die der wesentlichste Ausfluss der exekutiven Gewalt tlberhaupt 
sei, nicht begeben könne und dass die bisherige Inkonsequenz 
nicht fortdauern dürfe. Indessen scheint es ihm. dass die 
Anwendung des Grundsatzes sich so bestimmen lasse, uud 
nach der Natur des Verhältnisses so bestimmt werden mOsse, 
dass aller Widerspruch aufhöre. Es ist nämlich semer Ansicht 
nach nicht zu billigen, dass die beiden Plane die Schulzen 
zu erkennenden, rii hteuden uud strafenden Behörden erhel)eii. 
Das sei vielmehr aus einem dreifachen Grunde unpassend. 
Zunächst liege darin in der That eine Härte gegen den 
Gutsherrn, wenn dieser, der bisher die polizeiliche Gewalt 
ausgeübt und etwa nicht die Eigenschaften oder den 
Willen hätte, das neue öchul/enamt zu übernehmeu, künftig 
einen sdner bisherigen Unterthanen als seinen Richter 
erkennen und sich von ihm bestrafen lassen müsse. Sodann 
fehle es aber auch an den zur Uebemahme eines solchen 
Richteramtes geeigneten Subjekten, selbst in Westphalen, 
wo die bäuerlichen Klassen gewiss sehr viel kultivirter uud 
verständiger, weil wohlhabender seien; wie viel mehr in 
denjenigen Provinzen, wo die Klassen,. aus denen man die 
Schulzen in der Regel nehmen müsse, meist in blosser 
Zeitpacht ständen. Endlich sei das auch eine äusserst gefähr- 
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liehe und folgewidrige Vermischang der ausführenden und 

richterlichen AVirksamkeit; der Schulze als unterste öffent- 
liche Behörde, solle die Befehle des Richters ausfüliren, er 
solle auch seine Autorität geltend machen, um liuhe zu 
erhalten, die Ruhestörer zu ergreifen; er könne aher nieht 
zu^;lei( h llichter und Kxekutant sein, er müsse das Erkennen 
dem lüchter überlassen, wie Beides auch bei den brittischen 
Schulzen geschieden sei, die Konstahles daiften nicht einmal 
Bürgschaft annehmen, sondern mttssten den Verhafteten vor 
den Friedensrii'liter führen. Wenn man nun aber die Schulzen 
auf ihre eigentliche Bestimmung ausführender Beamten be- 
schicke, so könne darin kein Gutsherr Anstoss nehmen, 
um 80 weniger, wenn man diesen bei Aufhebung der 
ratrimonialgerichtsbarkeit ein Exekutionsrecht auf koatrakt- 
mässige Forderungen einräume, wobei die Schulzen nur 
konkurrirten, wenn die Objekte zum Verkauf kämen. 

In Ansehung der Bezirks- und Kreisbeamten geht Vincke 
zwar gleichfalls davon aus, dass eigentlich die Bestellung 
nur vom Könige erfolgen könne. Dies müsse auch für die 
Folge R^I sein. Vorerst aber will er einen von anderer 
Seite vorgeschlagenen Mittelweg acceptiren, wonach der 
Landrath sofort vom Könige ohne Weiteres ernannt wird, 
während zu den Stellen der Kreis-Deputirten für die nächste 
Zeit drei tüchtige Subjekte von den Kreis-Eingesessenen 
vorgeschlagen werden, aus denen dann der König einen wählt. 

In ganz eigeothttmlicher Weise wird die Entschei- 
dung der Frage nach der Verbindung der staatlichen und 
kommunalen Funktionen auf der Stufe der Kreis -Ver- 
waltung dadurch umgangen, dass eine Kreis-Kommunal- 
Verwaltung, insbesondere neben der provinziellen Kommunal- 
Verwaltung flkr fiberflüssig erklärt wird, indem die wenigen 
Kommunitäts-Augelegenheiten der Kreise, wenigstens solange 
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als die Kms-Depatirten von den Eingesessenen priisentirt 
würden, Ton den Tierteyahrliclien Kreis-Direktions-Versamm- 
lungen mit besorgt werden könnten; .wird die Bestellung 

der Kreis-Deputirten künftig abgeändert, so kann es alsdann 
zu einigem Trost und Entschädigung gereichen, wenn be- 
sondere Kreisstftnde konstituirt werden. Je einfacher die 
Sache Jetzt ist, desto besser wird sie gelingen, wosn noch 
kommt, dass der kreisständischen Konstitution die äusserst 
schwierige Regulirung der Kreisbeitragsquoten zum Provinzial- 
bedarf, dieser die Regulirung der Kommunalquoten zum 
Kreisbedarf, beiden die Bektifikation des Steaerkatasters 
voraufgehen muss, was aber sehr weitaussehend ist.** 

In Bezug auf die speciello Organisation der Kreis- 
Behörden ist Vincke mit dem Schröttersclien Plane fast 
durchweg einverstanden und erklärt sich insbesondei-e gegen 
die SchOnschen Friedensrichter. Es sei das ein Amt, welches 
Niemand unentgeldlieh übernehmen werde, weil es nicht als 
Nebengeschäft betrieben werden könne, indem es zu be- 
ständigen Herumreisen nöthige und doch den Zweck der 
AUgegenw&rtigkeit dieser Beamten nicht erreiche. 

Er hftlt zwar formell an seinem früheren Vorschlage, 
den Kreis-Deputirten keine bestimmten Bezirke zu geben, 
sondern einer gi*össern Anzahl derselben konkurrente Juris- 
diktion im ganzen Kreise einzuräumen, fest; er ist durch die 
Bemerkung Schrötters in dem Schreiben vom 13. Oktober 
1808, dass dadurch GesehAftsverwirrung und eine schädliche 
entiregenstrebende Thätigkeit entstehen wei*de, nicht Obei-zeugt 
worden, glaubt vielmehr noch immer, dass gerade die Bin- 
dung an Ort und Zeit Unbequemlichkeiten und Konflikte 
hervorrufiBn werde; indessen er giebt schlieeslich zu, dass 
nach dem Eulturznstande der drei preussischen Begierungs- 
Departements bestimmte Distrikte notbwendig seien. Es ist 
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freilich schwer einzusehen, was die verschiedene Kulturstufe 

mit dieser Fra^re zu thun hat; Vinckfe wäre ohne das eng- 
lische Vorbild auf die Idee nie gekommen. 

Er plftdirt dann auch nochmals daf&Ti den sämmtlichen 
Kreis-Deputirten den Namen Landrath beisnlegen; dies sei 
eine bekannte, gewohnte und angesehene Benennung, sie 
brächte den Posten zu £hren, der ja eben eine Partikel des 
alten Landraths sei; die Landräthe konnten Kreis-Direktoren 
genannt werden; gegen die Bezeichnunfr Friedensrichter 
sprach er sich auf das Entschiedenste aus. Im Uebrigen 
bezweifelt er nicht, dass das Amt nach dem Schrötterschen 
Plane bald eben so sehr in Ansehen kommen, eben so sehr 
eifersüchtig gesucht werden wird, als das friedensrichterliche 
in England, weil es einen wirklichen bedeutenden Einfluss 
lind Gelegenheit zu sehr nfitzlicher Geschäftigkeit giebt, 
ohne die persönliche Unabhängigkeit zn zerstören, zur Auf- 
gebung der eigentlichen Nahrungsgewerbe zu nothigen. 

Nur mit der Kontrole des Departementsraths und mit 
der persönlichen Einmischung der Landräthe in die Bezirks- 
geschäfte ausserhalb der Quar.talversammlung ist er nicht 
einverstanden. Die \ trhandiungen dieser letztern sollen 
ttbrigens bei offenen Tharen erfolgen; die Publicität erscheint 
ihm höchst dringend, um eine öffentliche Meinung und in 
dieser eine höhere Kontrole der neuen Einrichtung zu 
schaffen. 

Auf eine ausgedehnte Polizeigerichtsbarkeit der Kreis- 
Deputirten legt er den höchsten Werth, darauf beruhe 

eigentlich die ganze Nutzbarkeit der neuen Einrichtung; 
„werden hier die Landräthe zur Null gemacht, so wird unsere 
Polizei ihre zeitige Erbärmlichkeit nicht verbessem, der 
Posten selbst «o unangenehm, dass kein freier unabhängiger 
Mann ihn wünscben kann, und dass man daiier nur Leute 
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finden wird, welche aus Eigennutz, wegen der Gelegenheit 
zu möglichem stillen Gewinne ihn annehmen. Es ist ganz 
wesentlich noth wendig, dass der Landrath aus eigener Macht, 

nacli eigener Einsicht, ohne höhere Einhebung, ohne Furcht 
vor Schadensei-satz, wo er seinem Gewissen ^renüLite. handeln 
möge, wie das Bedttrfniss des Augenblicks eifordert, sonst 
mnss das allgemeine Beste leiden.*^ Ein Rekurs an das 
Oberlandes^rericht findet nur statt, wenn die erkannten 
Straten 20 Tlilr, oder 4 Wochen Gcfiingniss oder 50 Peitschen- 
hiebe übersteigen und ausserdem feststeht, dass der Polizei- 
behörde drei Wochen zuvor die Absicht und die Gründe 
der Beschwerdeffthrung schriftlich angezeigt sind; auch muss 
der Thatliestand so angenommen werden, wie ilni die von 
von der Polizeibehörde eingeforderten \ erhandliingen ergeben; 
endlich kann bei geringem Fällen eine Aenderung nur ein* 
treten, wenn gegen , die Förmlichkeiten Verstössen worden ist 

Ueberhaupt ist Vincke ein Gegner der in dem Schrötter- 
sehen Plane, im Wesentlichen auf Grundlage der Verordnung 
vom 20. December 1808, angenommenen weitreichenden Ein- 
mischung der Justiz in die Verwaltung. J>w Staat", heisst 
es, ,,begiebt sich sehr viel, wenn er Ober die Verpflichtung 
an sich Polizeiverfbgungen zu gehorchen, den Weg Rechtens 
otl'en lAsst ; wohl nirgends ist das der Fall ; dem i)reussischen 
Staate steht solche Liberalität, so preiswüidig an sich, im 
gegenwärtigen Moment nicht wohl an; man muss von den 
meisten Reformen abstrahiren, wenn man erst untersuchen 
muss, was sie kosten. Eine Kognition der Justizbehörden 
über die Nothwendigkeit von Polizei Verfügungen wird den- 
selben wohl nirgends eingeräumt"* 

Er spricht sich insbesondere auch gegen eine nach privat- 
rechtlichen Grundsätzen zu bemessende Verantwortlichkeit 
der Beamten im Wege des Civilprozesses aus. Auf Schadens- 
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ersatz aus PolizeiverfOgangen soll nur geklagt werden können 

im Falle eines erweislich bösen Willens, nicht aber, wenn 
bloss Inthum stattland, die Absicht an sich gut war, nur in 
den strengen Förmlichkeiten nnwesentlich gefehlt worden ist 
Und er schliesst auch diese Erörterungen mit dem Hin- 
weise auf England. „Die vorbeiiierkten Grundsätze sind in 
noch weit gi'össerer Ausdehnung in England adoptirt, in dem 
Lande, wo die Heiligkeit des Eigentbums am höchsten 
respektirt wird, aber wo es dem allgemeinen Besten unter- 
geordnet ist; die principienmilssige Milde und Aengstlichkeit, 
den IndividualrUcksichten immer die allgemeinen Rücksichten 
aufeuopfem, kann nur zum Verderben führen.*' 

7. DIE KABINETS-ORDRE VOM 30. MÄRZ 1809 

Dem Ministerium Altenstein - Dohna fehlte es an der 
geistigen Kraft, um aus diesen Ans&tzen die Resultate zu 
ziehen. Gegenüber den grossartigen Anstrengungen, die 
von Stein und seinen Tlmgebunj^en auf das Werk verwandt 
worden waren, klingt das vorläutige praktische Ergebniss 
gradezu wie Ironie. 

Die Kabinets-Ordre vom 80. März 1809 lautet nftmlich 
folgendermassen : 

„Auf Euren Bericht vom 28. d. M. genehmige Ich, bis 
zur Ausfbhmng einer bleibenden bessern Organisation des 
l&ndliehen Polizeiwesens, damit wenigstens den dringendsten 
Mängeln bald abgeholfen werde, folgende einstweilige Maass- 
regeln." 

89) Acta gen. betr. die bis zur vollständigen Organisation der 
Kreis-Verwaltungs-Behörden Allerhöchst genehmigten einstweiligen Maass- 
regeln zur Abhelfung der dringendsten Mängel des ländlichen Polizei- 
wesens ; die Kab.-Ordre üudet sich übrigens bereits bei v. Bassewitz, III, 
233 ff. 
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„Den Landrftthen ist OBlt jetzt ohne Veränderung der 
KrdseintheQung auch die poliz^iehe Aufidcht über die 
Domftnenämter und diejenigen Stftdte, In welchen keine eigne 

Polizeibehurde angesetzt wird, in der Art beizulegen, dass 
die Doniänenbeamten und die Magistrate zwar die eigentliche 
AusfUhi-ung behalten, jedoch unter die Direktion der Land- 
rftthe und ihrer Geholfen konunen. Mehrere, für jeden land- 
rilthliehen Kreis, mit Beobachtung der bisherigen Form an- 
zustellende Kreis- Deputirte, ferner andere von den Land- 
räthen voi*zu6chlagende Gutsbesitzer, welche ein besonderes 
Vertrauen gemessen, unter Bestätigung der Regierung, 'in- 
gleichen die Steuerräthe, insofern sie dasu geeignet, noch 
voi-züglich thätig und kraftvoll sind, und inaktive Ofticiere 
mit sorgfältiger und vorsichtiger Auswahl der besten und 
brauchbarsten, sollen diese Gehülfen sein, durch deren gehörige 
Yertheilung in den einzelnen Kreisen, die den Oberpräsidenten 
und Regierungen fiberlassen bleibt, eine wirksame Polizei» 
Verwaltung wesentlich gefordert wird. Für die durch diese 
Einrichtung in Thätigkeit koninienden inaktiven Ofticiere 
bewillige Ich eine Remuneration täglich 16 ggl. — 1 Thlr. 
Ihr habt hiemadi das Weitere zu veritkgen.'' 

Man war mithin auf die Reformmaassregeln vor der 
Keforni, auf den Schnitterschen Anderweiteii Organi^ations- 
Plan für die vier altpreussisclien Kammer - Departements 
vom 5. März 1806 zurückgedrängt, und verzichtete sogar 
darauf, selbst diesen im ganzen Umfange durchzuführen. 
Man begnügte sich, da die Ausdehnung der landi-ftthlichen 
AVirksanikeit auf die Domänen nur für die Provinz Preussen 
Bedeutung hatte, mit der Abschalfung der Steuerräthe, die 
ohnehin durch die Städteordnung hinftllig geworden waren, 
mit der Unterstellung der kleinen Städte unter die Land- 
räthe und mit einer Vei-stärkung des landräthlicheu Pei- 
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sonals, insbesondere aaeh durch die Anstellung inaktiver 

Officiere. Letzteres war wohl die Hauptsache und sollte 
für die spätere Entwicklung noch von maassgebendstem Ein- 
flüsse sein. Preussen ist ein Militärstaat Vorläufig kam 
es übrigens dazu nicht; wenigstens nicht in der Mark, 
wo die Landriithe eiiimüthig wünschten, dass man sich da- 
rauf beschränken möge, ihnen einen oder einige Ritter- 
gutsbesitzer in der bisherigen Art gewählter Kreis -De- 
putirten beizugeben, und ihnen wegen der durch die neue 
Anordnung vermehrten Schreiberei Gelder zur Besoldung 
von Schreibgehttlfen zu bewilligen, womit sich auf den Bericht 
der Regierung zu Potsdam vom 29. September 1809 der 
Minister des Innera unterm 28. Oktober einverstanden 
erklärte. Die Städte aber wandten sich mit ihren Iviagen 
bis an den Thron, was ihnen zwar Nichts half, aber auch 
nicht verdacht werden konnte, denn bei der damaligen Or- 
ganisation bedeutete allerdings ihre Unterordnung unter die 
landräthliche Polizeiaufsicht nicht mehr und nicht weniger 
als die Herrschaft des grundbesitzenden Adels Ober die 
Städte; eine Herrschaft, die gerade ebensowenig zulässig 
ist, wie die der Städte über das platte Land, die mau 
neuerdings herbeizuführen versucht hat 

8. DEIi FlUESESCHE GESAx\lMT-PLAK 1810—1811. 

Unterdessen wurde unter Dohna in umfast^endbler Weise 
weiter gearbeitet. 

Die gesammten bisherigen Verhandlungen waren bereits 
im April 1809 an den Präsidenten Merkel in Breslau ge- 
schickt, der aueli unterm 9. Mai ein neues Gutacliten erstattete. 

Unterm 6. Juni berichtete dann Vincke. So sehr er auch 

90) V. iiassewiu I, 31 fl. III, 235. 
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bemüht gewesen sei, die getroffenen provisorischen Be- 
stimmungen wegen der Polizei-Pflege auf dem flachen Lande, 
den kleinern und mittlem Städten zu analysiren, so ftnden 
sich doch in dem Interimisticum so viele Schwierigkeiten, dass 
er angelegentlich wünsche, bald zu dem Bleibenden vor- 
schreiten können; er habe Ursache zu glauben, dass das 
gerade in der hiesigen Provinz, welche sich nahe eines halben 
Duzend sehr yorzUglicher Landräthe erfreue, die wenigsten 
Schwierigkeiten linden werde. Kv l)at daher auf kurze 
Zeit um die Schröttei-schen Pläne, das Schönsche Votum, 
das Merkeische Gutachten und seine eignen beiden Au&ätze^ 
um unter Zuziehung des Rogierungs-Direktors Maassen eine 
Zusammenkunft der besten Landrftthe zu veranstalten, mit 
denselben nochmals Alles zu prüfen, und so zu einem zweck- 
iiülssiLren Plane für die Provinz zu gelangen, dessen Keali- 
siruDg dann die Grundlage der besten bleibenden allgemeinen 
Einrichtung abgeben könnte. Es ist jedoch in den Akten 
nicht weiter davon die Rede. 

Immer cntscliiedener machten sich nun, trotz Dohnas 
abweichender Ansicht die Einflüsse fianzösisch-westphälischer 
Einrichtungen geltend. Der Prüsident Borsche, der erst 
neuerdings aus westphälischem in preussischen Dienst Qber- 
gegangen war, bildete dabei die persönliche Vermittlung. 
Eine ganze Reihe von Entwürfen liegen von seiner iiand 
bei den Akten. Und dieser Strömung entzogen sich auch 
solche Mftnner nicht, die früher in einem wesentlich andern 
Geiste gearbeitet hatten. Selbst Friese zeigt sich dadurch 
beeinflusst. Indessen sind seine Entwürfe wieder das Reifste 
und Vollendetste, was damals zu Stande gebracht worden 
ist Die GrundzOge derselben mögen daher hier eine Stelle 
'finden. 

Diese Entwürfe sind folgende. Die Grundlage bildet du 
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aus 163 Nummern bestehendes Piomenioria vom 14. November 
1810, welches mit einem Schi-eiben vom 15. November über- 
reicht worden ist Dasselbe verbreitet sich ttber die Landes- 
Eintheiliing (1—6), die Gemeinde- Verfassung (7—40), die 
Wahlbezirke (41—59), die Kreis-Vei-fassung (60—90), die 
ständische Ver&ssong (91—97), die Polizei- Verfassung (98— * 
185) und die Justiz-Verfassung (186-168). 

Dazu kommt dann ein aus 162 Paragraphen bestehen- 
der Entwurf zu einer ländlichen Gemeinde-Ordnung: vom 30. 
November 1810; ein aus 64 Paragraphen bestehender Entwurf 
zn einer Kreis-Ordnung vom 22.Deeember 1810; ein Entwurf 
zu einem organisclien Gesetze Uber die Gerichts- Verfassung 
vom 20. Apiil 1811; endlich ein aus 100 Paragraphen be- 
stehender Entwurf zu einem organischen Gesetzettber die Kreis- 
Poliza-Verfassung vom 21. April 1812, von dem bereits unterm 
7. April 1811 eine gedränirte Uebersicht eingereicht worden war. 

Ausserdem wurde noch in Aussicht gestellt eine Dekla- 
ration der Städteordnung, um diese mit der Landgemeinde- 
Ordnung in Ueberdnsthnmung zu bringen , und die durch 
Erfahiiing bereits dargelegten Mängel der Städteordnung zu 
beseitigen, eine Schulzenordnung, eine Dienst-Instruktion 
für die Landräthe, und eine solche fbr die Polizei-Präsidenten 
und Polizei- Vorsteher in den Städten **). 

a. DIE LANDGEMEINDEN UND SELBSTSTÄNDIGEN 

GÜTSBEZIRKE. 

Jede ländliche Ortschaft von einer gewissen GrSsse 

bildet eine Landgemeinde, der sich kleinere Ortschaften 

91) Die Frieseschen Entwürfe finden sich in Acta gen. die Orga- 
nisation der Kreiti-Verwaltungs- und der Polizei-Behörden des plalten 
Ltndes betr. Vol HL Aosaardem aber audi in Ada das StMttkaa»- 
len betr. die Organisation der Eommnnal- and Kreit-Yenraltang ond 
Ludgendannerie Vol. I; nur der förmliche Entwurf sa einem oiga> 
niichen Geeetie aber die Kreis^PoUiei-Verfittsang fthlt hier. 

Eritt ]I«i«r, Rtform. 87 



418 FOOTTER ABSCBlim. ntSI^, POLim» inn> OEHIIlIDB-TBBFAaBIIllO. 

und dnzelne EtablissemenlB anmscUiesseii haben, niUirend 
mehrere Landgemeinden von der vorschriftsniftssigen GrOese, 

sowie auch benachliaite Land- und Stadtgemeinde befugt 
sind, sich vertragsniässig zu einer Gemeinde zu vereinigen. 
Jede Gemeinde besteht aus Mitgliedern und Schutsverwandten; 
nothwendige Mitglieder sind sftmmtliche GrundbesitEer und 
selbstständige Gewerbtreibende , freiwillige Mitglieder die- 
jenigen P.inwohner, welche ein reines Einkommen aufweisen, 
dessen Betrag dem Einkommen aus dem geringsten Gewerbe 
der nothwendigen Mitglieder gleichkommt; alle übrigen sind 
Sehutzverwandte, unter allen Umständen Diejenigen, welche 
in einem wirklichen Dienst- oder Tagelöhner-Verhältnisse 
stehn. Die Mitglieder haben unter einander gleidie Rechte, 
und aben solche in der Regel in der Gemeinde- Versamm- 
lung aus, an deren Stelle jedoch in Gemeinden von mehr 
als 50 Mitgliedern die Gemeinde-Vertretung tritt. Die 
Bildung dieser letztem ei-folgt in der Weise, dass schon auf 
je drei Mitglieder ein Vertreter gerechnet wird, die Ge- 
sanuntzahl der Veili'eter jedoch nicht über 30 hinausgehen 
soll Die Wahl geschieht unter Berücksichtigung des Zahlen- 
verhftltnisses von Ackerbauern und Gewerbtreibenden, jedoch 
so dass bei den Wahlen der Vertreter für beide Klassen die 
ganze Gemeinde mitwirkt. Die Wahlhandlung selbst ist der 
Städteordnung möglichst nachgebildet 

Jeder Gemeinde ist ein Schulzenamt voigesetst, welches 
aus dem Sdiulzen, und aus mindestens zwei Beisitzern be- 
steht, von denen jener aus drei von der Gemeinde präsen- 
tirten, gehörig qualificirten Subjekten vom Landrath auf 
6 Jahre ernannt wird, während diese auf Vorschlag des 
Schulzen von der Gemeinde gewählt werdoi. Dieses Sehul- 
zenamt hat nun zimächst die Bestätigung und Ausfühning 
der Gemeindebeschliisse, die von demselben dann suspen- 
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dirt werden müssen, wenn sie gegen die Gesetze und poli- 
zeiliche OrdouDg lauieD, und ist ausserdem die Ortspolizel- 
BehOrde. 

Neben den Gemänden giebt es selbetständige Gntsbesirke ; 
za diesen sog. Grossgütern gehören alle diejenigen, welche 

einen Flächeninhalt von 20 Magdeburgisohen Hufen und 
eine Bevölkerung von 60 Seelen haben. Der Besitzer eines 
solchen Guts hat namentlich auch die Verwaltung der 
Ortspoliz^, vorbehaltlich der kommissarischen Wahrnehmung 
dei*selben auf seine Kosten. 

Die einzigen wesentlii hen Unterschiede dieser in allen 
Details ausgearbeiteten Landgemeinde-Ordnong von den Be- 
stimmungen des Landrechts bestehen ^pdi nur in der etwas 
modificirten Feststellung der Gtomdnde-Mitgliedsehaft, in 
der Einfülirung von Gemeindevertretungen für die grösseren 
Gemeinden und in der Aufhebung der ortsobrigkeitlichen 
Gewalt der Rittergüter ttber die Gemeinden. 

b. DIE WAHLBEZIRKE. 

Dieselben umfassen entweder mehrere Städte, Land- 
gemeinden und Grossgüter, oder mehrere Landgemeinden 
und GrossgQter, oder eine grossere Stadt» resp. Land- 
gemeinde. 

Die Bezirks- Vei-sammlung besteht aus sämmtlichen Gross- 
grundbesitzern und aus den Deputirten der Gemeinden, je 
einer auf 100 Seelen, die zu den höher Besteuerten gehören 
müssen. 

Die Bezirks -Versammlung hat lediglich die Deputir- 
ten zum Kreibtage zu wühlen und die vom Kreistage be- 
schlossenen' Lasten auf die Gemeinden uud Grossgttter zu 
repartiren. 

Der von der Bezirks-Yersammhug gewählte Wahlvor- 

27» 



Digitized by Google 



4t20 POVnBB ABMBHITT. XBBB-, FOLBD- VSD OEIIBDIDX>YSBFlflBra& 

Steher nebst zwei Besitzern bildet das Friedensgericht im 

Bezirks. 

Endlich steht auch' der Wahlbezirk in einer gewissen 
Verbindung mit der Polizei-Verwaltung. Es sollten nftailiek 
aus fünf bis acht Grossgtttem und Landgemdnden Polizei- 
Bezirke gebildet werden, mit einem aus der Zahl der Schul/en 
oder Grossgutsbesitzer vom Landrath auf ein Jahr emanDten 
Oberschulzen, der einerseits als Delegirter des Landrsüis» 
nieht als Zwischenbehörde, die Aufsicht Ober die Ortspo&ei- 
Verwaltung zu führen hatte, mit der Befugniss auf dem 
Flecke Bemedur zu schaffen , und der andererseits mit den 
Schulzen und Otossgntsbesitzem des Bezirks ein Gericht 
zur Entscheidung von Gegenständen der landwiilhscbafUichen 
Polizei bildete. Ausdrücklich wird jedoch hervorgehobea : 
n£s ist nicht nothwendig , dass die. Polizeibezirke mit den 
Wahlbezirken korrespondiren, die Polizei- und Eommunal- 
verwaltung soll ganz von einander abgesondert werden". Be- 
deutend anders üasst übrigens der Entwurf über die Kreis- 
Polizei-Veifassung Yom April 1811 die Sache auf« indenn 
danach die Wahlbezirke mit den Poliseibezirken zusammen- 
fallen , die Polizeibehörden dieser Bezirke aber die ei'jent- 
liche Ausfilhmog unter der Aufsicht des Laudraths haben« 
und auf Lebenszeit angestellte Beamte sind. 

Die Eigenschaft von Kommunalverbänden hatten die 
Wahlbezirke nicht 

C. DIE KREISE. 

Dieselben bestehn aus einer Anzahl von Wahlbezirken 
mit einer Maximal-BevölkeruDg von 15,000 Einwohnern, und 
^er Maximal-GrOsse von 24 □ Meilen; sehr grosse Gemein- 
den bilden einen Kreis für sich. 

Die Kreis- Vei-sammlung wird Seiteos der Wahlversamm- 
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lungen in der Welse gewählt, dass auf Je 1000 Seelen dn 

Kreis-Deputirter kommt; die Wahl erfolgt Seitens der ganzen 
Wahlversammlung, jedoch sollen während der ei-sten 18 Jahre 
nach Einführung der Kreis-Ordnung soviele städtische und länd- 
liche Gemeindeglieder und Grossgutsbesitzer unter den Ge- 
wählten sich befinden, als nach Verhältniss der Seelenzahl 
auf jede dieser drei Klassen im Ganzen trifft, ein Maassstah, 
bei dem natOrlich der Grossgrundbesitz nicht zu einer 
seiner Ökonomisehen Bedeutung entsprechenden Vertretung 
gelanjren konnte. Zu 'diesen Gewählten trat dann noch 
der Wahlvorsteher selbst hinzu, indem von der Klasse, zu 
welcher er gehörte, einer weniger gewählt wurde. Die 
Wählbarkeit kuQpfte sich an einen ziemlich hohen Gensus. 
Das Mandat wurde auf drei Jahre ertheilt, mit jährlicher 
Partialenieuerung zu einem Drittel Diese Kreisversamm- 
lung beschliesst nun zunächst Uber die Aufbringung der auf 
den Kreis ausgeschriebenen allgemeinen Landeslasten, sowie 
der Bedürfnisse des Kreises hinsichtlich der Polizei- und 
Justiz-Verwaltung und der darauf abzweckenden Anstalten, 
sie bestimmt Übrigens die Beiträge nur bezirksweise, die 
Subrepartition den Wahlversanimlun^^eu überlassend. Die 
Kreisversammlung ist ferner befugt, Wünsche und Vor- 
schläge Uber neue Einrichtungen oder ttber die Verbesse- 
rung bestehender, an die Regierung zu bringen ; sie ist ver- 
pflichtet die Missbräuche und Unregelmässigkeiten öffent- 
licher Beamten anzuzeigen, sie ist endlich das Organ, dessen 
sich die legislatiTe Gewalt bedient, um die öffentliche 
Meinung Uber Gesetzesvorachlflge zu hören, wenn sie soldieB 
für nöthig findet. 

Den Vorsitz der Kreisversammlung sowie die Ausführung 
der Beschlüsse hat das KreisTorsteher-Amt, welches ans dem 
yon der KreisversammluDg aus ihi-er Mitte gewählten Kreis- 
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Vorsteher (Kreis-Direktor), der das Amt für die Dauer seiner 
Kreisstaadschaft unentgeldlich venraltet, und aus den Wahl- 
Tontehern besteht, denen jedoch der Entwurf Aber die 
Ereis-Polizei-yerfiusnng vom April 1811 mehrere von der 
Kreisvei"sammlunj: ^'cwählte Beisitzer substituiit liat. 

Dieser Kreis -Kommunal -Verwaltung steht endlich die 
Staatsgewalt in der Gestalt der Kreispolizeibehörde, d. 1k 
des Landraths gegenober, der lediglich vom Staate ernannt 
wird nnd die Erfordernisse eines Regierungs- Raths haben 
muss, der niemals Mitglied der Krcisversammlung oder der 
\N ahlversauuulung sein kann, der aber den Sitzungen der 
Kreisversammlung als landesherrlicher Konunissar beiwohnt, 
und dessen Genehraigimg s&mmtliche Kreisversammlongs- 
Beschlüsse bedürfen, indem er dabei nicht bloss auf die 
Rechtmässigkeit, sondern auch auf die Zweckmässigkeit zu 
sehn hat. 

Höhere Kommnnal-Verbände soUte es überhaupt nicht 
geben. Die ganze bisherige Provinzial-Verfossung ward» 

demgemäss für gänzlich aufgehoben erklärt, mit Einschluss 
der auf dieselbe gegründeten Kommunal verliiiltnisse in An- 
sehung der landschaftlichen Kreditsysteme, der Teuer-Asse* 
knranz - Soeietäten und des Provinzial - Kriegs - Schulden- 
wesens. Nur vorläufig sollte der Status quo erhalten werden. 
Die Absonderung nach Provinzen habe dem Natiunalcharak- 
ter des Volks geschadet; sie sei eine (Quelle von Separat- 
interessen gewesen; man habe immer nur an die Provinz 
gedacht« und darüber den Staat vergessen. 



». DIB OENDIBMBBIB-BDKIT VOM 80. JUU 1812. 



423 



9. DAS GEKDARMERIE-EDIKT VOM 80. JULI 1812. 

A. DIE £NTST£HÜ2iG DESSELBEN»). 

Man hatte schon im alten Staatswesen die Erfahrung 
gemacht, dass es den Polizeiobrigkeiten an einer physischen 
Kraft gebreche, um die Befolgung ihrer Anordnungen zu 
siehem, da die Polizei-Unterbedienten, Landreuter oder wie 



92) Die nachfolgende Darstellung beruht auf folgenden Akten: 
Acta betr. die im Jahre 1807 beabsichtigte Errichtung einer Landes- 
polizei-Miliz, ingleichen die Errkfatmig einer Qendamerie im Lande 1806. 
Vot I— m, 1808—1812; YoL II und m aodi ooter der Beniehniuig: Acta 
die Eciichtiing der Oendamerie betr. — Acta des Stattakaazlers betr. 
die Organisation der Kommunal- und Kreis- Verwaltung und Land-Qen- 
darmerie Vol. I. 1810. 1811. Vol. II. 1811-1814. — Acta, die Errichtung 
der (iendarmerie betr. Vol. I- XI {2'}. März 1812 bis 21. Juni 1822); 
die V'ol. I- VI gehören dem Jahre 1812 an; die Vol. IV— XI sind für 
die Auätuhrung des Edikts von Bedeutung. — Acta betr. die Errichtung 
einer nOiMfitchen Oendamerie behoft der Grensbeaetzung YoL I. n. 
1812—1820. — Die BesdialliBnheit dieaer Alrten iat ftr die Benntaong 
ftaaaent nnbeqnem, aie siod nicht bloss nnronattndig, sondern ancb an- 
geordnet; man sucht die Materialien da, wo man sie am meisten er- 
warten sollte, in der Regel vergeben.?; es hängt das mit der Unordnung 
in der Hardenbergschen (Jeschäftstlihrung überhaupt zusammen ; in den 
Acta betr. die Errichtung einer militairischen Gendarmerie findet sich z. B. 
VoL I fol. 201 von der Hand des Staatsraths von Hippel die Notiz : n^ll^ 
Anteriore, die dem Geaetae vom SO. Juli nur Orondlage dienen, mOasen 
in den Binden des Herrn Slaataratha Schamweber aein''; an VoL II 
derselben Akten ist die Bemerkung gemacht: „Sftmmtliche hierin be- 
findlichen Aktenstücke kamen erst im Jahre 1816 zur Geheimen Registra- 
tur, und konnten nicht nach der Zeitfolge eingeschaltet werden, weil die 
vorhandenen Akten ganz hätten zerschnitten werden müssen" ; gerade in 
diesem Vol. hat sich dann eins der wichtigsten Stücke schliesslich vor- 
gefimden. — Endlich dndet aich noch in Acta gen. betr. die Organisa- 
tion der Provinaial-Polian und Finana-fiehfirden, ToL IV jenea in Beeng 
auf die beabsichtigte Umgestaltung der Regierungen bereits erwähnte 
Schreiben Schamwebers an Hardenberg vom 7. M&rz 1819, welches eine 
ausführliche Darlegung der bei Erlass des Gendarmerie-Edikts massge- 
benden Motive enthält, und erst nach Hardenbergs Tode, mittelst Schreiben 
der Minister Fürst Wittgenstein und Graf Lottum zu den Akten gelangt 
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sie sonst genannt wurden, theils zu gering an Zahl, theils 
zu wenig disciplinirt und zuYerlflssig varen, um Polizei- 
verfügungen mit Nachdruck geltend su machen, die Herbei- 
rufong militärischer Assistenz aber selbstverständlich auf 
gewisse äusserste Kothfälle best lnankt blei])en musste. 

Es war daher schon vor 1806 Seitens des Grosskanzlers 
die Errichtung einer militärisch organisirten Exekutions- 
Polizei-Anstalt, die von den Civilohrigkeiten zu allen nöthigen 
öffentlichen Zwecken gebraucht werden könnte, projektirt 
worden, und zwar in einer der französiscben Gendarmerie 
nachgebildeten Gestalt. Das Projekt fand jedoch, damals 
Widerspruch bei den übrigen Behörden, und der. Ausbruch 
des Krieges yeriiinderte dessen weitere Verfolgung. 

Aber gerade der Kiieg madite nun eine strengere 
polizeiliche Aufsicht und Maassregoln zur Erhaltung der 
Buhe und Sicherheit noth wendig. Dazu kam, dass der 
gegen die französische Gendarmerie anfangs allgemein 
herrschende Widerwille in demselben Maasse schwand, als 
man sie nilher kennen lemte. indem sie überall dem Heere 
gefolgt wai*; es halte auch nach erfolgter Okkupation auf 
Verlangen des Feindes eine Gendarmerie in sämmtlichen 
Ereiseu auf deren Kosten errichtet werden mttssen, die 
sich nach dem Urtheil der Landrftthe durchweg bewährt 
hatte, aber aus Mangel an Fonds meist bald wieder einging. 
Endlich wirkte doch auch mit, dass viele Ofhciere und 
Unterofficiere versorgt werden mussten. 

Stein hatte in dem Promemoria yom 15. Oktober 1807 

ist Es w&re nicht nnmöglich, dass sich vielleicht in den Akten dei 
Kriegs-Ministeriumfi noch nähere Angaben über den Gang, den die An- 
gelegenheit in der letzten Zeit. unmitteUmr vor dor Emanation des Edikts 
vom 30. Juli 1812 genommen liat. vorfanden. I >as Wesentliche des Hergangs 
ergiebt sich aber aus dem obigen im Geheimen biaataarchive und in der Kegis- 
tratur des Ministerioms des Innern befindliehen Material benits nr Oenfige. 
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die Enichtung einer Gendarmerie iftr sehr nützlich erklärt, 
gab aber in dem Schreiben an Schr5tter vom 27. Juni 1806 

der englischen Einrichtung unbesoldeter Ehrenämter den 
Vorzug. £st ist auffallend, wie wenig dann in den aus seiner 
Initiative hervorgegangenen Entwürfen von der ganzen Frage 
die Rede ist 

Die Angelegenheit kam erst nach Steins ROcktntt 
durch eine unterm 15. Juli 1809 an den Staatsminister 
. Grafen Dohna und an den General-Miyor SchamhorBt ge- 
richtete Rabfnets-Ordre in Fluss, vermittelst deren eine ans 
dem Oberst v. Boguslawski, dem Oberstlieutenant v. Knese- 
beck, dem Major v. Bojen, dem Geheimen Kriegsrathe 
und General-Kommissar Kbbentrop, und den Staatsräthen 
Freiherr v. Rhediger, Friese und HofTmann bestehende Kom- 
mission niedergesetzt wurde, mit dem Auftrage, einen Plan 
zur Errichtung dner Gendarmerie auszuarbeiten, ^xa eben 
dem Zwecke, wie sie in Frankreich besteht**. 

Am 20, September 1809 erstattete diese Kommission 
ihren Bericht, dem als Anlage der Entwuii einer aus 97 
Paragraphen bestehenden Verordnung wegen Errichtung einer 
Landgarde beigegeben war. Die Ansichten waren jedoch in 
der Kommission sehr auseinandergegangen. Boyen und Ribben- 
trop gaben am 25. und 26. September Separat -Vota ab, 
denen die Minorität in den von Hoffinann verfassten, am 
29. September übeiTeichten „ganz unmaassgeblichen Bemer- 
kungen" entgegentrat, denen sich Merkel im August und die 
Breslauer Regierung im Oktober durchaus anschlössen. £inig 
war man eigentlicfa nur dann, dass die Gendarmerie militä- 
risch organisirt sein, und dass die militilrische Disciplin von 
besonderen Gendarmerie-Officieren gehandhabt werden solle. 
Einen Differenzpunkt bildete aber vor Allem die Frage nach 
dem Verhftltniss der Gendarmerie zu den Polizdbehörden, 
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insbefiondere zu dem Dirigenten der EreispdIiaeL Die 11*- 
joritftt hatte sich für eine feste Unterordnung der Geodir- 

meiie ausgesprochen, in der Weise, dass jeder Kreis-I'olizei- 
Dirigent über die ihm zugetheilten Gendarmen ohne Weitanes 
disponiren kdnne, daae es a]80 keiner besondere BeqiiiiatMi 
bedürfe, und dubs der Civilbehörde auch eine Straf befugnifls 
über die Gendarmen zusUinde. Dagegen wollte Kibbentn^, 
dasB jene Behörden zur Gendarmerie des Kreises genau ii 
dasselbe Verhftltniss gesetzt werden sollten, in dem die- 
jenigen Behörden zu einzelnen Militär- Kommandos bisher 
gestanden hätten, von denen letztere zur Vollstreckung eines 
Auftrags requirirt worden wftren. Dabei war es mcht toD- 
kommen klar, ob naeh Ribbentrops Ansieht die Gendarmerie 
auch aus eigener Autorität unabhängig von der Kreis-Polizei- 
Behörde, polizeiliche Geschäfte vorzunehmen befugt sein solle: 
die Minorität las das heraus. Es kam zu sdiarfen Aes- 
einandei-setzungen. Ribbentrop hatte gesagt: „Das Ansehen 
eines Kreis-Polizei-Dirigenten gewinnt dui'ch ein Strafrecht I 
über seine Gendarmen nicht, wohl aber yerliert das Ansehia 
eines Gendarmen, wenn die erste Instanz der bttrgeilidiea 
Obrigkeit Gefängnissstrafe über ihn verhängen kann." Darauf 
erwiedei'te die Majorität mit Einschluss des Obersten v. Bo- 
guslawski: „Wir können auch der Meinung nicht beipflichtei, 
dass die Befugniss des Polizei-Dirigenten, gemeine Gendar- 
men und Unterofficiere derselben mit Verweisen und an- 
ständigem 24stündigen Arreste zu belegen, ihr militärisches 
Ehrgdhhl Temichten würde. Abgesehen davon, dass ea tigeui- 
lieh die schlechte That, und nicht die darauf folgende Strafe 
ist, welche entehrt, und dass das Ehrgefühl in allen Klassen 
der Nation, nicht in dem Militär allein herrschend bleiben 
soll, wenn dieselbe ihre Nationalrechte und ihre Selbstständig- 
keit noch ferner aufrecht erhalten soll, so ist es auch eine alle 
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Bande der iDDern Ordnung auflösende Ansicht, wenn ein so 
angesehener Officiant, als ein Kreis-Polizei-Dii'igent ist, für 

so verächtlich gehalten werden soll, dass der Gendann, der 
seine Befehle zu vollziehen bestimmt ist, sich entehrt finden 
kann, wenn er ihn durch Verweise und durch anständigen 

Arrest, welchen er doch angesehenen Civilpersonen in Sachen 
seines Amts unbedenklich auflegen kann, zur Ordnung an- 
hält.'' 

Ein weiterer Differenzpunkt besog nch auf die Frage, 

ob die Gendarmen berechtigt sein sollten auch Militär- 
personen jeden Grades, insofern sie nur nicht in einer wirk- 
lichen Dienstveirichtnng begriffen seien, wegen Veigehen 
gegen die öffentliche Ordnung anf frischer That anzuhalten, 
und sich ihrer Person dergestalt auf eine angemessene Art 
zu Tersichern, dass sie ohne Anstand vor ihre Obrigkeit ge- 
stellt werden konnten. Es war insbesondere Boyen, der eine 
solche Befugniss vom militärischen Standpunkte aus fbr voll* 
ständig unmöglich erklärte, während die Majorität auszu- 
führen suchte, dass aller Anspruch auf öffentliche Sicherheit 
prekär sein wüitie, wenn es im Staate eine Klasse von Per- 
sonen gäbe, die von der Polizeigewalt, selbst auf frischer 
That, nicht angehalten werden dürften, und dass dergleichen 
doch wenigstens dann statthaft sein müsse, wenn die Be- 
treffenden sich weigerten, Namen und Wohnung anzugeben, 
oder von der Fortsetzung des Verbrechens abzustehen. 

Eine Kabinets-Ordie vom 14. Oktober 1809 an die Staats- 
minister Freiherm v. Altenstein und Graf Dohna und an den 
General-Major v. Sehamhorst wich der Entscheidung dieser 
Principienfragen in auffallender Weise aus, forderte vielmehr 
das Gutachten des Ministeriums des Innern, obgleich die- 
ses bereits hinlänglich bei der Sache konkorrirt hatte, 
indem nicht nur die bisherigen Verhandlungen dureh das- 
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selbe geleitet waren, sondern auch zwei zu demselben ge- 
hörige Staatsr&the der Kommisnon als Mitglieder angehört 
hatten, forderte ausserdem das Gutachten der Gesetzgebungs- 
Sektion, und mahnte endlich zur Kile. Die Akten circu- 
lirten nun, was die Kabinets-Ordre gar nicht verlangt hatte, 
bei den abrigen Hinistem; der Minister des Innern extra- 
hirte Gutachten, zog Nachrichten Ober die westftlischen und 
sächsischen Einrichtungen ein, und hielt zahlreiche Kon- 
ferenzen ab. Als er dann nacli Jaliresfrist durch eine aus 
Veranlassung eines Rapports des Feldmarschalls Grafen 
Kalkreuth erlassene Kabinets-Ordre vom 6. Oktober 1810, 
dicht vor seinem Abgange, an die Einsendung des Plans er- 
innert wurde, so steckte er sich nunmehr in dem Berichte 
vom 23. Oktober liinter die Kosten, verwies auf das Milititr, 
durch welches sieb die wesentlichen Zwecke der Gendanuerie 
erreichen liessen, lobte daneben die auf einer gewissen 
Theilnähme der Gutsbesitzer beruhenden, übrigens bald wieder 
aufprehobenen, sächsischen Einrichtungen nach allen Seiten, 
Wollte aber vor der Or^^anisation nach diesem Muster ei*st 
noch „die interessanten Kesultate des bevoi-stehenden sächsi- 
schen Landtags" abwarten, und wandte sich schliesslich sogar 
an den Justiz-Minister mit dem Ersuchen um Aufhebung 
der l'ati inionial- Kriniinal-Jurisdiction , weil das die Vorbe- 
dingung der Einlülnun^ einer Gendarmerie sei. 

Unterdessen wurde das Bedürfniss immer dringender; 
auch eriioben sich von Neuem Klagen über die Beschaffen- 
heit der bestehenden Polizei- und Kreis-Verfassung überhaupt 

Sack, dem inzwisclien das Allgemeine Polizei-Departe- 
ment im Ministerium des Inuein tibertragen, und dem dabei 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht war, für die baldigste Er- 
ledigung der Organisations-Gesetzgebung Soige zu tragen, 
wandte sich an Hardenberg in mehreren dringenden Schreiben 
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vom 29. Januar, 8. Februar, 24. April, 26. September 1811, 

um dessen Zustimmung hinsichtlich des weiteren Ganges der 
Angelegenheit zu gewinnen, erhielt aber entweder gar keine 
oder sehr verspätete ausweichende Antworten. 

Im Bttreau des Staatskanzlers war man jedoch nicht 
imthätig. Es wurden hier Entwürfe ausgearbeitet, <lic den 
Zweck verfolgten, die EinricJitiintr der Gendarmerie mit der 
sonstigen Organisation auf das Engste xu verbinden. Die 
erste Spur davon findet sich in einem Gutachten Borsehes 
vom 2. März 1810, der zu dem Plane über die Errichtung 
der Geudarmehe vom 20. September 1809 bemerkt, der 
Hauptmann schiene ihm nicht genügend beschäftigt, man 
möge ihn doch an der Verwaltung der Sicherheitspolizd 
selbst, unter der Leitung des Regierungs-Prasidenten theil- 
nehmen lassen, womit sich Dohna am Rande vollkommen 
einverstanden erklarte. 

Es war nun insbesondere Schamweber, der diesen Ge- 
danken lebhaft ergriff. In der bereits erwähnten umfassen- 
den Denkschrift betreffend die Oiganisation der gesammten 
Staatsverwaltung, welche der Kabinets-Ordre vom 1. Au- 
gust 1812 zu Grunde gelegen hat, ist auch das Gen- 
darmerie-Edikt vom 30. Juli 1812 wenigstens in den Grund- 
zilgen bereits enthalten'^'). Das ganze Land mit Ausnahme 
der grössten Stftdte wird danach in 164 Kreise getheilt; 
für jeden Kreis wird ein Kreis-Direktorium, eine Kreis-Kom- 
muual-Direktion und eine Kreiskasse errichtet. Das Kreis- 
Direktorium besteht aus dem Kreis-Direktor, dem Kreisrath, 
der zugleich Kreishauptmann ist, dem Sekretär, Physikus, 
Chirurg und Superintendenten. Die Kreis-Kommunal Direktion 
besteht aus dem Kreis -Direktor, dem Kreisrichter, dem 

93) Acta betr. die veriindcrte Verfassung der obersten Staatsbe- 
hörden und die Geschattstuhrung Vol. II. 
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Superintendenten, zwei städtischen nnd vier lündliehen Depu- 

tirten, zwei Geistlichen, drei Schullehrern und einem Sekretär. 
Das Kreis-Direktorium besorgt die Polizei im weitesten Um- 
fonge mit Einschluss der Gewerbepolisei, dw TheUungsange- 
legenhelten, der Kirchen- undSchidsachen; vom Kreis-Direk- 
torinm ressortirt ansserdem der execotive Theil, insbesondere 
auch der Finanz- und Justiz- Verwaltung; derselbe wird von 
mehreren Gendarmene-Officieren und einer Anzahl von Ge- 
meinen besorgt Die Officiere sind verpflichtet, jederzeit, 
wo sie nicht ausserhalb beschäftigt sind, im BQreau mitzu- 
arbeiten. Die Kreis-Kommnnal-Direktioii hat es in der Haupt- 
sache mit der Obervormundschaft, mit Sequestrationssachen 
und mit der Abnahme von Kommunal-, Kirchen- und Schul- 
rechnungen zu thun; die städtischen und ländlichen Depu- 
tirten besorgen auch Folizei-Becherehen nach spedeller Ver- 
fügung des Kreis -Direktors. 

Scharnweber hat auch das Werk zu Ende geführt. In 
den Akt^ betr. die Errichtung einer militärischen Gendar- 
merie behufe der Grenzbesetzung Vol. II. fbl. 64 ff. findet sich 
der von seiner Hand geschriebene Entwurf, der fast wörtlich 
in dieser Fassung zum Gesetz erhoben worden ist, nur auf 
untergeordneten Punkten modihcirt durch bleistiftberaerkun- 
gen von Hardenberg und Hippel. 

Indessen wurde die Vollendung dieser Organisation nicht 
abgewartet Noch vor Erlass des Gendarmerie-Edikts ist 
durch Kabinets- Ordre vom 24. März 1812 die Errichtung 
einer Gendarmerie befohlen worden, und sofort zur Aus- 
führung gebracht, indem das Allgemeine Kriegs-Departement 
berdts durch eine am 25. März 1812 an die Generale York 
in Königsberg, Bülow in Marienwerder, Borstell in Trep- 
tow a. Ji., Kleist in Breslau, Hessen-Homburg und Kalkreuth 
in Berlin, Zieten in Neisse etc. erlassene Verfügung dieAb- 
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gäbe der ndthigeo Mannsebaften und Pferde anordnete, 
ivoran sieh eine sehr ansfübrliehe Korrespondenx über Einzeln- 

beften knüpft. Aus einem Schreiben des Chefs der Gen- 
darmerie, General-Majoi-s v. Brauchitsch vom 20. Mai geht 
hervor, dass damals die Oiganisation fttr die Knnnark bereits 
grossen Theils dnrcbgefllbrt war. 

Dabei war es vollstilndig unterblieben, ein die Rechte 
nnd Pflichten der Gendarmen näher bestimmendes Reglement, 
sowie eine Anweisung an die Behörden, eine Bekanntmachung 
an das Publikum zu erlassen. Die Breslauer, die i»ommer- 
sche, die ostpreussische Begierung fragen am 30. April, am 
2. nnd 4. Mai beim Ministerium des Innern deshalb an, 
welches aber gleichfalls von der Errichtung einer Gendar- 
merie noch nicht unterrichtet ist, und deshalb zu vei-schie- 
denen Malen an den Staatskanzler um Auskunft sieh wendet 
Dazwischen ertönen dann die Klagen des Chefe der Gen- 
darmerie, der wiederholt berichtet, dass Gendarmen that- 
sächlich gemisshandelt würden , indem Bürger und Bauern 
sich damit entschuldigten, dass sie von*keiner Gendarmerie 
etwas wUssten. AusdrOcklich mnsste der General-Postmeister 
angewiesen werden, die Gendarmerie -Sachen allenthalben 
mit der Post frei circuliren zu lassen. Das allgemeine Kriegs- 
Departement erkannte auch unteim 5. August im vollsten 
Maasse an, dass die gegenwärtige Lage der Gendarmerie 
äusserst precftr und ungttnstig sei, stellte indessen in Aus- 
sicht, dass die zur Abhilfe jenes l&stigen Verhältnisses er- 
forderliche Publikation nun mit Nächstem erfolgen werde. 
Die Formation der Gendarmerie, hiess es in einem Schrei- 
ben desselben Departements vom 3. August sei in ihrem 
ganzen Umfange bereits genehmigt, die Ausfertigung jedoch 
noch in den Händen des Staatskanzlers befindlieh. 

Letzteres war durchaus richtig. Die genehmigende Ka- 
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binets- Ordre triigt das Datum des 25. Juli und lautet 
folgrendermaasen : „Aus dem Wr Ton Ihnen gemachten Vor- 
trage wegen Verbesserung der Kreis -Verfassungen und Er- 
richtung einer Gendarmerie bin Ich sowohl von der Noth- 
wendigkeit derselben, als der Zweckmässigkeit des Plans 
▼oUstftndig aberzeugt worden, welchen Sie deshalb entworfen 
und Mir vorgelegt haben. Die nftheren Bestimmungen, welche 
aus dem Edikts- Entwurf wegen Organisation der Kreisbe- 
hörden hervorgehen, haben Meinen Beifall, weshalb Ich 
keinen Anstand nehme, dieses Edikt zu vollziehen." Das 
Edikt trftgt das Datum des 80. Juli. Die Publikation ist 
erst in der am 17. August ausgegebenen Nummer der Ge- 
setzsammlung erfolgt. 

b. DER INHALT«**). 

Das Edikt wegen Errichtung der Gendarmerie vom 

30. Juli 1812 oder, wie die abweichende Bezeichnung in der 
chronologischen Uebersicht des lietreft'enden Jahrgangs der 
Gesetzsammlung lautet , das Edikt wegen Errichtung der 
Kreis-Direktorien und der Gendarmerie ist nach der aus- 
drücklichen Erklärung im Eingange desselben zur Besei- 
tigung der Milngel erlassen worden, „welche der Wirksam- 
keit der Staatsverwaltung in Beziehung auf das platte Land 
hinderlich sind.** 

Als solche Mangel wurden gleichzeitig bezeichnet 
„die noch fortdauernde, nach Einführung allgemeiner Ge- 

94) Irgendwie maassgebende Ausführungen über den Inhalt des 
Gendarmerie- Edikts finden sich nur bei v. LancizoUe, Königthum und 
Landst&nde hi Ptraasen. BerHn 1847. 8. 179 ff. 867. und bei FOnteninm, 
PreiuaischeB Polisdrecfat Berlin 1869. 8. 107—110. Gans kmie Aenne- 
rungen ausserdem bei Manso, Geschichte des preussischen Staate Bd. 11^ 
475 481. Klose, Leben Hardenbergs S. 314. Wolzogen, Preusseni 
Ötaatsverwaltaog mit Rücksicht auf seine Verftasong. Berlin 1854. S. 86. 
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Werbefreiheit und bei gleichem Interesse ganz unbegründete 
Absonderung der kleinen städtischen Kommunen, der Städte- 
eigenthamer'^ — soll beissen deijenigen Städte, zu deren 
Kftmmerei-Vennögen Rittergüter gehörten — „der Domänen- 
ämter und rittei*schattlichen Sozietäten in Kominuiial-An- 
gelegenheiten , wie nicht minder in Absicht auf die Justiz- 
polizeiO) und Finanz- Verwaltung; der Mangel aller Reprä- 
sentation bei einigen dieser Sozietäten und die Einseitigkeit 
dei-selben bei andeni; das l'ebergewicht, welches einzelne 
Klassen von Staatsbürgern durch ihren vorherrschenden 
Einiluss auf die Offenüicben Verwaltungen aller Art haben, 
da dieser gleiehmftssig rertheilt sein sollte; die Kraft- 
losigkeit der unmittelbaren Staatsbehörden wegen unzweck- 
mässiger Theilung der Ressorts und endlich die Unzuläng- 
lichkeit der Exekutionsmittel.^ 

Das Edikt zerfällt nun in die Skizze eines unifassenden 
GesammtplaDs und in diejenigen Anurdnungen, welche so- 
gleich zur Ausfahrung kommen sollten. 

Der umfassende Gesammtplan stellt Folgendes in Aus- 
sicht; zunächst soll, sobald es die Tjiistünde gestatten, eine 
neue Landeseintheilung in Militär-Gouveru6meuts,Kegiei'UDgs- 
Departements und Kreise herbeigeführt werden; die Kreise 
erstrecken sich gleiehmässig auf Stadt und Land , nur die 
grössten Städte bilden Kreise für sich ; die Kreise sind theils 
Kommunal- Verbände, theils staatliche Verwaltungs-Bezirke; 
die Kreise als Kommunal- Verbände soUen fiberall da ein- 
treten, ,,wo die Befriedigung der Bedürfnisse der öffentlichen 
Sozietät über die Kräfte der Gemeinden hinausgeht, oder ein 
höheres mehr in das Staatsvethältniss eingreifendes Interesse 
zu gewähren ist*, sie sollen ein gemeinschaftliches Vermögen 
und eine Kasse zur Bestreitung der Tartikular-Lasten haben ; 
alle diQse das Kommunal verhältniss der Kreise angehenden 

.Ernit M«ier, Eeform* 2Ö 
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ABgetogenheiten werden durch eine ans Depntirten der Ge- 
meinden zusammengesetzte Verwaltung, unter Aufisicht, un- 
mittelbarer Leitung und Mitwirkung der Staatsbehörden 
besorgt. Die Kreise sind zugleich die Amtsbezirke der 
hier eingreifenden ersten und anmittelbar wirkenden Staats- 
behörden; ee soll derogemass in jedem Kreise dn Land- 
und Stadt^iericht, ein Kreis- Direktorium und eine Kreis- 
Rendantur bestehn. Das Kreis-Direktorium liat vorzugsweise 
die Polizei- Verwaltung als erste Landespolizei-Instanz und 
als Oberbehdrde der Gemeinde nnd Lokalpolizei, sodann die 
Aufsieht Ober die Gemeinden und Korporationen, die Kirchen- 
und Sehulangelegenheiten, das Konskriptions-, Mai-sch- und 
Einquartierungswesen, die MilitärverpÜeguug, ferner die 
Kuratel der Finanz- and Kassenverwaltung von allen Staats- 
einkOnften aas dem Kreise, die Direktion der Kreiskommu- 
nal- Verwaltung und die Handhabung der Exekutions-Mittel. 
Das Amt des Kreis-Direktoi*s wird künftig vom Staate auf- 
getragen, sodass eine Wahl desselben durch Kreisstände 
nicht mehr stattfinden und aller Repiüsentativ-Charakter 
davon getrennt sein soll Dem Krds-Direktor wird in der 
Gendaimerie eine bewaffnete Macht beigegeben, welche 
durch eine hini-eichende Anzahl von Offizieren und deren 
Theilnahme an den Bttreaugeschäften des Kreis-Direktors 
in die innigste Verbindung mit der Kreisbehörde gestellt 
und ein integrirender Thefl derselben werden, Qbrigens 
das Bedürfniss exekutiver Gewalt für alle Ressorts befrie- 
digen soll, sodass die Beibehaltung von besonderen Exe- 
kutoren der Staats- und Kommunal-Behörden fernerhin 
nicht stattfindet Endlich wird noch eine neue Kommunal- 
Ordnung verheissen, welche das gesammte Kommunalver- 
lialtniss sowohl der Kreise und Hauptstädte, als der unter- 
geordneten Gemeiudeu aui aligemeine Gesichtspunkte zurück- 
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fUhreu, Zwecke und Mittel derselben in Uebereinstimmung 
mit dem Staatszwecke bestimmen soll. 

Die Bedeutimg des Gendannerie-Edlkts liegt nun yor- 
zugsweise dann, die auf die Polizeiverfassung mit Einschluss 
der Gendarmerie bezttglicheii Theile dieses Prograiums zur 
sofortigen Verwirklichung gebracht zu haben. 

Es handelte sich dabei wesentlich um die Kreispolizei; 
indessen waren doch auch die Verhältnisse der Ortspolizei 
bei einer solchen Regelung nicht ganz bei Seite zu las- 
sen, und das führte zunächst zu einem ziemlich tiefen 
Eingiiflf in die Städteordnun?. Wenigstens die Polizei- 
Direktoren in den Hauptstädten (Stadtkreisen) und in den- 
jenigen Kreisstädten, welche besondere Polizei-Direktoren 
hatten, wurden nunmehr für alle und jede polizeilichen An- 
pelepenlieiten zu alleinii^en und unmittelbaren Verwaltern 
ernannt, so dass die von den Magistraten nach bishenger 
Verfassung ausgeübte Theilnahme nur noch unter Leitung 
des Polizei -Direktors, welcher dafür allein Terantwortlich 
blieb, stattfand; auch wurde diese Theilnahme ferner- 
bin nicht von der Gesammtheit des Magistrats, son- 
dern durch Deputationen ausgeübt, welche unter der Direk- 
tion des Polizei-Direktors stehn, in dessen Namen vei-fügen 
und im Verhältnisse zu ihm nur eine konsultative Stimme 
haben sollten; endlich wurden noch die Stadtverordneten 
für verpflichtet erklärt, in allen zum Ressort des Polizei-Direk- 
toriums gehörigen Angelegenheiten Weisungen von demselben 
anzunehmen (§§ 35, 36). Was dagegen die Ortspolizei- Ver- 
waltung auf dem Lande betrifft, so war diese auf eine sehr 
unbestimmte Weise zwischen den Dorfgerichten, den Guts- 
besitzern resp. Domänenbeamten und den Kreis- Direktoren 
verthßilt. Im Grunde war die gesanmite ortsobrigkeitliche 

Gewalt von den Gutsherrn auf die Schulz«i und Dorfge- 

28* 
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richte übertragen; den Gutsbesitzern war nnr belassen worden, 
die Polizei-Verwaltiing der Dorfgeriehte zu kontroliren, die 

wahrgenommenen Uebelstände und Missgiiffe zur Abhilfe den 
Kreis-Direktoren anzuzeigen, und die Strafanordnungen von 
diesen zu extrahiren, in dringenden Fällen jedoch auch zu 
yeilBgen und zu remediren, sodass insoweit die Schulzen 
und Dorfgeriehte schuldig waren, den polizeilichen Anord- 
nungen der Gutsbesitzer, bis auf weitere Bestimmung des 
Kreis-Direktoi-s Folge zu leisten (j;}? 39—42). 

In der Hand des Kreis-Direktors konzentrirte sich nun 
die gesammte innere Landesyerwaltung mit Ausnahme der 
sog. Landeskultur- Angelegenheiten ; die Kompetenz war dem- 
geniäss dem Geschäftsumfange nach dieselbe ^vie die der 
Kegieruugen, auf deren EntlastunL"^ os auch in der That ab- 
gesehn war. Die Bestellung des Kreis-Direktors erfolgte, 
ohne dass es einer weitem Qualifikation oder eines Examens 
bedurft hätte, auf das Gutachten der Regierung Seitens der 
obersten Staatsbehörde. Derselbe erhielt einen Gehalt von 
1200 Thlr. nebst 400 Thlr. Equipage-Geldern; sein nächster 
Gehnlfe war der Kreis-Brigadier, unter dem dann wieder 
4 — 5 berittene und unberittene Gendarmerie-Offiziere, sowie 
10 — 40 berittene und unberittene Gemeine standen. 

Das Verhilltniss der Gendarmerie zu den Polizeibehörden 
ist vom Gendarmerie-Edikt ganz im Sinne des Miyoritäts- 
Gntachtens vom 20. September 1809 festgestellt Denn nach 
§ 70 bestimmt der Kreis-Direktor diejenigen Angelegen- 
heiten , welche der Kreis-Brigadier in und ausser dem Btt- 
reau unter seiner Leitung bearbeiten soll : nach § 72 muss 
der Kreis-Brigadier überall in seiner DienstfOhrung den An- 
weisungen, Beschlossen und Instruktionen des Kreis-Direktors 
Folge leisten, welcher fttr die Gesetzmässigkeit und Zweck- 
mässigkeit der Verwaltung allein verantwortlich bleibt; nach 
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§ 76 disponirt der Kreis-Direktor uneingeschränkt über die 
Benutzung der Gendarmerie zu den vorkonnneiulen Geschäf- 
ten nicht blos im Ganzen, sondern auch durch Bestimmung 
der Personen und der Stärke der Mannschaften, welche dazu 
verwendet \Yer(len sollen, sodass also niemals eine eijrent- 
liche Requisition stattfindet; nach § 77 steht ihm die Befug- 
11188 zü, die Versehn und Vergehungen der Subaltem-Oifiziere 
und Gendarmen im Civildienste durch Zurechtweisungen und 
Verweise zu illgen, auch ^:e^2eu die erstem leichte Geld- 
strafen festzusetzen; endlich liegt es nach ^ 83 dem Kreis- 
Direktor ob, das Gendarmerie-Personal von Zeit zu Zeit zu 
wechseln. Auf der andern Seite hatte jedoch der Krds- 
Brigadier ein gesetzliches Recht darauf, den Kreis-Direktor 
in Fällen der Abwesenheit und bei solchen Vorfällen, wo 
grosse Gewaltmittel in Anwendung zu bringen und zu ordnen 
sind, z. B. bei Auflitufen und Feuersbrünsten zu vertreten 
{§ 71); er übte ferner selbstständig die Disciplin über die 
Offiziere und Gemeinen aus (§ 73), und hatte auch die Be- 
stimmung schwererer Strafen, wie Arrest, Degradation u. s. w. 

77), Beides unter der Leitung des Ober-Bngadiei-s; er 
machte auch die Voi'schläge zu den Beförderungen, denen je- 
doch jedesmal das Zeugniss des Kreis^Direktors aber die Ver- 
dienstllehkeit und Qualifikation ftkr den Cüyildienst beigelegt 
werden musste (§ 75). Der näheren Instruktion durch das 
Kriegs -Departement blieb vorbehalten, wie die Besoldung 
üquidirt, die Bekleidung besorgt, die Bewaffnung und die 
Ergänzung an Mannschaft und Pferden bewirkt, die Rap- 
porte, Listen und Berichte der Gendarmerie als Militär ein- 
gerichtet werden sollten; eine Mitwirkung des Kreis-Direk- 
tors trat jedoch insofern em, als es sich um die Beschaffung 
der Bedüi-fnisse der Gendarmerie durch die Kreise und 
Kommunen handelte (§§ 73. 74). 
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Ueber das Verhältniss der Gendarmerie zum Militär 
ist zwar in dem £dikte selbst keine ausdrückliche Feet- 
setznng getroffen worden ; indessen findet sich iii den Akten 
ein auch sonst wohl schon bekannter Parole-Befehl vom 

14. August 1814 folgenden Inhalts: „Seine Majestät der 
König haben mit Allerhöchstem Missfallen vernommen, dass 
Theile der Garnison sich in die Verordnungen der Polizei 
nicht fügen, nnd den Anordnungen der Grendarmerie, die 
erstere aufi-echt zu erhalten beordert ist, nicht folgen wollen. 
Diese Anordnungen zu befolgen, lassen Allerhöclistdieselben 
auf das Strengste befehlen, und wird Derjenige erasthaft 
bestraft, wenn dawider gehandelt wird.** Dieser Parole- 
Befehl musBte Übrigens vom Gouverneur Grafen von Tauent- 
zien unterm 21. Februar 1818 mit dem Bemerken in Er- 
innerung gebracht werden, „dass selbiger sich nicht nur 
auf die Unteroffiziere und Gemeinen, sondern auch auf die 
Offiziere bezieht''. 

Das Gendarmerie-Edikt ist aber nicht allein eine Kreis- 
Polizei-Ordnung, sondern zu gleicher Zeit auch eine Kreis- 
Kommunal-Ordnung. Die den Kreisen in dieser Hinsicht 
beigelegte Kompetenz war sehr erheblich; denn sie sollten 
allen deigenigen Bedttr&issen durch verhältnissmftssige Bei- 
trage genügen mOssen, welche entweder Ihrer Natur nach 
Lasten des Kommunalverhältnisses seien, oder vom Staate 
dafür erklärt würden. Namentlich sollten aber als Kreis- 
lasten alle diejenigen Kommunal-BedUrfnisse betrachtet wer- 
den , bei denen mehr als drei Gemeinden interessirt wären, 
oder die, obwohl sie das besondere BedOrfniss von nur drei 
oder weniger Gemeinden beträfen, doch nicht besondere 
Bequemlichkeiten und öiUiche Vortheile, sondeni ein wahr- 
haftes BedUrfoiss zum Gegenstand oder Zweck hätten, ins- 
sondere dann, wenn die Gemeinden prästationsunfäbig seien. 
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X)ieser Versuch einer Begrenzung der kommunalen Kompetenz 
des Kreisverbandes kam mm zwar über sehr vage Allgemein- 
heiten nicht hinaus, indessen war doch jedenfalls eine sehr 
bedeutende Kreis- Komiiumal -Wirthschaft in Aussicht ge- 
nommen, wie schon daraus hervorgeht, dass auch die £e- 
sebafiung der BedOifhisse für die Unterhaltung der Truppen 
(eigne und fremde) den Kreisen auferlegt wurde, indem der 
Staat das Maass und die Art der Vergütung sich vorbehielt. 
Dass es sich in der That um erbebliche Beiträge handelte« 
geht auch daraus hervor, dass Uber die Art der Aufbringung 
derselben eine besondere Verordnung angekündigt wurde 
C§§ 5-7). 

Um so mehr muss dann aber die Bildung des Or- 
gans befremden, welches zur Verwaltung dieser Ange- 
legenheiten bestimmt war. Diese sog. ^ Kreis- Verwaltung" 
bestand nämlich aus dem Kreis-Direktor als Vorsitzen- 
den, aus dem Stadtrichter in der Kreisstadt, neben welchem 
flbrigens in wichtigen Angelegenheiten auch noch der 
Justiz-Direktor des Stadtgerichts in einer Hauptstadt fun- 
giren sollte, und aus Deputirten der Gemeinden 8). 
Daran ist nun zunächst auszusetzen, dass die Zahl der aus 
dem ganzen Krdse — und derselbe behielt zunSehst den 
frühem Umfang — zu wählenden Deputirten sich auf sechs 
belief; Hippel hatte sogar an den Band geschrieben, ob nicht 
drei genOgten. Davon kamen zwei auf die Städte, zwei 
auf die Kittergutsbesitzer und zwei auf den Bauemstand. 
Die Wahlen erfolgten Seitens einer Versammlung von 
Wahlmännem, welche zu gleichen Theilen von den Städten, 
den Gutsbedtzem und den Landgemeinden deputirt wurden. 
(§ 12 — 15). Dazu kam nun noch, dass der Kreis- Direktor 
und der Justitiarius für die Gesetzmässigkeit der Beschlüsse 
dieser Krcds-Verwaltung in soweit verantwortlich waren, als 
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dieselben wider Verbotsgesetse anliefen oder den Staatfr- 
zweck gefiüurdeten. „Die Obliegenheit des Jnstiüarius ist, 
in Kolchen Fällen seine Protestation mit Anführung der 

Keelits-n-üiule schriftlich vorzulegen; die Obliegenheit des 
Kreis-Direktors, die Ausfühi-ung zu verweigern und zu unter- 
sagen, in sweifelhaften Fällen aber die Ausführung bis zur 
Entscheidung der Ober-BehOrde zu suspendiren*' (§ 11). 
Endlich waren die Kreis-Direktoren sogar berechtigt, die 
Ki'eis-Deputirten . die ihnen auch bei der Verwaltung der 
Staatsgeschäitc Hilfe zu leisten hatten, durch Zui'echtweisungen, 
VorwQife und leichte Ordnungsstrafen gleich den Subalternen 
des Büreaus zur Dienstordnung und zur ErfftUung ihrer 
Pflichten anzuhalten f§ 98). 

Die Gesammt-Tendeuz des Gendarnierie-Kdikts lasst 
sich durch Nichts rechtfertigen. Man hätte die Landräthe 
allenüftlls schon damals zu reinen Staatsbeamten machen 
können« Die Vorbedingung wäre aber gewesen, dass man 
sie statt mit Gendaimen mit Selbstverwaltungs-Aemtern und 
mit einer wirklichen Kreis- Verwaltung umgeben hätte. 

c DIE AUSFUimUNG«*). 

In dieser Beziehung muss zwischen der Organisation 
der Kreis-Polizei- und Kommunal-Verfassung auf der einen 
und der Krriehtung der Gendarmerie auf der andeni Seite 
untei*schieden werden. 

Zu einer Durchführung der ersteren ist es nicht ge- 
kommen. Auf eine Anfrage des Departements der Allge- 

95) Die oben Note 88 dtirten Akten, faisbesondere die Acte betr. 

die Errichtung der Gendarmerie Vol. IV— IX; ausserdem Acta betr. die 
AasfUhrang der in dem Edikt vom 'AO. Juli 1812 über die interimistische 
Einrichtung einer ländlichen Polizeiverwaltung enthaltenen Verordnungen : 
sowie AcUi der Inimediat-Kommissioa für die zweckmässige Oiiganisation 
der Gendarmerie 181S— 1820. 
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meinen Polizei, an dessen Spitze nunmehr Schuckmann 
getreten war, vom 19. August, wie es mit der AusfQhrung 

des am 17. Au«,nist in der Gesetzsammlunjr ersdiicnenen 
Edikts, hinsichtlich dessen ihm keine Veri'ü.Liuii,- zu.Lregangen 
sei, gehalten werden solie, bemerkte Hippel am 21. September 
zu den Akten, dass eine besondere Kommission dieserhalb 
angeordnet wäre, die auch in der That ernannt ist, aber 
keinerlei LcVicnszeidien von sich gegeben hat. 

Unterdessen machten sich von den verschiedensten Seiten 
her Bedenken geltend. Der Justiz -Minister y. Kii^h- 
eisen beklagte sich am 20. August darüber, dass in dem 
durch die Gesetzsammlung zu seiner Kaintniss gelangten 
Edikte sehr wichtige Gegenstände seines Kessorts nicht nur 
angekündigt, sondern sogar als reulisirt bezeichnet wären, 
ohne dass mit ihm darüber konferirt worden sei; insbeson- 
dere bedflrfe die Bestimmung, dass die Stadtgerichts-Direktoren 
beständige Mitglieder der Kreis-Direktionen sein sollten, 
einer Modifikation , da die Uebernahme einer solchen 
Stellung in grössern Städten wegen der Geschäftslast unmög- 
lich sei, während andere Direktoren sich zu lange im Dienste 
und zu hoch im Range befänden, um eine zweit« Stelle an- 
zunehmen ; auch gegen die üebertragung der gerichtlichen 
Exekutionen an die Gendarmerie sprach er sich aus. 

Andere EinwOrfe erhob am 4. September das neue 
Departement der hohem und Sicherheits-Polizei im Ministerium 
des Innern (?. Bttlow). 

Endlich kam auch die gerade vei^sammelte interimistische 
Kational-Repräsentiition, die man vor der Publikation gleich- 
falls nicht gefragt hatte, zum Wort Sie hatte sich bei'eits 
in einer Eingabe vom 19. August gegen das Princip des 
neuen Gesetzes ausgesprochen ; sie stellte sieh nun in einer 
zweiten Eingabe vom 26. September auf den Boden des 
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£dikts, indem sie nur solche Bestimmuiigeii monirte, welche 
entweder mit der gegebenen Grundlage in Widerspruch 
standen, oder der Ansführung hinderlich sein würden; eine 

Beschränkung, die freilich doch nicht streng festgehalten 
wurde. Insbesondere sprach man sich gegen die Aufhellung 
der Patrimonialgerichtsbarkeit (V. 1) und gegen die Ein- 
schränkung der gutshenlichen Polizei-Gewalt (§ 34. 39—42) 
aus, die Sehvleen und Dorfgerichte dörften die letztere nur 
nach den Anurdnungen der Gutsherren ausüben. Man 
\vUnschtc ausserdem, dass der Kreis-Direktor durch den 
Kreis, übrigens unter Betheilignng aller St&nde, gewählt, 
dass wenigstens dem Kreise ein Yorschlagsrecht eingeräumt 
werde^ und dass Niemand zum Kreis-Direktor ernannt wOrde, 
der nicht das Examen als Regierungs- oder Landrath be- 
standen habe (VI. § 27). Man gab femei' anheim, ob nicht 
die Kreis- Verwaltung Beschwerden gegen das Kreis-Direk- 
torium annehmen dOrfe (§ 38). Man verlangte, dass bei der 
Vertretung des Kreis-Direktors durch den Kieis-Brigadier • 
audi der erste Kreis-Deputirte zui:czogen werde 70. 71). 
Man erhob einige ganz unbedeutende Ausstellungen hinsicht- 
lich der Wahl der DepuÜrten zur Ereis-Verwaltung (§ 12—15), 
wovon die zu § 15 erhobene offenbar auf einem Missverständ- 
nisse beruht. Sehr entschieden und otVenbar mit Recht 
sprach man sich dagegen aus, dass auf Grund der Jjjj 5 und 
d alle möglichen Lasten des Staats und der Gemeinden auf 
den Kreis abgewälzt werden könnten. Endlich wurden noch 
einige kleine Monita zu den §§ 25 — 27. 45. 48. 53—59. 
60-67 gemacht, die der Mittheilung iiiclil lohnen. Bei Ge- 
legenheit des ^ 80 erinnerte man an das Edikt vom 27. Ok- 
tober 1810 und dieNeubegrandung ständischer Einrichtungen. 

Es ist trotzdem in den nächsten Monaten Sdtens der 
Regierungen mit den Vorbereitungen zur Ausführung be- 
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gönnen worden, ohne dass dieselben jedoch beim Aus- 
brach des Krieges schon ein erhebliches Resultat gehabt 
hätten; ein Erlass des Staatskanzlers vom 12. Februar 181S 

an sämmtliche Regierungs-PiUsidenten konstatirt das aus- 
drUcklich und verfügt deingemilss, dass sofort jedem Land- 
rathe zwei Deputirte des Kreises beigeordnet werden sollten, 
deren Wahl dem Kreise überlassen worden k5nne. 

Erst unterm 11. Becember 1813 erliess dann Hardenberg 
von Frankfurt aus eine weitere Verfügung an die Kegierungs- 
Präsidenten. welche die Wahl der ständischen Deputirten 
nach §§ 8—22 des Gendarmerie-Edikts anordnete. Es er- 
gingen in Folge dessen die Bekanntmachungen in den 
Amtsblättern. 

Nunmehr aber liefen so zahlreiche Gegenvorstellungen 
von Ständen und einzelnen Gutsbesitzern ein, dass man im 
Ministerium des Innern (v. BQlow) zu der Ansicht gelangte, 
dass die Ausführung zu suspendiren sei. Die Begründung 
dieser Ansicht in dem Berichte vom 23. März 1814 ist freilich 
auffallend genug. Man meinte nämlich, dass das Edikt wie 
bei einer genauen Prüfung sich ergeben habe, den Absichten 
des Staatskanzlers bei der künftigen Organisation ganz 
zuwider sei; diese Absichten gingen dahin, die Stände bei 
der Gesetzgei)ung zuzuziehen, sie aber von der Administration 
ganz auszuschliessen, und das sei auch in der Thal die ein- 
zige Art, wie Stände b^ uns bestehen könnten; nun habe 
aber das Edikt eine ganz entgegengesetzte Tendenz, indem es 
die Stände ausdrücklich mit der Administration beschäftigen 
wolle. Also die einzigen Befugnisse, welche den Kreis-f.in- 
gesesseuen bei der Verwaltung ihrer eignen Angel^enheiten 
eingeräumt waren, erschienen nunmehr bereits als zu weit- 
gehend. So weit war man ?on den Wegen Steins ab- 
gekommen. 
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WirkUch ist dann d. d. Paris 19. Ifai 1814 ene 

Kabinets- Ordre au den Staatskanzler erlassen worden 
folgendermassen lautend: „Die vieltaltigen Gegeuvorstel- 
luDgen gegen die Ausfübrang des £dikt8 vom 30. Juli 1812 
yeranlasseD Mich, Ihnen eine nochmalige PrOfimg dessdbci 
aufzutra^^en ; auch ist Mir angezeigt worden, dass dies Ihr 
eigener Vorsatz ist". 

Die definitive Aufhebung des • Gendannerie-£dükt8 iii 
erst bei Gelegenheit des Erlasses der neven Kreis-Ordmmget 
erfoljit, indem die Kreis-Ordnun*; für die Provinz Branden- 
burg vom 17. August 1825 § 22, fOi' Pommern von dem- 
selben Tage 22, far Schlesien vom 2. Juni 1827 § 24, nad 
für Preussen vom 17. Mftrz 1828, § 22 wörtlich gleichlautend 
bestimmen: „l>er Ober-Präsident der Provinz hat die m 
dem Zusammentritt der Kreisstände nach vorstehenden Voi^ 
Schriften erforderlichen VerfQgongen ungei^umt zu Teno- 
lassen, und hören mit deren Wirksamkeit die durch dis 
Gendarmerie-Kdikt vom 30. Juli 1812 angeordneten Krei^ 
Verwaltungen da, wo sie eingeführt worden, auf/' 

Inzwischen war aber bereits die von den Ministem d«r 
Finanzen und des Innern ausgearbeitete, durch Kabinets- 
Ordre vom 11. Juni 1816 genehmigte Instruktion für die 
Landr&the denselben zur vorl&ufigen Norm mitgetbeik 
worden»*). 

96) Die Eab.-Ordre vom 11. Juni 1816 lastet: „Ich geodunige 
anf den Mir von Ihnen gehaltenen Vortrag, dasi ftr die oiganinrlai 
Begiemngen nonmehr auch nnges&umt die ihnen benöthigten Krab- 
behörden errichtet werden, nnd bestimnie ngleiGh, daaa dabei nach 

folgenden Grundsätzen verfahren werden soll. — Dem für jeden Kreil 
zu bestellenden Landrathe werden als üiireau*Officianten 1 Kreis-Sekre- 
tär, der zugleich die Kalkulatur-Geschäfte besorgt, und 1 Bote, und 
als Gesundheits- Beamte 1 Kreis-Physikus und 1 Kreis-Chinirgus zu- 
geordnet. Das Kassen- Personal soll nur aus einem Kendanten and 
bei grösseren Kreis-Kassen auch aus einem Kontroleur bestehen- la 
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Dagegen gelangte die Errichtung der Gendarmerie auf 
Orand des Edikts von )812 zur vollen Ansfahrung. Es er- 
der Regel ist künftig der Landrath aus den Gutsbesitzern des Kreises 
zu wählen. I>ic vorliaiulcuen Kreisstunde lialieu dazu den Regieningen 
3 qualificirte Kandidaten in Vorschlag zu bringen und Ich selbst werde 
dflmnftchst auf den Bericht der MinigteEies des Innern and der Fi> 
naosen bestfanmen, ob und wer tob ihnen zom Landrath bestellt 
werden soll. Bei der Wahl, als anch bei den VorschlSgen moss be- 
sonders darauf gesehen werdjen, dass solche Subjekte, welche durch ir- 
gend einige praktische Dienstleistungen, sei es rils «lehiilfen der Land- 
ratbe oder bei einer Landcs-Behörde ihre Qiialitikation einig^rmassen 
bekundet haben, vorzugsweise berücksichtigt werden. Wenn si» h bei 
der Wahl nicht wenigstens zwei tadellos qualificirte Subjekte vorfinden 
sollten, so wird den Begiernngen gestattet, bei ihren Vorschlftgenf noch 
aosser den drei gewihlten Kandidaten ein IndiTidmun, welches nicht 
Gntabeaitssr, aber mit den zu einer Landrathsstelle nOthigen Erforder- 
nissen aosgerttstet ist, den Ministerien zu nennen. Da jedoch bei der 
jetzigen ersten Organisation der Kreisbebörden in den alten und neuen 
Provinzen nicht überall ein zum Landrath völlig qualificirter , mit der 
Verfassung genau bekannter Gutsbesitzer anzutreffen sein dürfte, so will 
Ich gestatten, dass daselbst für jetzt die Landratbsstellen auch dnidi 
andere sonst gehörig qnalifidrte Personen nnd insbesondere durch ver- 
diente invalide Offidere, deren Qualifikation auch ausser Zwdfial s«n 
mnss, nach vorher von mir otheilter Genehmigung, besetzt werden kön- 
nen. Ob in der Folge die sich zu Landrathsstellen meldenden Kandi- 
daten einem Kxamen bei der Ober-Examinations-Konimission in Berlin, 
oder bei den Präsidien unterworfen werden müssen, behalte ich Mir zu 
bestimnien noch vor, sowie Ich auch die Anordnungen bis zur Ausar- 
beitung eines besonderen Begnlativs und der Instruktion fBae die Laad- 
lithe, wozu dielfinisteriea die Gutachten von den B^[iemngen erfordern 
müssen, nur vorläufig machen will. Das Gehalt ftbr die Landr&the muss 
nach Massgabe der Oertlichkeit regulirt und festgesetzt werden. Im 
Allgemeinen bestimme Uh solches hiermit für diejenigen Landräthe, 
welche auf dem Lande woiineii, nach Verschiedenheit der Gegend auf 
600 bis 800 Thh-. und für Laudrathe in Städten auf öOO bis 1000 Thlr. 
Nur in grossen Stftdten, die einen eigenen Kreis Idltaiy kann dass 
Gehalt des daselbst wohnenden Landraths, wenn sich die Mimsterien 
von der Nothwendigkeit Qberzeugen , bis aut 1200 TUr. erhöht werden. 
Nach gleichen Massgaben erhält der Kreis-Sekretair und Kalkulator resp. 
400 , .500, bis 600 Thlr. Der Bote resp. 120 bis 150 Thlr. Der 
Kreis-Kassen-Rendant resp. 600, 700, 800 bis 900 Thlr., jedoch mit 
Anrechnung des Betrages seiner jetzigen Emolumente, wenn er solche 
femer bezieht, der Eontroleur 300 bis 400 Thlr, ebenfalls mit An- 
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folgte bereits im August die Anstellung der 8 Ober-Brigadien 

(Obersten und Majoi"s) für die damaligen 8 Regierungs- 
Departenients mit 1200 Thlr. Gehalt, und im Oktober die 
Anstellung der 61 Kreis-Brigadiers (Majors, Kapitäne und 
Bittmeister) mit 700—^00 Thlr., sowie der 224 Kreis-Offi- 
ciere (Stabs-Kapitäne, Stabs-Kittmefster, Premier- und Se- 
konde-Lieutenants), mit 240—300 Thlr. Gehalt und einigen 
Nebeneinnabnien ; es wurden endlich durch die Kabinets- 
Ordre vom 26. November die näheren Bestimmungen über 



rechnung etwaiger Emolumente jährlich. Das Gehalt für den Kreis- 
Physikus ingleicben für den Kreis Chirurgu» soll jedoch durchgängig 
ohne Abstufung und zwar für den Pbysikus auf 200 Thlr. und f&r dm 
Chinugos auf 100 Thlr. jlbrlieh feslgeeetst sdn. FQr den LaadraHi 
bewillige Ich ausserdem noch jilwUcili statt der sonst ttblich gewesenen 
Fuhrkosten und Diäten bei Reisen innerhalb seines Kreises resp. 150 
Thaler bis 200 Thlr. , zu Schreibmaterialien und Büreau-Kosten resp. 
50, 60 bis 80 Thlr. und endlich zur Haltung eines Schreibers 200 bis 
250 Thlr; letztere Summe jedoch nur so lange, wie es die Hienstge- 
Bchäfte nach Ihrer und des Staats •Ministerii Ueberzeugung erfordern, 
und nur ftr die Kreise, wo diese eitraordinaire WUh wiildidi noth- 
wendig ist, aoeh unter der Bedingung der wirklichen bestimmungs- 
m&ssigen Verwendung. Uehrigens haben Sie besonders darauf zu sehen, 
dass bei Besetzung dieser Subaltern-Steilen die Wartegelder-Officianten 
und die mit Ansprüchen versehenen Diätarien, sowie auch die qualifi- 
cirtcn Invaliden und freiwilligen Krieger vorzüglich berücksichtigt wer- 
den. Wenn die Krelsbehürde ihren Sitz in der Stadt hat, so kann ein 
verh&ltniBsmissiger Betrag zu Wohnungsmiethe für 2 Stuben auf den 
Kreis-Kassen-Etat gebracht werden; auf dem Lande findet aber eine 
Vergtttnng ftr Wohnungsmiethe nicht statt, auch ist eine besondere Ent- 
schädigung für Holz und Licht überall nicht zulässig. Zu den nöthigen 
Versendungen durcli reitende Boten kann der Landrath sich der (»en- 
darmerie bis zur anderweiten Bestimmung, bedienen. — Die zur Zeit 
noch in Preussen besiehenden Domänen-Intendanturen werden bei der 
neuen Organisation der Kreisbehörden sämmtlicb aufgelöst werden müssen. 
Die Litendanten können nach ihrvi tlhigkaiten anderweit angestdlt, 
deren bisherige Geschäfte aber resp. den Landrithen und Kreis- 
Kassen-Rcndanten ftbertragen werden. Ich überlasse Ihnen hiemadi die 
zur Vollbringung Meines Willens nöthigen Anordnungen au treflEu.* 
Acta betr. die Organisation der KreisbehArden. 1816. 
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die Formation, den Ersatz, den Verpflegungs-Etat, die Be- 
kleidung, die Rapporte , etc. getroffen ^^). 

Im Jahre 1813 ist zwar das Institut zeitweise insofern in 

Frage gestellt worden, als der grösste Theil der Gendannerie 
zur Landwehr ging, so dass in einigen Kreisen gar keine 
Offidere, in andern Officiere ohne Gendarmen zurttek- 
geblieben waren. Indessen wurde bereits durch die Kabine^ 
Ordre vom 16. Mai und 16. September die interimistische 
Besetzung dieser Stellen durch geeignete Militär- und Civil- 
personen angeordnet, während mit den Fortschritten des 
Krieges die Errichtung einer Gendarmerie nach den beste- 
henden Grundsätzen successive in die Militär-Departements 
zvNisehen Elbe und AVeser im September, und zwischen Weser 
und Rhein im December 1813 erfolgte, wobei, wie sich 
aus der Kabinets-Ordre vom 20. September 1814 ergiebt, 
Torzugsweise solche Offidere beracksichtigt wurden, welche 
aus der Gendannerie in die Landwehr fibergegangen waren. 

Es ist übrigens selbstvei-ständlich, dass diejenigen Be- 
stimmungen des Edikts, welche mit der sonstigen Organi- 
sation im engsten Zusammenhange standen, in Folge der 
Suspension dieser Organisation nur unvollständig zur Aus- 
fülirung gebracht werden konnten. Wie denn z. B. die den 
Kreis-Brigadiers nacli 70 zustehende Betuiiniss zur Ver- 
tretung des Landraths im Jahre 1817 von der Regierung zu 
KOsUn, unter Zustimmung des Ministers des Innern, fUr nicht 
mehr maassgebend erklärt wurde. 

97) Die sämmtlichen auf die Orfianisation und den Dienst der Gen- 
dlarmerie bezüglichen Kab.-Ordres und Erlasse des Allgemeinen Kriegs- 
Departements finden sich in YoL YIl der Acta betr. die ErrichtoDg der 
Gendarmerie, ab Anlagen an dem Schreiben dea Kriegs-DeparCementa 
Yom 27. September 1818 an den Gchehnen Staataraifa nnd CSTOgonfer- 
neur v. Klewit2 bohufs dessen Information wegen der in den Provinzen 
zwischen Elbe und Weser nach dem Muster der Prorinsen jenseits der 
Elbe zu bildenden Gendarmerie. 
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Es fehlte keineswegs an Konflikten. Namentlich konnte 

man sich militärischer Seits in die neue Einrichtung nur 
schwer hinein hnden. Der General-Major vonBülow in Königs- 
berg requirirte den Ober-Brigadier der westpreussischen Regie- 
rang 1812 wegen Ueberlassrang einer grossen Zahl Ton Gen- 
darmen nach Ostpreussen und Litthauen. Der Chef der Gendai- 
merie, General-Major von Brauchitsch beklagte sich wiederholt, 
z. B. in den Berichten an den Kri^gsminister vom 19. Febmar 
1816 und 5. April 1817 Ober das despotische Verfabren der 
Landriithe und Regierungen gegen die Gendarmen, behanp- 
tete sogar, dass die Gendarmerie-Officiere von selbstständigei 
denkenden Wesen, was sie als Soldaten in der Linie gewesen 
seien, zu Maschinen herabgesunken wären, und weigerte 
sich in dem Berichte vom 20. September 1817 sehr bestimmt, 
wegen einer von ihm beantragten ausserordentüchen Bemn- 
neration fllr Gendarmerie-Officiere sich an den Minister dtt 
Innern zu wenden , wie der Kriegsminister anheimgegeben 
hatte, da er nur in dem Kriegsminister seine und des 
Korps Instanz anerkennen und nur an ihn eine Bitte rich- 
ten könne. 

Unterdessen war es noch immer fraglich, oh das Institut 
tkberhaupt fortbestehen solle. Das Gutachten der vereinigten 
Abtheilungen des Staatsraths für die innem, Militftr- vnd 
Justiz-Angelegenheiten sprach sich im Princip fllr die Auf- 
hebung aus. Es heisst darin über das Edikt von 1812: 
„Sieht man auf die Entstehung, so hatte das Gesetz hauptsäch- 
lich nur die ausserordentlichen Verhältnisse der damaligen 
Zeit im Auge. Grosse Massen ausländischer Soldaten durch- 
zogen in allen Richtungen unseru Staat, man wai* besorgt 
vor groben Excessen, die dessen Einwohner von ihnen er* 
fahren würden. Zugleich war dieses neugeschaffene Koips 
ein AbÜuss für viele inaktive Ofticiere. So nützlich nun 
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auch die Einriehtuiig hierfür gedient haben mag« so haben 
doch nun diese Zwecke anfgehörf 

Der Abschluss ist dann durch die Verordnung über die 
anderweitige Organisation der Gendarmerie vom 30. Decem- 
ber 1820, welche die betreffenden Absehnitte des £dikts 
vom 80. Juli 1812 ausdrQeklich aufgehoben hat, sowie 
durch die gleichzeitig erlassene Dienst-Instruktion herbei- 
geführt worden®^). 

Dadurch wurde zunächst der Hl^rkungskreis der Gendar- 
merie eingeschrftnkt Insbesondere wurde der bisherige 
Antheil dei*selben an der Verwaltung selbst beseitigt, der 
Antheil der Kreis-Brigadiers an der Kreis-, der Ober- 
Brigadiers an der Bedrks-Verwaltung; dodi blieben die 
Brigadiers einerseits verpflichtet, auf Einladung des Ke- 
gierungs-Präsidenten oder Abtheilungs-Direktors in den 
Sitzungen zur gemeinschaftlichen Berathung zu erscheinen, 
andererseits berechtigt, zum Zweck einer mOndlichen ROck- 
spräche über dazu geeignete Gegenstände auf Zulassung zur 
Sitzung anzutragen (^16). Ausserdem wurde der Gendarmerie 
die Exekution in Justiz- und Steuersachen abgenommen, so 
dsss sie lediglich ein polizeiliches Yollziehungs-Organ ist, 
und auch nicht zur Besorgung von Veifügungen, zu Boten- 
und ähnlichen Diensten gebraucht werden soll (§ 12)* 

In Bezug auf Oekonomie, Disdplin und fibrige innere 
Verfassung ist die Gendarmerie militärisch organisirt, und 
unter dem Oberbefehl eines Generals als Militärchef dem 
Kriegs-Ministerium, in Bezug auf die Wirksamkeit und 
Dienstftthrung aber unter den betreffenden Civilbehörden dem 
Ministerium des Innern untergeordnet (§ 2). 

In ihren Dienstobliegenheiten steht daher die Gendarmerie 

98) OesetaammL 1821. 8. Iff. 

Eraat X«l«r. B«form. 89 
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lediglich unter den betreffenden Givilbehörden , und jedor 
einzelne Gendarm zunächst unter derjenigen, welcher er zv 

UnterstützunfT zugewiesen ist, also insbesondere unter dem 
Landrath oder der Orts-Polizei-Behörde in den Städteo. 
Diesen Behörden steht es zu, die Gendarmerie mit Xb- 
Weisungen zu versehen und zu leiten, sie, wo sie gefehlt hit 
zu belehren und zurechtzuweisen und darauf zu halten, dass 
jeder ihr zugewiesene Gendarm mit seinen Pflichten immer 
bekannter werde. Die Militär-Vorgesetzten haben daher die 
Amtsverrichtun^en der den Givilbehörden überwiesenen Gen- 
darmen nicht anders als wenn etwa bei den Dienstleistungen 
selbst ein Officier das Kommando fahrt, zu leiten ; doch sind 
in solchen Fällen auch die Officiere der Gendarmerie die 
nahern Anordnungen der Civilbehürde pünktlich zu befolgen 
vei-pflichtet 17, 18). 

Die Aufeicht wird sowohl von den Militär- als auch von 
den CivH-Vorgesetzten geftkhrt. Die Milftär-VorgeseliteB 
haben die ihnen unter^^eordneten Mannschaften zur Erhal- 
tung der militärischen Disciplin von Zeit zu Zeit zu musten, 
und dabei genau nachzusehen, ob Montirung, Pferde, Waiea 
und die übrigen dahin jrehörenden Gegenstände sich in der 
vorgeschriebenen Ordnung befinden; sie müssen aussei^dem 
die Gendarmen auch in Ansehung der Pünktlichkeit, Ange> 
messenheit und Pflichttreue in ihrer DienstfQhrung sorgfiUtig 
kontroliren. und darauf achten, dass sie den Gesetzen und 
Anweisungen der Dienstbehörde vollständig Folge leisten, 
sich danach auch bei den Givilbehörden genau erkundigen, 
und deren Bemerkungen berücksichtigen; die vorgesetzte 
Civildienstbehörde hat aber am Monatsschluss im Dienst- 
Journal zu bemerken, ob sie zufrieden gewesen, und was 
sie zu erinnern befunden (§ 16, 17. Dienst-Instruktion § 29). 

Ein disciplinarisches Strafreeht haben die Civildienst- 
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Beh5rdea über die Gendarmen nieht, da dieselben dem 
Geriditsstande des stebenden Heeres in Bezug auf gemeine 

und Dienstvergehen unterworfen sind. Wohl aber sind die 
Civildienst-Behörden befugt, wenn Zurechtweisungen nicht 
gefruchtet haben, oder bei Ungehorsam und Verletzang der 
ihnen schuldigen Achtuiig und Folgsamkeit zur Disciplinar- 
bestrafung durch den MQitär^Vorgesetzten die nöthige Ein- 
leitung zu treffen, oder bei demselben auf Abl)enifung des 
Gendarmen anzutragen; und es muss dann, sobald im ersten 
Falle die Schuld erwiesen ist, dem Antrage genügt, im zweiten 
aber die Abberufung unbedingt yeranlasst werden (§ 17). 
Die vorgesetzte Civilbehörde, insbesondere der Landrath und 
die städtische Polizeibeliörde ist endlich auch zur Einleitung 
einer vorläufigen Untersuchung, sowie nach Befinden zur 
Arretimng befugt, denmächst Jedoch verbunden die Akten 
zum weitem Verfahren dem Militär^Vorgesetzten zu über- 
senden, der seinerseits wieder den Ausfall der Untei*suchuug 
mitzutlieilen hat (i^ 11). 

Die Anstellung der Gendarmen erfolgt durch den Chef 
der Gendarmerie, die der Officiere auf seinen Vorschlag durch 
den König (§ 6). 

Die Vertheilung der Gendarmerie im Lande, insl)eson- 
dere auch die Bestimmung des Aufenthalts der Brigadiers 
ist Sache des Ministeriums des Innern, unter Rücksprache 
mit den Chef der Gendarmerie (§ 5). 

Diese Organisation ist in der That komplicirt, die na- 
türliche Folge widerstreitender Gesichtspunkte; sie hat sich 
jedoch bei gegenseitigem guten Willen sechzig Jahren in der 
Hauptsache bew&hrt 
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